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(Beginn um 9.02 Uhr) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr ge-

schätzten Kolleginnen und Kollegen!  

Ich eröffne die 63. Sitzung des Wiener Gemeinde-

rats.  

Wenn ich mich selbst nicht höre, ist der Lärmpegel 

viel zu hoch. Ich bitte, in den hinteren Reihen hinter den 

Bänken ein bisschen Rücksicht zu nehmen! Die Sitzung 

hat begonnen. – Das ist denen aber offenbar wurscht, 

die reden weiter! (Bgm Dr Michael Häupl: Ruhe!) Ich darf 

aber nicht pfeifen, sonst bekomme ich einen Ordnungs-

ruf.  

Kommen wir jetzt wieder zum Ernst zurück: Ent-

schuldigt für die heutige Sitzung sind GRin Mag Berger-

Krotsch, GRin Mag Feldmann, GR Ing Guggenbichler, 

GR Herzog, GR Mahdalik, GR Ing Meidlinger, GRin 

Meyer, GR Nepp, GRin Schubert, GR Stark, GR Dr Van 

der Bellen. - Frau VBgmin Mag Brauner ist auch ent-

schuldigt: Sie befindet sich auf Dienstreise in New York. 

(GR Mag Alexander Neuhuber: Oh!) GRin Klicka ist ab 

15 Uhr entschuldigt. Frau VBgmin Mag Vassilakou hat 

sich zwischen 10.30 Uhr und voraussichtlich 13 Uhr 

entschuldigen lassen. – Und das war‘s. Das heißt, wir 

sind heute um viele Personen reduziert. 

Ich möchte, bevor ich zur Fragestunde komme, auf 

die vorige Sitzung zurückkommen, und zwar deshalb, 

weil während dieser Sitzung für zumindest zwei Persön-

lichkeiten unseres Hauses Ordnungsrufe verlangt wur-

den. – Ich möchte dazu sagen: Ich habe auch viele Re-

den prüfen lassen, während welcher ich allerdings nicht 

Vorsitz hatte, und ich greife in die Entscheidung des hier 

jeweils amtierenden Vorsitzenden nicht ein. 

Bei dieser Diskussion im Rahmen der Dringlichen 

Anfrage gab es von GR Schicker folgende an Kollegen 

Schock gerichtete Aussage: Er meinte, Kollege Schock 

habe einen Amtsmissbrauch empfohlen. Und gegen 

diesen Begriff wurde protestiert. 

Wie sich nachträglich herausgestellt hat, hat er zu 

Recht protestiert. Ich möchte allerdings trotzdem zu-

nächst auf die Genese eingehen. 

Kollege Schicker hat auf eine Finanzausschusssit-

zung von 19. Jänner hingewiesen, bei welcher von Kol-

legen Schock empfohlen wurde, man solle bezüglich des 

Rechnungsabschlussstichtages den Termin verschieben. 

Ob es so war oder nicht, kann man nicht feststellen, 

denn es gibt kein Protokoll. Aber auch wenn es so gewe-

sen wäre, müsste ich dazu sagen, dass das trotzdem nur 

eine halbe Geschichte wäre, denn Kollege Schock hätte 

dann gleichzeitig auch einen Antrag einbringen müssen, 

weil die Frau Vizebürgermeister auf Grund der Haus-

haltsordnung verpflichtet ist, das Verwaltungsjahr einzu-

halten, und das kann nur durch einen Beschluss im 

Landtag und Gemeinderat abgeändert werden. – Ergo 

dessen geht dieser Vorwurf ins Leere, aber wenn das 

stimmen würde, gäbe es doch rechtliche Konsequenzen. 

Kollege Schicker! Ich habe es schon vorangekündigt: 

Ich muss für diese Aussage einen Ordnungsruf erteilen.  

Ich möchte aber gleichzeitig sagen – und ich habe 

das auch in der Präsidialkonferenz gesagt –: Bei Durch-

sicht der Reden habe ich festgestellt, dass sehr viel 

spekuliert wurde, und zwar auch mit Worten. Von einem 

Gemeinderat wurde vorgeworfen, dass die Frau Vize-

bürgermeister hinsichtlich der Schweizer Franken wis-

sentlich grob fahrlässig gehandelt habe: Ich wurde aller-

dings zumindest auch informiert – und das weiß man –, 

dass die Schweizer Nationalbank noch im Rahmen des 

geldpolitischen Entscheids vom 11. Dezember 2014 

versichert hat, dass am Frankenmindestkurs zum Euro 

festgehalten wird. – Das heißt: Alle, die etwas anderes 

behaupten, spekulieren auch. Und es sind viele Begriffe 

gefallen, die ich jetzt nicht erwähnen möchte. 

Im Hinblick darauf möchte ich für die heutige Sitzung 

zumindest bitten: Für manche hat der Wahlkampf schon 

begonnen. Versuchen wir nicht, den Wahlkampf hier in 

der Weise fortzuführen, dass nicht die Qualität des Wor-

tes siegt, sondern negative Worte hier im Vordergrund 

stehen. – Darauf wollte ich am Anfang hinweisen.  

Wir kommen nun zur Fragestunde.  

Die 1. Frage (FSP – 00484-2015/0001 - KVP/GM) 

wurde von Herrn GR Ing Bernhard Dworak gestellt und 

ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Auf dem Areal 

des Hörndlwaldes soll ein neues Rehabilitationszentrum 

für psychische Erkrankungen errichtet werden, was zu 

enormen Belastungen der Natur und des beliebten Nah-

erholungsgebietes vieler Wienerinnen und Wiener führen 

wird. Welches sind die nächsten Verfahrensschritte im 

Zuge der geplanten Errichtung dieses Projektes?) 

Bitte, Herr Bürgermeister 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemein-

derat, ich gehe davon aus, dass wir einander die Ge-

schichte des Areals nicht wechselseitig zu erzählen 

brauchen. Ich möchte nur auf ein von Ihnen vielleicht 

nicht hinreichend berücksichtigtes Ereignis verweisen, 

nämlich: 1952 hat im Hörndlwald die erste große IUSY-

Tagung mit 30 000 Besuchern und Teilnehmern aus 40 

Ländern stattgefunden. Das sollte nicht ganz unerwähnt 

bleiben, denn das ist wahrscheinlich die größte Veran-

staltung, die im Hörndlwald jemals stattgefunden hat. Bei 

den Fußballspielen, die dort ausgetragen wurden, gab es 

nachher mit Sicherheit wahrscheinlich nicht einmal in 

Summe so viele Zuseher! 

Nichtsdestotrotz fragen Sie mich jetzt formal nach 

den nächsten Verfahrensschritten, und daher möchte ich 

Ihnen ebenso formal antworten: Die Baubehörde wird 

nach Abgabe der noch erforderlichen Baueinreichung, 

die bis dato nicht erfolgt ist, ein Ermittlungsverfahren 

einleiten. Ob die letztlich zu treffende Entscheidung eine 

Baugenehmigung sein wird, kann ich selbstverständlich 

vor Abschluss dieses Verfahrens nicht feststellen. Da die 

Liegenschaft im Landschaftsschutzgebiet liegt, wird 

gesondert auch eine naturschutzrechtliche Genehmigung 

zu erwirken sein.  

Für die Errichtung und den Betrieb des Reha-

Zentrums sind eine Errichtungsbewilligung beziehungs-

weise in weiterer Folge auch eine Betriebsbewilligung 

nach dem Wiener Krankenanstaltengesetz erforderlich. 

In diesem Verfahren ist auch eine Bedarfsprüfung vorge-
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sehen. Ein Antrag zur Errichtung wurde bis dato noch 

nicht eingebracht.  

Wie mir berichtet wurde, ist jedoch um Vorabfeststel-

lung zur Frage des Bedarfs bereits angesucht worden. 

Sollte die Bedarfsfrage positiv abgeschlossen werden, so 

ist im darauf folgenden Errichtungsbewilligungsverfahren 

das Vorliegen der weiteren, nach dem Wiener Kranken-

anstaltengesetz erforderlichen Voraussetzungen zu 

prüfen.  

Sie sehen: Die rechtlichen Voraussetzungen sind 

noch nicht so weit gediehen, dass ich auch nur einiger-

maßen eine Einschätzung und Abschätzung geben kann.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr 

Bürgermeister. Die 1. Zusatzfrage stellt GR Ing Mag 

Dworak. – Bitte. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bun-

deshauptstadt Wien): Danke schön, Herr Bürgermeister! 

Noch einen schönen guten Morgen! 

Durch den geplanten Bau, von dem wir jetzt einmal 

ausgehen, wird der Lebensraum geschützter Pflanzen 

und Tiere vernichtet. – Sie als Biologe kennen wohl den 

Wert von geschützten Pflanzen und Tieren! – Wir wis-

sen, dass der Hörndlwald einerseits Naturschutzgebiet, 

andererseits Teil des Biosphärenparks Wienerwald und 

damit wirklich Lebensraum für viele Tiere und Pflanzen 

ist. Unter anderem wird durch einen Eingriff bekanntlich 

der seltene Schwarzspecht vertrieben, der auf dem Lo-

go, das ich hier habe, abgebildet ist, andererseits wird 

der letzte zusammenhängende Eichenwald auf Wiener 

Boden vernichtet beziehungsweise stark bedroht.  

Wie sehen Sie, Herr Bürgermeister, diesen Naturfre-

vel? – Ich darf Ihnen auch dieses Plakat hier übereignen, 

damit Sie eine gewisse Erinnerung daran haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Bitte, 

Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Sie dür-

fen versichert sein, dass mir der Schwarzspecht so sehr 

am Herzen liegt wie Ihnen, und zwar aus vielen guten 

Gründen, wie ich hinzufügen möchte, die zweifelsohne 

nicht nur zoologischer Natur sind. (Heiterkeit bei der 

SPÖ.)  

Zum Schutz von geschützten Pflanzen und Tierarten 

dient ja genau die naturschutzrechtliche Bewilligung, die 

in hohem Ausmaß auf den Artenschutz abstellt und nicht 

auf den Biotopschutz. Das ist laut meinem Diskussions-

beitrag und gleich auch für zukünftige Diskussionen, die 

wir in diesem Zusammenhang haben werden, natürlich 

die rechtliche Voraussetzung dafür.  

Die Gefährdung dieser Spechtart ist jedenfalls ein 

schwerwiegenderes Argument, als ich es gelegentlich 

auch bei den in der Zwischenzeit schon massenhaft 

vorkommenden Zieseln höre, einem ähnlichen Liebling-

stier der Politik, wie es – so hoffe ich jedenfalls – der 

Schwarzspecht nicht werden wird. – Sollte diese 

Spechtart tatsächlich gefährdet sein, so werden wir das 

im Sinne des Naturschutzes gemeinsam lösen. 

So gesehen auch hier die formale Antwort: Ja. Das 

wird im Zuge des naturschutzrechtlichen Verfahrens 

geklärt, und man wird dann das Ergebnis sehen. Ich 

werde keinen Einfluss darauf nehmen, und werde in 

diesem Verfahren auch nicht als zoologischer Fachbera-

ter auftreten. (GR Ing Mag Dworak überreicht Bgm Dr 

Michael Häupl die Tafel mit der Darstellung des 

Spechts.) Danke schön! Das freut mich sehr! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die 

Beantwortung. Die nächste Zusatzfrage stellt GR Mag 

Kasal. – Bitte schön. 

GR Mag Günter Kasal (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Guten Morgen! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): 

Herr Bürgermeister! Die Schilder werden mehr werden. 

(Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der FPÖ zeigen 

Schilder mit der Aufschrift: „Bauverbot Landschafts-

schutzgebiet Hörndlwald“.)  

Bitte, Herr Kollege Kasal. 

GR Mag Günter Kasal (fortsetzend): Guten Morgen, 

Herr Bürgermeister! 

Wir haben schon die Schlagworte „Naturdenkmal“, 

„Landschaftsschutzgebiet“ und „Biosphärenpark“ gehört. 

Und Sie selbst haben die tollen Veranstaltungen damals 

im Hörndlwald erwähnt. Ich brauche Ihnen darüber, 

glaube ich, nicht referieren. 

Der Status quo sieht so aus, dass „Pro Mente“ selbst 

den Standort als elftbesten Standort für die Gesund-

heitseinrichtungen im Rahmen einer Bürgerversammlung 

vorgestellt hat. Wir wissen, dass es bessere Standorte 

gibt: Es gibt einen Standort am Rosenhügel. Das gesam-

te Geriatriezentrum Am Wienerwald steht leer. Unlängst 

wurde in der Joseph-Lister-Gasse ein Grundstück ver-

kauft beziehungsweise seitens der Stadt Wien verwertet, 

und zwar oberhalb des Schwesternheimes, das auch 

besser gewesen wäre.  

Herr Bürgermeister! Meine Frage lautet: Wenn „Pro 

Mente“ erkennt, dass man im Landschaftsschutzgebiet 

beziehungsweise im Biosphärenpark, also an diesem 

Standort, nicht unbedingt Gebäude dieser Größe errich-

ten sollte: Sind Sie bereit, zu unterstützen, dass aus dem 

Baurechtsvertrag ausgestiegen und in der Folge eine 

Umwidmung in Grünland vorgenommen wird?  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bür-

germeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst: Ich freue mich 

sehr, dass Sie diesen IUSY-Kongress als eine großartige 

Veranstaltung bezeichnen! Das wird wahrscheinlich in 

der lange zurück liegenden Erinnerung möglicherweise 

verklärt sein, wiewohl ich mir nicht vorstellen kann, dass 

Sie 1952 an einem solchen Kongress teilgenommen 

haben könnten! Das kann ich mir nicht einmal für mich 

vorstellen, denn ich war damals zwei Jahre alt! – Wie 

dem auch immer sei, jedenfalls freut mich Ihre Bemer-

kung. 

Wenn Sie die Frage stellen, ob ich mir vorstellen 

kann, dass ich, wenn „Pro Mente“ einen anderen Stand-

ort bevorzugen würde, dafür sorgen werde, dass man 

sich von diesem Standort zurückzieht, so ist diese Frage 

relativ leicht zu beantworten: Ich werde mit Sicherheit 

niemanden zwingen, dort zu bauen, wo er eigentlich 

nicht will! 

Aber Sie können auch sicher sein, dass ich „Pro 

Mente“ fragen werde, welcher Standort aus ihrer Sicht 
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dann der erstbeste ist. Das würde mich auch interessie-

ren! Ich habe zwar aufmerksam Ihre Rede dazu in der 

Gemeinderatsdebatte und auch die Antworten darauf 

gelesen, bin aber aus dem Ganzen nur mäßig schlau 

geworden. Aber Sie können sicher sein, dass ich den 

Bauwerber fragen werde, welcher denn nun der erstbes-

te Standort wäre! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die letz-

te Zusatzfrage stellt GR Ing Mag Dworak. – Bitte. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bun-

deshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Ich wurde 

informiert, dass der Leiter der MA 37 im Juni 2014 ge-

genüber „Pro Mente“ formuliert haben soll – und das 

Wort soll möchte ich betonen –, dass er den Bau in der 

vorliegenden Form akzeptieren werde. – Es gibt aber 

bekanntermaßen bis heute keine Einreichpläne bezie-

hungsweise wirklich exakten Pläne, und eine Zustim-

mung, ohne dass es eine gültige Vorlage gibt, ist nicht 

möglich  

Jetzt hat der Architekt von „Pro Mente“ in der Bürger-

versammlung vom 20. Jänner gesagt, man habe unter 

Ausnutzung von Tricks hinsichtlich der Bauordnung 

versucht, dieses Projekt einzureichen: Es soll 2 unterirdi-

sche Ebenen, also unter Niveau, und 2 Ebenen oberhalb 

Niveau geben, um auf die gemäß Bauklasse I begrenzte 

Höhe von 6,5 m hinzukommen.  

Wie sehen Sie die Zusage eines Behördenleiters, 

ohne dass ein gültiges Projekt vorliegt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bür-

germeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Die Aussage sehe ich gar 

nicht! Ich weiß, nachdem ich ihm lange angehöre, dass 

dieses Haus immer schon voll von Gerüchten gewesen 

ist. Abgesehen davon interessiert es mich auch nicht. Es 

gibt Verfahren dazu, die mit einem rechtsgültigen Ergeb-

nis enden, und damit Punkt und aus, und das war es.  

Dazu, dass ein Trick im Hinblick auf die Bauordnung 

dabei ist, wenn man zwei Untergeschoße baut: Ich habe, 

ehrlich gesagt, schon trickreichere Tricks gesehen als 

diesen Trick! Wenn aber der Herr Architekt das so sieht 

dann, dann würde ich, ehrlich gesagt, wenn ich von „Pro 

Mente“ wäre, den Architekten wechseln! – Aber das ist 

ein ungebetener Ratschlag, den ich selbstverständlich 

nicht gegeben habe. 

Also: Es gibt bei rechtsgültigen Verfahren ein Ergeb-

nis, und was irgendwo geschwätzt wird, ist ehrlich gesagt 

nicht mein Interesse. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr 

Bürgermeister, für die Beantwortung der 1. Frage. (Bei-

fall bei der SPÖ) 

Die Galerie wird heute besucht von Mitgliedern der 

Jungen ÖVP: Herzlich willkommen im Gemeinderat! 

(Allgemeiner Beifall.) 

Die 2. Frage (FSP - 00481-2015/0001 - KGR/GM) 

wurde von Herrn GR Senol Akkilic gestellt und ist an den 

Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 

Bildung, Jugend und Information und Sport gerichtet. 

(Liegt der Bericht zur Evaluierung der Wiener Kinder- 

und Jugendarbeit vor?)  

Bitte Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Einen wunderschö-

nen Vormittag auch von meiner Seite! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Sie fragen mit 

nach dem Bericht zur Evaluierung der Wiener Kinder- 

und Jugendarbeit. Wie Sie wissen, hat der Wiener Ge-

meinderat auch eine entsprechende Evaluierung be-

schlossen, und seit wenigen Tagen liegt dieser Bericht 

jetzt auch vor. Er ist allen Fraktionen bereits zugegan-

gen.  

Was waren die grundlegenden Überlegungen betref-

fend diesen Bericht? – Schlicht und ergreifend: Wien 

wächst, das wissen wir alle, und damit verändern sich 

natürlich auch die Herausforderungen im Bereich der 

Daseinsvorsorge und im Bereich des Umgangs mit 

Diversität, mit den Ansprüchen an Lebensqualität und 

natürlich auch mit den Ansprüchen an eine moderne 

Verwaltung.  

Deshalb wurde der Auftrag zur Evaluierung der au-

ßerschulischen „Jugendarbeit 2015+“ mit dem Ziel der 

nachhaltigen Absicherung der Angebote der außerschu-

lischen Jugendarbeit gegeben. Dazu sollte in einem 

ersten Schritt eine Ist-Zustands- und Bedarfsanalyse 

erfolgen, deren Ergebnisse, wie gesagt, nun seit weni-

gen Tagen vorliegen.  

Was wurde untersucht? – Die Wiener Kinder- und 

Jugendarbeit umfasst eine sehr breite und vielfältige 

Palette an Angeboten und Aktivitäten für Kinder und 

Jugendliche in der Stadt, die sich sehr stark voneinander 

unterscheiden. Es macht aber eben die Bedeutung der 

Jugendarbeit in der Stadt maßgeblich aus, dass es hier 

kein standardisiertes Angebot gibt, das sozusagen ein-

fach über die gesamte Stadt darübergelegt wird, sondern 

dass die Angebote in der Angebotspalette durchaus 

unterschiedlich sind, indem sie sich an regionalen und 

sozial-räumlichen Gegebenheiten und an den Lebensla-

gen der Zielgruppen orientieren. 

Im Rahmen des Auftrags zur Evaluierung der „Ju-

gendarbeit 2015+“ wurde daher eine Kategorisierung der 

unterschiedlichen Angebotsformen vorgenommen und 

auch in Form eines entsprechenden Leporellos bereits 

präsentiert. Auf Basis dieser Einteilung wurden vornehm-

lich die offenen Angebote sowie die gemeinwesenorien-

tierten Angebote und spezielle und überregionale Ange-

bote der Wiener Kinder- und Jugendarbeit berücksichtigt.  

In Kooperation mit L&R Sozialforschung und EDV-

technischer Unterstützung wurde ein Monitoringsystem 

aufgebaut und installiert, mittels dessen über zwei Mona-

te, nämlich im Juni und im November 2013, Informatio-

nen zu zentralen Leistungs-, Finanz- und Personalkenn-

zahlen gesammelt wurden. Ergänzend zur Ist-Analyse 

ausgewählter Angebote wurde auch eine Befragung von 

NutzerInnen über die Inanspruchnahme von Angeboten 

durch Kinder und Jugendliche eingegeben.  

Ergänzend wurden demographische und sozioöko-

nomische Daten seitens der MA 18 zur Verfügung ge-

stellt, die im Sozialraumatlas die räumliche Verteilung 

von entsprechenden Bedarfslagen aufzeigen. Dabei geht 

es letztendlich um den Ausbildungsstand von Jugendli-

chen und um die Frage, wie sich Altersgruppen über 
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Wien verteilen, damit man die verschiedenen Daten im 

Endeffekt auch miteinander verschneiden kann.  

Was sind die ersten Ergebnisse? – Sie liegen, wie 

gesagt, seit wenigen Tagen vor, und wir werden sicher-

lich noch Zeit haben, über diese Vielzahl von Ergebnis-

sen, die sich in dieser Studie finden, intensiv zu diskutie-

ren.  

Maßgeblich ist aber: Im vorliegenden Bericht wird 

das hohe Niveau der Kinder- und Jugendarbeit durch 

einige beeindruckende Zahlen und Fakten entsprechend 

belegt. So wurden im Erhebungsjahr über 100 000 Per-

sonen unter 27 Jahren von den Maßnahmen der Kinder- 

und Jugendarbeit in der Stadt erreicht, davon 61 000 

Burschen und junge Männer und 42 000 Mädchen und 

junge Frauen. 

Die Zielgruppe der Kinder bis 9 Jahre beziehungs-

weise zwischen 10 und 14 Jahren mit insgesamt fast 

33 000 beziehungsweise 34 000 gezählten Köpfen ist 

besonders stark vertreten. Es wird also bei der Kinder- 

und Jugendarbeit ganz maßgeblich der Bereich der 

Kinder beziehungsweise der jüngeren Jugendlichen 

unmittelbar erreicht. Insgesamt wurden im entsprechen-

den Erhebungsmonat 12 969 Stunden bei den ausge-

wählten Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit für die 

Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen gezählt. Im 

November waren es 9 725. Warum die Differenz? – Im 

Sommer besteht natürlich ein ganz maßgeblicher Unter-

schied hinsichtlich der Angebote der offenen Jugendar-

beit. Dabei wurden im Juni 189 086 Kontakte erzielt, im 

November waren es 94 160. Insgesamt wurden von der 

MA 13, Fachbereich Jugend, im Zusammenhang mit den 

geförderten Angeboten 2,047 Millionen entsprechende 

Kontakte im Jahr 2013 erreicht. 

Die Finanzierung erfolgt zu 70 Prozent aus zentralen 

Mitteln, aber immerhin – und dafür an dieser Stelle ein 

großes Danke auch an die Bezirke! – zu 26 Prozent aus 

den Bezirksbudgets, und nur ein kleiner Anteil der Finan-

zierung setzt sich aus Spenden, Sponsorgeldern oder 

sonstigen Einnahmen zusammen. Der Bund bezie-

hungsweise die Europäische Union sowie andere Ma-

gistrate spielen als subventionierende Stellen eher eine 

untergeordnete Rolle. 

Rund 55 Prozent davon werden für Indoor-Angebote 

der Offenen Kinder- und Jugendarbeit aufgewendet, für 

die Outdoor-Aktivitäten sind es gemeinsam rund 32 

Prozent, davon 14 Prozent für die fixen Angebote und 18 

Prozent für entsprechende flexible Angebote, 10 Prozent 

werden für überregionale Angebote und 3 Prozent für 

gemeinwesenorientierte Angebote aufgewendet. 

Insgesamt waren knapp 800 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter im Jahr 2013 im Rahmen der Offenen Kinder- 

und Jugendarbeit tätig, 640 davon als unmittelbar päda-

gogische MitarbeiterInnen. Der Frauenanteil liegt bei 57 

Prozent und zeigt sich auf allen Ebenen, im Bereich der 

Geschäftsleitungen, der pädagogischen MitarbeiterInnen 

und im Bereich von Verwaltung und Support; überall 

zeigt sich ein sehr ähnliches Bild. 

93 Prozent – und auch das ist sehr erfreulich und 

zeigt letztendlich den Stellenwert der Kinder- und Ju-

gendarbeit – der in diesem Bereich Beschäftigten arbei-

ten in Form eines Angestelltenverhältnisses. Freie 

Dienstverträge und Werkverträge spielen eine nur sehr 

untergeordnete Rolle. Und wir wissen, dass gerade auch 

international immer wieder sehr gelobt wird, dass wir hier 

in Wien die Jugendarbeit letztlich auch aus Dienstneh-

mersicht tatsächlich gut absichern und es sich hier nicht, 

wie in vielen anderen Bundesländern, um freie Dienst-

verträge handelt, sondern wirklich um entsprechende 

Angebote.  

Dass die Nähe des Wohnortes von entscheidender 

Bedeutung für die Inanspruchnahme eines Angebots der 

Kinder- und Jugendarbeit ist, zeigen die Ergebnisse der 

Befragung der Kinder und Jugendlichen: Immerhin 75 

Prozent der befragten Kinder und Jugendlichen gaben 

an, ihr Wohnort würde sich in unmittelbarer Nähe zum 

Befragungsort befinden. Dieser hohe Anteil an Kindern 

und Jugendlichen, welche Angebote in unmittelbarer 

Wohnnähe in Anspruch nehmen, spricht eben für ein 

sehr breites und flächendeckendes Angebot in Wien. Bei 

den 25 Prozent, die im Hinblick auf die Inanspruchnahme 

der Angebote angaben, dass sie weiter weg wohnen, 

zeigte sich, dass es sich überwiegend um ältere Jugend-

liche handelt. Dabei spielen aber vielfach auch Motive 

wie Ticketkauf, Einholung von Informationen über 

Events, also die Angebote von wienXtra, eine maßgebli-

che Rolle.  

Was sind jetzt unsere Schlussfolgerungen daraus? – 

Keine Frage: Durch soziodemographische Faktoren, 

gesellschaftlichen Wandel und ein größeres Angebot an 

ganztägigen Schulformen, aber zum Beispiel auch durch 

Angebote wie Förderung 2.0 kommt es zu maßgeblichen 

Veränderungen im Freizeitverhalten und auch bei der 

Bedarfslagen der Zielgruppen. So verändert etwa ein 

größeres Angebot an ganztätigen Schulformen natürlich 

dieses Freizeitverhalten. Und das zeigt sich auch an 

einer geringeren Beteiligung von Mädchen ab dem Ju-

gendalter einerseits, aber auch an der steigenden Nach-

frage betreffend Angebot für Kinder und Teenies in der 

kalten Jahreszeit sowie an einer größeren Anzahl an 

jungen Erwachsenen, die sich vermehrt im öffentlichen 

Raum beziehungsweise in den Einrichtungen aufhalten 

und aktiv die Unterstützung der Jugendarbeit einfordern.  

Man darf nie vergessen: Für uns geht es im Bereich 

der Jugendarbeit nicht nur um Freizeitgestaltungsmaß-

nahmen, sondern auch darum, durch ein entsprechen-

des Angebot mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt zu 

kommen und in Kontakt zu bleiben – und das ist schwer 

genug, ich glaube, das wissen alle Parteien in diesem 

Raum –, um sie letztendlich auch auf das breit gefächer-

te Angebot zum Beispiel auf dem Arbeitsmarkt hinweisen 

zu können.  

In Zusammenarbeit mit allen Stakeholdern sollen 

diese Bedarfslagen und deren Ursachen nun weiter 

vertieft analysiert sowie entsprechende Maßnahmen 

geplant werden. Wir orientieren uns ja schon seit jeher 

an wissenschaftlichen und gesellschaftspolitischen Ent-

wicklungen sehr maßgeblich, deshalb gibt es auch ein 

entsprechendes Projekt, das wir derzeit einerseits mit 

dem Bundesnetzwerk Offene Jugendarbeit, andererseits 

aber auch mit finanzieller Unterstützung durch die Euro-
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päische Union für den Zeitraum von 1. September 2014 

bis 31. August 2016 durchführen. Es ist dies ein entspre-

chendes gemeinsames, internationales Projekt über 

partizipative Qualitätsentwicklung in der offenen Jugend-

arbeit. Hiebei geht es wirklich darum, gerade auch die 

großen Standards der Wiener Jugendarbeit durchaus 

auch auf andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

umzulegen und damit auch ein österreichweites Datener-

fassungssystem sowie Kriterien und Tools für Qualitäts-

entwicklung zu liefern. 

Gerade in diesem Bereich hat die Kinder- und Ju-

gendarbeit in Wien große Expertise, und wir sind froh 

darüber, dass es zu diesem Projekt gekommen ist, weil 

dieses, wie ich glaube, tatsächlich zu einem besseren 

Erfahrungsaustausch der Jugendarbeit in Österreich 

führt, und dass Wien hier führend ist, ist ja allgemein 

bekannt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr 

Stadtrat, für die Beantwortung dieser Frage. Die 1. Zu-

satzfrage stellt GR Akkilic. – Bitte schön. 

GR Senol Akkilic (Grüner Klub im Rathaus): Guten 

Morgen, Herr Stadtrat! Danke für die ausführliche Ant-

wort.  

Sie haben bereits erwähnt: Die Stadt Wien wächst, 

und das ist auch im Bericht erfasst worden. Einer der 

qualitativen Ansätze dabei ist, wie die Jugendarbeit in 

den neuen Regionen angesiedelt sein wird, und nach 

meinem Wissen ist der wichtigste Ansatz dabei der parti-

zipative Ansatz, nämlich dass die Jugendlichen von 

Anfang an eingebunden werden. 

Wird dieser Weg fortgesetzt, gibt es aus Ihrer Sicht 

Schlussfolgerungen aus diesem Bericht zu diesem 

Punkt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadt-

rat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich denke, dass sich 

gerade der von Ihnen angesprochene wichtige Bereich 

der partizipativen Jugendarbeit besonders gut am Bei-

spiel der Seestadt Aspern zeigt. Dort war die Jugendar-

beit sozusagen erstmalig fix im Bereich der gesamten 

Entwicklung angesiedelt, weil wir wollten, dass Jugendli-

che von Anfang an an diesem Standort entsprechende 

Möglichkeiten finden. Damals war alles noch Baustelle, 

aber die Jugendarbeit war bereits vor Ort. Letztlich soll-

ten die jungen Leute am Entstehen einer neuen Stadt 

teilnehmen – und die Seestadt Aspern ist ja von der 

Dimension her de facto wirklich eine neue Stadt –, auch 

das Wachsen und die Veränderungen einer Stadt mitbe-

kommen, sich aber auch aktiv in den Gestaltungsprozess 

mit einbringen. – Der partizipative Ansatz ist also etwas 

ganz Wesentliches. 

Ein weiterer wesentlicher Ansatz ist für uns die Multi-

funktionalität. – Wir eröffnen ja in wenigen Tagen im 

Bereich des Campus Sonnwendviertel die nächste Ein-

richtung der Wiener Jugendarbeit, wobei wir direkt im 

Campus schon entsprechende Raumressourcen und 

Möglichkeiten der Nutzung der Offenen Jugendarbeit 

berücksichtigt haben, weil es ja schade wäre, wenn in 

einem hochwertigen Bau wie dem Campus am Sonn-

wendviertel weite Bereiche Jugendlichen nicht zugäng-

lich sind. Daher haben wir dort schon entsprechende 

Freizeiträume eingebaut, die der offenen Jugendarbeit 

zur Verfügung stehen, etwa mit einem sehr breit gefä-

cherten Angebot an entsprechenden Kletterwänden und 

einem Bewegungsraum, der für die Jugendarbeit außer-

halb der Schulzeit ebenfalls zur Verfügung steht.  

Diese beiden Bereiche sind also etwas ganz Wesent-

liches, und unsere diesbezüglichen Bemühungen zeigen, 

wie ernst wir die Jugendarbeit auch in den großen Stadt-

entwicklungsgebieten nehmen.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 

nächste Zusatzfrage stellt GR Kops. – Bitte.  

GR Dietrich Kops (Klub der Wiener Freiheitlichen): 

Guten Morgen, Herr Stadtrat! Sie haben diese Ja/Nein-

Anfrage, ob der Bericht vorliegt, ausführlich beantwortet.  

Einen Punkt haben Sie aber nicht angesprochen: Wir 

leben ja leider in einer Zeit, die vom islamistischen Terror 

beherrscht wird, und sogar in Wien dürfen islamistische 

Hassprediger ihr Unwesen treiben.  

Mein Frage: Gibt es speziell für die Kinder- und Ju-

gendbetreuer hinsichtlich dieser islamistischen Bedro-

hung eine spezielle Schulung? Gibt es eine spezielle 

Schulung, damit gerade muslimische Kinder und Jugend-

liche nicht radikalisiert werden? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadt-

rat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sie haben schon 

gesagt, dass ich sehr ausführlich geantwortet habe, und 

ich verstehe die Hinweise immer. Diesfalls verweise ich 

schlicht und ergreifend auf eine damals auch sehr aus-

führliche Antwort betreffend das Wiener Netzwerk hin-

sichtlich des Bereiches der Radikalisierung.  

Gerade in diesem Bereich hat die Wiener Jugendar-

beit bereits im Sommer vergangenen Jahres eine eigene 

Anlaufstelle gegründet, wobei Wien diesbezüglich das 

erste Bundesland war. Es kam zu einer entsprechenden 

Vernetzung zwischen Schule und offener Jugendarbeit. 

In diesem Zusammenhang haben bereits im September 

vergangenen Jahres – sozusagen mit allen Playern im 

Bereich der Kontaktnahme mit Kindern und Jugendlichen 

von der Jugendwohlfahrt über die MA 17 – die ersten 

Schulungsmaßnahmen für die Lehrerinnen und Lehrer, 

aber auch für die Tätigen in der Jugendarbeit stattgefun-

den. Es haben bereits über 500 Personen an den ent-

sprechenden Maßnahmen teilgenommen.  

Das hat erfreulicherweise auch große mediale Auf-

merksamkeit gebracht. Es gab eine eigene Enquete zu 

diesem Thema mit internationalen ExpertInnen im Erfah-

rungsaustausch zwischen Dänemark, der Bundesrepub-

lik Deutschland und allen anderen, denn wir haben es ja 

mit einem internationalen Phänomen zu tun.  

Gerade in dieser Frage hat sich dieses Netzwerk der 

Jugendarbeit einmal mehr total bewährt. Warum? – Weil 

die Wiener Jugendarbeit über Jahrzehnte hinweg immer 

wieder mit entsprechenden gesellschaftspolitischen 

Strömungen konfrontiert ist. So ist zum Beispiel Radika-

lismus jetzt nichts Neues für die Jugendarbeit. Das gab 

es bereits in den 70er Jahren in der einen oder anderen 

Form.  
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Tatsächlich neu ist allerdings die große internationale 

Ausprägung: Es ist dies ein Problem, das sich tatsächlich 

in ganz Europa wie auch in den Vereinigten Staaten und 

vielen anderen Ländern mehr gleich darstellt. Das ist die 

neue Qualität. Aber gerade dadurch, dass die Wiener 

Jugendarbeit im Umgang mit Phänomenen wie Radikali-

sierung große Erfahrung hat, war man hier auch in der 

Lage, diesbezüglich als erstes Bundesland in Österreich 

zu reagieren und sehr rasch eine entsprechende Anlauf-

stelle zu gründen, und es hat Monate gedauert, bis et-

was Vergleichbares seitens des Bundes gekommen ist, 

und kein anderes Bundesland hat bisher eine solche 

Einrichtung. Gerade auch darin zeigt sich maßgeblich die 

Qualität!  

Das bildet sich leider in dem Bericht nicht unmittelbar 

ab, weil wir diesen Bericht bereits im Jahr 2013 in Auf-

trag gegeben haben. Aber ich wäre durchaus dafür, dass 

man sich gerade diesen Bereich anschaut, denn die 

Beschäftigung mit den diesbezüglichen Problemen wird 

ein nächster und neuer Qualitätsbeweis für die Kinder- 

und Jugendarbeit sein, denn dabei geht es gerade um 

das schnelle Reagieren auf aktuelle Herausforderungen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die letz-

te Zusatzfrage zu dieser Frage stellt GRin Mag Schnei-

der. – Bitte schön. 

GRin Mag Ines Schneider (ÖVP-Klub der Bundes-

hauptstadt Wien): Guten Tag.  

Auch ich möchte mich für die Ausführungen zu dem 

Bericht bedanken. Wir wissen ja, dass Kinder- und Ju-

gendarbeit sehr wertvoll und wichtig ist. Auch viele Ver-

eine sind bereits in dieser Hinsicht tätig. 

Kollege Kops hat schon das Phänomen der Radikali-

sierung angesprochen, das sich jetzt immer wieder stär-

ker in den Vordergrund drängt, und zwar gerade im Hin-

blick auf Kinder und Jugendliche, die, wie ich es jetzt 

einmal ausdrücken möchte, gerade im familiären Berei-

chen oder in sozialen Bereichen Probleme haben. Und 

ich glaube auch, dass gerade in dieser Hinsicht die Pä-

dagogen und Sozialarbeiter sehr stark gefordert sind.  

Wird es eine Evaluierung dazu geben, wie man mit 

dem neuen Phänomen der Radikalisierung besser um-

geht? Welche Supervisionen kann man den Pädagogen 

und Sozialarbeitern anbieten, um hier schon präventiv 

eingreifen beziehungsweise Maßnahmen ergreifen zu 

können? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadt-

rat.  

Amtsf StR Christian Oxonitsch: An eine unmittelbare 

Evaluierung ist derzeit nicht gedacht, und zwar schlicht 

und ergreifend deswegen, weil auch meines Erachtens 

ein Zeitraum von in etwa einem Jahr, seitdem in Wien 

die entsprechende Vernetzungsarbeit unmittelbar läuft, 

etwas zu kurz gegriffen ist. Wir sind jetzt wirklich maß-

geblich – und das auf Grund der Expertise – auch viel in 

anderen Bundesländern mit unseren Expertinnen und 

Experten der Jugendarbeit tätig. Besonders erfreulich ist 

dabei – auch darauf möchte ich hinweisen –, dass gera-

de viele der Expertinnen und Experten, die jetzt medial 

immer wieder eine entsprechende Plattform finden und 

letztlich auch entsprechende Expertisen abgeben, Per-

sonen sind, die in der Wiener Kinder- und Jugendarbeit 

groß geworden sind. Es handelt sich also um Personen, 

die sich in ihrer Geschichte durchaus in der Kinder- und 

Jugendarbeit engagiert haben, und wir wissen auch von 

vielen NGO-Initiativen, dass es sich dabei durchwegs um 

Personen handelt, die in der Wiener Kinder- und Ju-

gendarbeit entsprechend tätig waren.  

Für uns steht derzeit der internationale Austausch im 

Mittelpunkt, nämlich das gegeneinander oder voneinan-

der Lernen. Ich bin sehr froh darüber, dass natürlich 

auch immer wieder über internationale Projekte, aber 

auch international über die Wiener Maßnahmen berichtet 

wird. Diesbezüglich können wir nur voneinander lernen 

und dabei ist auch der Austausch ganz wesentlich, weil 

wir natürlich wissen – ich habe zuerst schon darauf hin-

gewiesen –, dass das ein internationales Phänomen ist. 

Das ist derzeit der Schwerpunkt. 

Wie ich aber bei der Anfragebeantwortung auch 

schon gesagt habe, ist es meines Erachtens auch ganz 

wesentlich, diese Maßnahmen letztlich im Hinblick auf 

deren Effizienz zu hinterfragen. – Wir bilden derzeit, wie 

gesagt, rund 500 Lehrerinnen und Lehrer, Pädagoginnen 

und Pädagogen in Wien aus. Es gibt auch bereits einige 

Ausbildungsmaßnahmen in den Bundesländern, die von 

Wien bestritten werden. Es gibt im Bundesnetzwerk eine 

Vernetzung der offenen Jugendarbeit gerade auch zu 

diesem Thema. Gemeinsam werden wir uns sicherlich 

auf etwas Entsprechendes verständigen. Wir ziehen 

derzeit gerade auch ein von der EU kofinanziertes Pro-

jekt in Betracht, um im Sinne von Erfahrungsaustausch 

zu vernetzen und gewisse Qualitätskriterien zu errei-

chen. Es geht um die Fragen: Was sind effektive Maß-

nahmen, die sich bewähren? Und welche Maßnahmen 

wurden zwar getroffen, haben sich aber nicht bewährt? 

Ich bin in dieser Frage und in diesem Bereich immer 

für den offenen Weg und auf der Suche nach entspre-

chenden Maßnahmen, und zwar auch nach Maßnah-

men, die sich nicht bewähren. Das Patentrezept hat 

nämlich keiner, und wenn sich eine Maßnahme nicht 

bewährt, dann soll man rechtzeitig aufhören, bevor man 

unnötig Ressourcen hineinsteckt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die 

Beantwortung der 2. Frage.  

Wir kommen nun zur 3. Frage (FSP - 

00163-2015/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR 

Blind gestellt und ist an die Frau amtsführende StRin der 

Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumen-

tInnenschutz und Personal gerichtet. [Der Jänner-

Ausgabe des Infoblatts der Stadt Wien – wien.at ist zu 

entnehmen, dass die Wiener Antidiskriminierungsstelle 

für gleichgeschlechtliche und transgender Lebensweisen 

(WASt) eine große Online-Umfrage „Wie lebt es sich 

queer in Wien?“ durchführt. Wie hoch sind die Kosten für 

diese Umfrage?]  

Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Vielen Dank, 

Herr Vorsitzender, und einen schönen guten Morgen! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich danke Ihnen für 

diese Frage, weil sie mir die Gelegenheit gibt, hier 

nochmals auf die Studie „Queer in Wien“ einzugehen.  
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Diese Studie wird sehr wohl ein Kernstück unserer 

Arbeit in der Antidiskriminierungsstelle und generell bei 

unserer Antidiskriminierungsarbeit im lesbischen, schwu-

len, Bi-, Transgender- und Intersex-Bereich – kurz LGB-

TIQ-Bereich genannt – sein. Und somit habe ich jetzt 

auch die Gelegenheit, das Ganze hier noch einmal gut 

ansprechen beziehungsweise bewerben zu können. 

Die Studie „Queer in Wien“ ist eine Studie, bei wel-

cher wir mit der Wiener Antidiskriminierungsstelle für 

gleichgeschlechtliche Lebensweisen – kurz: WASt – 

gemeinsam mit dem IHS, dem Institut für Höhere Stu-

dien. gearbeitet haben. Die Studie kostet 29 050 EUR 

und ist eine sehr, sehr umfassende Studie mit einem 

wirklich qualitätsvollen Partner, denn das kann das IHS 

durchaus von sich behaupten.  

Ich denke, jeder Euro, den wir hier investieren, ist ein 

sehr, sehr gut investierter Euro, weil uns dadurch ganz 

klar aufgezeigt werden wird, wie unsere zukünftigen 

Herausforderungen gerade in der Antidiskriminierungs-

arbeit aussehen werden. Der Grund für dieses wichtige 

Projekt ist, dass wir jetzt schon seit 16 Jahren in der 

Wiener Antidiskriminierungsstelle Antidiskriminierungs-

arbeit in dieser Stadt leisten, dass wir hier in Wien immer 

wieder mit den unterschiedlichsten Personengruppen 

und mit ihren unterschiedlichsten Lebensbereichen zu 

tun haben und dass wir auch in vielen anderen Aufga-

bengebieten wie unseren Schulungen und Projekten, die 

wir in diesem Zusammenhang durchführen, sehen, dass 

wir hier wirklich Handlungsbedarf haben.  

Wir bieten in der Antidiskriminierungsstelle viel Bera-

tung an. Wir haben jährlich über 120 sehr verdichtete 

KlientInnenkontakte, bei denen es um Beratung und 

Mediation, aber natürlich auch um Vermittlung in Diskri-

minierungsfällen geht. Unser Ziel ist es immer, die Dis-

kriminierungen abzustellen, und ich glaube, wir sind da 

wirklich sehr erfolgreich unterwegs. 

Wir sehen, dass es uns mittlerweile bei allen Regel-

werken der Stadt gelungen ist, Gleichstellung zu errei-

chen. Wir sehen aber natürlich auch, dass es nach wie 

vor in Bundesgesetzen sowie im realen Alltag wie zum 

Beispiel in der Arbeitswelt und im sozialen Leben noch 

viele Diskriminierungen gibt und wir daher auch eine 

Verantwortung haben, diese Menschen zu schützen. 

Ein besonderes Thema ist derzeit der Diskriminie-

rungsschutz von Menschen, wenn sie in ihrem Alltag 

etwa im Zusammenhang mit dem Zugang zu Gütern und 

Dienstleistungen diskriminiert werden. Diesbezüglich gibt 

es derzeit auch eine sehr starke politische Auseinander-

setzung unter dem Titel „Levelling-up“, wofür wir uns 

natürlich auch politisch sehr stark machen. 

Ein gewichtiger Grund für Probleme bei dieser Dis-

kriminierungsarbeit ist auch, dass sich Leute oft nicht 

trauen, sich an eine entsprechende Selle zu wenden, 

weil sie in ihrem Alltag noch kein Coming-out hatten und 

ein solches damit verbunden wäre. Daher war es uns im 

Zusammenhang mit dieser Studie ganz besonders wich-

tig, diese Menschen abzufragen und herauszufinden, wo 

sie ihre Diskriminierungen erleben. Dabei muss man 

selbstverständlich stets berücksichtigen, dass die Le-

bensumstände von Menschen, die queer leben, natürlich 

ganz anders sind und dass es immer mit einer sehr gro-

ßen Überwindung verbunden ist, sich auch öffentlich zu 

outen.  

Es gibt eine Studie, die wir auch bei der 15 Jahre 

WASt Veranstaltung präsentiert haben. Dabei durften wir 

Morten Kjaerum von der FRAU-Agentur der Europäi-

schen Union für Grundrechte begrüßen. In seinem Eröff-

nungsvortrag stellte er uns eine europäische Studie zur 

Diskriminierung von LGBTIQ-Personen vor: Es wurden in 

27 EU-Staaten damals 93 000 Menschen befragt. Dabei 

handelt es sich um die europäische Sicht, wobei Öster-

reich wohl auch erfasst ist, aber die spezielle Situation 

der Wiener LGBTIQ-Menschen kennen wir bisher nicht.  

Bei dieser Studie kamen enorme Zahlen heraus, zum 

Beispiel dass 47 Prozent aller befragten LGBTIQ-

Personen innerhalb des letzten Jahres persönliche Dis-

kriminierung erlebt haben. Das heißt: Fast die Hälfte der 

Menschen, die queer leben, erleben in ihrem Alltag Dis-

kriminierungen, und das in den verschiedensten Berei-

chen, wie ich vorher schon dargestellt habe. 

Wozu soll uns diese Queer-Studie in Wien dienen? – 

Wir wollen die Lebenssituation von homosexuellen, bise-

xuellen, transgender und intersexuellen WienerInnen im 

Detail erforschen, weil wir ihre Lebensbedingungen ge-

nau kennen wollen, und wir erwarten uns gerade von 

diesen Personengruppen gute und wichtige Inputs zu 

bestehenden Diskriminierungen in verschiedenen Le-

bensbereichen wie Schule, Arbeit, Familie, Wohnen und 

auch im öffentlichen Raum 

Natürlich wollen wir mit der Studie auch herausfin-

den, ob unsere 16 Jahre der „Amtlichen Buntmachung“ 

auch wirklich gut greifen. Daher freue ich mich, dass 

auch die Fragebogenaktion im Zusammenhang mit die-

ser Studie „Queer in Wien“ von der Community so gut 

angenommen wurde: Wir haben insgesamt 2 400 kom-

plett ausgefüllte Fragebögen zurückbekommen, und wir 

haben auch im Austausch mit den NGOs gesehen, dass 

diese Studie sehr positiv angenommen wurde. Auf diese 

Weise wird natürlich von der Community auch wahrge-

nommen, dass die Stadt gut auf sie schaut und dafür 

sorgt, dass Diskriminierung gerade auch in dieser Grup-

pe hintangestellt werden kann.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für 

diese ausführliche Beantwortung. Die 1. Zusatzfrage 

stellt GR Blind. – Bitte.  

GR Armin Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Gu-

ten Morgen, Frau Stadträtin! Danke auch von meiner 

Seite für die sehr ausführliche Beantwortung und das 

Eingangsstatement. – Erlauben Sie mir, meine Frage in 

zwei Bereiche aufzusplitten; ich habe dann noch eine 2. 

Zusatzfrage.  

Sie haben in Ihrer Mitteilung dargelegt, dass Diskri-

minierung im öffentlichen Raum ein durchaus großes 

Problem ist. Wie wir alle wahrnehmen können, wandelt 

sich die kulturelle Zusammensetzung in Wien zuneh-

mend, durchaus verursacht durch die SPÖ, aber mit 

tatkräftiger Unterstützung durch die GRÜNEN und auch 

durch die ÖVP. 

Nun zu meiner Frage. Es hat in diesem Zusammen-

hang, wie wir auch den Medien entnehmen können, 
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vermehrt antisemitische Übergriffe gegeben. Sehen Sie 

in diesem Bereich – weil es ja bekanntermaßen etwa im 

Iran, in Pakistan oder in Saudi-Arabien besser ist, nicht 

schwul zu sein –, vermehrte Übergriffe auf homosexuelle 

Personen in Wien oder eine sonstige Verfolgung homo-

sexuell lebender Menschen in Wien durch Migranten?  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin.  

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Nun, ich habe 

mit sehr großer Verwunderung auch von meiner Seite 

beobachtet, wie Sie im Zusammenhang mit der soge-

nannten Islamismus-Debatte auf einmal auf die Gefähr-

dung der Rechte von Lesben und Schwulen eingegan-

gen sind. – Ich muss sagen, das wundert mich insofern, 

als ich von Ihrer Partei eigentlich ein Engagement in 

diesem Bereich nicht gewöhnt bin! 

Ich muss dazu sagen: Diese Stadt hat nicht nur be-

treffend queere Personen beziehungsweise in der Ho-

mophobiefrage, sondern natürlich auch in der Frage von 

Antirassismus und Antisemitismus eine sehr klare Hal-

tung. Und im Hinblick auf diese Haltung beziehungswei-

se dieses Wertekonstrukt geht es uns natürlich immer 

darum, die Menschen zu schützen und ihnen, wenn sie 

Diskriminierung erfahren, Möglichkeiten zu bieten, sich 

einerseits dagegen zu wehren und andererseits dabei 

auch eine entsprechende Unterstützung von der Stadt zu 

erhalten.  

Die Tendenz Ihrer Frage, die zu bemerken ist, zeigt 

uns ja auch, dass es immer notwendig ist, ein sehr kraft-

volles Zeichen gegen diese homophobe Lobby zu set-

zen. In diesem Sinne ist unsere internationale Arbeit 

gerade auch im Solidaritätsbereich und im Vernetzungs-

bereich, zum Beispiel mit dem Rainbow-City-Netzwerk, 

eine sehr wichtige Arbeit. Und genau die Fragen dazu 

und das Beleuchten dieses Blickwinkels bilden selbst-

verständlich einen sehr selbstkritischen Teil unserer 

Studie.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 2. 

Zusatzfrage stellt GRin Karner-Kremser. – Bitte schön.  

GRin Waltraud Karner-Kremser, MAS (Sozialdemo-

kratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinde-

rates): Guten Morgen, Frau Stadträtin. 

Die Arbeit im Antidiskriminierungsbereich verlangt ja 

auch sehr viel Engagement. Sie haben es vorher schon 

angesprochen, und ich darf Sie ersuchen, uns noch 

einmal genau auszuführen, wie diese Studie aufgebaut 

ist und wann wir mit ersten Ergebnissen zu rechnen 

haben.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin.  

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Diese Studie ist 

in drei Teile gegliedert. Wir haben zunächst in einem 

ersten Block anhand der Erkenntnisse aus der Studie der 

Agentur der Europäischen Union gearbeitet und konnten 

uns dabei sehr genau anschauen, welche Daten es für 

Österreich gibt. Diese Daten wurden von uns einmal 

analysiert.  

Im zweiten Teil geht es darum, sehr detailliert Fragen 

zu stellen, die eine starke Wien-Relevanz haben, damit 

wir bei unserer Antidiskriminierungsarbeit in der Stadt 

wirklich gut arbeiten können. Dafür haben wir einen sehr 

umfassenden Fragebogen, mit dem alle Lebensbereiche 

und Diskriminierungsbereiche aufgearbeitet werden, 

zusammengestellt, und dabei geht es – wie ich vorher 

schon gesagt habe – sowohl um die Arbeitswelt als auch 

um den öffentlichen Raum, den der Herr Abgeordnete 

vorher gerade angesprochen hat, aber auch um die 

Schule.  

All diese Lebensbereiche haben wir sozusagen mit 

Fragen versehen und haben versucht, die Beteiligung 

natürlich sehr niedrigschwellig zu ermöglichen, weil wir 

eben davon ausgehen, dass viele Menschen in dieser 

Stadt leben, die nicht geoutet sind. Daher war, wie ich 

meine, diese Online-Möglichkeit eine sehr gute Möglich-

keit.  

Diese Online-Befragung ist mit Jänner abgeschlos-

sen worden, und in der dritten Phase werden Fokus-

gruppen eingeladen und relevante Ergebnisse bespro-

chen sowie noch einmal vertieft beforscht. – Die ersten 

Ergebnisse sollen noch vor dem Sommer 2015 vorlie-

gen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 

nächste Zusatzfrage stellt GRin Mag Schneider. – Bitte 

schön. 

GRin Mag Ines Schneider (ÖVP-Klub der Bundes-

hauptstadt Wien): Danke für die Ausführung, Frau Stadt-

rätin.  

Ich habe jetzt zwei Schienen. 

Sie haben gesagt, dass Sie schon seit 16 Jahren in 

diesem Bereich arbeiten. Da müssen ja schon einige 

Ergebnisse vorliegen! 

Zweiter Punkt: Auch anlässlich der Erstellung der 

Wiener Charta wurde ja schon danach gefragt, wie das 

Zusammenleben in der Stadt ist, und auch in diesem 

Zusammenhang wurden Ergebnisse geliefert. Jetzt wird 

eine neue Online-Befragung durchgeführt, die sich spe-

ziell an eine gewisse Zielgruppe wendet. Lassen Sie 

dann quasi auch die Ergebnisse aus der Charta, die 

schon vorhanden sind und offen liegen, sozusagen in 

Ihre Arbeit einfließen? Es geht ja auch diesfalls darum, 

wie man in Wien zusammenlebt. Die neuen Ergebnisse 

werden ja bald vorliegen, Sie werden Sie offen legen und 

uns hoffentlich auch mitteilen. Wie kann man diese Er-

gebnisse zusammenführen und welchen Maßnahmenka-

talog wollen Sie im Zusammenhang mit diesen beiden 

Befragungen anfertigen lassen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Man muss jetzt 

Folgendes sehen: Die Charta war ja keine Studie, son-

dern bei der Erstellung der Charta ging es darum, dass 

Menschen aus den unterschiedlichsten Lebensbereichen 

dieser Stadt zusammengekommen sind und darüber 

gesprochen haben, wie sie respektvoll in dieser Stadt 

zusammenleben wollen. – Wir haben im Zuge des Pro-

jekts der Charta gesehen, dass der Dialog ein ganz ein 

wesentliches Mittel dafür ist, dass ein Zusammenleben 

gut funktioniert. Und soweit sich in diesem Prozess Men-

schen geoutet und LGBTIQ-Themen eingebracht haben, 
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haben wir natürlich das auch in die Charta einfließen 

lassen.  

Die Antidiskriminierungsstudie „Queer in Wien“ ist ei-

ne Studie, mit welcher wir ermitteln wollen, wo Men-

schen – am Arbeitsplatz, in der Schule, im öffentlichen 

Raum – Diskriminierung auf Grund dessen erfahren, 

dass sie lesbisch, schwul oder transgender leben. Das 

Ziel ist es natürlich, dass man in dieser Stadt so leben 

und lieben kann, wie man möchte, dass man nicht an 

seiner sexuellen Orientierung gemessen wird und dass 

Letztere den Menschen auf gar keinen Fall in ihrem 

Leben im Weg stehen soll.  

Menschen, die in der LGBTIQ-Community leben, ha-

ben Diskriminierungserfahrungen, die zum Teil wirklich 

haarsträubend sind. Wenn man sich die FRAU-Studie 

anschaut und sieht, wo es überall Diskriminierungen gibt 

und wie schwer es diese Menschen haben, dann ist 

meiner Meinung nach eine solche Studie deshalb wich-

tig, weil wir wirklich genau auf diese Gruppe fokussieren 

und schauen, wo es dort Diskriminierungen gibt, denn 

dann können wir einerseits entsprechend rechtlich und 

gesetzlich, aber andererseits auch gesellschaftspolitisch 

handeln. Insofern hat die Charta auch in diesem Bereich 

sehr wohl natürlich wiederum eine entsprechende Rele-

vanz. 

Insofern war es uns auch nicht genug, nur Statistiken 

abzufragen oder Fragebögen auszuwerten, sondern wir 

wollen die Erkenntnisse aus den Statistiken, aus den 

Analysen der FRAU-Studie und aus den eingesendeten 

Fragebögen noch einmal in Fokusgruppen vertiefen, um 

genau zu sehen, wo es denn Probleme im Zusammenle-

ben gibt und wo die Menschen Diskriminierung aus ihrer 

Sicht in einem persönlich hohen Ausmaß erfahren.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die nächste Zu-

satzfrage stellt GRin Dr Kickert. – Bitte. 

GRin Dr Jennifer Kickert (Grüner Klub im Rathaus): 

Guten Morgen, Frau Stadträtin.  

Sie haben gerade eine Vielzahl von Tätigkeiten und 

Initiativen der Stadt Wien im LGBTIQ-Bereich erwähnt. 

Im rot-grünen Regierungsübereinkommen haben wir das 

Paket für Vielfalt und Akzeptanz vereinbart. Wie schaut 

denn der Stand der Umsetzung bei dieser Initiative aus? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Das Paket für 

Vielfalt und Akzeptanz, das wir uns vor fünf Jahren als 

Arbeitsschwerpunkt für diese Legislaturperiode gemein-

sam sozusagen einfallen lassen haben, soll ja auch in 

den unterschiedlichsten Bereichen wirken, ob jetzt im 

Bereich der Ausbildung oder der Beratung et cetera. 

Aber auch im Hinblick auf dieses Paket war uns klar, 

dass wir uns einiges noch einmal anschauen müssen. 

Denn auch wenn wir alle Landesgesetze diskriminie-

rungsfrei gemacht und in allen Landesgesetzen eine 

Gleichstellung erreicht haben, wissen wir doch, dass im 

Leben der einzelnen Frau/des einzelnen Mannes, die 

queer leben, trotz allem Diskriminierung vorhanden ist. 

Und das soll nicht quasi so diffus abgehandelt werden, 

dass man sagt, dass zum Beispiel so und so viel Prozent 

am Arbeitsplatz diskriminiert werden et cetera, sondern 

wir wollen wirklich gerne wissen, wie denn die Diskrimi-

nierung am Arbeitsplatz tatsächlich aussieht. Wir wissen 

nämlich auch, dass Diskriminierungen sich entlang der 

gesellschaftlichen Rahmenbedingungen auch verändern 

und sozusagen neue Gesichter bekommen und neue 

Strukturen erfassen.  

Daher gibt es jetzt einmal diese Studie. Aber abge-

sehen davon, dass wir mit dieser Studie bis zum Som-

mer fertig werden, also noch in dieser Legislaturperiode, 

haben wir natürlich das Paket betreffend Inhalte mittler-

weile zur Gänze umgesetzt.  

Ich habe mir das jetzt angeschaut: Darin war die 

Ausbildung enthalten. Wir haben jetzt in allen Bereichen, 

von der Kindergartenausbildung bis zur Hochschulaus-

bildung, Workshops, Pilotseminare und Sensibilisie-

rungsseminare entwickelt und auch schon durchgeführt. 

Wir haben Schulmaterialien erstellt, und zwar auch an-

hand eines sehr erfolgreichen Projektes, das wir im Zu-

sammenhang mit unserem sogenannten temporären 

Homo-Mahnmal durchgeführt haben. Wir haben ein 

LehrerInnennetzwerk gegründet. Wir haben heute ja 

auch schon von Herrn StR Oxonitsch gehört, dass es 

immer eine sehr große Herausforderung ist, wenn Kinder 

von Radikalisierung oder von Diskriminierung betroffen 

sind, und zwar natürlich für die Eltern, aber auch für die 

Lehrkräfte. Deswegen ist dieses LehrerInnennetzwerk so 

wichtig. 

Wir haben im Pflegebereich MitarbeiterInnen ge-

schult. Wir haben im Transgender-Bereich wirklich ganz 

neue Maßstäbe gesetzt, angefangen von der Personen-

standsänderung, also eher etwas Rechtlichem, bis hin zu 

einem sehr guten Info-Angebot für Transgender-

Personen. Diesbezüglich sind wir wirklich europaweit 

beachtet worden.  

Wir haben unter dem Titel der „Amtlichen Buntma-

chung“ einen queeren Kleinprojektetopf eingeführt, in 

dessen Rahmen es viele innovative Ideen zur Förderung 

gegeben hat. Mittlerweile sind es schon 100 Projekte 

Wir haben uns auch international sehr engagiert. Ich 

habe vorher schon die Frage zum diesbezüglichen 

Netzwerk beantwortet. Wir konnten mit dem Rainbow-

Cities-Netzwerk sehr gute Kontakte knüpfen. Wir haben 

uns international bei Projekten im Kosovo engagiert, 

haben an der Budapest Pride teilgenommen und auch 

russische Aktivistinnen und Aktivisten nach Wien geholt. 

Außerdem haben wir uns in Wien sehr erfolgreich dafür 

eingesetzt, dass Regenbogenfamilien auch adoptieren 

dürfen. 

Ich glaube, insgesamt kann man sagen, dass dieses 

Paket für Vielfalt und Akzeptanz ein sehr umfassendes 

und tolles Paket ist, das wir gemeinsam erfolgreich ab-

gearbeitet haben.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 

letzte Zusatzfrage stellt GR Blind. – Bitte schön. 

GR Armin Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich 

komme jetzt zum zweiten angekündigten Bereich, den 

ich schon erwähnt habe. Den ersten haben Sie jetzt 

leider nicht wirklich beantwortet, nämlich welche Erfah-

rungen es gibt. Daher sind wir auf die Ergebnisse dieser 
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Studie, gerade was auch den öffentlichen Bereich betrifft, 

durchaus sehr gespannt! 

Etwas ist mir aufgefallen. Die Studie trägt den Titel 

„Queer in Wien“. – Ich habe mich da jetzt ein bisschen 

schlau gemacht. Es gibt einen Unterschied zwischen 

Gender Studies und Queer Studies. Diese haben einen 

unterschiedlichen Ansatz in der Betrachtungsweise von 

Geschlecht. Wenn ich das jetzt richtig wiedergebe, dann 

wird bei den Gender Studies das biologische Geschlecht 

als gegeben anerkannt und nur das soziale Geschlecht 

das Konstrukt gesehen. Bei den Queer Studies hingegen 

wird selbst das biologische Geschlecht als wandelbar 

und definierbar angesehen.  

Dem Ganzen liegt eine Theorie zugrunde, die ich 

persönlich als hoch problematisch, wenn nicht gerade 

gefährlich erachte, nämlich der Dekonstruktivismus, dass 

man quasi alles auflösen kann, weil angeblich die Reali-

tät nur durch die Sprache konstruiert ist und nicht die 

Sprache die Realität abbildet.  

Jetzt meine Frage: Sehen Sie in der Stadt Wien be-

ziehungsweise in der Zukunft in der Stadt Wien noch 

einen relevanten Ansatzpunkt am biologischen Ge-

schlecht oder wird die Stadt Wien gänzlich umschwen-

ken in Richtung soziales Geschlecht oder Identitätsge-

schlecht, wie ich es Ihren Broschüren entnehmen kann? 

Beziehungsweise wenn Sie auf das umschwenken wol-

len – linke Parteien neigen ja dann immer zur Tendenz, 

gewisse Quoten und Förderungsprogramme einzuführen 

– und wenn es jetzt, wie auf Facebook zum Beispiel, 

schon 70 Geschlechter gibt, wie schauen dann Ihre 

Quotenregelungen aus? Wird es dann für jedes Identi-

tätsgeschlecht eine eigene Quote geben, einen eigenen 

Beauftragen, möglicherweise mit grüner Beteiligung? 

Oder welche Pläne haben Sie da? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Herr Abgeordne-

ter, in Ihrer ideologischen Positionierung kann ich mir 

schon gut vorstellen, dass Sie mit Mehrfachidentitäten 

ein großes Problem haben. Es ist nur die reale Welt. 

(Zwischenruf von GR Armin Blind.) Oder wie sie Ihnen 

gefällt. Die Stadt setzt nicht dort an, Menschen zu unter-

scheiden, sondern die Stadt setzt dort an, Menschen in 

ihrer gesamten Individualität zu unterstützen. Der Ansatz 

der Stadt ist, dass jeder Mensch in einer Menschrechts-

stadt das Recht darauf hat, diskriminierungsfrei zu leben 

und selbst zu entscheiden, in welcher Form und ich 

welchem Geschlecht ein Mensch leben möchte. (Beifall 

bei SPÖ und GRÜNEN.) Diese Entscheidung obliegt den 

Menschen selbst, und darüber kann niemand urteilen, 

schon gar nicht in einer Menschenrechtsstadt Stadt 

Wien.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrter 

Frau Stadträtin, ich danke Ihnen ganz ausdrücklich für 

die Beantwortung dieser Frage.  

Die 4. Anfrage (FSP - 00477-2015/0001 - KSP/GM) 

wurde von Frau GRin Mag Jischa gestellt und ist an die 

Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe In-

tegration Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und 

Personal gerichtet. (Am 8. März feiern wir den Internatio-

nalen Frauentag 2015, wo auch das Dialogforum Gleich-

stellung endet. Sehr geehrte Frau Stadträtin, können Sie 

uns etwas über die Ergebnisse der Workshops zum 

Gleichstellungsmonitor berichten?)Bitte, Frau Stadträtin 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja, kommen wir 

weiter zur Geschlechterfrage. Das ist ja heute die 4. 

Frage, die sich sowohl mit dem biologischen, aber auch 

mit der Frage des sozialen Geschlechts der Frau ausei-

nandersetzt.  

Der 8. März, der Internationale Frauentag, ist ein 

Tag, an dem wir immer wiederum die Gelegenheit wahr-

nehmen, auf der einen Seite die Frauen zu feiern, aber 

auf der anderen Seite auch entsprechende Forderungen 

für Frauen aufzustellen, damit Frauen gleichgestellt 

leben können. Wir haben im Vorfeld dazu – auch im rot-

grünen Regierungsprogramm miteinander vereinbart – 

den Gleichstellungsmonitor entworfen, und dieser 

Gleichstellungsmonitor wird nun alle drei Jahre den Grad 

der Gleichstellung messen.  

Jedenfalls ist es aber so, dass wir nicht nur ein statis-

tisches Zahlenwerk haben wollten, nicht nur ein Analy-

sewerk in der Hand haben wollten, sondern wir wollten in 

einen Dialogforum mit den Frauen gemeinsam darauf 

schauen, wie sie die Ergebnisse des Gleichstellungsmo-

nitors bewerten, wo sie besondere Punkte haben, wo sie 

sagen, in ihrer Lebensrealität haben sie hier oder da 

Diskriminierungserfahrung gemacht oder braucht es eine 

entsprechende Gleichstellung. Dafür haben wir eben 

eine ganz neue Methode entwickelt. Wir haben letzte 

Woche am Freitag dazu einen Bürgerinnenrat gemacht, 

wo wir nach dem Zufallsprinzip Frauen eingeladen haben 

und mit ihnen dann diesen Monitor so durchgearbeitet 

haben, dass wir abgewogen haben, wo denn hier von 

ihnen besondere Betroffenheit in ihrem Alltag gesehen 

wird. Wir haben uns natürlich in den unterschiedlichsten 

Lebensrealitäten anschauen wollen, wo denn die Frauen, 

auch an Hand dieses Zahlenwerks - Gleichstellungsmo-

nitor -, der Schuh drückt, und wir sind einmal mehr 

draufgekommen, dass es natürlich so ist, dass gerade 

diese stereotypen Rollenbilder, die immer noch die Zu-

ordnungen „typisch weiblich“, „typisch männlich“ generie-

ren, eine sehr, sehr große Herausforderung sind. Wenn 

wir uns mit 11- bis 16-jährigen Mädchen darüber unter-

halten haben, was sie einmal werden wollen, und Mäd-

chen mit ihren 13 Jahren dann dort sagen, ich möchte 

gerne Automechanikerin werden, obwohl ich ein Mäd-

chen bin, da kann man schon selbst sehen, wie reflek-

tiert ein Mädchen in diesem Alter schon ist und welche 

Rollenbilder dieses Mädchen da auch schon mitdenkt. 

Man muss aber dann auch sehen, dass man genau 

gegen diese Bilder dann auch entsprechend ankämpfen 

muss. Das heißt, es braucht auch immer ein Stück weit 

Mut, und es braucht auch eine große Portion Selbstbe-

wusstsein.  

Das sehen wir bei den Kleinen, und das zieht sich 

dann natürlich weiter fort im Leben einer Frau, wo man 

dann auch sieht, dass natürlich gerade auch die Rah-

menbedingungen, wie Frauen leben, wie bezahlte und 

unbezahlte Arbeit ungerecht verteilt sind, Ausschlie-

ßungsgründe dafür sind, dass Frauen Karrieren machen, 
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die sie sich vielleicht irgendwann einmal erträumt haben, 

oder auch Ausschließungsgründe dafür sind, dass sie 

sagen, okay, diesen Beruf kann ich nicht machen, weil 

ich mir einfach mit diesen Rollenzuschreibungen nicht 

zutraue, dass ich diese Vereinbarkeit auch tatsächlich 

schaffe.  

Deswegen sehen wir, dass es ganz, ganz wichtig ist, 

bei dieser ungerechten Verteilung der bezahlten und 

unbezahlten Arbeit ganz massiv anzusetzen, und wir 

sehen natürlich auch, dass die Frauen diese Einkom-

mensschere, von der wir manchmal glauben, die sei so 

abstrakt, natürlich wirklich auch am eigenen Leib spüren, 

wenn sie zum Beispiel im Bürgerinnenforum sagen, ich 

bin gerne eine Frau, aber nicht, wenn es das Geld be-

trifft. Also diese Diskriminierung, diese Unterschiedlich-

keit spüren die Frauen natürlich sehr wohl, und da geht 

es auf der einen Seite um die Existenzsicherung, da geht 

es aber auf der anderen Seite ganz massiv darum, eben 

diese Klischees, diese Rollenbilder auch entsprechend 

aufzubrechen, und zwar in allen Bereichen unserer Ge-

sellschaft, ob es im Kindergarten ist, bei der Berufswahl 

oder eben bei der Verteilung der bezahlten Arbeit. Es 

geht darum, den Frauen diesen Mut zu machen: Ihr 

könnt alles sein!  

Das ist sozusagen der inhaltliche, aber auch der poli-

tische Unterbau dafür, wie wir Frauentage in dieser Stadt 

begehen: nämlich immer mit dem Blick darauf, natürlich 

die Frauen zu feiern, aber immer auch mit diesem politi-

schen Ziel, Frauenforderungen entsprechenden umzu-

setzen, weil unser Ziel eben ist, dass Frauen sicher, 

selbstbestimmt und unabhängig in dieser Stadt leben 

können.  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 1. 

Zusatzfrage stellt Frau GRin Schneider. – Bitte.  

GRin Mag Ines Schneider (ÖVP-Klub der Bundes-

hauptstadt Wien): Danke schön. Sie haben es ja schon 

angesprochen, dass wir gerade von Diskriminierung 

sprechen, und da geht es natürlich auch um die Gleich-

stellung bei den Frauen, im Besonderen bei der Ein-

kommensschere, die ja immer noch sehr auseinander-

klafft. Wir liegen ja immer noch bei zirka 21 Prozent.  

Den von uns vorgeschlagenen Einkommensanwalt 

haben Sie ja erfolgreich abgelehnt. Ich glaube trotzdem, 

dass es notwendig ist, hierauf ein besonderes Augen-

merk zu legen auf Grund der prozentuellen Werte, die 

wir immer noch haben, wie das Einkommen zwischen 

Mann und Frau auseinandergeht. Sie haben es ja auch 

selbst erwähnt, dass es ja bei vielen Frauen oft existenz-

gefährdend ist, gerade auch bei alleinerziehenden Frau-

en.  

Ich würde jetzt gerne wissen, welche konkreten 

Maßnahmen können gerade in Wien gesetzt werden, um 

das nachhaltig zu verändern? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Abgeordne-

te, wir sind überhaupt nicht weit auseinander, wenn es 

darum geht, gemeinsam das Schließen der Einkom-

mensschere in unsere Agenda zu nehmen und da ent-

sprechend gemeinsam dafür zu kämpfen.  

Wir sind deshalb nicht für einen Einkommensanwalt 

oder für eine Einkommensanwältin, weil wir dem Rechts-

konstrukt der Gleichbehandlungsanwaltschaft und der 

Gleichbehandlungsstellen und Gleichbehandlungskom-

mission gut vertrauen. Wenn es also zu einer Diskrimi-

nierung kommt und diese Diskriminierung gut dargestellt 

und aufgearbeitet werden soll, dann haben wir die Stel-

len dafür. Wir können die Einkommensunterschiede nicht 

mit einer Anwältin oder mit einem Anwalt bekämpfen, wir 

können die Einkommensunterschiede nur dann bekämp-

fen, wenn wir die Einkommensschere gut durchanalysie-

ren und dann schauen, dass wir die Diskriminierungstat-

bestände, die damit zusammenhängen, ausräumen.  

Da ist uns natürlich in den letzten Jahren Großartiges 

gelungen. Ich nenne jetzt einmal dieses Beispiel der 

Koppelung der betrieblichen Frauenförderung an die 

öffentliche Auftragsvergabe. Das hat uns enorm weiter-

gebracht, gerade im Bereich der Dienstleistungen. Wir 

haben es auch geschafft, dass wir in den letzten 4 Jah-

ren den Equal Pay Day um ganze 14 Tage nach hinten 

verschoben haben.  

Das heißt, unsere Politik, unsere Maßnahmen, unse-

re Projekte greifen. Die greifen aber deshalb, weil sie 

sich sozusagen aus verschiedensten Elementen zu-

sammensetzen. Das beginnt bei der Aus- und Weiterbil-

dung, das beginnt bei der Unterstützung von Mädchen, 

sich eben, wie ich es vorher gerade gesagt habe, für 

andere Berufe zu entscheiden als die traditionellen Beru-

fe. Ein Mädchen soll nicht nur wissen, dass es vielleicht 

Spaß macht, mit irgendwas herumzuzangeln, sondern es 

soll auch wissen: Wenn du mit dem Hammer oder mit – 

weiß ich jetzt nicht – einem Schraubenzieher herumzan-

gelst, dann verdienst du im Endeffekt um 1 000 EUR 

mehr, als wenn du mit einer Schere herumzangelst und 

Friseurin wirst. 

Diese Entscheidungen sind ein Element, wo wir wir-

ken können. Wir können auch dort wirken, dass wir sa-

gen, wir müssen die Vereinbarkeit von Beruf- und Privat-

leben leichter machen. Der Gratiskindergarten war ein 

riesengroßer Schritt in diese Richtung zur Vereinbarkeit, 

dass Frauen sich nicht mehr entscheiden müssen, ob es 

sich auszahlt, dass sie arbeiten gehen. Und es ist natür-

lich auch wichtig, zu schauen, dass wir nicht zu viele 

Frauen haben, die in die Teilzeitfalle geraten. Wenn wir 

uns die Zahlen zur Frauenarmut anschauen, da geht mir 

jetzt das Herz über, da könnte ich tausende Elemente 

sagen, wo wir was tun müssen. Wenn heute Einzelhan-

delsbetriebe nur mehr 25-Stunden-Verträge anbieten, 

dann kann bitte von einem 25-Stunden-Vertrag keine 

Frau mehr leben. Und daran müssen wir natürlich auch 

arbeiten. Denn worum geht es da wiederum? Das geht 

es darum – und wenn man sich den Gleichstellungsmo-

nitor anschaut, sieht man das ganz genau –: 60 Prozent 

der Arbeit, die Frauen leisten, ist unbezahlt, 40 Prozent 

der Arbeit ist bezahlt, und bei den Männern ist es genau 

umgekehrt. Und warum sollte sich in dieser Gesellschaft 

daran irgendetwas ändern? Haben die Männer daran 

Interesse? – Nein!  

Deswegen müssen wir gesellschaftspolitisch da wirk-

lich viel tun, und deswegen wird es immer schwieriger, 
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diese Schere zusammenzudrücken, denn die Prozent-

punkte, die da jetzt noch offen sind, liegen nicht mehr am 

Kollektivvertrag, die liegen nicht mehr daran, dass Frau-

en schlechter ausgebildet sind – sie sind weit besser 

ausgebildet –, die liegen an gesellschaftspolitischen 

Herausforderungen. Und die müssen wir gemeinsam 

angehen, um auch zu beweisen, dass Wien die Stadt der 

Frauen ist. Ich glaube, wir sind auf einem sehr, sehr 

guten Weg. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Na ja, ich glau-

be, dass es immer mehr Männer gibt, die Interesse ha-

ben, dass sich etwas verändert. - Gott sei Dank.  

Wir kommen zur nächsten Zusatzfrage. Sie wird ge-

stellt von Frau GRin Schütz. – Bitte schön. 

GRin Angela Schütz (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Frau Stadträtin! Der 1. Wiener Gleichstellungs-

monitor ist ja aus dem Jahr 2013. Er ist im Dreijahres-

rhythmus geplant, das heißt, wir können 2016 den 

nächsten erwarten. Er hat natürlich aufgezeigt, wie Sie 

es auch schon angesprochen haben, dass Frauen in 

vielen Bereichen benachteiligt sind, auch im Einkommen 

bei der Stadt Wien selbst. Aber der Monitor zeigt nicht 

nur die Einkommensdiskrepanzen auf, sondern er zeigt 

ja viele Bereiche auf, wie wir heute auch schon kurz 

angesprochen haben. Das, was mir im letzten Gleichstel-

lungsmonitor ein bisschen zu kurz gekommen ist, ist das 

Thema Gewalt, Zwang, Missbrauch. Dem ist zwar ein 

Kapitel gewidmet, aber im Verhältnis zu allen anderen 

Kapiteln ist das relativ kurz ausgefallen.  

Daher meine Frage: Werden im nächsten Gleichstel-

lungsmonitor einerseits die inhaltliche Struktur und der 

Aufbau der Themenfelder und Indikatoren gleich bleiben, 

um eine Vergleichbarkeit der Werte zu gewährleisten, 

und wird andererseits dem Thema Gewalt mehr Raum 

gegeben, um zum Beispiel auch diese aktuellen Vor-

kommnisse, wie wir sie jetzt haben, abzudecken, nämlich 

dass viele Personen aus Wien in den Dschihad oder an 

andere Kriegsschauplätze ziehen, inwieweit davon natür-

lich auch Frauen betroffen sind, die das auch nicht im-

mer freiwillig machen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Nun, der unsi-

cherste Ort für eine Frau ist leider nach wie vor ihr eige-

nes Schlafzimmer. Das Gewaltschutznetz muss sich 

natürlich in alle Richtungen und allen Formen der Gewalt 

entsprechend auch formieren beziehungsweise knüpfen, 

natürlich auch dann, wenn es darum geht, Frauen Ge-

walt anzutun auf Grund dessen, dass man sie zu ir-

gendwelchen Handlungen zwingt, die sie nicht wollen. 

Gerade diese Frage der psychischen Gewalt ist eine 

riesengroße Herausforderung.  

Der Monitor ist ja hergegangen und hat Folgendes 

gemacht: Das ist nicht ein Zusammenstellen von ver-

schiedenen Zahlen, sondern wir haben gleichstellungs-

politische Ziele in zwölf Lebensbereichen von Frauen 

und Männern formuliert. Der Gleichstellungsmonitor ist ja 

nicht nur ein Frauenmonitor, sondern wir haben ja immer 

die Ergebnisse der Männer dazugestellt, um eben sehen 

zu können: Gibt es da Unterschiede zwischen Frauen 

und Männern? So natürlich auch im Gewaltschutzbe-

reich. Dann haben wir diese Ziele formuliert, haben Indi-

katoren dazu gesucht und haben die befüllt. 119 insge-

samt. Diese Indikatoren wird es natürlich in drei Jahren 

wieder geben, zum Teil hoffentlich auch in einer noch 

besseren Zahlenqualität, damit man auch wirklich mes-

sen kann: 2013 war es so, 2016 war es so. Da wird man 

hoffentlich in vielen, vielen Bereichen einen Erfolg sehen, 

dass sich da etwas getan hat, dass sich das, was wir da 

politisch umsetzen, auch tatsächlich ausgezahlt hat.  

Das Thema der Gewalt hat für mich dabei immer ei-

nen sehr, sehr hohen Stellenwert, denn wenn es unser 

Ziel ist, dass Frauen sicher leben, dann ist es natürlich 

auch unser Ziel, dass sie eben sicher vor Gewalt leben 

und dass wir alle Aspekte der Gewalt da mit einbeziehen 

und auch entsprechend beobachten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Wir 

kommen nun zur letzten Zusatzfrage. Sie wird von Frau 

GRin Jischa gestellt. – Bitte schön. 

GRin Mag Birgit Jischa (Sozialdemokratische Frakti-

on des Wiener Landtages und Gemeinderates): Guten 

Morgen, Frau Stadträtin! 

Der Internationale Frauentag ist ja ein wichtiges Er-

eignis für die Frauen weltweit. Traditionell findet dabei 

das Offene Rathaus statt. Sehr geehrte Frau Stadträtin, 

was wird das Programm zum Internationalen Frauentag 

2015 sein? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadt-

rätin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Nun, traditionel-

lerweise gibt es, wie Sie gesagt haben, das Offene Rat-

haus. Das wird es auch dieses Mal wieder geben, aber 

was wir heuer auch noch tun wollen, ist, dass wir am 

Frauentag mit Frauen aus den unterschiedlichsten Le-

bensbereichen zusammenkommen wollen, um ihnen 

unsere Angebote, die die Stadt für sie spezifisch hat, 

auch näherbringen zu können. Ich sehe das zwar natür-

lich als einen Feiertag, aber ich sehe es eben auch als 

einen Forderungstag und darüber hinaus, jetzt in unserer 

Pflicht, ist es natürlich auch ein Informationstag. Wenn 

man sich anschaut, wie viele Hunderte Frauen am Frau-

entag in das Offene Rathaus kommen, dann muss man 

schon sagen, steht für die meisten Frauen im Vorder-

grund, sich darüber zu informieren, was sie in einer be-

stimmten Lebenssituation tun können, weil sich ihr Leben 

verändert hat, weil sie einen neuen Beruf haben, weil sie 

Mutter geworden sind oder weil sie in Pension gehen. 

Also es sind ja die unterschiedlichsten Geschichten, mit 

denen Frauen halt im Laufe ihres Lebens konfrontiert 

werden und wo die Frauen natürlich auch Hilfe, Unter-

stützung und Information bei uns suchen. So wird es 

selbstverständlich dieses Offene Rathaus wieder geben. 

Das Offene Rathaus wird auch noch einmal so ein Ab-

schluss der Dialogforen zum Gleichstellungsmonitor 

sein, wie ich es vorher gerade beschrieben habe.  

Darüber hinaus wird es am 5. März noch ein Fest für 

Frauen geben, zu dem wir gemeinsam mit der MA 17 

eingeladen haben – die MA 57, Frauenabteilung, und 

MA 17 –, wo wir mit Frauen sehr, sehr diversitätsorien-

tiert feiern wollen.  
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Am 7. März gibt es für junge Frauen einen Workshop, 

wo sie ihre Talente ausprobieren können. Das ist auch 

schon ein bisschen im Vorfeld hin zum Töchtertag. Es 

wird auch die Möglichkeit geben, dass die Mädchen eine 

eigene Radiosendung zum Frauentag machen können.  

Am 8. März ist es so, dass wir unter dem Titel 

„KunstStücke“ mit Eva Rossmann und einer Musikgrup-

pe eine Matinee im Theater Akzent machen, wozu ich 

Sie alle einladen möchte. Ich glaube, das wird eine sehr, 

sehr schöne Veranstaltung sein. Da gibt es auch die 

Möglichkeit, an einer Fotoaktion teilzunehmen, wodurch 

man sich an den Frauentag 2015 erinnert.  

Am 9. März ist dann, wie gesagt, das Offene Rathaus 

mit dem Abschluss des Dialogforums, wo die Frauen aus 

dem Bürgerinnenrat – das war wirklich eine sehr, sehr 

schöne Veranstaltung – auch die Ergebnisse aus dem 

Bürgerinnenrat im Rathaus präsentieren werden können. 

Also da gehört das Rathaus ganz den Frauen, und ich 

finde, das ist auch eine sehr schöne partizipative Ge-

schichte, wo die Frauen eben ihre Beiträge leisten kön-

nen. Das ist sicher eine schöne Veranstaltung. Ich lade 

Sie alle ein und möchte an dieser Stelle – denn die Ge-

legenheit werde ich nicht mehr haben vor dem 8. März – 

allen abgeordneten Frauen hier in diesem Haus alles 

Gute zum Internationalen Frauentag wünschen. (Beifall 

bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke viel-

mals für die Beantwortung der 4. Anfrage.  

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP - 00482-

2015/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Frau GRin Ing 

Leeb gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadt-

rat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information 

und Sport gerichtet. (Die bekannte Wiener Konzertlocati-

on Arena ist seit Jahren ein Sanierungsfall. Im Subventi-

onsakt heißt es dazu 'Die Planungsverhandlungen für die 

Umsetzung der ausstehenden Sanierungsschritte wur-

den mit Beginn Dezember 2008 aufgenommen und im 

Jänner 2009 eingestellt. Versprochene Kostenschätzun-

gen wurden nicht erstellt – Auskünfte darüber werden 

nicht an den Verein weitergegeben. Die Folgen sind 

bereits jetzt, dass getätigte Investitionen derart in Mitlei-

denschaft gezogen werden, dass viele davon nächstjäh-

rig zum wiederholten Male Kosten verursachen werden.' 

Teilen Sie die Ansicht des Trägervereines, dass die 

Arena schwer sanierungsbedürftig ist?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau 

Abgeordnete! Sie fragen mich nach der Arena und letzt-

endlich nach dem baulichen Zustand und meiner persön-

lichen Einschätzung dazu. Ich muss sagen, wir sind 

keine technische Abteilung, aber nichtsdestotrotz ist es 

erfreulicherweise so, dass es natürlich ein zentraler 

Punkt auch der Jugendarbeit und zahlreicher Initiativen 

in der Stadt ist, sodass es selbstverständlich einen re-

gelmäßigen Austausch zwischen den zuständigen Stel-

len der Stadt Wien für die Arena gibt, nämlich zwischen 

der MA 13 und der entsprechenden technischen Dienst-

stelle, nämlich der MA 34, und auch den Verantwortli-

chen des Vereins Forum Wien Arena.  

Hier ist zu erwähnen, dass die MA 13 für die Teilsub-

ventionierung des laufenden Betriebes die entsprechen-

de Zuständigkeit hat und die MA 34 für die baulichen 

Adaptierungsmaßnahmen der jeweilige Ansprechpartner 

der Stadt Wien für die Arena ist. Ich habe schon gesagt, 

es findet ein regelmäßiger und laufender Austausch statt. 

Die letzte größere Grundlagenstudie der MA 34 für Sa-

nierungsarbeiten in der kleinen Halle des Ostflügels und 

des Verwaltungsgebäudes stammt aus dem November 

2011. Bezüglich der baulichen Sanierungsmaßnahmen 

liegt somit die Kompetenz auch im Bereich der MA 34.  

Auf Grund der Sanierungsbedürftigkeit findet auch 

immer wieder ein regelmäßiger Austausch zwischen der 

MA 34 und dem Vorstand statt. Ein solcher hat auch in 

der zweiten Jahreshälfte des vergangenen Jahres statt-

gefunden. Hier geht es einerseits eben um eine Erarbei-

tung einer entsprechenden Prioritätenreihung für die 

entsprechenden Sanierungsmaßnahmen. Das letzte 

Gespräch mit der MA 34 hat laut Auskunft des Vereins 

im November vergangenen Jahres stattgefunden, und 

punktuell wird auch die MA 13 bei einzelnen Treffen mit 

einbezogen beziehungsweise bekommt sie notwendige 

Informationen seitens der MA 34 weitergeleitet.  

Derzeit geht es, wie gesagt, um die entsprechende 

Prioritätenreihung zwischen der MA 34 und dem Verein 

Forum Arena Wien. Das sind jene Informationen, die ich 

Ihnen geben kann. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr 

Stadtrat, für diese Beantwortung. Wir kommen nun zu 

den Zusatzfragen. Die erste stellt GR Dr Aigner. – Bitte 

schön. 

GR Dr Wolfgang Aigner (Klubungebundener Manda-

tar): Guten Morgen, Herr Stadtrat!  

Vielen Dank für die Beantwortung. Sie haben in Ihrer 

Antwort schön dargestellt, wie das Kompetenz-Wirrwarr 

innerhalb der Stadt dann de facto natürlich auch dazu 

führen kann, dass Subventionen letztendlich ins Leere 

laufen, wenn Sanierungen dann nicht fortgesetzt werden 

und schon wieder alles kaputt ist, bevor es abgeschlos-

sen ist. Vielleicht wäre das auch ein guter Aufhänger, 

sozusagen auch diese Abläufe ein bisschen zu hinterfra-

gen. 

Ich möchte bei meiner Frage Bezug nehmen auf eine 

Klage, der der Verein Arena in seinem Subventionsan-

suchen Ausdruck verliehen hat, nämlich dass der büro-

kratische Aufwand für die Subventionsabwicklung und 

Beantragung ein immer höherer wird. Was kann man 

davon halten? Ist es wirklich mehr Bürokratie, oder ist es 

notwendig? Was sagen Sie als zuständiger Stadtrat 

dazu? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadt-

rat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Zunächst vielleicht 

zur Eingangsfeststellung von Ihnen, zum Kompetenz-

Wirrwarr. Es gibt in der Frage überhaupt kein Kompe-

tenz-Wirrwarr. Die MA 13 ist für die außerschulische 

Jugendarbeit, für die Qualität der außerschulischen Ju-

gendarbeit, für die Bewertung letztendlich einzelner 

Projekte zuständig, und es gibt technische Abteilungen. 

Ich finde das auch gut und richtig so, denn es sollte sich 
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weder die MA 13 anmaßen, über bautechnische Details 

Auskunft zu geben und auch dort Kompetenz aufzubau-

en, genauso wie die MA 34 wahrscheinlich nicht die 

geforderte Abteilung ist, welches jugendpolitische Projekt 

oder welches Projekt im Bereich der Jugendarbeit sinn-

voll ist, weil sie eine technische Abteilung ist. Also inso-

fern liegt genau hier die Sinnhaftigkeit, Kompetenzen 

dort zu bündeln, wo sie schlicht und ergreifend hingehö-

ren und sie dort auch zur Anwendung zu bringen, je 

nachdem, welche Kompetenz man gerade braucht, 

macht in diesem Zusammenhang Sinn. 

Dass ungeachtet dessen auch die MA 13 für den lau-

fenden Betrieb, wenn irgendeine kleinere Investition 

möglich ist, hier entsprechend Ansprechpartner für den 

Verein ist, ist, glaube ich, nicht schlecht. Das hat nichts 

mit Wirrwarr zu tun, sondern gerade auch mit dem zwei-

ten wesentlichen Bereich, nämlich mit einem unbürokra-

tischen Umgang. 

Und in der Frage, was ist Bürokratie und wie weit hat 

sie zu reichen, sage ich jetzt einmal, könnte ich wahr-

scheinlich schon Legenden von Diskussionen allein in 

diesem Gremium aufzählen, wo wir völlig unterschiedli-

cher Auffassung waren. Warum hat man das nicht auch 

noch erhoben? Warum ist dafür nicht der Beleg da? 

Warum hat man nicht geschaut, dass dieses oder jenes 

rechtzeitig da ist? All das ist genau dann ein Thema, 

wenn irgendwas einmal nicht funktioniert, und genau in 

diesem Interessensausgleich steht die MA 13 immer 

wieder. Da gibt es auf der einen Seite den verständlichen 

Wunsch, dass sich Vereine, Organisationen, Verbände, 

Auftragnehmer der Stadt ihrer Kernaufgabe widmen 

wollen – und das ist in der Jugendarbeit das Arbeiten mit 

Jugendlichen und nicht das Abrechnen von Belegen –, 

auf der anderen Seite besteht natürlich für die MA 13 

auch die Notwendigkeit, nicht zuletzt auch die kontrollie-

renden Stellen mit den entsprechenden Informationen 

versorgen zu können. Diesen Widerstreit wird es immer 

geben, gerade im Bereich der Jugendarbeit, gerade in 

diesem Tätigkeitsfeld. Jugendarbeit ist ja, wie man weiß, 

in der Regel ein sehr transitorischer Zustand, wo immer 

wieder neue handelnde Personen kommen, wo man in 

der Regel ja nicht bis 65 bleibt. Erfreulicherweise bleiben 

einige drinnen, aber in der Regel ist es nicht so. Ich kann 

es von mir selber auch sagen als einer, der viele Jahre 

drinnen war. Also diesen Widerstreit wird es immer ge-

ben. Da sehe ich keinen großen Bürokratieaufwand. Wir 

versuchen, ihn so gering wie möglich, aber so intensiv 

wie notwendig zu halten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke schön. 

Die nächste Zusatzfrage stellt GR Prof Dr Eisenstein. – 

Bitte. 

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wie-

ner Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat! Ich 

habe ja sehr selten Gelegenheit, im Rahmen einer Zu-

satzfrage mit Ihnen zu kommunizieren. Ich schicke das 

voraus, damit Sie dann auch den Sinn meiner Frage 

verstehen.  

Herr Stadtrat, ich selber bin ja sehr skeptisch den Tä-

tigkeiten des Vereins gegenüber, möchte Sie jetzt aber 

doch fragen: Wie stehen Sie als zuständiger Stadtrat zu 

den Tätigkeiten des Vereins und was erwarten Sie vom 

Verein in der Zukunft? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadt-

rat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Also ich könnte jetzt 

wahrscheinlich eine ein bisschen fundiertere Auskunft 

geben, wenn ich wüsste, um welchen Verein es geht. Wir 

haben im Bereich der Jugendarbeit eine große Vielzahl 

von Vereinen, vom großen wienXtra über die Wiener 

Jugendzentren bis hin zu allen Vereinen im Bereich der 

Parkbetreuung.  

Ich kann nur sagen, ich denke, dass gerade auch die 

Evaluierung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit ins-

gesamt ergeben hat, dass hier hervorragende Arbeit 

geleistet wird. Wenn Sie die Arena als solches meinen, 

dann denke ich, dass sie ein ganz wesentlicher Bereich 

in der Stadt ist und ihre Aufgaben in einem bestimmten 

Segment auch tatsächlich maßgeblich erfüllt, und zwar 

schlicht und ergreifend im Segment – das habe ich zu-

erst schon versucht zu sagen – im Bereich der Evaluie-

rung der Kinder- und Jugendarbeit der Stadt. Da ist die 

Arena auch einer jener Orte, wo wir die Möglichkeit ha-

ben, mit Kindern oder in erster Linie Jugendlichen im 

Bereich der Arena immer in Kontakt zu treten.  

Die Schwierigkeit der Kinder- und Jugendarbeit be-

steht darin – das ist meiner Ansicht nach die zentrale 

Aufgabe der Kinder- und Jugendarbeit –, Beziehungen 

aufzubauen, doch wie man weiß, kann ich Beziehungen 

nicht mit Erlässen verordnen, sondern ich kann letztend-

lich nur versuchen, Räume zu schaffen, wo sich Jugend-

liche mit ihren unterschiedlichen Wünschen, Bedürfnis-

sen und Ansprüchen treffen können und dort auch die 

Möglichkeit haben, Beziehungen aufzubauen. Das ist ein 

zentraler Punkt der Jugendarbeit.  

Hier leistet die Arena einen sehr wertvollen Beitrag, 

nämlich sowohl im Bereich des kulturellen Angebotes – 

das ist nicht in erster Linie meine Tätigkeit, meine läuft 

mehr in den Bereich der Jugendarbeit – als auch in der 

Jugendarbeit. Ich glaube, sie ist aus dem Angebot der 

Stadt nicht wegzudenken und sie bewährt sich auch, weil 

es eben durchaus gelingt, viele Strömungen hereinzu-

bringen, die wir international erkennen oder mit denen 

wir international konfrontiert sind und die wir in Wien 

eigentlich in dem Ausmaß nicht haben, weil wir eine 

Angebotspalette haben, die Betätigungsfelder schafft, die 

aber auch Hilfsangebote an die Jugendlichen heran-

bringt. Und da ist die Arena ein wichtiger Partner. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke schön. 

Die letzte Zusatzfrage stellt GRin Ing Leeb. Bitte schön. 

GRin Ing Isabella Leeb (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-

stadt Wien): Ja, ich kann es heute kurz machen. Herr 

Stadtrat, danke für die Ausführungen. Nach dem, was wir 

heute gehört haben, werden die weiteren Zusatzfragen 

an Ihren Kollegen Ludwig gestellt werden. Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke vielmals. 

Damit ist die Fragestunde beendet.  

Bevor wir zur Aktuellen Stunde kommen, ersuche ich 

Sie, geschätzte Kolleginnen und Kollegen des Gemein-

derates, kurz innezuhalten und einen Blick nach oben zu 

werfen. Es ist für mich eine ganz besondere Freude, 
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dass der Bürgermeister einer schönen Stadt in Kroatien, 

nämlich aus Opatija, heute bei uns ist. Herzlich Will-

kommen, Herr Bürgermeister Ivo Dujmić! (Allgemeiner 

Beifall.)  

Ich darf Sie hier sehr herzlich begrüßen. Wir alle oder 

wahrscheinlich viele von uns kennen Ihre Stadt. Sie ist 

wunderschön.  

Ich begrüße auch Ihre Gattin und die restlichen Mit-

glieder der Delegation, die sich hier, soweit ich informiert 

wurde, ein bisschen den Tourismus anschauen wird. Es 

wird ein gegenseitiger Austausch sein. Alles, alles Gute! 

(Allgemeiner Beifall.) 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Grüne 

Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem The-

ma „Mit der 365-Euro-Jahreskarte auch ins Wiener Um-

land – Umweltbewusste und leistbare Mobilität in einer 

wachsenden Stadt!“ verlangt. Das Verlangen wurde 

gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsge-

mäß beantragt. Ich ersuche den Erstredner, Herrn GR 

Mag Maresch, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, und 

weise darauf hin, dass seine Redezeit mit zehn Minuten 

begrenzt ist. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rat-

haus): Schönen guten Morgen, sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Meine Damen und Herren!  

Es geht eigentlich um eine Antwort auf das Problem 

der Pendlermassen, die sich da jeden Tag aus dem 

Umland nach Wien hereinwälzen. Es gibt eine Kordon-

Untersuchung, die besagt, dass in Wien ungefähr 

680 000 Fahrzeuge angemeldet sind, also quasi mit 

Wiener Kennzeichen, darüber hinaus fahren jeden Tag 

350 000 Fahrzeuge vom Umland nach Wien hinein. Das 

sind ungefähr 180 000 ArbeitspendlerInnen, der Rest 

sind Gewerbetreibende, EinkäuferInnen, TouristInnen, 

was auch immer. Also 350 000 Fahrzeuge. Wenn man 

sich das noch einmal anschaut, so kommt ungefähr ein 

Drittel aller sich in Wien befindenden Fahrzeuge aus 

dem Umland, sind also PendlerInnen.  

Die Stadt Wien und viele, viele WissenschaftlerInnen 

in dem Bereich beschäftigen sich schon sehr lange mit 

der Geschichte: Wie die Pendlermassen auf den öffentli-

chen Verkehr zu bringen? Was tun, um da Abhilfe zu 

schaffen? Das gibt es jetzt natürlich mehrere Möglichkei-

ten, aber im Wesentlichen geht es darum, dass der VOR 

– das sind die Bundesländer Wien, Niederösterreich und 

Burgenland, soweit es den öffentlichen Verkehr betrifft – 

hier eine Lösung hat. Es gibt die Kernzone, die Zone 

100, und dann gibt es sozusagen eine Zone nach der 

anderen, erste Außenzone, zweite Außenzone, und so 

weiter. 70 Prozent der PendlerInnen, die von draußen 

hereinfahren, kommen aus Wien-Umgebung, das ist 

Mödling, Klosterneuburg, Groß-Enzersdorf, Schwechat. 

Also 70 Prozent dieser 350 000 Fahrzeuge kommen aus 

dieser unmittelbaren Zone rund um Wien. Die müssen 

jetzt 2 Mal rund 365 EUR bezahlen – in Niederösterreich 

die erste Zone ist teurer –, also über 700 EUR jährlich 

kostet das. Das ist auf jeden Fall keine Motivation, auf 

den öffentlichen Verkehr umzusteigen. 

Das merkt man deswegen, weil die Zahlen beim öf-

fentlichen Verkehr ständig zurückgegangen sind bis zu 

dem Zeitpunkt, als in Wien zwei Dinge passiert sind. Das 

erste Ding war: Wien hat den Preis für die Jahreskarte 

auf 365 EUR gesenkt. Das hat bedeutet, dass wir in 

Wien von ungefähr 345 000 JahreskartennutzerInnen 

oder -besitzerInnen jetzt bei einer Zahl von 650 000 sind. 

Also eine schöne Zahl! Das hat die rot-grüne Stadtregie-

rung wunderbar gemacht. Das ist einmalig in ganz Euro-

pa.  

Das Zweite, was auch passiert ist, war die Ausdeh-

nung der Parkraumbewirtschaftung im Westen Wiens. 

Diese klassische Push-and-pull-Maßnahme hat dazu 

geführt, dass sehr, sehr viele Menschen im Umland 

natürlich schon auf den ÖV umgestiegen sind.  

Die dritte Maßnahme war: Wir haben mit dem Land 

Niederösterreich ausgemacht, dass wir draußen in der 

Fläche Park-and-ride-Anlagen bauen und das Land 

Niederösterreich dabei unterstützen, gemeinsam mit den 

ÖBB, an den Schnellbahnen, also an den Hauptrouten 

des öffentlichen Verkehrs, Park-and-ride-Anlagen zu 

bauen.  

Das Problem ist nur, dass sie noch nicht angenom-

men werden. Wenn man sich zum Beispiel Park-and-

ride-Anlagen draußen anschaut, so sind die in manchen 

Städten voll, aber vielfach auch nicht. Das heißt, die 

Pendlermassen fahren nach wie vor über die Autobah-

nen herein nach Wien, zum Beispiel auf der Südauto-

bahn. Das weiß man ja. Vor Jahren hat es zwei Streifen 

hinaus, zwei Streifen hinein gegeben. Jetzt haben wir 

vier Streifen hinein, vier Streifen hinaus, plus Abbiege-

streifen. Eine riesige Autobahn. Trotzdem Stau ab Gun-

tramsdorf jeden Tag. Warum? Weil in jedem Auto eine 

Person sitzt. Und das macht uns ein ziemliches Problem 

in der Stadt mit Feinstaub, Lärm und dergleichen Dingen.  

Unser Angebot – das machte auch schon die Vor-

gängerstadtregierung, der damalige Stadtrat Rudi Schi-

cker hat das auch schon einmal propagiert –: Wir wollen, 

dass die Kernzone in die erste Außenzone ausgeweitet 

wird als Angebot für die PendlerInnen, aber auch für die 

WienerInnen, die auspendeln, auf den öffentlichen Ver-

kehr umzusteigen. Ein wichtiges Angebot. (Beifall bei 

den GRÜNEN.)  

Man soll uns nicht sagen, wir tun nichts für die Pend-

ler. Folgerichtig hat auch die Arbeiterkammer Niederös-

terreich diesen Vorstoß begrüßt. Ja, wir wollen das tun. 

Wer es nicht begrüßt hat, war natürlich die ÖVP-

Niederösterreich. Die haben keine Freude, denn die 

wollen ganz gerne ihre Autobahnen weiterbauen und 

unglaublich gerne den Leuten Pendlergeld, Pendlerpau-

schale geben. Wir wissen ja, wer das Pendlergeld und 

das PendlerInnenpauschale bekommt. Das ist der Mittel-

stand, das sind die Reicheren, denn die Ärmeren, die 

keine Steuerabschreibungen machen können, weil sie 

quasi ein Minuseinkommen haben, bekommen das gar 

nicht.  

Also wir wollen in Wirklichkeit als eine ökologische, 

aber auch als eine soziale Maßnahme diese 365 ins 

Umland ausweiten. Das wird denselben Erfolg haben wie 

die 365 in Wien. Der Unterschied ist nur: Wir müssen mit 

Niederösterreich verhandeln, gar keine Frage, aber die 

Niederösterreicher könnten, wenn sie sich das Pendler-
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geld überlegen würden, auch einiges sparen. In anderen 

Städten oder in anderen Gegenden gibt es das schon. 

Wir wollen das für Wien und die erste Zone auch ma-

chen.  

Wichtig dabei – und das muss ich schon auch dazu-

sagen – ist es, dass wir natürlich auch die Schnellbah-

nen und die Autobuslinien ins Umland verbessern müs-

sen. Das heißt, wir brauchen einen 15-Minuten-Takt auf 

allen Schnellbahnen hinaus. Wir brauchen die S80 von 

Raasdorf bis Purkersdorf. Das alles steht im Fachkon-

zept Mobilität der Stadt, das wir beschlossen haben. Rot-

Grün hat dieses Konzept. Wir wissen, was zu tun ist. 

Jetzt geht es darum, dass wir es vorantreiben, denn es 

kann nicht sein, dass – noch einmal – 350 000 Fahrzeu-

ge jeden Tag in die Stadt kommen. Das heißt, 350 000 

Autos machen Lärm, verstinken die Gegend, verstellen 

den Platz, Platz, den wir in Wien für andere Dinge brau-

chen.  

Und wenn dann zum Beispiel der Kollege Juraczka 

von der ÖVP sagt, wir sollen das Problem lösen, indem 

wir Park-and-ride-Anlagen für alle diese Pendler bauen, 

dann, muss ich sagen, wäre es nicht schlecht, wenn man 

sich einfach den Rechenstift nähme. In einer Park-and-

ride-Anlage in Wien zum Beispiel kostet die Herstellung 

für einen einzigen Stellplatz 15 000 EUR. Wenn man 

sich das ausrechnet, allein nur für 200 000 Autos aus 

dem Umland, würde das 3 Milliarden EUR ausmachen. 3 

Milliarden EUR, Kollege Juraczka, soll man, wenn man 

so will, für die AutofahrerInnen aus dem Umland zur 

Verfügung stellen, damit sie sich lustig in Wien in Hoch-

garagen – Tiefgaragen sind noch viel teurer – stellen. 

Das ist eine unglaubliche Verschwendung.  

Wir wollen in Wirklichkeit die 365 ins Umland. (Zwi-

schenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Ja, ja, ich weiß 

eh. Diese Rechnung ist ganz einfach. Das Land Nieder-

österreich beziehungsweise der Verkehrslandesrat von 

Niederösterreich hat gesagt, diese Maßnahme kostet in 

beiden Bundesländern 45 Millionen jährlich. Wir haben 

geringere Zahlen von der Finanzstadträtin bekommen. 

Das heißt, selbst wenn die Annahme mit den 45 Millio-

nen jährlich stimmt, so bauen wir um nicht ganz 45 Milli-

onen, ich glaube, um 32 Millionen, demnächst eine gro-

ße Park-and-ride-Anlage in der Seestadt für 1 300 Autos, 

oder sollen es 1 500 Autos sein. Ich rede aber von 

350 000 Autos. Das heißt, diese Maßnahmen für die 

Pendlerinnen und Pendler ist ökonomisch völlig richtig, 

denn wir können nicht noch mehr Geld in diese Parkga-

ragen da draußen stecken, und wir haben auch das Geld 

nicht, um die Autobahnen zu erweitern, sondern wir 

brauchen den ÖV. Und den wollen wir verbessern. 365 

EUR ins Umland ist eine Superlösung, und wir werden 

sie gemeinsam vorantreiben. – Danke schön. (Beifall bei 

den GRÜNEN und von GRin Susanne Bluma.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für weitere 

Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die 

Damen und Herren des Gemeinderates nur ein Mal zu 

Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten 

begrenzt ist. Als nächster Redner hat sich Herr GR Dipl-

Ing Stiftner zu Wort gemeldet. – Bitte schön. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundes-

hauptstadt Wien): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Werte 

Damen und Herren! 

Ja, es hat sich jetzt auch bei den GRÜNEN die große 

Erkenntnis herumgesprochen, dass, wenn man Preise 

vermindert, dann die Nachfrage steigt. Das ist erstes 

Semester Betriebswirtschaftslehre. Ich gratuliere Ihnen 

zu diesem Erfolg. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)  

Und ich verrate Ihnen eines, Herr Kollege Maresch: 

Hätten Sie sich durchgesetzt mit ihrem Wahlversprechen 

– das sagen Sie nämlich nicht, das waren 100 EUR, 

wenn ich mich richtig erinnere –, dann wären es sogar 

noch mehr Karten gewesen, die Sie verkauft hätten. 

Aber deshalb hätte man noch kein einziges Verkehrs-

problem in dieser Stadt gelöst. (Beifall bei der ÖVP.)  

Die Probleme dieser Stadt sind in Wirklichkeit viel tie-

fergehend, und diese Mobilitätskarte, die Sie haben, ist 

eine reine Mogelpackung. Ich verrate Ihnen auch, wa-

rum. Erstens ist es eine reine Umverteilung der Tickets, 

die Sie hier verkaufen. Natürlich haben wir eine Erhö-

hung bei den Jahreskarten, aber es sind die Einzelfahr-

karten reduziert worden, es sind die Monatskarten redu-

ziert worden, und das sieht man auch daran, dass sich 

zwar die Jahreskarten seit 2012 um 22 Prozent erhöht 

haben, aber der gesamte Zuwachs an transportierten 

Personen nur um 6 Prozent. Dieses Verhältnis zeigt 

einmal mehr, dass Sie keine Qualitätssteigerung erzielen 

konnten. Sie haben keine Verlässlichkeitsinitiative ge-

setzt. Mit der Pünktlichkeit und der infrastrukturellen 

Qualität steht es natürlich nicht zum Besten, auch des-

halb, weil natürlich weniger Geld zur Verfügung steht. 

Das müssen Sie nämlich auch sagen, dass die Wiene-

rinnen und Wiener Ihren Populismus bezahlen müssen, 

indem sie halt einfach in der Früh nicht mehr pünktlich an 

den Arbeitsplatz gelangen, sondern bangen müssen, 

dass die U-Bahn und die Straßenbahn nicht wieder ein-

mal stehen bleiben.  

Die Blockierung führt auch dazu, dass in Summe die 

Zuschüsse steigen und deshalb das Ganze nur eine 

Umverteilung ist. Und auch da sei einmal die Wahrheit 

gesagt. Es sind heuer über 700 Millionen, nämlich 734 

Millionen EUR budgetiert, die die Wiener Linien in Sum-

me bekommen. Das ist um das Dreifache mehr als die 

gesamten Erlöse aus den Jahreskarten. Also es ist eine 

reine populistische Forderung, die Sie hier stellen, eine 

rein populistische Umsetzung, eine Mogelpackung. Und 

wenn Sie nun auch fordern, dass das ins Umland ausge-

dehnt wird, dann zeigt das einmal mehr, dass Sie von 

den wirklichen Problemlösungen der Stadt keine Ahnung 

haben, sehr geehrte Damen und Herren. (GR Mag Rüdi-

ger Maresch: Applaus von der ÖVP vielleicht?) Ich glau-

be, der Applaus für die GRÜNEN bleibt ziemlich aus (GR 

Mag Rüdiger Maresch: Nein, der Applaus für Sie!), denn 

die Zahlen für die Mobilitätsagentur zeigen einmal mehr, 

dass Sie auch mit diesem gesamten zahlenakrobati-

schen Spiel Ihre Probleme haben. Bei dem ganzen An-

stieg der Fahrgastjubelzahlen, die Sie verkündet haben 

von 900 auf jetzt 931 – nach dem Knick des Vorjahres, 

wohlgemerkt, da ist es ja zurückgegangen, daran können 

wir uns auch noch erinnern –, muss man natürlich auch 
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sehen, dass das Streckennetz entsprechend ausgedehnt 

worden ist, weil ja auch die Bevölkerung gestiegen ist. 

Das heißt, in Summe ist die Fahrgastzahl – da gibt es ja 

eine internationale Kennzahl, das ist die sogenannte 

Personenkilometerzahl, also die Fahrgäste pro Fahrstre-

cke, die zur Verfügung gestellt wird – rückläufig, nämlich 

von 895 im Jahr 2012 auf 828 heuer. Das zeigt also, 

dass die Produktivität und die Attraktivität des öffentli-

chen Verkehrs absolut nicht gestiegen sind. Es ist eine 

rein populistische Maßnahme, die sich gut verkaufen 

lässt. Super in der Kommunikation, aber in der Substanz 

haben Sie nichts zusammengebracht, sehr geehrte Da-

men und Herren der GRÜNEN. (Beifall bei der ÖVP.)  

Ein Gesamtkonzept muss auch eine gesamte Region 

umfassen, und es hilft nichts, wenn man Forderungen 

aufstellt. Und ich sage das auch einmal: Wie fühlt man 

sich eigentlich als Partner, wenn sich die Vizebürger-

meisterin hier hinstellt und sagt, sie will irgendetwas für 

Niederösterreich haben, wenn sie es gleichzeitig nach 

viereinhalb Jahren in der Regierung kein einziges Mal 

der Mühe wert findet, wirklich mit ihrem Pendant in Nie-

derösterreich Kontakt aufzunehmen und in echte Ver-

handlungen einzusteigen? Da ist nichts passiert, es gibt 

keine Vereinbarung und es geht auch nicht um dieselben 

Zahlen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie, bitte?) Das ist 

einfach eine Art und Weise des Zusammenarbeitens, die 

zeigt, dass ihr, liebe GRÜNE, absolut kein Interesse an 

konstruktiver Verkehrspolitik habt. Man will ja gar nicht, 

dass etwas herauskommt, sondern man möchte schlicht 

und einfach nur die eigene Verkehrspolitik vorantreiben. 

(GR Mag Rüdiger Maresch: Wer kein Interesse hat, das 

ist die ÖVP!) 

Wie schaut es aus mit einem S-Bahn-Ring? Nichts 

passiert! U-Bahn-Ausbau an den Stadtrand? (Zwischen-

ruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Nichts passiert! Wie 

schaut es aus mit dem Schnellbuskonzept? Nichts pas-

siert! Selbst die Buslinien nach Hietzing und Mödling sind 

reduziert worden.  

Da hilft auch das Reinschreien nichts, Herr Kollege 

Maresch. Es ist einfach nichts passiert, es ist einfach 

eine ganz katastrophale Verkehrsbilanz, die Sie politisch 

hier zu verantworten haben. Da hilft auch nicht ein klei-

ner Ausbau, auch keine Ticketverbilligung, das ist reiner 

Populismus. Ich denke, diese Stadt und ihre Bürger 

haben sich eine bessere Verkehrspolitik erwartet. (Beifall 

bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu 

Wort gemeldet hat sich Frau StRin Matiasek. – Bitte 

schön. 

StRin Veronika Matiasek: Sehr geehrter Herr Vorsit-

zender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann mich meinem Vorredner anschließen. Auch 

für mich war das, was uns seitens der GRÜNEN vorge-

legt wurde, vielleicht eine Proberede für den Wahlkampf. 

Aber Sie sind ja, vor allem seit den letzten gescheiterten 

Beziehungen innerhalb der Koalition zum Wahlrecht 

etwa, voll im Wahlkampfmodus und müssen halt jetzt 

schauen, wo Sie Ihre Themen herbekommen.  

Auch wir sehen es grundsätzlich natürlich für richtig 

und notwendig an, den Wiener öffentlichen Verkehr nicht 

nur in den Anbindungen, sondern auch was die Fahrkar-

ten und Preise betrifft, mit dem Umland zu vernetzen. 

Das ist überhaupt keine Frage. Aber auf der anderen 

Seite muss man schon sagen, Sie verteilen nur um, und 

alles, was Sie jetzt an Wahlzuckerln verteilen wollen, 

muss ja auch bezahlt werden, und darüber machen Sie 

sich überhaupt keine Gedanken. (Beifall bei der FPÖ.)  

Das erinnert mich ein bisschen an Ihre politische 

Verwandtschaft, die auch in Wien kandidieren will, die 

überhaupt gleich den Nulltarif für die öffentlichen Ver-

kehrsmittel einführen will und nicht darüber nachdenkt, 

woher das Geld überhaupt kommt.  

Aber es geht ja nicht nur um den Preis beim Ver-

kehrsmittel, sondern hier geht es ja auch um die Attrakti-

vität, hier geht es um gute Anbindungen, hier geht es um 

Sicherheit, hier geht es um Bedrohung und Belästigung 

gegenüber Fahrgästen, die wir nicht haben wollen, hier 

geht es um eine gute Verkehrsanbindung auch an kriti-

schen Tagen wie zum Beispiel bei starkem Schneefall. 

Hier hat sich in letzter Zeit gezeigt, dass in Wien einiges 

nicht stimmt und nicht in Ordnung ist. Ich spreche zum 

Beispiel von mangelnden Tangentialverbindungen im 

Westen von Wien – auch die sind eine Voraussetzung 

für eine gute Verbindung ins Umland –, ich spreche zum 

Beispiel von einem schlechten Ausbau der S-Bahn-

Linien, ich spreche von dem fehlenden Ausbau der U-

Bahn bis an den Stadtrand, und ich spreche, und das 

sehr nachdrücklich, von der derzeit nicht immer gewähr-

leisteten Sicherheit, hier vor allem in der U-Bahn und 

ganz speziell in der U6. Es gibt Leute, die auch eine 

relativ günstige Jahreskarte nicht locken kann. Es sind 

vor allem Frauen, die sagen, ich muss am Abend fahren, 

und ich komme nicht sicher, ich komme nicht ohne Be-

lästigung – und Belästigung ist eh schon das Mindere –, 

nicht ohne Anpöbelung und sogar gewalttätige Bedro-

hung am Abend nach Hause (Zwischenruf bei den 

GRÜNEN.) – doch, das stimmt –, ich muss mit dem Auto 

fahren, ich muss mir ein Taxi nehmen. (Beifall bei der 

FPÖ.) Fragen Sie einmal! Sie wollen das nicht zur 

Kenntnis nehmen. Wenn man angedudelt wird oder 

wenn einer stockbetrunkenen ist, ist das ja noch harmlos 

im Vergleich zu den Dingen, die manche Menschen 

tagtäglich sogar in der U-Bahn erleben müssen.  

Es ist bei der U-Bahn auch so, dass wir hier ein Prob-

lem mit der Sicherheit, dass sie überhaupt fährt, haben, 

abgesehen von der personellen Sicherheit. Nach wie vor 

blockiert man ja erfolgreich etwas, was in allen anderen 

Großstädten gang und gäbe ist, nämlich ein Zugangs-

system, das eben Menschen ohne Fahrkarte erst gar 

nicht ins Verkehrsmittel lässt. Man könnte sich damit viel 

Unangenehmes ersparen und viel zur Sicherheit beitra-

gen.  

Sie haben sich heute dieses Thema genommen, weil 

es halt einfach – so wie seinerzeit im Jahr 2010 die 100-

EUR-Ankündigung – gut klingt, dieses kombinierte Ticket 

anzupreisen. Ganz aktuell wäre vielleicht für Sie gewe-

sen, zum geplanten Kompetenzentzug der Bezirke zu 

sprechen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau!) Das wäre 

interessant gewesen. Das war ein typisch grüner Umfal-

ler (Beifall bei der FPÖ.), denn ich kann mich noch an die 
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Zeiten erinnern, wo Sie ja für die Ausweitung der Be-

zirkskompetenzen gesprochen haben. Kommt Ihnen das 

nicht zu Gute, dann würden Sie ja sofort etwas anderes 

sagen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann können Sie ja 

zufrieden sein mit diesem Thema!) Sie haben verzweifelt 

versucht, für den Wahlkampf ein gutes Thema zu finden. 

Ihre Umfaller der letzten Zeit, etwa beim Wahlrecht, das 

sich ja ganz gravierend dargestellt hat, oder eben auch 

Ihr Umfaller, was die Bezirkspolitik betrifft, zeigen, dass 

Sie ja nur eines wollen, nämlich unbedingt regieren, 

koste es, was es wolle, und koste es vor allem das Geld 

der Steuerzahler.  

Wir können daher Ihren Vorschlag, der im Grundsatz 

durchaus gut ist, allerdings nur als einen Wahlkampf-

Gag beurteilen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu 

Wort gemeldet hat sich GR Ekkamp. – Bitte schön 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion 

des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsit-

zender! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich denke, über dieses Thema soll man natürlich – 

und das kam ja auch von der Opposition – reden und 

diskutieren, dass man eine günstige Karte im Bereich der 

öffentlichen Verkehrsmittel in Anspruch nehmen kann. 

Ich glaube, es war auch eine gute Entscheidung in Wien, 

dass man mit den 365 EUR den Wienerinnen und Wie-

nern ein Angebot gemacht hat, um eben faktisch das 

tolle Netz, das in Wien mit über 140 Linien von Bus, Bim 

und U-Bahn zur Verfügung steht, zu nutzen. Aber ich 

glaube – da gebe ich manchen Rednerinnen und Red-

nern schon recht –, der Preis alleine macht es nicht, 

dass die Fahrgastzahlen so hoch sind. Ich glaube, Preis 

und Leistung muss man beachten, wenn man die öffent-

lichen Verkehrsmittel in Anspruch nimmt, und ich denke, 

die Fahrgastzahlen von 931 Millionen im letzten Jahr 

beweisen das.  

Die Qualität der Öffis in Wien im Vergleich zu ande-

ren Städten ist durchaus herzeigbar. Wichtig ist – das ist 

auch schon angesprochen worden – die Fahrzeit von A 

nach B, und es ist schon richtig, dass man auch auf eine 

gewisse Störungsanfälligkeit aufpassen muss. Da muss 

man nämlich Maßnahmen treffen, und ich weise darauf 

hin, dass zum Beispiel viel Geld investiert wird in die 

Sanierung und Erneuerung der U-Bahn-Linie U4.  

Moderne, zeitgemäße Fahrzeuge brauchen wir auch. 

Es hat wenig Sinn, wenn man alte Fahrzeuge verwendet, 

die faktisch seit 30, 40 Jahren ins Umland fahren. Die 

sind halt nicht mehr zeitgemäß, und es ist halt nicht das 

Entree, das ich mir erwarte, wenn ich mich dort hinstelle 

und in so ein Fahrzeug einsteige.  

Wichtig sind bitte auch die Intervalle. Wir haben zwar 

durch Arbeitszeitverkürzung immer mehr Zeit im privaten 

Bereich, aber in Wahrheit haben wir immer weniger Zeit. 

Das Leben wird immer hektischer. Also das Angebot 

hinsichtlich der Fahrzeit und der Intervalle ist, glaube ich, 

auch ganz, ganz wichtig. Ich denke, da hat Wien ein 

gutes Preis-Leistungs-Angebot und daher kommen auch 

die 650 000 Jahreskartenbezieher und die über 930 

Millionen Fahrgäste zustande.  

Der Vorschlag, das ins Umland auszuweiten – die 

Zahlen sind genannt worden; da geht es um 260 000 bis 

350 000 motorisierte Einpendler –, ist natürlich wichtig. 

Tun wir was! 30 Prozent fahren mit den Öffis, 70 Prozent 

fahren mit dem Auto. Aber das kostet natürlich auch 

Geld. 40, 45 Millionen werden hier kolportiert, und ich 

denke, da ist natürlich auch Niederösterreich gefordert, 

dass man bei der Finanzierung Geld in die Hand nimmt, 

wenn man seinen Bürgerinnen und Bürgern das ermögli-

chen will.  

Attraktive Zugsverbindungen sind auch schon ange-

sprochen worden. Die Frau Stadträtin hat das richtig 

gesagt. Es hat wenig Sinn, wenn heute bei Schichtbe-

trieben in Unternehmen Frauen dort stehen, und um halb 

zehn fährt ein Zug und um halb zwölf fährt der letzte Zug 

in irgendeine Gegend nach Niederösterreich. Das ist 

nicht zumutbar, das ist nicht attraktiv. Jetzt verlange ich 

nicht, dass da jede Viertelstunde ein Zug rausfährt, aber 

es soll schon ein bisschen in einen anderen Einklang 

gebracht werden. Sogar die Zubringer zur S-Bahn sind ja 

faktisch in Niederösterreich auch teilweise ausgedünnt 

worden, so etwa der Postbus, und so weiter.  

Ich glaube, das ist nicht der richtige Weg, denn wenn 

ich im Auto sitze, dann fahre ich natürlich weiter. Da hilft 

es wahrscheinlich auch wenig – wir wissen es ja auch 

von Wien –, wenn wir Park-and-ride-Anlagen bauen. 

Wenn dort keine Parkraumbewirtschaftung ist, dann 

werden die Autofahrer – insbesondere Fahrer von Groß-

raumlimousinen sparen sich überhaupt gern das Geld – 

nicht reinfahren. Das heißt, da muss man was machen. 

Es gibt aber bereits gute Beispiele, wie das funktio-

nieren kann. Ich erinnere an das Top-Jugendticket für 

Wien, Niederösterreich und das Burgenland um 60 EUR. 

Nur für Wien allein kostet es, glaube ich, nicht einmal 20 

EUR. Ein Boom an Bestellungen. Das ist wirklich ein 

tolles Angebot für unsere jungen Menschen.  

Oder die Stadt Schwechat. Da brauchen wir nicht 

lange herumzutun, das gibt es schon sehr lange. In der 

Stadt Schwechat geht man ins Gemeindeamt und be-

stellt eine 365-EUR-Jahreskarte, bekommt sie und kann 

faktisch um die 365 EUR nach Wien fahren. Also das 

gibt es schon. Das wir abgegolten. Und darüber müssen 

wir auch in Niederösterreich reden.  

Ich denke, das mit den 365 EUR ist keine neue Idee. 

Das ist ja schon öfter diskutiert worden. Der Vorschlag ist 

weiterentwickelbar, er muss weiterentwickelt werden, 

aber bezüglich eines finanziellen Beitrages ist halt das 

Land Niederösterreich gefordert, sehr stark gefordert. 

Und dann wird dem auch, wie die Beispiele beweisen, 

nichts im Wege stehen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu 

Wort gemeldet hat sich GR Dr Aigner. – Bitte. 

GR Dr Wolfgang Aigner (Klubungebundener Manda-

tar): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und 

Herren! 

Ein gewisses Gefühl von Ratlosigkeit beschleicht je-

manden, wenn von einer Regierungspartei Forderungen 

gestellt werden, deren Realisierung man ja eigentlich 

letztendlich selber, zum Teil zumindest, in der Hand 

gehabt hätte. Natürlich ist es ein verlockender Gedanke, 
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wenn in entsprechende Netzkarten auch das Umland 

einbezogen wird. Kollege Ekkamp hat ja gerade auch 

das Top-Jugendticket genannt. Das ist natürlich eine 

gute Sache, aber letztendlich werden wir als Gemeinde-

rat uns sicher nicht dagegen wehren, wenn die Konditio-

nen für die Stadt Wien erträglich sind. Also dann tun Sie 

es! Warum haben Sie nichts getan in diese Richtung? 

Wenn man sozusagen für Planung, und so weiter zu-

ständig ist, dann wäre das ja sicher auch eine interes-

sante Aufgabe gewesen.  

Aber wenn wir uns des öffentlichen Nahverkehrs an-

nehmen, dann ist natürlich auch die Frage zu stellen, ob 

man nicht auch im Bereich unserer Stadt- und Landes-

grenzen Impulse setzen kann. Dass der Zustand der S-

Bahnen nicht wirklich ideal ist, darüber sind wir uns, 

glaube ich, alle einig. Es wäre wahrscheinlich auch den 

ÖBB angestanden, zumindest einen kleinen Teil der 

hohen Kosten, die man in alle möglichen Bahnhofsbau-

ten investiert hat, zu übernehmen und vielleicht auch in 

das fahrende Material zu investieren. Ich sage das letzt-

endlich als Kunde der ÖBB. Ich fahre jeden Tag mehr-

mals mit den überfüllten alten Schnellbahngarnituren, ich 

fahre mit dem Zug, und ich stehe nicht in erster Linie am 

Bahnhof herum. Ich meine, dass man den Westbahnhof 

um viel Geld attraktiviert, verschönert und herrichtet, um 

ihn dann ein paar Jahre später zum reinen Regional-

bahnhof downzugraden, das sind natürlich Dinge, wo 

man sich schon die Frage stellen kann, ob man die vie-

len zig Millionen nicht vielleicht auch besser anders in-

vestieren hätte können, eben in neue Schnellbahngarni-

turen.  

Es ist ja schon gesagt worden – auch in Studien, also 

das ist keine politische Polemik –, dass der Name 

Schnellbahn gerade im Bereich innerhalb Wiens ja ei-

gentlich den tatsächlichen Fahrerfahrungen krass wider-

spricht, denn es ist alles nur nicht schnell. Es ist lang-

sam, behäbig, es ist schmuddelig, es ist überfüllt, und so 

weiter. Also es ist nicht so, dass es ein sonderlicher 

Anreiz ist, sonderlich viel Zeit in diesen Garnituren zu 

verbringen.  

Da ist ja gerade auch aus Niederösterreich durchaus 

einmal die Idee geboren worden, ob man nicht überhaupt 

neue Trassen baut, wenn man weiß, dass die alte 

Stammstrecke überfüllt ist.  

Dass es erfreulich ist, dass mehr Menschen die Wie-

ner Linien benützen, das ist gar keine Frage, es ist aber 

auch hier wichtig, immer den Fahrkomfort im Auge zu 

behalten. Und das, was früher sehr für die Öffis gespro-

chen hat – man kann sich niedersetzen, man kann eine 

Zeitung lesen –, das ist natürlich schon ein bisschen in 

Mitleidenschaft gezogen worden, wenn immer alles voll 

ist. Es ist zwar einerseits schön, weil es ein Erfolgsbe-

weis ist, aber auf der anderen Seite fallen dann halt auch 

Argumente weg. Für kurze Strecken macht es nichts, 

aber natürlich spielen auch die Intervalle eine Rolle, 

ebenso das Wagenmaterial. Es wird ja investiert, das ist 

erfreulich, aber diesen Fahrkomfort der Menschen, den 

soll man natürlich im Auge behalten, denn sonst habe ich 

natürlich wieder den Anreiz, alleine im Auto zu sitzen. 

Das ist zwar für die Umwelt nicht so toll, aber man ist halt 

noch alleine, man ist auch in der eigenen Privatsphäre. 

Ich glaube, auch das Bedürfnis nach Privatheit, nach 

einem gewissen Komfort ist ja im Prinzip nichts Schlech-

tes.  

Also in diesem Sinne ist es sicher wichtig, den öffent-

lichen Verkehr zu attraktiveren, und wir sind schon ganz 

gespannt, wie die Story weitergehen wird. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Ing Mag Dworak. – Bitte schön. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bun-

deshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei der grünen Verkehrspolitik ist es so wie immer: 

Ideen kopieren von anderen und dann noch schlecht 

umsetzen. Ihr wisst es. Es reicht nicht, dass wir Wiener 

Steuerzahler mehr als 700 Millionen EUR für die 365-

EUR-Karte aus dem Stadtbudget zuschießen müssen, 

jetzt geht auch noch die Mobilitätskarte zum Preis von 

365 EUR plus 12 EUR schief. 

Offensichtlich lässt euch der rote Koalitionspartner im 

Regen stehen. Noch am 16. Jänner 2014 wird von Rot 

und Grün die Wiener Mobilitätskarte mit dem Start 1. 

Jänner 2015 groß angekündigt und abgefeiert. Just in 

dem Moment, wenn die zuständige Finanzstadträtin auf 

dem Weg nach New York ist, kommt von der Gewerk-

schaft der Wiener Linien die Botschaft: Ätsch, daraus 

wird nichts, denn wir haben in der IT-Abteilung viel zu 

wenige Leute und damit geht sich die Einführung gar 

nicht aus. Abgesehen davon, dass es natürlich nichts mit 

dem 1. Jänner wird, geht es sich nicht einmal mit Anfang 

April aus. Und wie hat es der SP-Landesgeschäftsführer 

Kollege Georg Niedermühlbichler im gestrigen „Kurier“ 

gesagt? „Wir hätten in den letzten Jahren bessere Ver-

kehrspolitik als die grüne Vizebürgermeisterin gemacht.“ 

Sie hat ja selbst gesagt, dass das Procedere beim Um-

bau der Mariahilfer Straße nicht gelungen ist. Und dass 

sie die Querungen, meine Damen und Herren, bei der 

Mariahilfer Straße bis heute noch nicht umgesetzt hat, 

spricht ja Bände.  

Meine Frage jetzt an dieser Stelle ist: Ist das jetzt 

schon das Ende der Koalition, wenn man sich über die 

Medien jede Menge Unfreundlichkeiten ausrichtet, meine 

Damen und Herren? Bei den GRÜNEN ist es wie immer: 

Schnell aus der Hüfte schießen, Ziele nicht genau er-

kennen und dann wild in der Gegend herumfuchteln. Die 

Mobilitätskarte bei den GRÜNEN war nämlich, und das 

hat offensichtlich der Rüdiger Maresch gesagt, die Jah-

reskarte-plus und sollte eben für den Großraum Wien, 

also deutlich über die Zonengrenze 100, gelten. Offenbar 

hat man aber mit den Partnern, sprich, Wiener Linien, 

Verkehrsstadtrat, Finanzstadträtin, ÖBB, VOR, Land 

Niederösterreich, et cetera, gar nicht einmal vernünftig 

gesprochen, sondern die GRÜNEN haben wieder einmal 

geträumt und sind eigentlich in ihrer heutigen Aktuellen 

Stunde gescheitert. Anstelle nämlich zuerst eine Pla-

nungsgruppe einzusetzen, das hat schon bei der Maria-

hilfer Straße nicht funktioniert, die es eigentlich mit der 

Planungsgesellschaft Ost geben sollte, und dann ga-

ckern und das Ei zu legen, blieb alles bei der Ankündi-

gungspolitik und beim Programm „Wünsch dir was“. Bis 
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heute gibt es außer dem Wunsch der Verkehrsstadträtin, 

die S-Bahn zu verstärken, keine substanziellen Vor-

schläge für den Verkehr in einer stark wachsenden Stadt 

wie Wien - je nach Institut sind im vergangenen Jahr 

zwischen 29 000 und 33 000 Menschen zugezogen. Um 

diese Herausforderung zu lösen, davon haben wir von 

der grünen Vizebürgermeisterin nichts Substanzielles 

gehört, außer eben die S-Bahn zu verstärken. Und dass 

dies mit der Frau Finanzstadträtin abgesprochen wäre, 

erscheint zweifelhaft. Wir wissen, bei der U-Bahn-

Verlängerung, beispielsweise die U4 nach Auhof, ist 

nichts geschehen. Oder die Busse von Wien-

Kennedybrücke nach Mödling, der 360er ist eingestellt 

worden - nichts ist passiert. Ja, wie wollen Sie mit dieser 

Kurzsichtigkeit in einem Großraum von rund drei Millio-

nen Menschen Mobilität fördern? Krampfhaft allein den 

Autoverkehr zu behindern, wird auf Dauer zu wenig sein. 

Dass es mit dem öffentlichen Verkehr wirklich funktio-

niert, da kann ich Ihnen nur sagen: Das wird nicht funkti-

onieren! 

Abschließend sage ich an dieser Stelle: Es ist höchs-

te Zeit, dass sich die nicht sehr professionelle Truppe der 

GRÜNEN vom Verkehrsressort verabschiedet. Wien 

kann auf Grund dieser schwachen „Wünsch dir was.“-

Politik der GRÜNEN nicht mehr länger warten und 

braucht dringend neue, erfahrene und professionell agie-

rende Politiker im Verkehrsressort! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum 

Wort gemeldet hat sich GRin Dr Kickert, bitte schön. 

GRin Dr Jennifer Kickert (Grüner Klub im Rathaus): 

Guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Guten 

Morgen, Herr Vorsitzender! 

Es ist interessant, wenn man einen Vorschlag für ei-

ne Maßnahme macht, wie darauf reagiert wird. Ich möch-

te darauf hinweisen, ich glaub, der Rüdiger Maresch hat 

das schon gemacht, dass die Ausweitung der Kernzone 

jetzt kein Vorschlag ist, der wahnsinnig neu ist. Also ich 

als junges Mitglied oder nicht so lang dienendes Mitglied 

in diesem Gemeinderat glaube, dass es 2008 oder 2009 

bereits einen ähnlichen Vorschlag gegeben hat, also von 

wegen „aus der Hüfte geschossen und wild durch die 

Gegend geballert“, wie der Herr Dworak gemeint hat. 

Aber es ist weiterhin interessant, dass man nicht auf die 

Möglichkeiten so einer Maßnahme eingeht. Okay, es 

wäre sinnvoll, wenn man sich überlegt: Was könnte es 

für verkehrspolitische Maßnahmen geben, um den Pend-

lerInnenzustrom mit motorisiertem Individualverkehr zu 

verringern und einen Umstieg zu ermöglichen, weil das 

hat, wie wir wahrscheinlich alle wissen und dem alle 

zustimmen, einfach wirklich große Vorteile für alle, die 

hier in der Stadt wohnen, und natürlich auch für jene, die 

im Umland der Stadt wohnen. Und ja, wenn man darüber 

redet, was es für Vorteile bringt, muss man natürlich 

auch darüber reden, was es für einen Kosteneinsatz 

braucht. Darüber seriös zu reden, finde ich das Span-

nendste, weil wir jetzt Kostenschätzungen haben, die 

von 10 Millionen, wohl eher 15 Millionen bis 45 Millionen 

reichen und ja, es wird sinnvoll sein, logischerweise eine 

Kostenbeteiligung des Landes Niederösterreich mitein-

zubeziehen, weil es natürlich auch für die PendlerInnen 

der umliegenden Gemeinden sinnvoll ist. Aber kein Wort 

seitens der ÖVP, stattdessen der Versuch, irgendeinen 

Keil in die Koalition zu treiben, so als ob … (GR Ing Mag 

Bernhard Dworak: Der ist bei Ihnen eh schon groß ge-

nug! – GR Mag Wolfgang Jung: Das machen Sie schon 

selber!) Schau, er ist überhaupt nicht groß genug. Das, 

was Sie nicht begreifen, ist, man kann erstaunlicher-

weise auch auf zivilisierte Art und Weise draufkommen, 

wir kommen bei einem bestimmen Punkt nicht zusam-

men. Abgesehen vom Wahlrecht, das jetzt öffentlich 

diskutiert worden ist, haben wir auch andere Punkte, bei 

denen wir uns nicht zu 100 Prozent geeinigt haben. Jo 

mei! In Summe behaupten wir immer noch, dass unsere 

Zusammenarbeit dieser Stadt viel gebracht hat und (GR 

Mag Wolfgang Jung: Und gekostet!) jedenfalls zukunfts-

orientierter, innovativer und für die BewohnerInnen er-

folgreicher war als jede andere Zusammenarbeit, die 

entweder auf Bundesebene oder auch schon in Wien 

Realität war und deren Bilanz wir auch schon kennen. 

Also reden wir über die Vorteile, die es für die Menschen 

in der Stadt bringt, für jene, die einpendeln. Und reden 

wir darüber, wieviel es kosten soll, weil es eine kluge 

ökologische und soziale Maßnahme wäre, nicht neu, 

aber immer noch gescheit. Und alles, was es sonst noch 

an Maßnahmen braucht, die auch schon erwähnt worden 

sind wie eine Qualitätsverbesserung, eine Erhöhung der 

Takte und Ähnliches mehr, die übrigens sehr wohl im 

Fachkonzept Mobilität aufgelistet sind, sehr geehrter 

Herr Dworak, sogar ich lese solche Papiere - was würde 

es kosten, das Gute, Schöne und Wahre im Bereich des 

öffentlichen Verkehrs zu machen? Reden wir darüber, 

schauen wir, was sich ausgeht, was wir für sinnvoll er-

achten und setzen wir es um! Und zwar warum nicht in 

der nächsten Periode auch wieder mit einer rot-grünen 

Regierung? (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster 

zum Wort gemeldet ist GR Dadak. Ich erteile es ihm. 

GR Michael Dadak (Klub der Wiener Freiheitlichen): 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen 

und Herren! 

Also man merkt schon, dass die Wahl näherrückt. 

Das Thema der heutigen Aktuellen Stunde erinnert doch 

sehr an vergangene Wahlversprechen der GRÜNEN, 

beim letzten Mal zum Beispiel die 100-EUR-Jahreskarte. 

Die ist vor der letzten Wahl noch versprochen worden. 

Die ist logischerweise nicht umsetzbar gewesen, weil so 

nicht finanzierbar.  

Der Kollege Chorherr hat das dann bereits im Okto-

ber 2011 relativiert und versucht, diese 365-EUR-Lösung 

als großen Verhandlungserfolg der GRÜNEN zu verkau-

fen. Er hat da in einer Internetseite geschrieben: „In 

diesem zentralen Punkt zeigt sich aber, dass wir hart und 

gut verhandeln können und einen ansehnlichen Kom-

promiss vorzeigen können.“ Jetzt muss man sagen: Aha, 

also geplant war eine Reduktion von 449 auf 100 EUR, 

erreicht haben sie 449 auf 365 EUR, geplante 77 Pro-

zent Reduktion, erreichte 18 Prozent, also wirklich ein 

tolles Verhandlungsergebnis! Und Ähnliches darf man 

sich jetzt vom unerwarteten Vorpreschen der GRÜNEN 

zum Thema 365-EUR-Jahreskarte in das Wiener Umland 
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erwarten. Grundsätzlich war die FPÖ immer schon für 

eine Ausweitung der Jahreskarte in das Wiener Umland 

und so haben wir beim letzten Verkehrsausschuss auch 

die Frau Vizebürgermeisterin gefragt, wie denn die Ver-

handlungen stehen. Da haben wir jetzt noch gehört, es 

werden laufend Gespräche mit Niederösterreich geführt. 

Kurze Zeit später lese ich in den Medien, dass noch 

keine konkreten Gespräche oder Verhandlungen geführt 

wurden. Das Vorpreschen der GRÜNEN hat ja selbst 

den niederösterreichischen Verkehrslandesrat Wilfing 

überrascht, der sofort einen Finanzierungsplan gefordert 

hat und die Hauptfinanzierung natürlich auf Wien über-

tragen will. Aber mit der Wiener Finanzstadträtin scheint 

das auch nicht abgesprochen worden zu sein. Diese 

Vorgehensweise, sehr geehrte Damen und Herren, ist 

doch sehr unprofessionell! So kann man eine gute Idee 

schnell zu einem Vorwahlgeplänkel degradieren. (Beifall 

bei der FPÖ.) 

Seit über vier Jahren sind die GRÜNEN nun für das 

Verkehrsressort verantwortlich und hätten die Möglich-

keit gehabt, intensive Verhandlungen mit Niederöster-

reich über die Entwicklung der Ostregion zu führen. 

Nichts ist passiert. Beim S-Bahn-Ausbau ist nichts wei-

tergegangen, im Gegenteil, die ÖBB sperren Stationen 

zu. Es fehlt nach wie vor die Verbesserung der Sicher-

heitstechnik zur Intervallverdichtung, die dringend not-

wendig ist. Es fehlt der S-Bahn-Ring Vorortelinie-

Verbindungsbahn-Handelskai, oder die Intervallverdich-

tung Floridsdorf-Korneuburg. Letzteres ist ja ein beson-

ders schönes Beispiel für das Versagen der Zusammen-

arbeit zwischen Wien, ÖBB und Niederösterreich. Die 

Intervallverdichtung wäre dringend nötig, weil mangels 

U6-Verlängerung die Station Brünner Straße die einzige 

hochrangige Anbindung des Krankenhauses Nord ist. Es 

besteht dort ein Stundentakt und der versprochene Vier-

telstundentakt kommt nicht, weil man zwar in Korneuburg 

einen neuen Bahnhof mit Park-and-ride-Anlagen und 

allem Drumherum gebaut hat, der aber nicht geeignet ist, 

um dort Züge zu wenden und die Niederösterreicher 

nicht bereit sind, eine Weiterführung bis Stockerau zu 

bezahlen. Wenn die notwendigen Kapazitäten nicht 

existieren, dann wird eine billige Jahreskarte die Autofah-

rer aber auch nicht zum Umsteigen bewegen können.  

Wenn die GRÜNEN jetzt Umweltbewusstsein und 

leistbare Mobilität in einer wachsenden Stadt anspre-

chen, sollten sie aber alle Formen der Mobilität einbezie-

hen und nicht ideologiegetrieben den motorisierten Ver-

kehr in allen Bereichen zu verhindern versuchen. Viele 

Bürger steigen nicht auf Öffis um, weil sie so komfortabel 

oder die Verbindungen so toll sind, sondern sie müssen 

umsteigen, weil sie sich ein Auto dank der rot-grünen 

Belastungspolitik einfach nicht mehr leisten können. Und 

Umweltbewusstsein in einer wachsenden Stadt könnte 

man zeigen, indem man zum Beispiel die S1-Verbindung 

Richtung Norden rasch verwirklicht, um den Durchzugs-

verkehr aus der Stadt herauszubekommen oder indem 

man das alljährliche Baustellenchaos endlich in den Griff 

bekommt und somit die endlosen und umweltbelasten-

den Staus über die Sommermonate verhindert, oder 

endlich für die schon lange geforderte und versprochene 

grüne Welle sorgt. Das würde die Abgas- und Feinstoff-

werte in Wien sicherlich deutlich verbessern.  

Heute ist schon einmal erwähnt worden, dass ja so-

gar die SPÖ schon zugegeben hat, sie hätte die Ver-

kehrspolitik in den letzten Jahren besser gemacht als die 

Vizebürgermeisterin, und das ist ja wirklich nicht schwer. 

Doch besser heißt ja noch lange nicht gut. Wir, die FPÖ, 

fordern auf jeden Fall schon lange auf Bezirks- und Lan-

desebene eine deutliche Ausweitung der Kernzone, um 

den Umstieg auf den öffentlichen Verkehr attraktiver zu 

machen. Es ist hoch an der Zeit, im Interesse der Ein-

pendler aus dem Wiener Umland die Kernzonenauswei-

tung umzusetzen und damit auch der angespannten 

Verkehrssituation in der Bundeshauptstadt rasch entge-

genwirken zu können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum 

Wort gemeldet ist Frau GRin Gaal. Ich erteile ihr das 

Wort. 

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion 

des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja danke 

schön. Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! 

Gratulation an die Wiener Linien! Gratulation zum 

neuen Rekord, was die Fahrgäste betrifft, Gratulation 

zum neuen Rekord, was die Jahreskarte betrifft. Das 

heißt, der öffentliche Verkehr wird immer attraktiver, er 

wird immer beliebter und das ist gut so. Denn mittlerweile 

werden 39 Prozent aller Wege in Wien mit dem öffentli-

chen Verkehrsmittel zurückgelegt. Das bedeutet aber 

auch, dass die Wiener Linien in Zukunft vor weiteren 

großen Herausforderungen stehen werden, denn sie 

müssen ihr Angebot auch in Zukunft laufend verbessern, 

laufend erweitern, damit dieser Aufwärtstrend anhält, 

dass eben immer mehr Menschen in Wien die Straßen-

bahn, die Buslinien und die U-Bahnen benutzen, Dann 

muss man aber auch über modernere und attraktivere 

Fahrzeuge reden, über dichtere Intervalle und vor allem 

über einen weiteren Ausbau des Verkehrsnetzes, denn 

Wien wächst, das weiß mittlerweile jeder. Vor allem in 

den Außenbezirken entstehen tausende neue Wohnun-

gen und genau den Menschen, die dann dorthin ziehen, 

muss man nicht nur die soziale Infrastruktur bieten, son-

dern natürlich auch die entsprechende technische Infra-

struktur, denn sonst ist wieder nur das Auto das einzig 

mögliche Verkehrsmittel. Daher ist es so wichtig, dass 

die Wiener Linien auch zukünftig in den Ausbau des U-

Bahn-Netzes investieren, wie zum Beispiel in die U1-

Verlängerung in den Süden, die ja planmäßig und prob-

lemlos funktioniert und die wir 2017 eröffnen können. 

Dann hat der einwohnerstärkste Bezirk dieser Stadt, 

nämlich Favoriten, endlich mehr als nur zwei U-Bahn-

Stationen! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Bereits jetzt ist die Seestadt Aspern perfekt an das 

öffentliche Verkehrsnetz angebunden, die Seestadt, das 

Stadterweiterungsgebiet in der Donaustadt. Und auch 

die Vorarbeiten für die Verlängerung der U2 und der U5 

sind bereits voll im Gange und auch die Modernisierung 

der U4 ist in Arbeit. Eines darf man nie vergessen, meine 

sehr geehrten Damen und Herren: Dieser Ausbau des U-

Bahn-Netzes hat auch eine unglaublich große arbeits-



Gemeinderat, 19. WP 20. Februar 2015 63. Sitzung / 24 

 

marktpolitische Bedeutung, denn er schafft Arbeitsplätze 

und er sichert Arbeitsplätze. 2015 investieren die Wiener 

Linien 434 Millionen EUR in die Verbesserung ihres 

Angebotes. 434 Millionen EUR, das sind Investitionen in 

die Zukunft dieser Stadt. Und wenn Niederösterreich und 

seine Umlandgemeinden in Zukunft von diesen Investiti-

onen auch profitieren möchten, dann müssen sie natür-

lich ihren entsprechenden Beitrag leisten, denn alles 

andere wäre mehr als unfair. Danke schön. (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für 

diese Wortmeldung, aber auch für die Einhaltung der 

Redezeitdisziplin. Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, 

gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung be-

kannt, dass an schriftlichen Anfragen eine des ÖVP-

Klubs der Bundeshauptstadt Wien, zwölf des Klubs der 

Wiener Freiheitlichen eingelangt sind.  

Vor Sitzungsbeginn wurde von den Gemeinderats-

mitgliedern des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 

ein Antrag eingereicht. Den Fraktionen wurde dieser 

Antrag auch schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung 

erfolgt an den Gemeinderatsausschuss Bildung, Jugend, 

Information und Sport, wie beantragt. 

Von den GRen Mag Gudenus, Mag Jung, Univ-Prof 

Dr Eisenstein und Mag Dr Wansch wurde ein Antrag an 

den Herrn Bürgermeister betreffend Auflösung des Wie-

ner Gemeinderats und Neuwahl der Mitglieder des Ge-

meinderats und der Bezirksvertretung gerichtet. Das 

Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrags 

wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten 

unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung 

wird die Besprechung des Dringlichen Antrags vor 

Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 

16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssit-

zung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung des Dring-

lichen Antrags unterbrochen.  

Wir kommen nun zu einer Angelobung, die ihre 

Schatten vorausgeworfen hat. Ich möchte auf der Tribü-

ne den Fanklub von Marcus Schober sehr, sehr herzlich 

begrüßen. (Allgemeiner Beifall.) 

Hoher Gemeinderat!  

Herr Christoph Peschek hat mit Ablauf des 31. Jän-

ner 2015 auf sein Mandat im Gemeinderat der Stadt 

Wien verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 

Abs 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das 

dadurch frei gewordene Mandat das in Betracht kom-

mende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Sozialde-

mokratischen Partei Österreichs, Herrn Mag Marcus 

Schober, in den Gemeinderat berufen.  

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das 

Gemeinderatsmitglied anzugeloben. Ich ersuche die 

Schriftführerin, GRin Graf, die Gelöbnisformel zu verle-

sen und das neue Gemeinderatsmitglied, auf meinen 

Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten „Ich gelobe.“ zu 

leisten. Ich bitte um Verlesung der Gelöbnisformel. (Alle 

stehen auf.) 

Schriftführerin GRin Ilse Graf: „Ich gelobe der Repub-

lik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, 

stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissen-

hafte Erfüllung meiner Pflichten.“ 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr GR Mag 

Schober. 

GR Mag Marcus Schober: Ich gelobe. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke viel-

mals! Die Angelobung ist damit vollzogen! (Allgemeiner 

Beifall und Beifall von den Besuchern auf der Galerie.) 

Sehr geehrter Herr GR Mag Schober!  

Es darf weiter geküsst werden, ich möchte aber 

trotzdem ein paar Worte sagen. Lieber Marcus, ich wün-

sche dir für diese deine neue Aufgabe sehr, sehr viel 

Erfolg. Ich wünsche dir aber auch das notwendige Glück, 

das man dazu braucht, und eine Freude an dieser Arbeit, 

die, wie ich aus fast einem Vierteljahrhundert weiß, eine 

extrem spannende und herausfordernde Aufgabe für die 

in Wien lebenden Menschen ist. Ich hoffe, dass du alles 

umsetzen kannst, was du dir vorgenommen hast und 

wünsche dir eben alles, alles Gute! (Allgemeiner Beifall 

und Beifall von den Besuchern auf der Besuchergalerie.) 

Vorsitzender GR Mag Dietbert Kowarik: Ich darf 

auch meine Gratulation aussprechen und in der Tages-

ordnung weitergehen.  

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 

6 und 7, 9 bis 26, 28 und 30 bis 39 gelten gemäß § 26 

der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu 

Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinde-

rats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung ver-

langt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtver-

fassung diese als angenommen und stelle fest, dass die 

im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforder-

liche Anzahl von Gemeinderäten gegeben ist.  

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechen-

der Beratung die Postnummer 29 zum Schwerpunkt-

Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgen-

de Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Post-

nummern 29, 27, 2, 3, 4, 5 und 8. Die Postnummern 

werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung 

gelangen.  

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 der Tages-

ordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung 

zum Abschluss eines mehrjährigen Vertrages zur Weiter-

führung des Kompetenzzentrums für Energie in der tina 

vienna urban technologies + strategies GmbH. Ich bitte 

den Berichterstatter, Herrn GR Lindenmayr, die Verhand-

lungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Ich ersuche 

um Zustimmung.  

Vorsitzender GR Mag Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte und darf daran erinnern, dass die Erstredner 

jeder Partei 40 Minuten zur Verfügung haben. Zum Wort 

gemeldet als erster Redner ist der Herr GR Dipl-Ing 

Stiftner. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundes-

hauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr 

geehrte Damen und Herren!  

Mit diesem heute zu beschließenden Akt haben die 

GRÜNEN noch einmal kurz vor Torschluss kräftig in die 

Stadtkasse gegriffen und sozusagen am letzten Drücker 

noch einmal Geld für ihre Prestigeprojekte aus dem 
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Steuersäckel herausgeholt, da diese Steckenpferde der 

GRÜNEN schlussendlich irgendwo auch bezahlt werden 

müssen. Diesmal handelt es sich um die Dotation eines 

sogenannten Energiekompetenzzentrums in der Höhe 

von 1,5 Millionen EUR, die heute beschlossen werden 

soll. Dieses Geld wird dem Energiekompetenzzentrum 

der tina überwiesen, um, wie es heißt, unter anderem die 

Beobachtung europäischer und internationaler Entwick-

lungen im Energiebereich sowie die Beteiligung und 

Mitwirkung bei energierelevanten Arbeitskreisen finanzie-

ren zu können. Diese 1,5 Millionen EUR summieren sich 

dann letztendlich mit den 1,8 Millionen EUR Starthilfe für 

diese Einrichtung, die schon vor 3 Jahren gewährt wur-

de. So halten wir also dann in Summe bei 3,3 Millionen 

EUR, die für diese grüne Nebeneinrichtung mit entspre-

chender personeller Besetzung bis allerdings 2018 auf-

gewendet werden sollen. Damit ist der vorfinanzierte 

Zeithorizont einmal deutlich über den Wahltag hinaus, 

was ja eine besonders interessante Entwicklung zeigt, 

dass man hier offenbar schon für die Zukunft vorsorgt 

und offenbar nach dem Motto „Die GRÜNEN müssen 

mal wieder in die Regierung kommen, weil sonst gibt es 

ja entsprechende nichtrealisierte Ausgaben oder nicht 

verwendbare Ausgaben.“ dann nach dem Wahltag agie-

ren kann. Deshalb versuchen die GRÜNEN hier heute 

schon weit in die nächste Legislaturperiode auch andere 

demokratisch legitimierte Gemeinderätinnen und Ge-

meinderäte zu präjudizieren.  

Feststeht, dass hier mit PR-Geld jongliert wird, das 

hier eben auch entsprechend öffentlichkeitswirksam für 

Themen, die eigentlich längst in anderen Abteilungen 

abgearbeitet werden, verwendet werden soll. Das ist 

etwas, was sich auf besondere Art und Weise hier auch 

mit der Magistratsabteilung 20, die das Energiekompe-

tenzzentrum finanziell füttert, in Einklang bringen lässt, 

denn alleine diese Magistratsabteilung 20 hat ja 0,7 

Millionen EUR an Startkapital bekommen und dort, muss 

ich ehrlich sagen, kann man ja kaum irgendwelche Akti-

vitäten feststellen. Das ist ja mehr oder weniger wirklich 

nur eine Beschäftigungsabteilung für offenbar im Umfeld 

der Grünen Partei befindliche Menschen.  

Rein statistisch kann man das natürlich auch nach-

weisen. Wir haben uns angeschaut, wie aktiv denn die 

Magistratsabteilung 20 ist, die ja extra gegründet worden 

ist, zur Erinnerung im Koalitionspakt, wie die Grünen in 

die Regierung gekommen sind, und dann kann man 

nachlesen, dass in bald 5 Jahren des Ausschusses gan-

ze 14 Geschäftsstücke der Magistratsabteilung 20 im 

Verkehrs- und Stadtplanungsausschuss behandelt wor-

den sind. Das heißt, das sind, wenn man das jetzt statis-

tisch berechnet, 4 Aktenstücke pro Jahr oder 1 pro Quar-

tal. Und das ist gegenüber 900 Gesamtakten, die da 

behandelt worden sind, eigentlich ein Zeichen, welch 

lächerliche Zahl das in der Magistratsabteilung 20 ist, 

und dass dieser hohe Finanzierungsbeitrag hier auch ein 

Körberlgeld vom Steuerzahler seitens der Grünen Partei 

in dieser Stadtregierung gesichert hat. Dabei ist die Ma-

gistratsabteilung 20 ja in Wirklichkeit, was finanzielle 

Aufwendungen betrifft, nicht einmal der größte Brocken 

dieser Schreckensbilanz. Er ist vielleicht nur der augen-

fälligste, weil man überhaupt nichts von dieser Magist-

ratsabteilung hört und auch die Akten im Ausschuss, die 

ganz wenigen, nicht besonders spektakulär oder zu-

kunftsweisend sind.  

Aber viel wichtiger ist ja hier auch noch einmal zu er-

wähnen, dass die Fahrradagentur den Steuerzahler auch 

noch einmal 8,9 Millionen gekostet hat. Aber damit war 

der Heißhunger auch noch nicht gestillt. Man hat sich 

also dann noch einmal 4,4 Millionen im Rahmen des 

Radjahres genehmigt, dann kamen noch einmal 2 Millio-

nen für die Fußgängerkampagne dazu, und dann gibt es 

noch eine Fußgängerkonferenz mit 1,2 Millionen. Dann 

gibt es ja noch die Sensibilisierungskampagne, die dazu 

ja fast lächerlich wirkt, mit 338 000 EUR, und die un-

längst beschlossenen 900 000 EUR für die Verkehrsbe-

wusstseinskampagne. Das sei jetzt nur am Rande er-

wähnt und auch, dass das natürlich ausdrücklich und 

explizit in einem Wahljahr stattfinden muss und soll.  

Die Fußnote ist natürlich auch, dass auch bei der 

Fuzo Mariahilfer Straße 3,2 Millionen EUR für die Über-

zeugung von 40 000 Menschen im eigenen Sinne aus-

gegeben worden sind, natürlich nicht aus dem Parteigeld 

der GRÜNEN, sondern vom Steuerzahler. Und so setzt 

sich das alles fort, das hier letztendlich heute zu diskutie-

ren ist. Unter diesem Blickwinkel muss man auch die 

Finanzierung der tina, die eine Parallelorganisation zur 

Magistratsabteilung 20 darstellt, sehen.  

Das Energiequiz, das ja auch in Korrelation steht, ist 

mit 780 000 EUR zu Ungunsten des Steuerzahlers do-

tiert worden. Da muss ich nun ehrlich sagen, es ist schon 

eine gewisse Chuzpe, die hier seitens der GRÜNEN 

angewendet wird, denn Sie haben es schon geschafft, in 

ganz kurzer Zeit, das muss man Ihnen ja auch zubilligen, 

hier kräftig zu verstehen, was Sie hier vorher abgelehnt 

haben, nicht „part of the game“ zu sein. Sie langen kräf-

tig in den Steuersäckel hinein, um offenbar Ihre eigene 

Klientel bestmöglich bedienen zu können. Obwohl Sie 

offenbar mit dem Kleinen Glücksspiel ja nichts am Hut 

haben, darf ich Ihnen gratulieren. In diesem Punkt haben 

Sie sicherlich den Jackpot geknackt, sehr geehrten Da-

men und Herren! 

Das Ganze ist natürlich auch eine Frage, wie der Ko-

alitionspartner damit umgeht. Einiges liest man ja auch in 

den Medien. Ich habe ja fast Mitleid mit der SPÖ, dass 

hier ständig auch Desavouierungen seitens des kleinen 

Koalitionspartner erfolgen, Brüskierungen. Naturgemäß 

führt das natürlich nicht dazu, dass man hier dann auch 

einiges weiterbringt. Und das ist ja auch ein Teil des 

gesamten Problems dieser Stadtregierung, dass hier ein 

Stillstand in jeder Beziehung eingetreten ist, auch in 

diesem Akt und bei diesem Schwerpunktthema der 

Energiepolitik in dieser Stadt. Die Energieplanung ist ja 

am Türschild der Frau VBgmin Vassilakou angebracht. 

Das ist Teil dessen, was man sich auch im Koalitionspakt 

ja ausverhandelt hat. Aber man kann eigentlich weder 

strategische Maßnahmen erkennen noch irgendwelche 

umweltpolitische Veränderungen, Akzentsetzungen, die 

hier erfolgt sind. Das Einzige, was man hier sehen kann, 

ist, dass es offenbar darum ging, Green Jobs zu schaf-

fen, aber nicht so, wie man das eigentlich allgemein 
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versteht, sondern darin, dass man eigene Klientel ver-

sorgt. Es geht offenbar nicht darum, Arbeitsplätze durch 

entsprechende Kompetenzen im Energiebereich, hier 

allgemein für die Wirtschaft, für die Industrie, für die 

Dienstleistung auf den Weg zu bringen, zu realisieren. 

Wir hätten es bei der Arbeitslosenbilanz dringend not-

wendig, die wieder einmal Wien als Schlusslicht nach-

weist, sondern es ist eine Frage, wie hier in Summe auch 

mit der Abhängigkeit von Erdgas beispielsweise aus dem 

Osten umgegangen wird. Ich denke, es ist in dieser 

Frage hier auch sehr viel Verantwortungsnotwendigkeit 

enthalten, die leider seitens der Vizebürgermeisterin und 

seitens der GRÜNEN, die hier in der Koalition die Ver-

antwortung dafür haben, nicht wahrgenommen worden 

ist, ja nicht einmal strategisch angedacht wurde.  

Was passiert stattdessen? Man konzentriert seine 

volle Kraft auf ein paar Hundert Meter Fußgängerzone in 

Mariahilf, statt dass man wenigstens ein wenig auch die 

Solarenergie in Betracht zieht. Ich kann mich noch erin-

nern, da gab es seitens der grünen Partei eine entspre-

chende Offensive im Bereich Solarenergie, auch im 

Bereich der ökologischen Antriebe. Heute sitzen Sie in 

der Regierung, heute bringen Sie nichts weiter im Be-

reich der Solarenergie. Ja, Sie streichen nach der neuen 

Bauordnung sogar Förderungen. Und im Bereich der 

Elektromobilität wird auch nichts unternommen, keine 

Förderung eingeführt. Das ist offenbar auch in keinster 

Weise strategisch angedacht, da jedes Auto ja offenbar 

schlecht ist, egal, welchen Antrieb es beinhaltet. Es geht 

ja da bei den GRÜNEN offenbar um ideologische Fragen 

und nicht wirklich um umweltrelevante oder gar umwelt- 

und energiepolitisch relevante Fragen. (Beifall bei der 

ÖVP.)  

Meine Damen und Herren, die Energieversorgung 

der Stadt ist eine ganz besonders heikle. Gerade wir in 

Wien hängen hier auch sehr, sehr stark vom Bereich der 

Zulieferung und des Imports ab und deshalb ist es eine 

strategische, aber auch eine ökologische Frage. Die 

Vorschreibung des GIS ist auch liegen gelassen worden. 

Das wundert mich auch ein wenig, dass das nicht ange-

gangen wird. Die Amtshaussanierung durch PPP-

Modelle ist ein Projekt der vorhergehenden Ära, und da 

ist auch nicht wirklich etwas weitergegangen. Vage 

Smart-City-Konzepte fühlen sich auch nur in Form von 

Hochglanzbroschüren an, aber nicht wirklich in der Reali-

tät.  

Und so geht es eigentlich weiter, dass letztendlich 

natürlich auch die Frage im Raum steht, was Sie heute 

hier vorgelegt haben in Ihrer Art und Weise zu unterle-

gen. Denn die Umsetzungen im Bereich der Energiepoli-

tik und in der tina als Zuarbeiter dieses Energiekompe-

tenzzentrums wollen Sie mit 3,3 Millionen EUR veran-

schlagen, von denen wir heute 1,5 Millionen EUR, und 

das ist nicht wenig, zu beschließen haben. Ich sage 

nicht, dass dieses Geld nicht hätte sinnvoll eingesetzt 

werden können oder eingesetzt werden kann, wenn man 

wirklich etwas bewegen will in dieser Stadt. Es ist drin-

gend notwendig, die Energieversorgung auf neue Beine 

zu stellen, aus ökologischen, aber auch aus strategi-

schen und versorgungstechnischen Gründen. Ich darf 

Ihnen das auch noch einmal mit Zahlen unterlegen, denn 

wenn man sich auch ein wenig in Erinnerung ruft, wie es 

Ungarn gegangen ist, dass sich dort Staatschef Putin 

mehr oder weniger mit der Drohung, die Gaslieferungen 

auszusetzen oder zu verteuern, eingeladen hat. So et-

was könnte ja auch Wien passieren. Umso mehr ist es 

bedauerlich, dass derzeit 55 Prozent der Wiener Haus-

halte von der Gasheizung abhängig sind. Wenn man die 

Fernwärme noch hinzurechnet, die übrigens in großen 

Teilen gasbefeuert ist, weil ja die Gaskraftwerke auf 

Grund der hohen Gaspreise elektrisch finanziell nicht 

mehr gut betreibbar sind, das heißt, dort muss man auch 

noch einmal Gas zufeuern, dann sind es in Summe zwei 

Drittel, also 530 000 der insgesamt 830 000 Haushalte, 

die direkt oder indirekt vom Gas abhängig sind. Meine 

Damen und Herren, da ist Handlungsbedarf gegeben, da 

sollte man etwas tun. Aber sicherlich reicht es nicht aus, 

hier einfach Green Jobs zu schaffen. Man muss strate-

gisch etwas machen. Diese 1,5 Millionen EUR werden 

aber nicht reichen und sind sicherlich nicht richtig inves-

tiert, um wirklich die Probleme dieser Stadt in der Ener-

gieversorgung zu lösen. (Beifall bei der ÖVP.)  

Wien ist bundesweit, aber auch international Schluss-

licht beim Anteil der erneuerbaren Energie gemessen am 

Gesamtenergieverbrauch. Hier ist Wien weiter einstellig, 

während alle anderen Bundesländer weit im zweistelli-

gen Bereich der Anteile sind. Auch da ist nicht einzuse-

hen, dass man hier überhaupt nichts macht und das 

seitens einer Partei, die vorgibt, ökologisch zu denken. 

Jetzt sind Sie am Ruder, jetzt können Sie regieren, Sie 

machen gar nichts! Und es hat neben der ökologischen 

und der strategischen Komponente auch eine soziale 

Dimension. Das macht mich auch so stark betroffen, 

denn es ist auch eine Frage der Preise und der Preis-

entwicklungen. Wenn man sich anschaut, was eine 

durchschnittliche Familie im Zeitraum zwischen 2010 und 

2014 zusätzlich an Gasrechnungen zu bezahlen hatte, 

so waren es 20 Prozent mehr oder 196, also fast 200 

EUR weniger in der Geldbörse, und das bei einer Inflati-

onsrate von nicht einmal 10 Prozent im selben Zeitraum. 

Da sieht man die wirklichen Probleme und Problemdi-

mensionen in der Stadt. Da schließt sich der Kreis von 

der Energie- zur Sozialpolitik und die haben Sie, sehr 

geehrten Damen und Herren der Stadtregierung, in 

Summe nicht im Griff.  

Die Politik, die Sie machen, geht auf Kosten des 

Steuerzahlers. Sie geht aber auch auf Kosten Ihres Koa-

litionspartners, und wie ich glaube und hier schlüssig 

dargestellt habe, auch auf Kosten der Energiezukunft 

dieser Stadt. Ich denke, es ist hier klar und deutlich ar-

gumentiert, dass wir heute die hoffentlich letzte Zuwen-

dung an dieses grüne Parallelverwaltungsimperium ab-

lehnen werden. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag Dietbert Kowarik: Als nächster 

Redner zum Wort gemeldet ist der Herr Kollege GR Mag 

Chorherr. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rat-

haus): Ja, meine Damen und Herren, ich freue mich, 

dass wir anlässlich dieser wichtigen Zuwendung für 

diese wichtige Einrichtung, wie ich gleich erläutern wer-
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de, die Möglichkeit haben, wenige Monate, wie viele es 

sind, werden wir bald wissen, vor der Wahl eine Bilanz, 

eine sehr herzeigbare Bilanz der rot-grünen Energiepoli-

tik zu liefern und auch einen Ausblick über dieses Thema 

zu geben, das sonst in der Öffentlichkeit deswegen fast 

zu kurz kommt, weil so vieles daran unstrittig ist, wo die 

Reise hingehen kann, weil es in der Tat einige Rahmen-

bedingungen gibt, die schwierig sind.  

Zuerst: Was ist dieses Energiekompetenzzentrum im 

Vergleich zu anderen Bundesländern? Es gibt einige 

Bundesländer, die haben ähnliche Einrichtungen. Die 

werden von einem schwarzen Landeshauptmann geführt 

und die leisten durch die Bank gute Arbeit. Der Kollege 

Stiftner kritisiert eine Zuwendung, die dazu führt, dass 4 

hochqualifizierte Personen im Wiener Energiekompe-

tenzzentrum arbeiten und meint, so etwas brauche man 

nicht. In Niederösterreich gibt es eine Energie- und Um-

weltagentur, dort arbeiten nicht 4, und nicht 8, und nicht 

12, auch nicht 20, auch nicht 30, auch nicht 40 Leute, 

dort arbeiten 80 Personen. Und im Unterschied zu Ihnen 

meine ich, dass dort gute Arbeit geleistet wird, weil es 

wichtig ist, in diesem Bereich zu arbeiten. Das ist aber 

nicht nur in Niederösterreich so. Der Kollege Stiftner 

kritisiert, dass in Wien 4 Personen arbeiten.  

In Oberösterreich - Lhptm Pühringer, dem ich auf 

diesem Weg alles Gute für seine Schulter wünsche - gibt 

es den Oberösterreichischen Energiesparverband. Dort 

arbeiten nicht 4 und nicht 8 und nicht 10 und nicht 15 

und nicht 20, sondern 30 Personen. Zum Glück habe ich 

heute Zeit und möchte das wirklich in aller Breite darstel-

len. In Tirol, etwas kleiner als Wien, aber ein wesentli-

ches Bundesland, ein schwarzes Bundesland, gibt es 

eine Energieagentur, die heißt Energie Tirol. Dort arbei-

ten nicht 4 und nicht 8 und nicht 10 und nicht 15, son-

dern 20 Personen. Kommen wir in die Steiermark, auch 

die ÖVP mit in der Regierung, dort gibt es eine Energie-

agentur Steiermark. Dort arbeiten nicht 4 und nicht 8 und 

nicht 12, sondern 20 Personen. Und jetzt kommen wir 

zum kleinsten Bundesland, zu Vorarlberg mit einer be-

sonders engagierten Energieagentur, sozusagen drei 

Bezirke Wiens, dieses Bundesland, wo der Klubobmann 

herkommt. Dort arbeiten nicht 4 Personen wie in Wien, 

und auch nicht 8 und auch nicht 10 und auch nicht 20 

und auch nicht 30, sondern 40 Personen. Wir sehen 

also, überall dort, wo man Energie ernst nimmt, gibt es 

derartige Einrichtungen, die sich die Zukunft anschauen, 

die Modelle evaluieren, die Forschungsreisen machen, 

um zu sehen, was sich in diesem völlig umbrechenden 

europäischen Energiemarkt abspielt. Darum ist es gut, 

und ich denke, dass dieses Energiekompetenzzentrum 

nicht nur hervorragende Arbeit geleistet hat, und ich 

werde auf einige Punkte eingehen, sondern leisten wird, 

und dass es langfristig hoffentlich nicht bei 4 Personen 

bleiben wird. Aber da wir knappe Mittel haben, haben wir 

uns jetzt einmal mit dieser Aufgabe begrenzt.  

Jetzt kann man zu Recht einwenden, es hängt ja 

nicht davon ab, wie viele Personen wo arbeiten, ob eine 

Leistung erzielt wird oder nicht, sondern schauen wir uns 

das Ergebnis an. Und eines der wesentlichsten Ergeb-

nisse, wo sich eigentlich alle einig sind, so einig, dass es 

schon fast langweilig ist, heißt, man soll energieeffizient 

verwenden. Die beste Kilowattstunde ist die, die nicht 

verbraucht wird, ein gut gedämmtes Haus, wie auch 

immer. Da gibt es einen Vergleich von 9 Bundesländern, 

die den Energieverbrauch pro Person über 30 Jahre 

zeigen. Wenn man sich das anschaut, dann gibt es ein 

Bundesland, das den mit Abstand geringsten Energie-

verbrauch pro Kopf hat. Und Sie dürfen jetzt raten, wel-

ches Bundesland das ist. Es ist das Bundesland Wien! 

Die besonders viel brauchen, die brauchen teilweise 

mehr als doppelt so viel wie Wien. Da ich jetzt hier eine 

seriöse, sachbezogene Rede halten will, gibt es natürlich 

eine Reihe von Gründen dafür. In der Tat braucht ein 

Land wie die Steiermark oder Oberösterreich, die ein 

hohes Ausmaß an Schwerindustrie haben, pro Kopf 

natürlich mehr Energie. Das ist aber nur ein kleiner Teil 

der Antwort. 

Jetzt kommen wir zu den zwei wichtigsten Themen, 

die jedes Bundesland für sich selbst bestimmen kann. 

Was sind noch die großen Bereiche, wo in Wien quasi 

entschieden wird, ob wir im CO2-Bereich erfolgreich sind, 

das heißt, wenn CO2 pro Kopf aber absolut hinuntergeht, 

während die Welt hinaufgeht, mit all den Problemen, die 

wir haben? Was sind diese zwei großen Bereiche? Das 

ist einerseits der Verkehr und das ist andererseits: Wie 

heizen wir unsere Häuser? Also es geht nicht um die 

Fotovoltaik, um die geht’s auch, aber in erster Linie 

geht‘s um die Wärmefrage. Wie heizen wir unsere Häu-

ser beziehungsweise wie wenig Energie brauchen wir 

dazu? Ich glaube, dass bei diesen beiden Ursachen der 

Hauptgrund liegt, warum Wien den geringsten Energie-

verbrauch pro Kopf hat: Erstens der Verkehr. Es ist ge-

lungen, auch wenn das immer wieder kritisiert wurde, 

dass der Anteil des Autoverkehrs signifikant zurückge-

gangen ist und wir öffentliche Verkehrsmittel haben. Ich 

wiederhole jetzt nicht alle diese Dinge, die dazu führen, 

dass der Energieverbrauch pro Kopf in Wien signifikant 

geringer ist. Vielleicht auch noch ein Indiz, ich habe es 

schon einige Male hier erwähnt, es scheint mir aber 

wichtig: Bis Ende der 80er Jahre war Wien, wie auch 

heute noch, das reichste aller neun Bundesländer. Das 

Insignium war die höchste Motorisierungsquote aller 

neun Bundesländer. Heute ist Wien noch immer das 

reichste Bundesland gemeinsam mit Niederösterreich, 

was am Wiener Umland liegt, und das Insignium ist die 

mit Abstand geringste Motorisierungsquote. Es zeigt 

sich, dass gerade beim Verkehr nicht nur in den letzten 5 

Jahren, sondern in den letzten 20 Jahren sehr viel er-

reicht wurde, und viele schauen zu Recht nach Wien, 

was hier passiert. Also der Verkehr als die Hauptursache 

Nummer 1.  

Die Hauptursache Nummer 2 ist: Wie wohnen wir? 

Und da ist es einmal naheliegend zu sehen, dass das 

freistehende Einfamilienhaus pro Kopf einen höheren 

Heizbedarf hat als eine geballte dichte, städtische, urba-

ne Rahmenbedingung, wo es auch gelingt mit Pas-

sivhäusern, wo Wien im internationalen Vergleich noch 

immer führend ist, zu zeigen, dass man mit nahezu kei-

ner Energie auskommen kann und wo eine Thewosan-

Förderung dazu führt, dass signifikant nachgerüstet wird. 
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Das hat nicht nur zur Folge, und das finde ich besonders 

entscheidend, meine Damen und Herren, wenn wir uns 

hier bemühen, hier sachlich und nicht polemisch zu ar-

gumentieren, dass Wien den geringsten Energiever-

brauch pro Kopf hat. Es gibt nur zwei Bundesländer, wo 

in den letzten Jahren der Energieverbrauch pro Kopf 

zurückgegangen ist, das ist nämlich Wien und das ist 

Vorarlberg. In sieben anderen Bundesländern steigt der 

Energieverbrauch pro Kopf! Und insofern zu sagen, es 

ist nichts passiert, Herr Kollege Stiftner, zeugt nicht, ich 

sage es jetzt so höflich, wie es mir möglich ist, von einer 

notwendigen Genauigkeit in der Wahrnehmung von 

Tatsachen. Ich will es nicht ausführlicher darstellen. 

Kommen wir zum Energiekompetenzzentrum. Da will 

ich einfach auf etwas hinweisen, das sich jetzt nicht für 

eine große Wahlrede eignen würde, wo ich aber glaube, 

dass sich zeigt, wie intelligent hier vorgegangen wird. Es 

ist gelungen, in einer internationalen Ausschreibung mit 

Frau Waltraud Schmid jemanden zu finden, die jahrzehn-

telang in Brüssel gearbeitet hat und ihre Fähigkeiten, ihre 

Kontakte, die sie dort hatte, auch mit einbringen konnte. 

Und eines in nur eineinhalb Jahren Energiekompetenz-

zentrum hat dazu geführt, dass ein großes EU-Projekt, 

das sonst an Wien vorbeigegangen wäre, mit 1,8 Millio-

nen EUR, davon 0,5 Millionen EUR für Wien, jetzt in 

Wien umgesetzt wird. Das heißt, hier geht’s nicht darum, 

nur Geld für Sinnvolles, für sehr Sinnvolles auszugeben, 

sondern die Kompetenz von bisher nur 4 Leuten zu nut-

zen, um EU-Gelder, um EU-Projekte nach Wien zu ho-

len. Das ist ein Projekt, und ich gehe da ein bissel ge-

nauer darauf ein, das sich mit etwas beschäftigt, was 

nämlich eine der Hauptaufgaben der Magistratsabteilung 

20 in Kooperation mit dem Energiekompetenzzentrum 

ist. Es ist nämlich eine etwas verkürzte Sicht zu sagen, 

na, wie viele Akte sind in den Ausschuss gekommen? 

Glücklicherweise produziert dieses Haus nicht nur Akte 

für den Ausschuss, sondern ist auch tätig, um Dinge 

umzusetzen. Eines der wesentlichsten Dinge, die sich in 

den letzten Jahren verändert haben, ist, dass das Ener-

giethema ganz zentral im Stadtentwicklungsplan veran-

kert wird, denn alle sind sich einig: Dann, wenn eine 

Siedlung grundlegend neu gebaut wird, werden die we-

sentlichsten Weichenstellungen vorgenommen, um a) 

energieeffizient diese Siedlung zu errichten, und b) mit 

möglichst geringem fossilen Einsatz, mit möglichst wenig 

CO2-Emissionen diese Projekte umzusetzen. Da ist die 

Magistratsabteilung 20 jetzt in sehr vielen Projekten 

involviert. Einige wissen das, weil sie auch Teilnehmer 

dabei sind.  

Es gibt eine sehr intensive Entwicklung rund um den 

Nordbahnhof, wo erst vor wenigen Wochen Konzepte für 

einen Bauteil, der erst in Jahren entstehen wird, dort 

intensiv diskutiert wurde, wo die Wien Energie mit der 

Magistratsabteilung 20 überprüft, wie man dort die Ener-

gieversorgung, vor allem die Wärmeversorgung, gewähr-

leisten kann. Jetzt beginnt eine Diskussion beim Haus-

feld, sehr früh. Lange bevor es zu einer Widmung 

kommt, gibt es bereits Liegenschaftseigentümer, gibt es 

Bauträger, die sich in der Frühphase erkundigen: Wie 

können wir das machen? Wir wissen alle, die sich mit 

Energie und Energieeffizienz auseinandersetzen, es 

mangelt nicht an technischen Lösungen. Woran es man-

gelt, ist das Engagement, im Einzelfall eine technische 

Lösung mit möglichst wenig Klimaanlage, mit möglichst 

geringem Energieverbrauch, mit Nutzung der lokalen 

Ressourcen auch wirklich umzusetzen. Und es entsteht 

langsam eine Kultur bei den Wiener Bauträgern, die 

erkannt haben, dass das dieser Stadt nicht nur verbal 

wichtig ist, sondern dass sie einbezogen werden. Aber 

dafür braucht man kompetente Menschen, die die Planer 

auf der Stadtebene, die Planer im Bereich der Haustech-

nik, der Architekten, zusammenzubringen, die dann, 

wenn man ganz viel entscheiden kann, nämlich in der 

Frühphase einer Siedlung, einbezogen werden.  

Um zu dieser Raumplanung und dem EU-Projekt zu-

rückzukommen - genau um das geht es bei diesem EU-

Projekt. Da sind einige Städte, ich darf sie aufzählen, da 

ist Berlin dabei, da ist Stockholm dabei, da ist Amster-

dam dabei, da ist Paris dabei, Warschau und Zagreb, 

unter Führung von Wien, weil diese Städte erkannt ha-

ben, dass in Bezug auf Energieraumplanung Wien weiter 

als die meisten anderen Städte ist. Jetzt wird es darum 

gehen, dass relevante Abteilungen dieser Stadt unter der 

Verantwortung des Energiekompetenzzentrums und der 

Magistratsabteilung 20 diese Erkenntnisse umsetzen: 

Wie bringt man das in die Komplexität einer Stadtverwal-

tung hinein, um auf Energieraumplanungsebene genau 

das zu tun, was notwendig ist, damit der Energiever-

brauch pro Kopf zurückgeht? Das ist ein ganz wesentli-

cher Punkt.  

Ein zweiter ist, wenn wir uns einfach anschauen: Wie 

läuft denn das mit den CO2-Emissionen? Wir wissen, wie 

das auf der Welt läuft: Sie steigen, sie steigen drama-

tisch. Wir können uns jetzt aber Wien anschauen. Wie 

sieht es in Wien aus? Wien hat eine wachsende, eine 

teilweise sehr stark wachsende Bevölkerung. Allein das 

Statistische Zentralamt hat, ich glaube, gestern oder 

vorgestern, die Zahlen fürs Jahr 2014 bekannt gegeben: 

Wieder 28 000 Menschen, um die alleine in einem Jahr 

die Wiener Bevölkerung gewachsen ist. Aber wie haben 

sich über die letzten Jahre die CO2- Emissionen entwi-

ckelt? Sie sind zurückgegangen und zwar absolut. Trotz 

wachsender Bevölkerung wirkt diese Politik der Energie-

effizienz im Baubereich, im Sanierungsbereich und vor 

allem auch im Verkehrsbereich, die dazu führt, dass die 

CO2-Emissionen pro Kopf zurückgehen, aber auch abso-

lut zurückgehen. Wir haben uns hier vor wenigen Mona-

ten über die Smart-City-Strategie ein Ziel gesetzt, dass 

es noch weiter zurückgehen wird und Wien international 

ein Beispiel sein kann, wie Wohlstand, wie das gute 

Leben, wie das Leben in einer Moderne ausschauen 

kann und gleichzeitig die CO2-Emissionen signifikant 

reduziert werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Jetzt will ich aber gar nicht leugnen, dass es eine 

Reihe von Schwierigkeiten gibt. Diese Schwierigkeiten 

haben jetzt weniger mit der Wiener Situation zu tun, 

sondern mit der gesamten europäischen Situation. Wir 

wissen, dass in ganz Europa Stadtwerke in Schwierigkei-

ten sind. Warum sind sie in Schwierigkeiten? Weil wir 

ein, ich nenne es jetzt in der Kürze so, verrücktes Regu-
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lierungssystem auf europäischer Ebene haben, das dazu 

führt, dass Kohlestrom besonders billig ist, während zum 

Beispiel der Strom, den wir in Wien haben, gasbetriebe-

ne Kraft-Wärme-Kupplung, das heißt, Stromerzeugung 

plus Abwärme, die Fernwärme, die ein Hauptträger war, 

dass die CO2-Emissionen zurückgegangen sind, dass 

diese Modelle in Schwierigkeiten sind. Und nicht nur in 

Wien, auch in Deutschland, in Frankreich, in Belgien, in 

Holland, in Skandinavien führt das zu Schwierigkeiten, 

dass gleichzeitig Kohlekraftwerke weiterfahren oder 

sogar angeworfen werden - noch absurder ist, dass in 

Deutschland neue Kohlekraftwerke dieser Tage eröffnet 

werden -, während Gaskraftwerke, die signifikant gerin-

gere Emissionen haben, abgeschaltet werden, weil sie 

unwirtschaftlich sind. Das ist ein Rahmen, das sage ich 

auch in Richtung Sozialdemokratie, wo wir gemeinsam 

intensiv nachdenken müssen, wie wir hier auch eine 

wirtschaftliche Basis für dieses wichtige Unternehmen 

haben, das im 100-prozentigen Eigentum der Stadt ist 

und im 100-prozentigen Eigentum der Stadt bleiben soll, 

und wie wir wirtschaftliche Rahmenbedingungen schaf-

fen können, um der Wien Energie hier eine entsprechen-

de Zukunftsoption zu geben.  

Und da möchte ich auf zwei Dinge hinweisen, die 

wesentlich sind und wo auch das Energiekompetenz-

zentrum mit einer hervorragenden Recherchetätigkeit in 

ganz Europa Ansätze zeigt, die aber in der Tat wirt-

schaftlich nicht so leicht von heute auf morgen umsetz-

bar sind. Die Schweiz ist hier ein interessantes Modell. 

Was machen die insbesondere in Bezug auf die Wärme-

versorgung? Und vergessen Sie nicht, wir diskutieren 

dieser Tage: Wenn Wien um die Stadt Graz wächst, wie 

versorgen wir denn diese Stadt mit einer Viertelmillion 

Einwohner mehr mit Wärme? Wie tun wir das? Die 

Schweiz hat da ein sehr interessantes Modell, das wir in 

der Tat gut prüfen sollten. Dort wird nicht ein Fernwär-

mesystem aufgebaut, wie wir es in Wien oder anderen 

Städten haben, das mit ungefähr 160 Grad befeuert wird, 

sondern sie nennen es ein „Anergie-Netz“ oder „Kal-

te Energie“, wo sozusagen Wasser in der Temperatur-

größe von 20, 30, 40 Grad mit folgendem Vorteil herum-

geschickt wird, dass schon kleine Abwärmepotenziale - 

Sie kennen sie alle, Sie kennen ein Serverzentrum, das 

ganz viel Wärme abführen muss, die derzeit aber mit 

Strom in die Luft pufft, während es dann möglich ist, 

diese Wärme immer unmittelbar in dieses niedrige Ener-

gienetz zu geben und dann in einer Ausbalancierung von 

industrieller Abwärme, von Waschküchen, von Küchen, 

von allen möglichen Einrichtungen, von Serverzentren, 

Wärme und Kälte parallel zu steuern. Sie tun noch et-

was. Ich glaube, das ist ein Projekt bei der ETH Zürich, 

auf das ich Sie aufmerksam machen möchte: Wir wun-

dern uns immer, im Sommer müssen wir die Wärme 

wegbringen, wir verwenden dafür Strom, um sie wegzu-

kühlen, und im Winter ist es kalt, da müssen wir fossile 

Energieträger verwenden, um zu heizen. Wie könnte 

denn das gelingen, diese Jahreszeitenschwankung ir-

gendwie zu überbrücken? Da wird ein Versuch gemacht, 

die Sommerhitze durch Kollektoren einfach tief im Erd-

boden zwischenzuspeichern. Dort erwärmt sich das 

Erdreich unter der ETH in den Sommermonaten einfach 

um einige Grad, und in den Wintermonaten wird diese 

Wärme entnommen und führt dazu, dass fossile Energie-

träger signifikant reduziert werden. Da kann es, da soll 

es, da muss es hingehen. Das hat nur ein Problem. Was 

ist das Problem, und der Kollege Ekkamp wird das se-

hen? In einer Zeit, wo die Wien Energie oder die Wiener 

Stadtwerke auf Grund einer europäischen Situation nicht 

viele Finanzmittel haben, sind Investitionen, die sich über 

Jahrzehnte rechnen, nicht so leicht zu argumentieren. 

Hier, glaube ich, sollten wir gut darüber nachdenken und 

nicht nur darüber nachdenken, sondern Pilotprojekte 

starten, die da lauten: langfristige Investitionen, die zur 

Folge haben, dass 90 Prozent weniger Fossilenergie 

verwendet wird, einzusetzen, um das entsprechend zu 

finanzieren. 

Zwei Bereiche noch, die ich anführen möchte: Das 

eine ist eine große Wärmequelle, die mitten durch Wien 

fließt, das ist die Donau. Es gibt bereits Pilotprojekte, die 

über Wärmepumpen versuchen, die Energie der auch im 

Winter acht- bis zehngradigen Donau zu nutzen und 

einer Beheizung zuzuführen und keine fossilen Energie-

träger zu verwenden. Und dann ein Thema, das durch-

aus belegt ist, die Geothermie. Wien, und das wissen wir 

alle, die wir in den Kurpark Oberlaa schwimmen gehen 

und uns an die Schule erinnern, liegt auf einer Thermen-

linie, das heißt, weit unten ist sehr viel heißes Wasser. 

Es wird aber jemand einwerfen: Ja, war denn da nicht 

eine Bohrung vor ein paar Jahren? Ja, da war eine Boh-

rung. (Zwischenruf von GRin Ing Isabella Leeb.) Hören 

Sie zu! Ja, da war eine Bohrung und diese Bohrung hat 

nicht zum Ziel geführt. Ich möchte Sie nur davon infor-

mieren, dass auf der gesamten Welt in der Ölbranche 

von drei Bohrungen nur eine fündig wird. Es gehört zum 

Wesen der gesamten Ölindustrie, dass man Bohrungen 

vornimmt, aber keine 100-prozentige Garantie hat. Des-

wegen meine ich, sollten wir, auch wenn wir eine Boh-

rung versucht haben, die nicht zum Ziel geführt hat, weil 

das einfach passieren kann, uns überlegen, wie wir mit-

telfristig in der nächsten Legislaturperiode mit Hilfe ent-

sprechender seismischer Untersuchungen, die in den 

letzten Jahren auch deutlich besser geworden sind, zu 

einer Entscheidung kommen, weil alle Städte oder viele 

Städte auf diese Schwerpunkte setzen, die ich hier be-

schreibe, nämlich warum Gas importieren, wenn wir die 

Wärme quasi unter unseren Füßen haben? Da braucht 

man aber Finanzierungsmodelle, da braucht man techni-

sche Voraussetzungen. Ich fand interessant, was die 

Stadt München hier gemacht hat. Sie hat nicht dem 

Energieversorger die wirtschaftliche Verantwortung ge-

geben, sondern die Stadt München hat, ich glaube, in 

der Größenordnung von 10 Millionen EUR, eine akribi-

sche Untersuchung der Wärmefelder in München selbst 

gemacht und denen das insofern abgenommen.  

Ich glaube, wir sollen ernsthaft darüber nachdenken, 

was wir hier im Bereich der Wärme umsetzen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN.)  

Wenn wir diese Dinge umsetzen, dann kann es uns 

gelingen, trotz einer wachsenden Stadt ein noch stärke-

res Abknicken der CO2-Emissionen zu erreichen. 
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Ein letzter Bereich - und ich erwähne ihn ganz be-

wusst am Ende, weil er eben nicht im Zentrum steht -: 

Was wir in Wien an Fotovoltaik erzielen, kann einen 

wichtigen, einen notwendigen Beitrag leisten, aber der 

Haupteffekt der städtischen Energieversorgung hat mit 

dem Verkehr zu tun und hat mit der Wärme und der 

Kälte im Sommer zu tun. Aber trotzdem stimmt, mit Ver-

laub, überhaupt nicht, was Kollege Stiftner sagt. Meinen 

Informationen nach halten wir heute bei 17 BürgerInnen-

Solarkraftwerken – 17, die umgesetzt werden. Daran 

sind Menschen beteiligt, die bereit sind, ihr Geld anzule-

gen, und eine Wien Energie, die das Know-how anbietet, 

um die entsprechende Fotovoltaik umzusetzen. Für 

eines dieser Solarkraftwerke werden unter anderem 

Dächer in Wien-Mitte verwendet.  

Ein Zweites, wo wir, glaube ich, auch international 

führend sind: Im Rahmen der Bauordnung wurde eine 

Solarpflicht für Nichtwohngebäude auf, glaube ich, sehr 

intelligente Art umgesetzt, nämlich auf intelligente Art 

dahin gehend, dass die Betreiber, die Entwickler mit 

einer Solarpflicht belegt werden, diese sich aber redu-

ziert, wenn sie nachweisen können, dass sie über die 

Bauordnung hinaus strengere Effizienzkriterien einhal-

ten. Einmal mehr: Die nichtverwendete Kilowattstunde ist 

die intelligenteste und ökologischste. Hier sozusagen in 

einer Zangenbewegung Druck auszuüben in Richtung 

eines geringen Energieverbrauchs insbesondere im 

Bürohausbau und gleichzeitig zu sagen, einen gewissen 

Teil soll die Fotovoltaik umsetzen, das ist, glaube ich, ein 

sehr intelligenter Weg.  

Sie sehen, es hat sich sehr viel getan und es muss 

sich noch sehr viel tun. Ich will mich einerseits ganz 

herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 

MA 20 bedanken, die wirklich Bahnbrechendes für Wien 

leisten. Dass so wenig darüber geredet wird, hat politisch 

auch damit zu tun, dass es so unumstritten ist. Worüber 

diskutieren wir denn in der Öffentlichkeit vehement? - 

Über all das, worüber wir nicht einer Meinung sind. Das 

Problem der, glaube ich, hervorragenden Bilanz von Rot-

Grün in der Energieversorgung ist, dass sie so unumstrit-

ten ist, dass alle sagen, ja, das ist richtig, tut so weiter! - 

Das ist halt medial nicht der Heuler, sondern medial 

präsent sind verständlicherweise der Konflikt oder das 

Problem. 

Aber diesen Weg gilt es weiterzugehen. Danke auch 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Energiekom-

petenzzentrums dafür, dass sie ihr Know-how dafür 

einsetzen, dass Wien in Verbindung mit anderen Städten 

den Weg geht, der so unglaublich wichtig ist, nämlich 

vorzuzeigen, dass Wohlstand mit sinkenden CO2-

Emissionen möglich ist, und dass sie dies weiterhin tun. 

Deswegen freue ich mich über den heute vorliegenden 

Akt und bitte um Ihre Zustimmung. – Danke schön. (Bei-

fall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag Dietbert Kowarik: Als nächster 

Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Irschik. Ich erteile 

ihm das Wort. 

GR Wolfgang Irschik (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte 

Damen und Herren des Gemeinderates! Sehr geehrte 

Dame und sehr geehrter Herr auf der Besuchergalerie! 

Bei der Postnummer 29 geht es um Zurverfügungs-

tellung von Finanzmitteln in der Höhe von 1,5 Millionen 

EUR für das Kompetenzzentrum für Energie in der tina 

vienna urban technologies + strategies GmbH. – Na ja, 

mit folgender Begründung zum Beispiel: Mit Hilfe des 

Kompetenzzentrums für Energie ist es gelungen, das 

Energiethema in der Stadt weiterzuentwickeln und fester 

zu verankern. – Na ja, 1,5 Millionen EUR dafür ausge-

ben? Das hätten wir auch so gewusst! Das weiß jeder 

Private, das weiß der öffentliche Bereich, das weiß die 

Kommune.  

Was steht noch dabei: Die Durchführung von Analy-

sen und Berechnungen bei der Erarbeitung energierele-

vanter Programme, wie zum Beispiel bei der Festlegung 

des CO2-Ziels in der Smart-City-Rahmenstrategie und 

der Energieziele im Fachkonzept Mobilität des STEP 

2025.  

Dann liest man da noch etwas von „klimaaktiv erneu-

erbarer Wärme“. - Was ist die klimapassiv erneuerbare 

Wärme? Das wäre vielleicht zu hinterfragen.  

Dann lesen wir noch von dem EU-Projekt „Urban 

Learning“ und wie toll das nicht alles ist.  

Und eine der Aufgaben lautet: „Inhaltliche Begleitung 

der energierelevanten Smart-City-Aktivitäten Wiens.“ – 

„Energierelevante Smart-City-Aktivität“, ja. Also man 

hängt sich auf auf das Smart-City-Konzept, auf den 

STEP 2025, und in Wahrheit sind diese 1,5 Millionen 

EUR rausgeschmissenes Geld, denn die Stadt Wien hat 

hervorragende Beamte, hat eine ausgezeichnete Beam-

tenschaft und ebenso gute Fachreferenten. Da könnte 

man sich das Ganze also sparen.  

Zum Thema Smart City. Was schreibt zum Beispiel 

nur in der Überschrift die „Wiener Zeitung“ von 14. Mai 

2014: „Keine Zukunftsvision in Wien kommt ohne das 

Modewort aus - sogar ‚blöde Ideen‘ können irgendwann 

smart sein.“  

Na ja, und was ist nun wirklich diese Smart-City-

Rahmenstrategie? - Es sind hohle Phrasen, Allgemein-

plätze, eigentlich ein Blabla: „kleinteilig“, „niederschwel-

lig“, „nachhaltig“, „partizipativ“ - das neue Modewort -, 

„fördert die Inklusion.“ Und es geht natürlich darum, dass 

man wieder einmal den Autofahrer bekämpft, den moto-

risierten Individualverkehr. Bis 2030 will man den MIV-

Anteil im Modal-Split auf 15 Prozent reduzieren. Das ist 

ungefähr die Hälfte von dem, was wir jetzt haben. Da 

bringen wir Freiheitlichen schon ins Spiel und zur Spra-

che, dass an der Kfz-Industrie 420 000 Arbeitsplätze in 

Österreich hängen. Das sagen nicht wir, sondern das 

sagen die Publikationen der Wirtschaftskammer. 420 000 

Arbeitsplätze in der Kfz-Wirtschaft! Man darf gespannt 

sein, wenn wir den Autofahrer weiter bekämpfen, was wir 

mit diesen Arbeitslosen dann tun werden.  

Es ist dann auch noch zu lesen: Bis 2050 soll es kei-

nen benzinbetriebenen Autoverkehr innerhalb Wiens 

mehr geben. – Na ja, schauen wir, was 2050 kommt. 

Raumschiff Enterprise, oder was wird es sein? Lassen 

wir uns überraschen. Ob sich das Elektroautomobil wirk-

lich so toll entwickeln wird? Ich habe, es ist einige Jahre 
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her, mit einem Mitarbeiter eines deutschen Automobil-

herstellers gesprochen. Der meinte: Würden nur 20 

Prozent des Fahrzeugbestandes in Deutschland gegen 

Elektroautos getauscht werden, wäre ein zusätzlicher 

Bedarf an Atomkraftwerken von vier bis sechs Stück 

gegeben. Denn wenn alle zur gleichen Zeit die Akkus 

aufladen, dann würde das Stromnetz zusammenbre-

chen.  

Vielleicht gibt es da auch eine Lösung. Ich glaube 

nicht, dass es die Windkraftwerke und die Windparks 

sein werden. Dazu heißt es auf gut Wienerisch, vielleicht 

auch auf gut Österreichisch: „Schen is onders.“ Mir ge-

fällt es nicht. Ich weiß nicht, ob das irgendjemandem von 

euch gefällt. Es schaut furchtbar aus. Aber gut, vielleicht 

hat es einen Sinn. Vielleicht ist das wirklich so toll, dass 

wir in Zukunft keine anderen Energieträger – Erdöl, Erd-

gas – mehr brauchen. Vielleicht würde dieser Welt sogar 

der eine oder andere Krieg erspart bleiben. Im Moment 

schaut es allerdings nicht wirklich danach aus.  

Die Pläne sehen vor, dass diese Windkraftwerke bis 

zu 200 m hoch werden - also ganz furchtbar, das schaut 

schrecklich aus. Es gibt Gott sei Dank auch strenge 

Auflagen. Es geht um diese Effekte zwischen Licht und 

Schatten, die die Rotorblätter hervorrufen. Das ist nicht 

ganz ungefährlich - für alle Verkehrsteilnehmer, nicht nur 

für die Autofahrer, entlang der Autobahnen zum Beispiel. 

Es geht um die Windgeräusche. Angeblich ist das so 

leise. Nein, es ist überhaupt nicht leise! In verschiedenen 

Frequenzbereichen machen diese Rotorblätter Lärm, 

was auch der Tierwelt abträglich ist. Und gefährdet sind 

natürlich auch alle flugfähigen Tiere - Vögel, Fledermäu-

se -, wenn sie zu nahe an diese Rotorblätter geraten. Die 

liegen dann tot am Boden. Offenbar spielt der Tierschutz 

da keine Rolle mehr. Hauptsache, wir entwickeln Wind-

parks, die so toll sind.  

Vielleicht sind sie die nächsten 15 Jahre toll - dann 

eher nicht mehr, denn dann werden die Subventionen 

eingestellt und dann könnte es sein, dass die Strompro-

duktion ganz einfach zu teuer ist. Dann brauchen wir das 

Ganze nicht mehr, und dann haben wir Industrieruinen. 

Da können wir dann auf den 200-m-Turm hinaufschauen 

und sagen: Toll, wunderbar. Was machen wir? Lassen 

wir ihn stehen oder entfernen wir ihn? - Wird er wegge-

rissen, ist das auch wieder sehr teuer und kostet den 

Steuerzahler dann sehr viel Geld.  

Interessant zum Thema Smart City ist auch die Pub-

likation der Arbeiterkammer – also eher einer Domäne 

der Sozialdemokraten - vom Jänner 2014: „Smart City ist 

nicht immer ganz schlau.“ Da schreibt Kollege Thomas 

Ritt, Leiter der Abteilung Kommunalpolitik der Arbeiter-

kammer Wien, unter der Überschrift - bitte jetzt keinen 

Ordnungsruf, denn das steht so drinnen – „Wer will 

schon deppert sein?“ – na ja, ganz interessant, nicht 

wahr? - Folgendes: „Na eben. Smart, also gescheit, 

intelligent, pfiffig ist angesagt - vom Telefon übers Auto 

bis zur Wohnung. Nun gilt das auch für Städte. Dass 

man jetzt nach rund 10 000 Jahren Stadtentwicklung 

draufkommt, Städte gescheit zu gestalten, ist schon 

beachtlich. - Ist aber auch überflüssig. Strukturierte Über-

legungen zu Stadtplanung und die damit verbundenen 

Auswirkungen gibt es schon sehr lange.“ – Das sagt 

Kollege Thomas Ritt von der Arbeiterkammer Wien. Es 

ist ganz interessant, was er dann noch schreibt: 

„Aber was ist der Mehrwert der Smart City? - Es gibt 

einen auffallenden neuen Punkt bei Smart-City-

Konzepten - die Nutzung der neuesten Informations- und 

Kommunikationstechnologie. Die Hoffnung also, ohne 

schwere Eingriffe die Welt ein bisschen smarter zu ma-

chen“ – unter Anführungszeichen. Das sagt nämlich IBM, 

ein Großkonzern - na klar, die machen ja ein Geschäft 

damit! – „Dieser Hoffnung stehen aber auch gewaltige 

Risiken gegenüber - man muss sehr gut aufpassen, dass 

in der smarten Stadt nicht der ‚Big Brother‘ der wahre 

Bürgermeister ist.“ – Das sagt die Arbeiterkammer 2014. 

Ganz interessant!  

Da habe ich dann noch zwei gute Sachen, in aller 

Kürze - aber ich habe heute ja Zeit; eine Redezeit von 40 

Minuten ist schon etwas Herrliches -:  

Da sagt ein gewisser - das ist dann immer schwierig, 

wenn Englisch und Deutsch vermischt werden - Anthony 

Townsend - er ist Research Director des Institute for the 

Future in Silicon Valley und forscht am Rudin Center for 

Transportation Policy and Management an der New York 

University – Folgendes: „Was sind die Gefahren der 

Smart City? - Technisch reicht es von einer neuen Form 

der digitalen Kluft bis zur schadhaften Software oder 

Fehlern beim GPS-Satelliten-System. Nach Fukushima 

fiel das U-Bahn-System in Tokio aus. Die Datennetze 

brachen zusammen, die Kommunikation wurde durch 

Meldeläufer wie im 18. Jahrhundert aufrechterhalten. Die 

Systeme müssen so geplant werden, dass sie nicht 

sofort in einen Totalausfall münden.“ 

Was sagt er noch: „Helfen Smart Cities bei der de-

mokratischen Beteiligung?“ – Es ist interessant, was er 

dazu sagt: „Smart Cities sind ein perfektes Instrument 

zur Massenüberwachung. Und viele Staaten, die viel in 

Smart Cities investieren, sind undemokratisch.“ 

Das sagt Anthony Townsend, sicher ein kluger Mann. 

Wie gesagt, das ist der AK-Publikation vom Jänner 2014 

zu entnehmen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Etwas, das hoch aktuell ist, findet man auch in der 

Zeitschrift „Kommunal“. Die bekommen wir ja alle. Man-

che blättern sie durch - ich nicht immer, gebe ich zu, 

aber manchmal steht Interessantes drin. So auch in der 

aktuellen Ausgabe 2 aus dem heurigen Jahr: „Am Kon-

zept der Smart City gibt es auch Kritik“, und zwar: „Für 

den amerikanischen Autor Adam Greenfield sind Smart-

City-Projekte für die großen Technologiekonzerne wie 

IBM oder Microsoft ein großes Geschäft, bei dem sie ihre 

neuen Produkte und Dienstleistungen teuer verkaufen 

können. In seiner 2013 erschienenen Streitschrift 

‚Against the Smart City‘ kritisiert er vor allem die Techno-

logiehörigkeit und dass die Bewohner in den Plänen 

keine Rolle zu spielen scheinen.“ - Das heißt, die Be-

wohner werden gar nicht gefragt.  

„,Effizienz, Produktivität und antizipierte Problemlö-

sungen mögen interessante Ziele für autoritäre Behörden 

in Singapur und Sales Manager bei IBM sein. Städte sind 

aber schon immer mehr gewesen als Kommerz‘, schreibt 

Evgeny Morozov, der sich mit politischen und sozialen 
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Auswirkungen von Technik beschäftigt, in der ‚Frankfur-

ter Allgemeinen Zeitung‘ - 7. Juli 2014.“ - Also hochinte-

ressant: Man sieht Gefahren für die Demokratie.  

Der Stadtentwicklungsplan 2025 – kurz STEP 2025: 

Wien wird als Einwanderungsstadt deklariert. – Na ja, 

angeblich werden wir schon 2029 2 Millionen Einwohner 

haben. Es stellt sich die Frage: Was ist daran gut, außer 

nichts, wenn wir jetzt schon eine Rekordarbeitslosigkeit 

haben, sowohl in Wien als auch in ganz Österreich? Was 

tun wir dann mit den Leuten, was machen wir mit ihnen? 

Man spricht da von Ankunftsräumen. Da sagen wir dann 

halt: Schön, dass ihr alle da seid! Wir wissen allerdings 

nicht, was wir mit euch machen sollen, denn Geld haben 

wir keines und Arbeitsplätze haben wir auch keine.  

Es wird im Zusammenhang mit dem STEP 2025 im-

mer wieder darauf hingewiesen, dass Wien ja schon 

einmal zwei Millionen Einwohner hatte. Natürlich, in der 

Monarchie, im alten Österreich-Ungarn war das so. Nur 

wurde da von der k u k Reichshaupt- und Residenzstadt 

aus ein Land, eine Doppelmonarchie mit 54 Millionen 

Einwohnern regiert. Das ist der Unterschied. Dieser 

Vergleich, der immer wieder herangezogen wird, hinkt 

also etwas.  

STEP 2025: Ausbau des öffentlichen Verkehrs. - Na 

wunderbar. Das U-Bahn-Grundliniennetz wurde 1976 

hier in diesem Haus einstimmig beschlossen. Es fehlen 

noch immer 25 km auf diesen damals beschlossenen 

Ausbau. 25 km fehlen noch immer! Es wird philosophiert 

von einem Bau der U5. Die U6 gerät ins Hintertreffen. Ich 

möchte einmal mehr erwähnen, dass wir da durchaus mit 

den GRÜNEN konform gehen, weil die VBgmin Vassila-

kou gesagt hat, na ja, es wäre schon wichtiger, die U6 

wenigstens bis zum Krankenhaus Nord zu verlängern! - 

Das schaffen wir aus unerfindlichen Gründen nicht. Das 

ist eine Strecke von zirka 1 500 m, die Gleisanlage ist 

vorhanden, aber das bringen wir nicht zusammen. Aber 

es wird philosophiert von einer U5. - Da könnten wir 

Floridsdorfer auch ins Gespräch bringen, dass 1976 

auch die U7 als Querverbindung zwischen Floridsdorf 

und Donaustadt beschlossen wurde. Davon ist auch 

keine Rede mehr. - Aber, wie gesagt, wir schaffen es 

nicht, diese 1 500 m einer Verlängerung von der derzei-

tigen Endstelle zum Krankenhaus Nord zustande zu 

bringen, obwohl die Gleisanlage vorhanden ist und das 

Krankenhaus Nord, das spätere Franz-Jonas-Spital - 

benannt nach dem großen Floridsdorfer - angebunden 

werden soll und als eines der sechs Schwerpunktkran-

kenhäuser gelten wird und das auch sein wird. 

Und jetzt kommen wir zur Praxis. Das eine ist immer 

die Theorie und das andere ist die Praxis. Auf der einen 

Seite klingt alles gut und es gibt schöne Floskeln, aber 

wie schaut es zum Beispiel aus mit der Smart City im 

Bereich Umweltmanagementsystem? - 2013 hat das 

damalige Kontrollamt, der jetzige Stadtrechnungshof, im 

Gesundheitsbereich Kritik geübt. Und zwar kritisiert das 

damalige Kontrollamt bei einer Nachprüfung das Um-

weltmanagement des Krankenanstaltenverbundes und 

meint, es sei keine bestehende Umweltstrategie erkenn-

bar. - Also man kennt das nicht beim KAV, es sei keine 

bestehende Umweltstrategie erkennbar, sagt das Kon-

trollamt 2013. Das ist weder clever noch wirklich smart.  

Dann haben wir viele Tempo-30-Zonen, die zum Teil 

der Verfassungsgerichtshof wegen Unnötigkeit wieder 

aufhebt. Wir Freiheitlichen sagen halt immer: Keine Fra-

ge, vor Krankenhäusern, Schulen, Kindergärten haben 

sie Sinn, sonst eher nicht so. - Und was schreibt die 

„Wiener Zeitung“ vom 3. Juni 2014: „Studie der TU Wien: 

Tempo 30 in der Stadt verbessert nicht die Luftqualität. 

Immer wieder werden Forderungen nach einem ge-

nerellen Tempolimit von 30 km/h im Ortsgebiet laut. 

Neben einer Hebung der Verkehrssicherheit und einer 

Reduktion der Lärmbelastung würde das auch die Luft-

qualität in der Stadt verbessern, hieß es dabei. Letzte-

rem ist leider nicht so, sagt eine Studie. Tempo 30 ist 

keine sinnvolle Maßnahme zur Hebung der Luftqualität 

oder der Verbrauchsverringerung in Städten. Bauseitige 

Verkehrsberuhigungen wie Schwellen oder Engstellen 

erhöhen sogar deutlich den Emissionsausstoß gegen-

über Tempo 50. - So fasste TU-Professor Bernhard 

Geringer am Montag die Untersuchung zusammen.“ - 

Wie gesagt, „Wiener Zeitung“ vom 3.6.2014.  

Was machen wir noch: Garagengesetz, Wiener Bau-

ordnung - ein Landesgesetz - wurde novelliert. Es wird 

bald zu wenige Stellplätze geben, aber nicht nur im öf-

fentlichen Bereich, nein, auch im privaten Bereich. Denn: 

Früher war es halt so, dass pro Wohneinheit eine Gara-

ge im Wohnobjekt errichtet wurde. Jetzt ist das nicht 

mehr so. Jetzt braucht man für einen Stellplatz 100 m² 

Wohnnutzfläche, meine Damen und Herren. Also Platz-

vernichtung nicht nur im öffentlichen Bereich, sondern 

auch in Wohngebäuden!  

Interessanterweise ist das schon zu hinterfragen - 

abgesehen davon, dass das auch nicht clever und smart 

ist -, weil ja jetzt in meinem Heimatbezirk Floridsdorf ein 

neuer Stadtteil entsteht mit dem Namen „Neu Leopoldau“ 

und mit zirka 1 400 Wohneinheiten. Da spricht man von 

Sammelgaragen. Ich weiß nicht, warum man das nicht 

so macht, wie es früher war: eine Garage unter dem 

Haus, eine Hausgarage. Nein, jetzt errichten wir Sam-

melgaragen. Als Mieter oder Wohnungseigentümer kann 

man dann nur hoffen, dass man die Wohnung in der 

Nähe dieser Sammelgarage erhält, denn wenn sie zu 

weit weg ist, dann wird es interessant. Dann gehe ich 

halt mit den Einkaufstaschen im Regen. Ich bin nicht 

mehr ganz jung, aber so alt auch noch nicht, ich schaffe 

das noch. Aber offenbar, meine Damen und Herren, wird 

auf ältere Menschen oder behinderte Menschen nicht 

mehr Rücksicht genommen, denn ein älterer Mensch 

muss dann von der Sammelgarage zu seinem Wohnort 

gehen, und das ist absolut unnötig. Also offenbar spielen 

ältere Menschen und Behinderte keine Rolle mehr in 

dieser Stadt. Das ist bedauerlich, meine Damen und 

Herren, das muss ich Ihnen schon sagen. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Damit sind wir auch wieder beim Krankenhaus Nord. 

Gesprochen wird von bis zu 190 - allen Ernstes: 190 - 

Stellplätzen für Automobile und 240 überdachten Radab-

stellplätzen. Da hat es dann Pressedienste der rot-

grünen Stadtregierung gegeben, in denen man lesen 
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konnte, wie man sich doch freut, dass das Krankenhaus 

ans Radwegenetz angebunden ist. Nur: Ob das die Pati-

enten freut oder meinen Vater mit 87 Jahren, das weiß 

ich nicht. Die Patienten und die Besucher werden dann 

sicher alle mit dem Fahrrad hinkommen, im Winter natür-

lich genauso wie in der Nacht und im Sommer. – Also, 

wie gesagt, das ist ein Schlag mit der flachen Hand ins 

Wasser. Man nimmt auf ältere Menschen und auf Behin-

derte keine Rücksicht mehr. Das ist sehr bedauerlich.  

Ganz interessant war auch, was die Kollegin Salo-

mon vom „Kurier“ - sicher keine Freiheitliche, keine 

Freundin von uns - am 10.6.2014 im „Kurier“ geschrie-

ben hat: „Eventkultur ersetzt nicht Stadtplanung. Nadel-

stiche gegen Autofahrer statt Klartext: So schaut feige, 

halbherzige Politik aus. 

Vergangenen Samstag Regenbogenparade, das 

kennt man schon. Zwischendurch Hanfwanderweg, Frei-

tagabend Inlineskaten, ‚Rasen statt rasen‘ - es gibt im-

mer was Lustiges zu tun mitten auf Wiens Prachtstraße, 

dem Ring. Eine schöne Gelegenheit, die Autofahrer von 

dort zu vertreiben, zehn Stunden Sperre sind ganz nor-

mal. Ehrlich ist das allerdings nicht, sondern eine Art 

Guerilla-Aktion. Die Grenze der Zumutbarkeit ist erreicht, 

nein, überschritten.  

Natürlich soll das Demonstrationsrecht nicht be-

schnitten werden. Aber kann nicht auch in Simmering 

demonstriert werden? Oder in der schönen Begeg-

nungszone MaHü? Halligalli jeden Tag, die Bewohner 

dort haben schließlich dafür gestimmt! Wenn die Rat-

haus-Verantwortlichen aber meinen, dass die Innenstadt 

für Autofahrer gesperrt sein soll, wie sich das die GRÜ-

NEN wünschen, dann soll das ehrlich gesagt und ver-

nünftig vorbereitet werden. Vielleicht hat man ja inzwi-

schen aus den Bad-Practice-Modellen Parkpickerl und 

Mariahilfer Straße gelernt und auch aus anderen Raum-

planungs-Desastern wie TownTown. Gut gelungen ist in 

letzter Zeit eigentlich nur der WU-Campus in Wien.  

Wer A sagt, muss auch B sagen. Also radikaler Aus-

bau der völlig überlasteten Park-and-ride-Anlagen an 

den Stadträndern,“ – ja, ganz in unserem Sinne! – 

„ernsthafte Investitionen in den öffentlichen Verkehr. 

Niemand braucht eine Pseudo-U5, sondern neue Ver-

kehrsmittel in die stadtplanerisch vergessene Südregion 

Wiens, inklusive Straßenbahn mit kurzen Intervallen zum 

Wienerberg. Plus Interventionen in Bezirke, die von 

Verslumung bedroht sind. Derzeit wuchern hie Schlaf-

städte, dort unvermietbare Bürogeisterstädte, da Shop-

ping-Konglomerate. Echte Raumplanung ist in Österreich 

ein Fremdwort. Leider!“ - Martina Salomon im „Kurier“ 

vom 10.6.2014.  

Interessant ist auch, was der Erste Vorsitzende des 

Gemeinderates - der Godwin ist eh da - gesagt hat oder, 

besser gesagt, was die Zeitung „Österreich“ vom 

10.6.2014 – gleiches Datum - geschrieben hat: „SPÖ 

kritisiert massiv die Mahü-Einbahnen. Rote Attacke ge-

gen neues Einbahnlabyrinth sowie Grün- und Parkplatz-

vernichtung. 

Mariahilf/Neubau. Am Wochenende wurde die einzi-

ge Querstraße über die verkehrsberuhigte Mariahilfer 

Straße geöffnet, Schottenfeldgasse/Webgasse. Damit ist 

auch ein neues Einbahnlabyrinth in Neubau und Mariahilf 

wirksam, um Autofahrer abzuschrecken.“ - Und jetzt 

kommt es: „Ich schäme mich für Grüne.“ -: „Heftige 

Schelte an dieser Planung des Büros Vassilakou kommt 

jetzt von der SPÖ: ‚Ich schäme mich wegen des rück-

sichtslosen Vorgehens der Grünen bei Umsetzung dieser 

Maßnahmen ohne Rücksichtnahme auf Bewohnerinte-

ressen.‘ - So der Gemeinderatsvorsitzende Godwin 

Schuster - SPÖ auf Facebook. Denn die Einbahnen 

würden den Anrainern mehr Verkehr, Lärm und höhere 

Umweltbelastung bringen, Parkplatzvernichtung. Zusätz-

lich ärgert Schuster, dass Parkplätze gestrichen wurden, 

wo Stellplatznot herrsche. Grüne Blumeninseln wurden 

zu Gunsten von Radständern zubetoniert. Außerdem 

seien die Anrainer erst mit der Umsetzung - feige, weil im 

letzten Moment - informiert worden.“ 

Na ja, viel besser hätten wir Freiheitlichen die Pres-

sedienste nicht machen können. Also, Herr Vorsitzender, 

ein Kompliment! Du hast das ausgezeichnet ausge-

drückt. Es ist nun einmal so.  

Interessant ist auch - jetzt nicht zurück in die Zukunft, 

sondern zurück in die Gegenwart -, was gestern, also am 

19.2., der „Kurier“ geschrieben hat. Unter der Überschrift 

„Hätten bessere Verkehrspolitik gemacht als Vassilakou“ 

sagt nicht irgendjemand, sondern sagt Kollege Nieder-

mühlbichler - immerhin der Landesparteisekretär – zum 

Beispiel Folgendes: Da wird gefragt: „Vizebürgermeiste-

rin Maria Vassilakou hat zuletzt die große Macht der 

Bezirke in verkehrspolitischen Fragen kritisiert. Sind Sie 

ihrer Meinung?“ 

Niedermühlbichler sagt: „Das ist eine Kampfansage 

an die 23 Bezirke. Die Bezirksvorsteher sind wichtig, weil 

sie das Ohr nahe am Bürger haben, gerade bei Ver-

kehrsfragen.“ – Ausgezeichnet! – „Dass die Verkehrs-

stadträtin durchgreifen will, ohne die Bezirksvorsteher zu 

fragen, ist eine starke Ansage, gerade für eine Partei, die 

immer dafür war, Bürgerinitiativen mit einzubinden. Mitt-

lerweile wollen die Grünen alles im Büro Vassilakou 

entscheiden. Ich glaube nicht, dass ihnen das im Wahl-

kampf gut tun wird.“  

Eine weitere Frage an ihn: „Die Grünen liebäugeln 

mit dem Wohnbau- beziehungsweise dem Bildungsress-

ort. Wäre die SPÖ bereit, diese abzugeben?“ 

Die Antwort: „Ich frage mich: Was reitet die Grünen, 

dass sie entgegen ihrer früheren sachbezogenen Politik 

jetzt auf Posten spitzen?“ 

Das ist Kommunikation zwischen den Koalitionspar-

teien! Es ist doch eine etwas heftige.  

Und der Schlusssatz ist auch ganz interessant. Da 

sagt Kollege Niedermühlbichler: „Wir hätten in den letz-

ten Jahren bessere Verkehrspolitik als die Vizebürger-

meisterin gemacht. Sie hat ja selbst gesagt, dass das 

Procedere beim Umbau der Mariahilfer Straße nicht so 

gut gelungen ist.“ 

Ja, meine Damen und Herren, das kann man alles 

unterschreiben. Wir Freiheitlichen stimmen da zu. Nur, 

gestatten Sie mir, dass ich die Sozialdemokratie jetzt 

nicht ganz aus der Verantwortung entlasse, denn die 

SPÖ ist ja doch der Seniorpartner in der rot-grünen 

Stadtregierung und stellt auch den Bürgermeister und 
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Landeshauptmann von Wien, und gemäß der Stadtver-

fassung hat dieser auch die letzte Entscheidungsbefug-

nis. Wenn der Herr Bürgermeister gesagt hätte, es 

kommt zu keinem Umbau der Mariahilfer Straße um 30 

Millionen EUR, dann wäre es nicht passiert. Und wenn er 

gesagt hätte, es kommt zu keiner Ausweitung der Park-

zonen und Parkraumbewirtschaftung und es wird nicht 

verteuert, dann wäre das alles nicht geschehen.  

Meine Damen und Herren! Wir lehnen den STEP 

2025 ab, wir lehnen das Smart-City-Konzept, die Smart-

City-Rahmenstrategie ab und wir lehnen auch die Post-

nummer 29 ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion 

des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsit-

zender! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und 

Herren!  

Ich denke, wenn wir heute das Thema tina vienna, 

ein Kompetenzzentrum im Bereich der Energie, diskutie-

ren und den Antrag dazu behandeln und beschließen, 

dann ist das gut und wichtig, denn die ganze Energie-

wirtschaft oder auch die Energiepolitik ist nicht nur, wie 

man salopp sagt, im Umbruch, denn die Energiewirt-

schaft ist immer im Umbruch, aber in den letzten Jahren 

war dies in einer besonderen Intensität der Fall, und es 

wird auch noch weiter so sein. Ich glaube, die älteren 

Mitglieder dieses Hauses können sich nicht erinnern, 

dass die Entwicklung jemals in dieser Kürze und mit 

dieser Intensität vor sich gegangen ist.  

Jetzt kann man durchaus kritisieren, dass man 

Dienstleistungen auslagert, aber ich verstehe nicht, wa-

rum, denn das wird ebenso in der Privatwirtschaft ge-

macht, und das wird auch in anderen Verwaltungsberei-

chen gemacht. Wichtig ist, welche Arbeit herauskommt. 

Und ich denke, gerade jene der tina vienna - Kollege 

Chorherr hat das ohnedies sehr ausführlich dargestellt, 

ich brauche das jetzt nicht zu wiederholen - kann sich 

durchaus sehen lassen.  

Ich möchte vielleicht nur einen Bereich herausgrei-

fen, der mich selbst betrifft und der eine Aufgabe der tina 

vienna darstellt, das ist das sogenannte SEP-Programm 

- wer es nicht weiß: das Städtische Energieeffizienz-

Programm. An diesem haben alle vier Fraktionen sehr 

gut und effizient mitgearbeitet, und ich denke, es ist ein 

gutes Programm geworden, mit über 100 Einzelmaß-

nahmen, die es natürlich umzusetzen gilt.  

Wir haben heute schon gehört, die Umsetzung schei-

tert ja manchmal auch an der Bewusstseinsveränderung, 

wenn es heißt: Nein, das brauchen wir heute noch nicht! 

Da ist also oft viel Arbeit zu tun. Dieses Programm war, 

glaube ich, im Jahr 2006, als es einstimmig beschlossen 

wurde, wirklich ein Meilenstein. Und ich denke, auch da 

begleitet tina vienna dieses Programm und setzt, wie ich 

jetzt gelesen habe, auch bereits wieder ein neues Pro-

gramm auf, das SEP 2, und bereitet dieses vor. Denn 

nichts ist schlechter, als wenn man irgendetwas einmal 

beschließt und dann sagt, das ist ein gutes Programm, 

aber jetzt bleiben wir stehen und tun nichts mehr. Die 

Welt verändert sich, alles verändert sich, die Wirtschaft 

verändert sich - da muss man also etwas tun. Ich weiß 

auch nicht, was schlecht sein soll an der Energieagentur, 

wenn es - wie Kollege Chorherr schon erwähnt hat, und 

ich habe mir das auch angesehen - in anderen Bundes-

ländern auch Energieagenturen gibt - natürlich mit mehr 

Personal ausgestattet -, die auch durchaus erfolgreiche 

Arbeit leisten.  

Ich denke also, man kann da mit ruhigem Gewissen - 

auch wenn es ein Vorschlag oder eine Aufgabe der Grü-

nen Fraktion in diesem Haus ist - durchaus zustimmen. 

Und ich stehe auch nicht an zu sagen, es ist auch nicht 

alles schlecht, was von der Opposition kommt. Man 

muss über alles reden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten 

Sie mir aber, weil das Thema heute in dieser Breite dis-

kutiert wird, einige Sätze zum Thema Energiepolitik zu 

sagen. Ich denke, die Basis oder die Grundlage für eine 

seriöse und erfolgreiche Energiepolitik - und da hat es 

heute ein bisschen Kritik auch von der Seite der ÖVP 

gegeben - sind vernünftige Gesetze. Jetzt weiß ich 

schon, auch in Wien machen wir Landesgesetze im 

Bereich Energie und Energieversorgung, aber auch der 

Bund, ganz Österreich muss gute, verträgliche Gesetze 

machen. Dabei zu beachten ist - es wurde heute schon 

angesprochen -: Ein wesentlicher Eckpfeiler der Ener-

giepolitik, auch der Lebensqualität in einer Stadt, der 

Wirtschaftskraft einer Stadt ist die Versorgungssicher-

heit, ebenso wie die soziale Verträglichkeit, die ökologi-

sche Verträglichkeit – die Energieeffizienz habe ich teil-

weise schon angesprochen -, die Wirtschaftlichkeit, und 

auch die Wettbewerbsfähigkeit ist nicht uninteressant.  

Es ist heute schon gesagt worden, was sich gerade 

im Bereich der Bundesrepublik Deutschland abspielt, 

aber auch in Österreich ist, glaube ich, so manches 

Kraftwerk, das der Basisversorgung mit Gas vom Bund 

her dienen sollte, eingemottet worden. Das Kraftwerk 

Mellach, das 2012 eröffnet wurde und hunderte Millionen 

an Investitionen verschlungen hat, haben wir jetzt ein-

gemottet, weil sich vieles verändert, weil es nicht mehr 

wirtschaftlich zu betreiben ist.  

Natürlich, die Erneuerbare ist wichtig, und ganz wich-

tig sind auch die Förderrichtlinien: Wie gehen wir mit der 

Erneuerbaren um, aber auch mit all dem, was mit Le-

bensqualität und CO2-Verminderung zusammenhängt? 

Dafür gibt es Beispiele. Es ist heute schon angespro-

chen worden: In Deutschland werden zum Beispiel, 

infolge einer nicht sehr glücklichen Förderpolitik im Be-

reich der Erneuerbaren, Kohlekraftwerke wieder ange-

worfen und produzieren Energie.  

Ein weiteres Beispiel: Über den Ausstieg aus der 

Nuklearenergie brauchen wir, glaube ich, hier nicht mehr 

zu diskutieren, sie ist in Österreich seit Jahrzehnten auch 

gesetzlich verboten. Das ist auch richtig so, das brau-

chen wir nicht. - In Deutschland hat man sich entschie-

den für eine intensive Energiewende. Man muss nur 

beleuchten, wie das vor sich geht. Für mich persönlich ist 

die Art und Weise, wie man es macht, sehr bedenklich - 

obwohl Windkraft, die zwar auch nicht immer gerne ge-

sehen wird, und Fotovoltaik durchaus Bereiche sind, die 

man fördern soll, die man auch ausbauen soll, aber unter 
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Beachtung gewisser Kriterien, damit sie nicht die Le-

bensqualität, wie heute auch schon angesprochen wor-

den ist, beeinträchtigen.  

Man muss sich dann Folgendes zu Gemüte führen: 

Momentan gibt es auch in der Bundesrepublik, weil man 

küstennahe Bereiche dafür zur Verfügung hat, die Ent-

wicklung, dass sogenannte Offshore-Windräder aufge-

stellt werden. Das ist ein Geschäft dort drüben, ein Rie-

sengeschäft - und ein Geschäft lässt sich die Wirtschaft 

natürlich nicht entgehen. Und das hängt wiederum zu-

sammen mit der Förderpolitik: Dort sind Offshore-

Windräder angeschlossen für 1 000 Megawatt - für Wind-

räder ist das schon ziemlich viel -, aber für 1 300 Mega-

watt sind welche gebaut und gefördert worden - also das 

Geld ist kassiert worden -, sind aber gar nicht ans Netz 

angeschlossen. Da muss man schon hinterfragen, ob 

das Sinn macht.  

Und wenn man sich dann mit Menschen, auch in der 

Bundesrepublik, unterhält, dann wird auch oft über die 

Frage diskutiert, ob es denn Sinn macht, im Bereich der 

erneuerbaren Energie eine Kilowattstunde mit über 30 

Cent zu fördern - jetzt wird es ein bisschen reduziert - 

und für eine Laufzeit von mindestens 25 Jahren. Ja, 

dann kommen solche Produkte auf den Markt.  

Den Niederschlag findet eine solche Politik - und es 

gibt ja oft die Kritik und die Forderung, man muss auch 

auf die soziale Verträglichkeit achten, Strom muss leist-

bar sein – dann darin, dass in der Bundesrepublik für 

eine durchschnittliche Familie der sogenannte Ökozu-

schlag - weil man diesen Hype gemacht hat, produziert 

hat - mit 250 EUR zu Buche schlägt. Also 250 EUR 

kommen auf eine normale Stromrechnung in der Bun-

desrepublik ganz einfach drauf. Man sagt also: Okay, wir 

fördern jetzt, wir schließen es gar nicht an, aber man 

kriegt ganz einfach das Geld.  

Und der Nebeneffekt, ein schlechter Effekt ist - was 

ich vorher schon gesagt habe -, dass viele Kraftwerke 

natürlich nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden 

können, was aber für die Versorgungssicherheit ganz, 

ganz wichtig ist. Und dann werden die Kohlekraftwerke in 

Betrieb genommen, und ich glaube, wir brauchen nicht 

zu diskutieren, wie ein Kohlekraftwerk in der CO2-Bilanz 

zu Buche schlägt.  

Aber auch in Österreich muss man nachdenken, das 

ist heute auch angesprochen worden, und da ist sogar 

Lob und Kritik von der ÖVP gekommen, nämlich zum 

Thema KWK. Auch in Österreich gibt es einen soge-

nannten ökologischen Zuschlag zur Stromrechnung. Das 

wird auch nicht in Wien beschlossen, aber es ist eben 

auch so, dass es für die Erneuerbaren eine Förderung 

gibt. Ich gestehe ein, dass die Förderungssummen in 

Österreich nicht so hoch sind wie in der Bundesrepublik, 

aber die Ökostromabgabe schlägt im Jahr pro Hausan-

schluss mit zirka 50 EUR zu Buche. Nun sind wahr-

scheinlich 50 EUR im Jahr kein Geld, aber wenn man 

alles summiert, schlägt es sich irgendwo in der Briefta-

sche nieder.  

Ich denke, Ökologie muss uns natürlich auch etwas 

wert sein, aber wenn man sich dann ansieht, wie die 

Förderungen großteils ausgeschüttet – das ist vielleicht 

der falsche Begriff - oder in Anspruch genommen wer-

den, dann sind die großen Profiteure in den Biogasanla-

gen zu finden. Ich will mich da gar nicht näher vertiefen, 

warum und weshalb. Wir haben einmal einen Stadtwer-

keausschuss bei der Wien Energie, bei Wiengas ge-

macht – das ist schon einige Jahre her -, und da haben 

wir auch das Thema Biogas diskutiert, und ich glaube, 

wir sind zu einer einheitlichen Erkenntnis gekommen: 

Na, so effizient und so wirtschaftlich ist das nicht. - Aber 

sie bekommen natürlich sehr viele Förderungen über das 

Wirtschaftsministerium.  

Es ist heute auch die KWK-Förderung, also die För-

derung der Kraft-Wärme-Kopplung angesprochen wor-

den. Ich denke, Wien hat in diesem Bereich Jahrzehnte 

hindurch durchaus profitiert. Die Kraft-Wärme-Kopplung 

ist eine Technologie gewesen, mit der man den Wir-

kungsgrad – wobei die Primärenergie in Gaskraftwerken 

erzeugt wurde - faktisch von 55, 57 Prozent auf über 85 

Prozent angehoben hat. Ein toller Wirkungsgrad! Nicht 

nur Wärme, auch Kälte haben wir jetzt dazu. Das ist also 

eine durchaus gute Sache.  

Sinn machen würde es natürlich, wenn wir diese 

Technologie weiter ausbauen könnten. Und damit kom-

me ich wieder zurück zu dem, was ich vorher gesagt 

habe: Es sind wichtige Grundlagen in Gesetzen notwen-

dig, damit man nicht einen Wettbewerbsnachteil für die 

KWK-Förderung in Wien erfahren muss. Denn wenn man 

eine entsprechende Förderung bekommen würde, nur für 

den Neuausbau - nicht für den Erhalt, für den Betrieb, 

denn für diesen braucht man keine Förderung mehr -, 

dann würde das vielen Wienerinnen und Wienern zu 

Gute kommen. Ich will gar nicht erst träumen von einer 

Förderung, die genauso angelegt ist wie zum Beispiel die 

Biogasförderung. - Ich denke, hier ist noch einiges an 

Arbeit zu leisten. 

Wichtig ist, das habe ich schon gesagt, auch die Ver-

sorgungssicherheit. Da geht es jetzt nicht so sehr darum, 

dass wir, wenn wir aufstehen, unseren guten Kaffee oder 

unseren Tee bekommen, sondern um die Versorgungs-

sicherheit für die Wirtschaft. Und ich glaube, die Versor-

gungssicherheit in Wien ist derzeit wirklich top. Wir zäh-

len zu den Top-Ländern oder -Städten mit einer Versor-

gungssicherheit von 99,9 Prozent. Wenn man sich an-

sieht: In Österreich beträgt der Stromausfall pro Haushalt 

laut Messungen im Durchschnitt 35 Minuten. Es gibt 

Länder, in denen dieser Wert weitaus höher liegt und 

schon in Tagen gemessen wird oder mehrere Tage be-

trägt. In Wien sind es 30 Minuten.  

Wenn man das umrechnet und auch in Relation 

bringt zu den dadurch entstehenden Kosten, dem volks-

wirtschaftlichen Schaden, so kostet eine Stunde in Öster-

reich zirka 60 Millionen EUR. In Wien ist dieser Wert 

durch die hohe Konzentration und die Wirtschaftsleistung 

noch etwas höher und beträgt - im Verhältnis zu den 60 

Millionen für Gesamtösterreich - 14 Millionen EUR. Und 

das gilt es natürlich zu verhindern.  

Und damit da nichts passiert, muss man investieren 

in die Infrastruktur, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, in unsere sehr leistungsfähigen Stromnetze mit 

einer Länge von fast 23 000 km, und auch in die Gasnet-
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ze, die 3 500 km lang sind. Und Gas ist nun einmal ein 

Energieträger unserer Stadt, mit einem Anteil von 50 

Prozent. Da können wir uns nichts vormachen. Und wer 

glaubt, dass er mit Fotovoltaik oder mit Windrädern in 

einer Stadt die Welt retten wird oder die Stadt retten wird 

im Energiebereich, der irrt meiner Ansicht nach.  

Aber ich bin ja froh, denn derartiges wurde ja auch 

vom Kollegen Chorherr nicht behauptet. Das heißt, man 

muss die erneuerbare Energie natürlich weiterentwi-

ckeln, aber sinnvoll, und man darf das Gas nicht immer 

nur verteufeln. 

Denn sehen wir uns das einmal genau an: Da gibt es, 

ich will nicht sagen, eine Studie, aber den sogenannten 

EU-Fahrplan bis 2050. Jetzt weiß ich schon, 2050 ist für 

uns weit entfernt. Das Ziel ist, so wenig CO2 wie möglich 

in die Atmosphäre hineinzublasen oder hinaufzulassen, 

und da steht in dem Grundsatzpapier schon einiges 

Interessantes drinnen. Dass wir Nuklearenergie nicht 

mehr wollen, das wissen wir – sie ist auch gesetzlich 

verboten. Dass CO2, Kohlenstoffdioxid, im Rauchgas 

abgeschieden und dann eingespeist wird, das ist bei uns 

auch gesetzlich verboten. Erneuerbare auszubauen, ist 

richtig - das habe ich schon gesagt -, die Energieeffizienz 

zu steigern, ist auch wichtig - das ist auch schon gesagt 

worden. Aber Gas soll schon wieder mehr eine Schlüs-

selrolle in der Energieaufbringung spielen.  

Und da kommt man eben drauf, dass durch die gan-

ze Systematik, durch die Förderpolitik und durch die 

Energiepolitik - das geben die Deutschen ja selbst schon 

zu - auch in Deutschland viele Energieunternehmen 

unter Druck kommen, was ihre Wettbewerbsfähigkeit 

anbelangt - so wie ich das Beispiel Mellach in Österreich 

genannt habe -, und einmotten müssen oder vielleicht 

gar zusperren müssen, weil die Wettbewerbsfähigkeit 

und die Wirtschaftlichkeit nicht mehr gegeben sind - und 

es dreht sich faktisch um die Wirtschaftlichkeit -, und 

dass dann wieder, weil billig, die Kohlekraftwerke in 

Betrieb genommen werden. Damit wird das Ziel hinsicht-

lich CO2-Ausstoßes, das sich die Europäische Union 

setzt, wenn auch sehr weitläufig - es gibt auch kürzere 

Programme -, faktisch konterkariert.  

Daher müssen wir, glaube ich, auch in Wien weiter 

so vorgehen, dass wir sagen, das Gas ist ein wichtiger 

Energieträger, aber es gilt, auch die erneuerbare Energie 

weiter auszubauen, soweit es geht. Ich erinnere an die 

Bürger-Solarkraftwerke - die Zahl 17 ist heute schon 

genannt worden. Sie sollen mit Maß und Ziel errichtet 

werden – darüber haben wir in diesem Haus schon dis-

kutiert. Bürger-Solarkraftwerke sind ja nicht nur eine 

ökologische Frage, sie sind auch eine Umweltfrage, sie 

sind auch eine soziale Frage. Aber immerhin: Bereits 5 

Megawatt! 

Wind, Wasser, Sonne und Biomasse - natürlich gibt 

es das auch. Da die Nutzung von Wind in Wien nur sehr 

begrenzt möglich ist, gibt es Kooperationen im Rahmen 

von Projekten, deren Standort nicht in Wien ist.  

Wichtig wird auch sein, wie wir mit den intelligenten 

Netzen dann umgehen. In dem Begriff Smart City heißt 

smart ja intelligent – das heißt ja nicht, klein und 

schwach, sondern intelligent. Aber es kommt schon 

etwas auf uns zu, nämlich dass man eben, wenn wir 

intelligente Netze haben, solche dezentralen Energieer-

zeugungsanlagen vernetzen und verbinden kann zu 

einem stabilen Netz. Es soll nicht so sein, wie es in Nie-

derösterreich vor zwei, drei Jahren noch war, dass man 

es abgelehnt hat, Fotovoltaikanlagen anzuschließen - es 

ist zwar ohnedies besser, wenn man die Energie selbst 

verbrauchen kann, weil man dann den größten Effekt 

und den größten wirtschaftlichen Effekt hat -, weil das 

Netz instabil wird. Darauf muss man also immer achten. 

Mit Versorgungssicherheit ist auch die Versorgungsquali-

tät gemeint, das ist auch ganz wichtig. 

Einen Punkt möchte ich auch noch kurz ansprechen, 

und dann komme ich zum Schluss: Zum Thema Ener-

gieeffizienz ist hier schon einiges gesagt worden, ich 

könnte dazu noch viele Beispiele bringen, auch - weil 

hier auch die Verkehrspolitik angesprochen worden ist - 

von Straßenbahnen, die Bremsenergie erzeugen, und so 

weiter, und so fort. Aber wichtig für den Einzelnen, für 

jede Familie ist eine fundierte Energieberatung, eine 

Bewusstseinsveränderung. Man glaubt nicht, was da zu 

holen ist!  

Ich habe gerade vorhin mit einem Kollegen gespro-

chen über den Energiebereich im Zusammenhang mit 

der Haussanierung, was heute auch schon angespro-

chen wurde. Da ist natürlich das meiste zu holen, wenn 

jemand ein Haus hat oder in einer Wohnhausanlage 

wohnt, wenn diese saniert werden, denn 50 Prozent der 

Energie kann man durch Sanierung einsparen. Mit billi-

gen Krediten amortisiert sich eine Sanierung heute be-

reits nach 15 Jahren, so teuer sie auch ist. Viele haben 

Angst davor, viele können sich so etwas wahrscheinlich 

auch nicht leisten. Aber mit einer guten Energieberatung 

- wo schalte ich im Haushalt was richtig ein, oder wie 

mache ich es - kann man erstens auch die Geldbörse 

entlasten, und zweitens liefert man, wenn man de facto 

weniger Energie verbraucht, natürlich auch einen Beitrag 

zur Lebensqualität und auch zum Umweltschutz, weil 

weniger CO2 erzeugt wird.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, 

tina vienna, die Energieagentur, und auch die Wiener 

Energieunternehmen stehen vor großen Herausforde-

rungen, nicht nur, weil wir in 15 Jahren 2 Millionen Men-

schen sein werden. Und ich glaube, man soll das auch 

gar nicht verhindern, dass aus den Bundesländern Men-

schen nach Wien kommen. Im vorigen Jahr sind, glaube 

ich, 33 000 Menschen nach Wien gekommen, davon 47 

Prozent aus den anderen 8 Bundesländern. Man soll 

ihnen das auch gar nicht verwehren, es wird schon einen 

Grund haben, warum sie kommen. Aber wir stehen vor 

großen Herausforderungen - die Politik und natürlich 

auch die Energiewirtschaft -, und wir müssen nach Lö-

sungen suchen. Daran müssen wir hart arbeiten, im 

Sinne der Versorgungssicherheit, der ökologischen Situ-

ation und natürlich auch der sozialen Verträglichkeit. 

Eine gute Energieversorgung mit all ihren Facetten, wie 

wir sie heute schon diskutiert haben, gehört einfach zu 

einer Stadt mit einer hohen Lebensqualität dazu, und das 

Ganze noch bei sinkenden CO2-Emissionen. Und das ist 
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auch die Herausforderung. - Danke für Ihre Aufmerk-

samkeit. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Thomas Reindl: Zum Wort gemel-

det ist Frau GRin Mag Holdhaus. Ich erteile es ihr.  

GRin Mag Karin Holdhaus (ÖVP-Klub der Bundes-

hauptstadt Wien): Guten Tag, Herr Vorsitzender! Herr 

Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! Vor 

allem sehr geehrte Damen und Herren vor dem Internet - 

denn wenn man sich anschaut, wie viele sich hier im 

Plenarsaal für das Thema Energiezukunft Wiens interes-

sieren, dann ist das eher enttäuschend, daher gehe ich 

davon aus, dass mehr Zuhörerinnen und -hörer die De-

batte über das Internet verfolgen als hier im Plenum. (GR 

Godwin Schuster weist, sich demonstrativ räuspernd, auf 

die Sitzreihen der ÖVP.) – Ja; in der Relation sind wir 

weitaus besser besetzt! (Beifall bei der ÖVP. - GR God-

win Schuster: Die Hälfte der Mannschaft!) Ja, von 51 … 

(GR Dipl-Ing Roman Stiftner in Richtung SPÖ: Aber bei 

euch sind es 25 Prozent!) Danke, das wollte ich gerade 

sagen. Aber danke! Sehr, sehr aufmerksam! – Die Op-

position interessiert sich für das Thema, die Regierungs-

parteien offensichtlich nicht. Von 51 Parlamentariern sind 

jetzt maximal - ich will nicht kleinlich sein - vielleicht 15 

anwesend. 

Wir glauben, dass das ein sehr wichtiges Thema ist, 

und wir haben auch in den letzten Redebeiträgen vor 

allem von Rot-Grün gehört, dass es hier sehr große 

Herausforderungen gibt, dass wir nach Lösungen suchen 

müssen und dass noch sehr viel zu tun ist. Ja, in diesem 

Punkt, muss ich sagen, sind wir uns einig: Es ist viel zu 

tun, es ist ein wichtiges Thema. Aber es zeigt sich daran 

auch, dass offensichtlich noch zu wenig geschehen ist, 

und leider Gottes ist auch in den letzten Jahren, unter 

der rot-grünen Koalition, gerade in diesem Bereich leider 

nicht viel passiert. Wir haben auch früher schon von 

Stillstand gesprochen, und das ist leider so.  

Darüber hat Herr Kollege Chorherr, der inzwischen 

auch nicht mehr anwesend ist, zwar sehr gut hinwegge-

täuscht, indem er über die Zukunft philosophiert hat. Das 

ist immer ein gutes Mittel, wenn man keine Bilanz vorzu-

weisen hat. „Nice try“, würde ich einmal sagen, aber das 

ist doch ein bisschen zu wenig für die grüne Beteiligung 

an dieser Koalition. (Beifall bei der ÖVP.)  

Gehen wir zurück: Smart City. Was bedeutet das? Es 

steht auch überall: Wachstum mit sinkendem Ressour-

cenverbrauch. Bringen wir Smart City auf den aktuellen 

Stand, dann ist es nicht Wachstum bei sinkendem Res-

sourcenverbrauch, sondern derzeit definiert sich Smart 

City mit Wachstum der Arbeitslosigkeit bei steigendem 

Schuldenaufbau. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie gesagt, es ist sehr viel zu tun. Bis 2050 ist ja 

noch etwas Zeit, und man kann nur hoffen, dass diese 

Smart-City-Blase nicht in der Luft zerplatzt und viele 

Millionen an Steuergeldern im Kompetenz-Wirrwarr der 

Stadt Wien in den Sand gesetzt wurden.  

Ich möchte hier ganz konkret auf diese Parallelstruk-

turen und Parallelverwaltung eingehen, weil wir glauben, 

dass das natürlich sehr schade ist. Dies umso mehr, als 

wir auch von Kollegen Chorherr gehört haben, dass hier 

in Wien wesentlich weniger Personen an diesem Thema 

arbeiten als in anderen Landesregierungen. Umso 

schlimmer ist es, wenn diese wenigen Ressourcen dann 

ineffizient eingesetzt werden, denn dann ist überhaupt 

kein Raum für Doppelgleisigkeiten.  

Statt effiziente, smarte Strukturen hat Rot-Grün also 

parallele Strukturen aufgebaut. Ich möchte mich hier 

nicht wiederholen, aber trotzdem noch einmal: MA 20 - 

wir wissen alle: ein Zugeständnis an die GRÜNEN. Ich 

will hier nicht die Kompetenz der einzelnen Akteure dort 

kritisieren oder angreifen. Ich glaube, dass da wirklich 

Experten in ihrem Fach dabei sind. Aber nichtsdestotrotz 

gibt es ja auch noch die oberste Stelle Magistratsdirekti-

on, zuständig für strategische Energieangelegenheiten, 

mit der Klimabeauftragten. Auch hier gibt es also bereits 

strategische Strukturen - schon lange -, sodass wir glau-

ben, dass es nicht unbedingt notwendig ist, hier noch 

zusätzliche Strukturen einzufügen. 

Genauso wie beim Energiekompetenzzentrum, wo 

nicht so klar ist, was denn nun wirklich die Aufgabe die-

ses Zentrums ist und was es bisher gemacht hat. Eigent-

lich sollte es Futter für die Politik liefern, auf der anderen 

Seite steht, wenn man in den Beschluss hineinschaut, 

sehr viel von Strategie drinnen. Man könnte nun sagen: 

Besser zu viele Experten als zu wenige - es ist ja auch 

ein umfassendes Projekt und hat viel Koordinationsbe-

darf. Das Problem, das ich aber sehe, ist, dass viele 

Millionen an Steuergeldern ausgegeben werden, und 

zwar eben nicht für konkrete Maßnahmen, sondern um 

diesen Kompetenzkreislauf oder die Parallelstrukturen zu 

koordinieren.  

Also Smart City sehe ich derzeit eher wie ein Smart-

City-Riesenrad: Es sind viele Bereiche da, die sich alle 

im Kreis drehen, aber nicht miteinander kommunizieren. 

Besser wäre eine Pyramide, also eine klare Strategie: 

oben die Gesamtstrategie, dann die einzelnen Partiku-

larstrategien und dann die Maßnahmen. - Eigentlich 

etwas ganz Einfaches, aber für Rot-Grün in Wien offen-

sichtlich nicht so einfach.  

Nun, wir beschließen heute 1,5 Millionen EUR für 

dieses Energiekompetenzzentrum. Wie wir gehört ha-

ben, ist angeblich viel passiert - oder wie wir eben nicht 

gehört haben, denn es ist ja noch viel zu tun -, und es 

gibt auch vier Fachexperten. Für die Damen und Herren, 

die an diesem Thema interessiert sind, die Bürgerinnen 

und Bürger zu Hause, die sich vielleicht die Homepage 

anschauen: Ich habe das auch gemacht. Ich habe mir 

gedacht, gut, als interessierter Bürger schaue ich jetzt 

einmal auf die Homepage dieses Energiekompetenz-

zentrums, das ja innovativ in die Zukunft schauen soll, 

und schaue mir einmal diese vier Fachexperten an, um 

zu wissen: Wer arbeitet denn da überhaupt? 

Wenn man auf der Homepage hinunterscrollt, dann 

sieht man, dass wohl einige tina-Mitarbeiter angeführt 

sind, aber wenn es dann um das Energiekompetenzzent-

rum geht, dann gibt es dort eine Leiterin ohne Foto, zwei 

Energiekompetenzexperten ohne Foto - also anschei-

nend wollen sie gar nicht, dass man weiß, wie sie aus-

sehen -, und der vierte Experte, den es angeblich gibt, 

oder eigentlich fehlen ja noch zwei auf vier, die sind nicht 

einmal angeführt. Ich frage mich daher: Gibt es die? - 
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Wenn es sie gibt, dann wäre es sicher interessant zu 

wissen, wie sie heißen.  

Gut, da kann man sagen: Ups! - Schauen wir einmal 

weiter, was denn das Energiekompetenzzentrum so 

getan hat in den letzten Jahren. Dann steht hier: „Ener-

giekompetenzzentrum. Aktuell befinden sich das Kompe-

tenzzentrum im Aufbau sowie ein eigenständiger Auftritt 

in Erarbeitung. Ausführlichere Informationen finden Sie 

hier daher in Kürze.“ - Ich gehe einmal davon aus, dass 

diese Homepage das letzte Mal im Jahr 2013 upgedatet 

wurde, beziehungsweise wenn man sich unter „News“ 

anschaut, was denn das letzte Ereignis war, dann ist es 

„Die ‚Wiff-Zacks‘ der Smart City Wien“ aus dem Juli oder 

Juni des letzten Jahres.  

Also wenn man es mit 1,5 oder 1,8 Millionen EUR, 

die bisher hineingesetzt wurden, nicht einmal schafft, die 

Homepage quasi up to date zu halten, dann, glaube ich, 

ist es wirklich berechtigt, besorgt die Frage zu stellen, 

womit sich denn diese Institutionen tatsächlich beschäfti-

gen und ob hier nicht doch viel Zeit und Geld die Donau 

hinunterschwimmt.  

Also: Damit hat sich das Energiekompetenzzentrum 

in die lange Reihe jener Einrichtungen der rot-grünen 

Parallelverwaltung eingereiht, die hauptsächlich durch 

die Höhe der von ihnen verschlungenen Geldmittel auf-

gefallen sind - wir haben es heute schon vom Kollegen 

Stiftner gehört -: die Mobilitätsagentur, weiters - heute 

nicht angesprochen, ich möchte es trotzdem erwähnen - 

das Büro des Wissenschaftsbeauftragten -, dann, wie 

gesagt, die MA 20 und die millionenteuren PR-

Kampagnen der Frau StRin Vassilakou, die Herr Kollege 

Stiftner schon erwähnt hat.  

Und wer ist - das wollte ich früher noch sagen, das 

habe ich vergessen - bei all diesem Kompetenz-Wirrwarr 

nicht zuständig? – Nicht zuständig ist die Umweltstadträ-

tin für jegliche Fragen zu erneuerbarer Energie, zur 

Energiezukunft und Energieautarkie der Stadt Wien. Das 

haben wir nicht nur bisher schon öfters in Beantwortun-

gen der Frau Stadträtin gehört, sondern auch jetzt hat sie 

in einer Anfragebeantwortung noch einmal klar festgehal-

ten, sie ist für die Zukunft der Stadt in Bezug auf alles, 

was in Richtung Energieentwicklung, Energieeffizienz 

oder überhaupt Energieautarkie geht, nicht zuständig. 

Das bedauern wir natürlich sehr, dass gerade die Um-

weltstadträtin hier keine Kompetenzen hat. Aber gut, das 

wird eben in dieser Regierung so gesehen.  

Umweltpolitik und Energiepolitik sind Querschnittma-

terien, das habe ich schon gesagt. Das heißt – und ich 

möchte es eben bewusst noch einmal sagen -, es bedarf 

zwischen den Ressorts, aber auch den anderen Akteu-

ren in der Stadt einer sinnvollen Koordination. Deswegen 

fordern wir - und haben wir immer wieder gefordert - 

einen Umweltmasterplan. Gut, den gibt es nicht. Es gibt 

jetzt eben diese Smart-City-Rahmenstrategie, die all das 

beinhalten soll. Und es gibt genug Gründe, zu befürch-

ten, dass das Wort Rahmen hier sehr bewusst verwen-

det wurde, denn jeder, der schon einmal einen Rahmen-

vertrag abgeschlossen hat, weiß, dass dieser Rahmen-

vertrag nichts wert ist, wenn es keinen konkreten Vertrag 

dahinter gibt – und in diesem Fall keine konkreten Pläne 

oder Maßnahmen.  

Wenn man sich anschaut, wie viel an Bedarf besteht, 

hätten ja die MA 20 und ihr untergeordnetes Energie-

kompetenzzentrum in den letzten Jahren durchaus eine 

wichtige Funktion haben können. Doch wenn man sich 

die Energiepolitik dieser Stadt anschaut - sofern man 

überhaupt noch von einer solchen sprechen kann -, 

merkt man nichts von einer Koordination.  

Ja, außer natürlich Vorzeigeprojekte - das ist die 

Stärke der GRÜNEN: überall quasi Denkmäler für ihre 

Klientel zu setzen, wie Bürger-Solarkraftwerke - das 

einzige konkrete Beispiel, das Kollege Chorherr genannt 

hat, wenn ich mich richtig erinnere -, damit man auf et-

was verweisen kann, das man gemacht hat. Und sonst 

rundherum passiert nichts. Und eben PR-Kampagnen - 

da sind sich die StRin Vassilakou und die StRin Sima 

sehr ähnlich, und das können sie auch sehr gut, aber in 

der konkreten Umsetzung mangelt es, hier wie auch in 

anderen Bereichen. Die große Stärke dieser Koalition ist 

Ankündigungspolitik, die große Schwäche ist die Umset-

zung.  

Wir hoffen daher, mit unserer Ablehnung der Finan-

zierung der ineffektiven Weiterführung der grünen Paral-

lelwelt in der Wiener Stadtverwaltung einen Impuls dafür 

zu geben, dass Mittel zur Ökologisierung der Wiener 

Stadtpolitik in Hinkunft endlich sinnvoll verwendet wer-

den. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Thomas Reindl: Zum Wort gemel-

det ist Herr GR Dr Günther. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren!  

Kollege Chorherr hat seine Rede begonnen, indem er 

gesagt hat, in allen anderen Bundesländern sind die 

Kompetenzzentren bedeutend größer, und in Wien leis-

ten vier Leute hervorragende Arbeit und machen das 

alles. Er hat ein bisschen darauf vergessen, dass in 

anderen Bundesländern in den Kompetenzzentren auch 

operativ gearbeitet wird und dass Niederösterreich zum 

Beispiel schon auch ein bisschen größer ist als Wien und 

damit im Energiebereich schwierige Zeiten vor diesem 

Land liegen.  

Kollege Chorherr hat aber nicht einmal unrecht. Das 

Energiekompetenzzentrum hat grundsätzlich eine wichti-

ge Aufgabe. Nur: Diese wichtige Aufgabe könnte von 

den Beamten des Hauses genauso gut geregelt werden - 

wahrscheinlich sogar besser - und wird auch in vielen 

Bereichen von denen behandelt. Denn: Es sind vier 

Leute - und das waren sie am Anfang gar nicht, es hat 

mit zwei Leuten begonnen. Die MA 20 hat das Energie-

kompetenzzentrum gegründet und hat es der tina unter-

stellt.  

Einige Ältere von uns wissen noch, tina wurde im 

Jahr 1997 als erste Anlaufstelle der EU für transnationale 

Netze im Osten von uns gegründet. Nachdem das dann 

ein bissel zurückgegangen ist, hat man sie der Wien 

Holding unterstellt, und sie ist jetzt ein Betrieb der Wien 

Holding. Jetzt hat man tina dafür genützt, um dort auch 

das Energiekompetenzzentrum und Smart City unterzu-
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bringen. Das heißt, man baut hier was bewusst aus dem 

Bereich der Stadt hinaus in eine vorgelagerte Stelle und 

versucht, es über die Wien Holding, ein 100-prozentiges 

Unternehmen der Stadt Wien, abzuwickeln. Bereiche, die 

hier vom Kompetenzzentrum, Beratungen, et cetera 

wahrgenommen werden, ist durchaus was Vernünftiges. 

Interessant ist, wenn man sich den Akt ansieht, dass da 

zuerst steht: „Was haben wir alles von 2013 bis jetzt 

gemacht?“ Und eine halbe Seite später steht dann: „Was 

machen wir in den nächsten 3 Jahren für 1,5 Millionen?“ 

Wenn man einfach die erste halbe Seite dort hinten noch 

einmal hinkopiert hätte, wären wir genau bei dem gewe-

sen, was Sie tun: Sie fahren mit dem Projekt weiter und 

sonst passiert eigentlich nichts. Und jetzt sind interes-

sante Bereiche dabei: „Beratungen in der Energieeffizi-

enz“, „Mitarbeiten bei nationalen und internationalen 

Projekten“, alles schön. Chorherr hat intensiv darauf 

hingewiesen, dass es gelungen ist, ein EU-Projekt mit 

Berlin, Paris, Stockholm gemeinsam zu schaffen und 

Wien als Zentrum zu behandeln. Ein EU-Projekt von 

2013 bis heute! Das Finanzministerium wickelt zwischen 

10, 15 oder 20 EU-Projekte pro Jahr ab, denn es ist nicht 

so schwierig, ein EU-Projekt zu erhalten. Es gibt einen 

National Contact Point im Außenministerium. Dort meldet 

man sich, wenn man Fachexperten für so einen Bereich 

hat, und bewirbt sich. Und dann gewinnt man oder man 

gewinnt nicht. Der Kollege Ebinger kann Ihnen das sa-

gen, er hat in den letzten Jahren 13 EU-Projekte als 

Projektleiter betreut. Also so schwierig kann es für ein 

Ministerium beziehungsweise für den großen Verwal-

tungsapparat in Wien nicht sein, ein EU-Projekt für Wien 

an Land zu ziehen. Es ist auch was Gescheites, wenn 

man da mitarbeitet. Wir müssen nur sehen, ob wir auch 

so erfolgreich sind, wie es der Kollege Chorherr hier 

angedacht hat. Na, wir werden sehen, wie es weitergeht.  

Der Abschluss der Rede vom Kollegen Chorherr war: 

Wir sind erfolgreich in der Energiepolitik, Rot-Grün wird 

in die Geschichte als erfolgreich in der Energiepolitik 

eingehen. Ja und da komme ich nicht ganz zusammen 

mit ihm. Erfolgreich ist Rot-Grün in der Preisgestaltung. 

Strom, Gas, Fernwärme, alles ist intensiv teurer gewor-

den seit die GRÜNEN auch noch intensiv grün bei der 

Energiepolitik mitwirken. Fangen wir mal mit dem Strom 

an. Beim Strom gibt es in Wien zwei Anbieter, den teu-

ersten Wien Energie und den billigsten, auch Wien Ener-

gie, es heißt dort nur Optima. Warum muss das so sein? 

Natürlich kann man einen Billiganbieter darstellen, da 

habe ich Verständnis dafür. Nur, warum gibt man den 

Wienern nicht automatisch den günstigsten Strom? Wa-

rum muss er sich das extra aussuchen? (Aufregung bei 

GR Mag Rüdiger Maresch.) Na ja, man kann sich das 

schon erklären: Es bringt der Stadt Wien im Jahr 30 

Millionen, Herr Kollege! Und das weiß ich schon, dass 

Sie das Geld, das Sie dort hereinbekommen, dann ge-

nau für solche Projekte brauchen! (Beifall bei der FPÖ.)  

Im Gasbereich genau das Gleiche: Billigstanbieter 

Wiengas, Teuerstanbieter auch, genau dieselbe Situati-

on. Aber die schwierigste Situation ist im Fernwärmebe-

reich, denn im Fernwärmebereich, der zu einem großen 

Teil mit Gas befeuert wird, hat man einen Knebelvertrag: 

Ich krieg Fernwärme oder ich krieg keine. Und wenn ich 

das Pech habe, Fernwärme haben zu müssen, dann 

muss ich das nachvollziehen. Jetzt ist die Fernwärmebe-

zahlung auf Bundesebene im Fernwärmegesetz gere-

gelt. Vor einigen Jahren kam dieses Gesetz und da wur-

de festgelegt, dass von den 100 Prozent Kosten für die 

Fernwärme 65 Prozent für den Verbrauch in der eigenen 

Wohnung zu rechnen sind und 35 Prozent auf die Quad-

ratmeter im Haus aufgeteilt werden, und zwar deshalb, 

weil auf Grund des Energieabflusses die Innenwohnun-

gen günstiger liegen und die Außenwohnungen teurer 

kämen. Nur, wir alle wissen heute, es muss ein Energie-

effizienzgutachten vorliegen, bevor ich ein Haus über-

haupt einbringen und es dann auch vermieten darf. Das 

heißt, es hat sich hier im Energiebereich vieles durchaus 

positiv geändert, dass der Energieabfluss nicht mehr in 

dieser Stärke vorkommt wie vor einigen Jahren, und 

damit würde sich dort auch was ändern. Nein, es pas-

siert überhaupt nichts. Hier wäre es Aufgabe zum Bei-

spiel der Wiener Landesregierung, an den Bund heran-

zutreten und eine Änderung des Bundesgesetzes und 

dann nachvollziehend Änderungen in der Wiener Geset-

zeslage durchzuführen, um hier dem Status des Jetzigen 

auch zu entsprechen. Denn so wie es jetzt ist, haben die 

Mieter, die innen ihre Wohnung haben, sehr gerne spa-

ren und versuchen, günstig zu leben, keine Chance, das 

auch wirklich zu lukrieren. Ich glaube, dass das, wofür 

Rot-Grün in Wien in den nächsten Jahren gelobt wird, 

nicht unbedingt sein wird, weil sie neue Einrichtungen 

geschaffen habe, wo sich Grüne ein Denkmal setzen 

wollen. Ich habe immer gesagt, Gott sei Dank, bei einem 

muss man sagen, das ist die Mülltonne, die ist grün und 

rot, hält den Deckel drauf. Das ist manchmal noch gut für 

diese Stadt. (Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung.) Die 

Tätigkeit der dort vier oder in nächster Zeit auch mehr 

Experten ist durchaus eine interessante. Mir ist es beim 

Schauen auf die Homepage genauso ergangen wie der 

Kollegin von der ÖVP, ich habe da auch nichts entdeckt. 

Unter „tina“ habe ich dann einen Absatz von ungefähr 

acht mal acht Zentimeter gefunden, wo das Kompetenz-

zentrum erwähnt wurde. Das ist alles. Wenn die Weiter-

entwicklung dort nicht besser vor sich geht, werden wir in 

nächster Zeit jedenfalls wenig Freude mit dem Ganzen 

haben. Aber wir werden die Energiepolitik in Wien nach 

den Wahlen hoffentlich nicht mehr in rot-grünen Händen 

finden und es wird sich dadurch für die Wiener und Wie-

nerinnen etwas positiv verändern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist Frau GRin Mag Duzdar. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Muna Duzdar (Sozialdemokratische Frak-

tion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! 

Es ist vieles zu dem Kompetenzzentrum Energie ge-

sagt worden, und in der Tat fassen wir heute einen Be-

schluss, der bedeutet, dass wir uns für die Weiterführung 

dieses Kompetenzzentrums aussprechen. Und, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, Wien erfreut sich 

heute schon im Vergleich mit anderen Städten Europas, 

aber auch weltweit, nämlich eine lebenswerte Stadt zu 
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sein, eine sichere Stadt zu sein, eine saubere Stadt zu 

sein, eine grüne Stadt zu sein. Und für eine Stadt, die im 

Bereich der Lebensqualität im internationalen Vergleich 

so weit vorne steht, ist es eine Selbstverständlichkeit und 

klar, dass sie sich natürlich mit Fortschrittthemen der 

Zukunft auseinandersetzt und diese annimmt. Auch hier 

versucht die Stadt Wien, eine Vorreiterrolle einzuneh-

men.  

Mit tina, der Dienstleistungsorganisation der Stadt 

Wien, werden heute schon Stadt- und Umwelttechnolo-

gien in die Welt exportiert. 2013 wurde das Kompetenz-

zentrum für Energie ins Leben gerufen, nämlich vor 

allem auch, um die Energie und klimapolitischen Heraus-

forderungen besser meistern zu können. Hierfür ist es 

natürlich notwendig, entsprechende Ressourcen in Wien 

zu schaffen. Dieses Zentrum hat sich bewährt und aus 

diesem Grund beschließen wir auch heute die Fortfüh-

rung. Gerade im Rahmen der Smart-City-Strategie war 

es der Stadt Wien ein besonderes Anliegen, ihre Ener-

giespar- und Klimaschutzziele ambitioniert zu verfolgen. 

Das bedeutet, dass wir konsequent an der Reduktion 

von CO2-Emissionen arbeiten, an der Steigerung der 

Energieeffizienz und der Erhöhung des Anteils erneuer-

barer Energien. Und Engagement bedeutet in der Tat, 

Maßnahmen im Energiebereich zu setzen.  

Wenn heute von Seiten der Opposition Widerspruch 

kam, so möchte ich schon auch daran erinnern, dass es 

ja bereits in vielen Bundesländern Energie- und Umwelt-

agenturen gibt. Ich erwähne hier die „Niederösterreichi-

sche Umwelt- und Energieagentur“, die, wie der Kollege 

Chorherr gesagt hat, eigentlich eine viel größere Agentur 

ist mit weitaus mehr Mitarbeitern, die Oberösterreichi-

sche, in Tirol haben wir eine, in der Steiermark und in 

Vorarlberg gibt es bereits vergleichbare Organisations-

einheiten, die eine positive Auswirkung auf die Entwick-

lung des Energiesektors zeigen. Nicht zu vergessen ist 

selbstverständlich auch die Bedeutung dieses Kompe-

tenzzentrums im Hinblick auf die verschiedenen beste-

henden Energiezentren auf EU-Ebene. Es geht natürlich 

auch darum, Fördermittel aus der Europäischen Union 

zu lukrieren. Es zeigt sich, dass in einer Zeit, wo Themen 

wie sichere, saubere, effiziente Energie Priorität haben 

müssen, es eine Selbstverständlichkeit sein muss, dass 

es hierfür eine eigene Organisationseinheit gibt. Hier 

geht es um Schwerpunktsetzung, um Priorität.  

Wir haben uns als Stadt Wien zu ambitionierten Zie-

len verpflichtet. Erwähnt seien die 20-20-20-Ziele, mit 

denen sich die Mitgliedsstaaten verpflichtet haben, die 

Treibhausgasemissionen um 20 Prozent zu mindern, die 

Energieeffizienz um 20 Prozent zu steigern, und einen 

Anteil erneuerbarer Energien von 20 Prozent zu errei-

chen. Damit legt man einmal unter Beweis, dass das für 

die Stadt Wien einfach von immenser Bedeutung ist und 

auch einen hohen Stellenwert hat. Aus diesem Grund ist 

es auch notwendig, ein derartiges Kompetenzzentrum zu 

haben, und aus diesem Grund stehen wir auch dafür ein, 

dass es dieses Kompetenzzentrum auch in Zukunft ge-

ben soll. Daher ersuche ich um Zustimmung dieses 

Beschlusses. Danke sehr. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu einer tat-

sächlichen Berichtigung hat sich Kollege Margulies ge-

meldet. Bitte schön. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rat-

haus): Liebe Kolleginnen! 

In aller Kürze und weil es mit darum geht zu unter-

streichen, wie seriös, oder besser gesagt, wie unseriös 

sich die Freiheitlichen auf so eine Rede vorbereiten. 

Kollege Günther hat gesagt, in Wien gäbe es genau zwei 

Stromanbieter. Sie können im Protokoll nachlesen, es 

gibt gegenwärtig jetzt in der Sekunde in Wien 54 unter-

schiedliche Tarifanbieter mit mehr als 40 Anbietern. 

3 500 kW/h kosteten im Februar 2010 im Schnitt 681 

EUR. Ich habe mir jetzt in der Kürze nicht den Schnitt 

ausrechnen können, aber Sie sprachen davon, dass 

alles teurer wird: Diese 54 Anbieter liegen zwischen 588 

EUR und 890 EUR. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber nicht 

die Stadt Wien! Das wissen Sie ganz genau!) Nur dass 

es vollkommen klar ist: Strom ist in Wien seit 2010 nicht 

teurer geworden. Das ist einfach schlichtweg falsch und 

das wollte ich tatsächlich berichtigen. (Beifall bei GRÜ-

NEN und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist Herr GR Baron. Ich erteile es ihm. 

GR Karl Baron (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr 

Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zu den 700 Millionen Steuermitteln, die von der Stadt 

Wien verspekuliert wurden, kommen offenbar jetzt noch 

3,3 Millionen dazu, die durch den Rauchfang geblasen 

werden oder im Kanal versickern, wie man es will. 3,3 

Millionen EUR, reines Spielgeld für die GRÜNEN, die 

offenbar geopfert werden. 3,3 Millionen EUR Beschäfti-

gungstherapie für die nächsten Jahre der GRÜNEN. Mit 

diesen 3,3 Millionen EUR hätte man Wien zur Vorreiter-

rolle machen können, zur Vorreiterrolle in der Elektromo-

bilität. Was wäre zum Beispiel, wenn die Stadt Wien ihre 

Dienstwagen, ihre Dienstfahrzeuge von den einzelnen 

Dienststellen auf Elektrofahrzeuge umstellt? Das wäre 

sich mit 3,3 Millionen EUR leicht ausgegangen, im Ge-

genteil, das hätte weniger gekostet. Dann hätte Wien an 

Glaubhaftigkeit gewonnen, Fahrzeuge mit Elektroantrieb 

auch für Private beziehungsweise für Betriebe nutzbar zu 

machen.  

Meine Damen und Herren, die Elektromobilität hat 

Zukunft, aber es wird einem in der Stadt Wien nicht un-

bedingt leicht gemacht. Bei Ausschreibungen zum Bei-

spiel der Magistratsabteilung 48 sind Fahrzeuge mit 

Elektroantrieb überhaupt nicht vorgesehen. Man läuft als 

Unternehmer, der mit einem elektrisch betriebenen LKW 

anbietet, Gefahr, dass man bei der Ausschreibung 

durchfällt, rausfällt, weil das nicht vorgesehen ist. Meine 

Damen und Herren, da muss sich etwas ändern, so geht 

es nicht. Da brauchen wir keine Smart-City-Agentur, da 

brauchen wir keine tina vienna. Wenn wir grundsätzlich 

keine Entscheidungen treffen, die in diese Richtung 

laufen, dann können wir das Konzept nicht umsetzen. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Was noch zu vermissen ist, ist eine moderne Logistik 

des Individualverkehrs. Es geht nicht an, und es wird in 

vielen, vielen Städten umgesetzt, dass in der verkehrs-
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armen Zeit durch Ampelschaltungen, die praktisch minu-

tenlanges Stillstehen der Fahrzeuge nach sich zieht, 

ohne dass ein Querverkehr stattfindet, Anfahren, Ab-

bremsen und damit Energieverschwendung in höchstem 

Maße stattfindet. Da wird nichts getan, die Stadt Wien ist 

taub auf diesem Ohr. Im Gegenteil, da ist es viel wichti-

ger, dass der Autofahrer sekkiert wird, als dass da Ener-

gie eingespart wird.  

Was auf die Unternehmer in den nächsten Jahren 

zukommt, ist unter anderem die Energieeffizienzverord-

nung. Energieeffizienzverordnung hat zum Ziel, 20 Pro-

zent Energiekosten einzusparen. Wenn die Betriebe das 

nicht schaffen, das gilt für Klein- und Mittelbetriebe, wenn 

Betriebe keine 20 Prozent schaffen, soll es Strafsteuern 

geben oder Strafbelastungen, in jedem Fall finanzielle 

Belastungen. Nun, das ist ein ungeheuerliches Vorge-

hen. Im Endeffekt, wen trifft man eigentlich damit? Dieje-

nigen Betriebe, die jetzt schon umweltbewusst denken, 

die jetzt schon praktisch alles Mögliche tun, um so effi-

zient wie möglich zu sein, wie sollen die noch weitere 20 

Prozent einsparen? Da bestraft man genau den, den 

man eigentlich belohnen sollte!  

Meine Damen und Herren, dieser Tagesordnungs-

punkt 29 ist aus diesen vorgetragenen Punkten abzu-

lehnen. Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Postnummer 

29 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - 

Das ist mit den Stimmen der Regierungsmehrheit so 

beschlossen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 27 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 

8121 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. Es liegt keine 

Wortmeldung vor. Wer der Postnummer 27 zustimmt, 

bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die 

ÖVP, die SPÖ und die GRÜNEN und daher mehrheitlich 

angenommen.  

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 2, 3, 4 und 5 der 

Tagesordnung, sie betreffen Subventionen im Integrati-

ons- und Diversitätsbereich, zusammenzuziehen, die 

Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Wird dage-

gen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich 

bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Matzka-Dojder, die 

Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Anica Matzka-Dojder: Danke. 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die 

Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Hebein. Ich 

erteile es ihr. 

GRin Birgit Hebein (Grüner Klub im Rathaus): Werter 

Herr Vorsitzender! Werte Kollegen und Kolleginnen! 

Wir reden über Integration und es ist wahrscheinlich 

nichts Neues, dass die FPÖ wieder einmal und immer 

wieder Subventionen ablehnt für Vereine, die hier in 

unserer Stadt sehr wertvolle Arbeit leisten. Ich würde 

gerne konkret zu zwei Subventionen Stellung beziehen. 

Das eine ist … (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) 

Geht es Ihnen gut, Herr Jung? Alles okay? (GR Mag 

Rüdiger Maresch: Nein! – GR Dipl-Ing Rudi Schicker: 

Nein! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Gut, dann reden wir 

weiter, und zwar geht es jetzt um den Verein Hemayat. 

Der hat heuer das 20-jährige Jubiläum gefeiert, ein Ver-

ein, der großteils von Spenden lebt und hier vor allem 

Menschen, die gefoltert worden sind, Menschen mit 

schwersten Kriegsgräuelerfahrungen hoch professionell 

begleitet und betreut.  

Das ist ein Team von ÄrztInnen, PsychologInnen, 

PsychotherapeutInnen, DolmetscherInnen, wo es darum 

geht, zumindest die Gegenwart wieder erträglicher zu 

machen. Das sind Menschen, die Furchtbares erlebt 

haben. Wären Sie einer der 661 Menschen aus 36 Län-

dern, die letztes Jahr betreut worden sind, wären Sie 

einer davon und würden einen FPÖ-Funktionär treffen, 

der würde Ihnen in das Gesicht sagen, es ist uns kom-

plett egal, was Sie erlebt haben, nicht nur das, wir beste-

hen darauf, dass Sie keine Unterstützung erhalten. An-

ders kann ich mir die Ablehnung der FPÖ für den Verein 

Hemayat nicht vorstellen, egal, welche Argumente an 

Bürokratie oder fadenscheinigen Begründungen kom-

men.  

Das ist ein Verein, dem wir höchsten Respekt zollen, 

und es gibt immer wieder Augenblicke, und jetzt ist einer 

davon, wo man bei all den Herausforderungen in der rot-

grünen Koalition immer wieder froh ist, dass es Rot-Grün 

für diese Stadt gibt und eine FPÖ hier wirklich nichts zu 

sagen hat. Meinen tiefen Respekt an die MitarbeiterIn-

nen von Hemayat. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Der zweite Verein, auf den ich noch zu sprechen 

komme, ist der Orient Express, auch ein gemeinnütziger, 

unabhängiger Verein, der hier vor allem Frauen betreut, 

türkisch- und arabischsprachige Frauen, Migrantinnen. 

Die haben eine Frauenberatungsstelle, ein Lernzentrum 

sowie eine Notwohnung. Das ist eine sehr niederschwel-

lige Einrichtung. Da werden Frauen begleitet und betreut, 

wieder sehr professionell, die Gewalterfahrung haben, 

Frauen, die von einer Zwangsverheiratung betroffen 

sind, auch Gewalt, Missbrauch, Genitalverstümmelungen 

und Generationskonflikte. Wieder sind hier Menschen, 

die engagiert arbeiten, wo wir sehr stolz darauf sind, 

dass wir sowas in unserer Stadt haben.  

Langer Rede kurzer Sinn: Wir erleben es immer wie-

der, vor allem im Integrationsbereich, aber auch im Sozi-

albereich, dass es eigentlich kaum einen gesellschafts-

politischen Bereich gibt sogar bis hin zu armutsbetroffe-

nen Kindern, wo jegliche Unterstützung der FPÖ nicht 

möglich ist, wo immer wieder Argumente herangezogen 

werden, warum diese Menschen nur ja keine Unterstüt-

zung erhalten. Das ist eine Ausgrenzungspolitik der 

FPÖ, die wir kennen.  

Insofern danke ich hiermit den Vereinen und den en-

gagierten MitarbeiterInnen für ihre wertvolle Arbeit. Vie-

len Dank! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Danke schön, Herr Vorsitzender!  
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Ich möchte mich eigentlich nicht mit diesem, sondern 

mit einem ganz speziellen Verein, einer typischen Kon-

struktion der Stadt Wien, befassen. Aber nur ein Wort zur 

Frau Kollegin Hebein: Solche Vereine und solche Forde-

rungen können Sie unendlich viele aufstellen, denn auch 

wenn Sie die erfüllen und die erfüllen und die nächsten, 

Sie werden in Wien nicht die Probleme der Welt lösen. 

Aber was wir hier lösen müssen, sind die Probleme der 

eigenen Armut. Wir haben über 400 000 Armutsgefähr-

dete in Österreich, das wissen Sie. Alles, was Sie in 

solche Vereine geben, kriegen diejenigen, die vielleicht 

oder wahrscheinlich mal Steuern gezahlt haben und 

eingezahlt haben, nicht. Und das ist es, was wir kritisie-

ren. (GRin Birgit Hebein: Sie haben die Kindermindestsi-

cherung abgelehnt!) Bitte? (GRin Birgit Hebein: Sie ha-

ben die Kindermindestsicherung abgelehnt!) Sie müssen 

das rundherum nehmen.  

Übrigens, Frau Kollegin, darf ich Sie daran erinnern, 

ich habe nichts dagegen, wenn Sie einen Zwischenruf 

machen, ich gehe gerne darauf ein, wie sensibel Sie 

sind, wenn man bei Ihren Reden nur hustet. Aber ich 

habe nichts dagegen, Sie können ruhig hineinhineinru-

fen, Frau Kollegin. Ich bleibe bei dem: 400 000 Österrei-

cher an der Armutsgrenze und wir sind von diesen Öster-

reichern gewählt und diese Österreicher haben den Staat 

aufgebaut. Diese Österreicher haben den Staat und das 

Sozialsystem finanziert und Sie sagen uns immer, was 

die anderen kriegen sollen, aber Sie sagen nicht, wem 

Sie es wegnehmen wollen, denn das müssen Sie. Wenn 

Sie jemandem was geben müssen von der Gesamt-

summe … (Kopfschütteln bei GRin Silvia Rubik. – Aufre-

gung bei GRin Birgit Hebein.) Ja, Sie schütteln den Kopf, 

aber es ist so. Ich meine, mit der Mathematik hat es die 

SPÖ ohnehin nicht besonders. Das sieht man beim 

Budget und beim Rollieren der Frankenkredite und bei 

anderen Bereichen in der Wirtschaft. Aber es ist ein 

Faktum. Sie haben hier nicht umsonst die Heizkostenzu-

schüsse gestrichen, weil Ihnen das Geld gefehlt hat und 

die ging zumindest früher in erster Linie an die verarmten 

Staatsbürger, die es notwendig gehabt haben.  

Jetzt komme ich zu dem, worüber ich eigentlich re-

den wollte, nämlich zum Punkt Transfer. Das ist wieder 

so eine typische, ja ich möchte fast sagen, SPÖ-

Konstruktion, die hier geschaffen wird. Die staatliche 

Verwaltung ist also ziemlich genau eingeteilt. Es gibt 

verschiedene Ebenen, Bundesverwaltung, Landesver-

waltung, es gibt Aufgaben der Kommunen. In Wien sind 

die letzten beiden überschneidend. Das Ganze wird in 

der sogenannten Kompetenz-Kompetenz geregelt. Und 

die Arbeitskräftevermittlung würde ja in erster Linie an 

den Bund fallen und hat ja auch früher das Sozialministe-

rium für sich gemacht. Dann hat man, 1994 war es, 

glaube ich, mit dem Arbeitsmarktservicegesetz die Ar-

beitsmarktverwaltung ausgegliedert. Das Ausgliedern ist 

eine beliebte Methode, Aufgaben, für die eigentlich Be-

amte da wären, Dienststellen, die es gäbe. Es wird das 

Geld „ausgelagert“ und damit auch für den Bund schwe-

rer kontrollierbar beziehungsweise in Wien manchmal 

durch die Auslagerungen gar nicht mehr wirklich kontrol-

lierbar. Dazu kommt dann noch was anderes: In diesen 

Bereichen kann man dann Leute beschäftigen, die einem 

politisch genehm sind. Wir sehen das ja immer wieder 

und man braucht ja auch nur schauen, wie vor allem die 

Führungsriege und die Gutverdienenden beim AMS 

besetzt werden und welche Partei dort dominiert. Der 

Erfolg ist ein sehr, sehr mäßiger, das wissen Sie selber 

ganz genau. Wir haben in Österreich mit derzeit fast 

450 000 Arbeitslosen, Tendenz massiv steigend, die 

höchste Arbeitslosigkeit, die es in der Zweiten Republik 

gegeben hat, dank Ihrer grandiosen Konstruktionen, 

dank Ihrer großartigen Verwaltungs- und Verteilungspoli-

tik, die hier läuft. Wir haben in Wien, weil da hat man ja 

noch etwas dazugelegt, in Wien genügt das AMS nicht, 

in Wien gibt es noch den WAFF, eine zusätzliche Institu-

tion. Und wo da die Leute in den Führungsriegen her-

kommen, das ist ja schon überhaupt keine Frage mehr. 

Was ist die tolle Folge? Trotz WAFF die zweithöchste 

Arbeitslosigkeit nach Kärnten mit einem marginalen 

Unterschied von 0,3 oder wieviel Prozente und steigende 

Arbeitslosenzahlen, steigende Jugendarbeitslosigkeit, 

alles Erfolge. Aber davon reden Sie in der Mercer-Studie 

natürlich nicht, meine Damen und Herren von der SPÖ 

und auch von den GRÜNEN! Das heißt, die sagen da 

lieber gar nichts dazu, die sind still, damit sie in der Koa-

lition bleiben dürfen.  

Wien dominiert mit 14 Prozent in Österreich und hat 

eine 2 bis 3 Mal höhere, 3 Mal höhere Steigerung der 

Zunahme als das nächste Bundesland, nämlich Nieder-

österreich. 2 Prozent statt 0,4, glaube ich, hat Niederös-

terreich oder 0,7. Das ist ein Faktum und das haben Sie 

mit Ihren Maßnahmen nicht aus der Welt geschafft. 

Wieso genügt Ihnen das noch immer nicht? Der WAFF 

lagert ja auch noch an Vereine aus und die Stadt Wien 

macht weiter und lagert aus. Es genügt Ihnen nicht. Sie 

sind zwar sonst kein Freund der Privatisierung, aber mit 

dem Job-TransFair wird hier plötzlich eine Gesellschaft 

mit beschränkter Haftung betraut. Das ist schon sehr 

eigenartig, dass hier plötzlich der Kapitalismus anschei-

nend besser funktionieren soll als die Verwaltung der 

Stadt Wien, eine sogenannte „Gemeinnützige Arbeits-

kräfteüberlassungsgesellschaft mit beschränkter Haf-

tung“. Na ja, ganz so gemeinnützig kann die nicht sein, 

sie beschäftigt immerhin auch 204 Personen. Das sind 

natürlich 204 Arbeitsplätze, keine Frage, aber 204 Ar-

beitsplätze in einer zusätzlichen Verwaltungsebene, die 

hier geschaffen werden. Vier weitere sollen jetzt durch 

ein neues Projekt mit dem Namen TERRA, wie es so 

schön blumig heißt, als weiterer Mosaikstein der GG 

Diversity Strategy geschaffen werden, und die sollen wir 

jetzt zusätzlich von der Stadt Wien zahlen. Diese nette 

Firma übernimmt, so steht es wörtlich drinnen, auf Grund 

struktureller Änderungen, welche immer das auch sein 

mögen, seitens Global Sozial das Projekt im Weg eines 

Betriebsübergangs. Job-TransFair TERRA wird aber als 

eigenes Kompetenzzentrum weitergeführt und dabei 

wurde vereinbart, dass das AMS für die Sach-, Over-

head- und Infrastrukturkosten aufkommt und die Magist-

ratsabteilung 17 für Teile der Personalkosten. 

Das nennen Sie Verwaltungsvereinfachung? Höchs-

tens aus sozialdemokratischer Sicht, meine Damen und 
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Herren! Und welche Summen fließen da, denn der Ver-

ein besteht ja offenbar weiter, auch wenn man ihn im 

Vereinsregister nicht findet? Es müsste ihn geben. Bringt 

dieser Verein in das Projekt nicht ganz 100 000 EUR 

ein? Wenn man sich die Bilanz des Vereins anschaut, 

dann ist das der einzige Ein- und Ausgabeposten in dem 

Verein. Also der Kassier ist nicht überwältigend beschäf-

tigt. Das Geld kommt nicht aus Eigenmitteln, nicht aus 

Spenden, das kommt wiederum zur Gänze aus der Stadt 

Wien. Geh bitte, meine Damen und Herren von den 

GRÜNEN, Frau Hebein, können Sie mir vielleicht erklä-

ren, was das für einen Sinn hat und was das für ein 

seltsames Konstrukt ist, außer um dort eigene Leute 

unterzubringen? Die Stadt Wien alimentiert hier eine 

eigene Organisation, obwohl sie sich ja den WAFF leistet 

und zusätzlich einen Verein, der nichts anderes tut, als 

Geld von der einen Tasche in die andere Tasche hin-

überzugeben! Und was macht diese GesmbH und im 

Namen des Projekts? „Zur Zielgruppe gehören Klienten, 

in erster Linie Angehörige der sogenannten ersten Gast-

arbeitergeneration, die ab dem Ende der 1960er Jahre 

und im Zuge der Kriegsgeschehnisse im ehemaligen 

Jugoslawien und aus der Türkei nach Österreich kamen 

und überwiegend im sogenannten Niedriglohnbereich 

arbeiteten. Zu einem niedrigen Sozialstatus kommen 

meist auch noch schlechte Deutschkenntnisse. Diese 

Kombination führt dazu, dass sich die Betroffenen im 

Umgang mit Behörden und Ämtern unwohl fühlen und 

kaum imstande sind, ohne Unterstützung ihre Rechte zu 

wahren.“ Wenn das stimmt, was da steht, Frau Kollegin 

Hebein, dann haben wir Leute im Land, die zwischen 25 

und 50 Jahre in diesem Land gelebt haben und noch 

immer nicht in der Lage sind, Behördengänge auszufüh-

ren. Was heißt denn das? Entweder sie sind integrati-

onsunwillig oder Ihre Integrationspolitik ist sowas von 

pleite, dass man das gar nicht mehr als Integrationspoli-

tik bezeichnen kann! Eins von beiden, Sie können es 

sich aussuchen! (Beifall bei der FPÖ.)  

Entweder haben Ihre, wie gesagt, seit den 70er Jah-

ren mit Milliarden insgesamt hineingebutterten Gelder in 

der Integrationspolitik völlig versagt oder Sie müssten 

hier eine Änderung vornehmen, aber nicht Änderung 

dadurch, dass Sie noch eine zusätzliche Verwaltungs-

ebene dazwischen einschalten. In Wirklichkeit hat sich in 

der Zwischenzeit eine ganze Industrie entwickelt, zig 

Vereine, und jetzt nun sogar schon GmbHs, die davon 

leben und Ihre Leute beschäftigen, die natürlich parteipo-

litisch folgsam sein müssen. Wer mir jetzt also vorwirft, 

die Notwendigkeit zur Unterstützung dieser besonders 

bedürftigen Gruppe kleinzureden, dem sage ich, das wird 

doch schon längst gemacht, meine Damen und Herren! 

Lesen Sie einmal ganz genau nach, was auf der Inter-

netseite des WAFF als Aufzählung seiner Hauptaufga-

ben steht. Da steht beim WAFF klar und deutlich: „Förde-

rung der Chancengleichheit für Wienerinnen mit Migrati-

onshintergrund am Arbeitsmarkt.“ Es ist genau die Tätig-

keit! Ja bitte, warum brauchen wir dann noch einen zu-

sätzlichen Verein? Frau Hebein schaut betreten nach 

unten.  

Ich empfehle Ihnen überhaupt einen Blick ins Inter-

net, auch auf die Firmenseite dieser GmbH, er ist recht 

aufschlussreich. Als Erstes lesen Sie: „Hoffentlich geht 

es so gut weiter.“ Na ja, es geht gut so weiter. Sie krie-

gen ja insgesamt ja nicht nur von der Stadt Wien die 

lächerlichen 100 000, sie kriegen mit dem, was sie von 

den Ministerien bekommen, 24,5 Millionen! 24,5 Millio-

nen! Das ist ein ganz ein anderer Betrag, meine Damen 

und Herren! Das ist schon die Hälfte Ihres Werbebud-

gets, das Sie in der Stadt Wien hinausbuttern, damit Sie 

eine gute Presse bekommen. So steht es in „News“ 

angeführt.  

Ja, was haben sie getan, was geben sie auf die In-

ternetseite? Sie haben an einer Messe teilgenommen 

und eine Tretbootregatta durchgeführt. Tretbootregatta! 

24,5 Millionen bekommen sie. Und dann haben sie eine 

Liste der offenen Stellen, abgesehen davon, dass da 

auch noch offene Stellen vom Jahr 2014 angeführt wer-

den. Ich lese Ihnen nur die ersten fünf vor, die da drinnen 

sind. Sie führen an: 18.2.: 15 Sachbearbeiter, Vertriebs-

innendienst und Einkauf graphisches Gewerbe, 17.2.: 

Reifenmonteur, 17.2.: Lagerarbeiterin, dann noch 17.2.: 

Assistent Seminarorganisation und Teamassistent Wien. 

Sie haben vorhin gesagt, das sind Leute, ältere und 

kranke Leute, die werden sich als Reifenmonteure 

schwer tun. Oder es sind Leute, die nicht in der Lage 

sind, die Behördengänge alleine auszuführen, weil ihnen 

die Deutschkenntnisse fehlen. Na, da kann ich mir im 

graphischen Gewerbe die Sachbearbeiterin Vertriebsin-

nendienst hervorragend vorstellen, oder die Assistentin 

Seminarorganisation! Wir werden hier gepflanzt und 

unser Geld wird hinausgebuttert, denn das sind nicht die 

Arbeitsplätze für schlechte, für ältere, gebrechliche Per-

sonen aus dem Niedriglohnbereich. Die Fördersumme 

der Stadt Wien wurde übrigens gegenüber dem Vorjahr 

nicht nur rolliert, wie das schon üblich ist, sondern fast 

verdreifacht.  

Meine Damen und Herren, dieses Konstrukt dient 

nicht der Verwaltungsvereinfachung, sondern einer Bü-

rokratieverschleierung und einer Verschleierung dessen, 

an wen Sie unsere Gelder hinausschmeißen! (Beifall bei 

der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Als 

Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schütz. 

GRin Angela Schütz (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörer! 

Die Subventionspolitik der Stadt Wien läuft ja ein we-

nig wie das „Dinner for One“: „The same procedure as 

every year.“ (Beifall bei der FPÖ.- GR Mag Wolfgang 

Jung: Das ist „very best“!) Wir haben heute vier Subven-

tionen vorliegen, wobei ich mich auf den Verein Orient 

Express konzentrieren möchte. Der Verein erhält mit der 

heutigen Subvention 92 425 EUR von der Magistratsab-

teilung 17, wobei er aus demselben Ressort von der 

Magistratsabteilung 56 weitere 103 365 EUR erhält. In 

etwa 80 000 EUR erhält er dann noch aus der Basisbil-

dung, 75 000 EUR vom Bundesministerium für Frauen, 

Medien und Regionalpolitik, 7 500 EUR vom Bundesmi-

nisterium für Unterricht, Kunst und Kultur und aus Spen-
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den 3 700 EUR. Wenn man sich demgegenüber die 

Einnahmen des Vereins anschaut, dann sind es magere 

3 200 EUR, und damit ist dieser Verein, wie alle anderen 

von der Stadt Wien geförderten Vereine, alleine nicht 

lebensfähig. Das heißt, wenn man es gesamt zusam-

menrechnet, braucht dieser Verein Mittel in Höhe von 

knapp 365 000 EUR im Jahr und er macht nichts ande-

res oder bietet nichts anderes an, als was alle anderen 

Vereine in diesem Bereich auch anbieten: Deutschkurse 

mit Kinderbetreuung, psychologische Beratung, Gewalt-

beratung, Scheidungsberatung. Ja, es können … (GRin 

Mag Muna Duzdar: Was ist daran schlecht? Rechtsbera-

tung!) Ja Rechts… Das ist ja das, was alle anderen Ver-

eine auch anbieten. Und eines ist sicher, Sie haben es 

vorhin angesprochen, die Genitalverstümmelung, auch 

die ist beim Verein FEM im Franz-Josef-Spital sicher 

besser aufgehoben. (Beifall bei der FPÖ.)  

Das, was recht interessant ist, sind die Zahlen im Be-

richt zum Thema Zwangsehen. Ich erinnere mich, dass 

ich dieses Thema bei meiner ersten Rede hier im Ge-

meinderat vor fünf Jahren angesprochen habe, und da 

wurde mir ganz empört erklärt, ich weiß nicht und wie ich 

darauf komme, dass das ein Thema in Wien ist. Das 

wäre kein Thema in Wien, weil da Aufklärung passiert 

und sowas käme in Wien nicht vor, weil die Integration 

hier gut funktioniert. Jetzt kann ich Ihnen sagen, wenn 

man sich den Bericht anschaut, es funktioniert offensicht-

lich nicht, weil diese Zahlen jedes Jahr mehr werden. Wir 

haben hier 64 von Zwangsehen bedrohte Mädchen und 

27 davon betroffene, alle aus der zweiten und dritten 

Generation. Da kann man bitte nicht von funktionierender 

Integration oder von Gleichberechtigung sprechen, im 

Gegenteil. Es ist eigentlich eine Schande, dass das in 

Wien passiert, und zwar mit Wissen, bewusster Vermitt-

lung und Duldung der Eltern beziehungsweise insbeson-

dere mit Duldung der Frauen. Da werden die Mädchen 

gegen ihren Willen verschachert und vielleicht sogar in 

den Dschihad geschickt.  

Das zeigt mir einmal mehr auf, dass in Wien die In-

tegrationsbemühungen nicht fruchten und diese vielen 

Hochglanzbroschüren außer Kosten am Problem vorbei-

agieren. Daher werden auch wir, wie jedes Jahr, diese 

Subventionen ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Als 

Nächster zum Wort gemeldet ist GR Haslinger. 

GR Gerhard Haslinger (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Danke, Herr Vorsitzender! Meine Damen und 

Herren!  

Ich bin jetzt ein bissel irritiert. Die Frau Hebein hat 

gesagt, die FPÖ ist immer dagegen, wenn es um Sub-

ventionen für Zuwanderer geht, die es wirklich dringend 

brauchen und benötigen.  

Jetzt habe ich gehört, wir hätten bei dieser kleinen 

Tagesordnung gefordert, dass die Integration zum 

Schwerpunktthema gemacht wird und es wurde von allen 

drei anderen Parteien abgelehnt. Also wenn ihr uns 

schon was vorhaltet, dann diskutiert mit uns darüber! 

(Beifall bei der FPÖ.)  

Es haben SPÖ, GRÜNE und ÖVP die Schwerpunkt-

debatte auf ein so hochinteressantes Thema gelegt, 

nämlich auf das Kompetenzzentrum der Energie, wo kein 

Mensch außer den Rednern hier anwesend war. Ich 

habe das beobachtet. Also von Rot-Grün war fast nie-

mand anwesend, das muss ein super Schwerpunktthe-

ma gewesen sein. Also wenn ihr uns das so vorhalten 

möchtet, dann reden wir darüber. Wir werden dazu Stel-

lung nehmen wie auch ich jetzt im Anschluss dazu Stel-

lung nehmen werde, warum wir der Erwachsenenbildung 

für Migrantinnen und Migranten, der Basisausbildung, 

nicht zustimmen werden.  

Migranten, Migrationserfahrung, Migrationshinter-

grund, das sind so Schlagwörter, die ja schon ein bissel 

von der Sprachpolizei kritisiert werden. Das sind ja ganz 

normale Leute, die bei uns leben, und warum muss man 

das immer erwähnen, wird da gemeint! Aber hier wird 

das im Förderansuchen explizit erwähnt: Migrantinnen 

und Migranten erhalten Lehrgänge für Basisbildung und 

Grundkompetenzen. Und da wird relativ viel Geld in die 

Hand genommen. Es ist eine 15a-Vereinbarung mit dem 

Bund. Es gibt über die Vereinbarung der Bildungsmaß-

nahmen in diesem Bereich ein Bundesgesetzblatt vom 

Jänner dieses Jahres. Es ist übrigens dieselbe Bundes-

regierung, die das beschlossen hat, die einst auch für 

das Abdullah-Zentrum gestimmt hat und wo man sich 

heute davon vornehm distanzieren und herausreden 

möchte, dass es vielleicht doch eine schlechte Idee war, 

dass man das Zentrum da am Ring installieren hat las-

sen. Es ist dieselbe Bundesregierung. Es wurden auch 

schon Fehler eingestanden, dass man da irgendwas 

falsch gesehen hat. Aber jetzt wird für Migrantinnen und 

Migranten eine Basisausbildung beschlossen.  

Und worum geht’s da? Was sind das erstens einmal 

für Menschen? Sind das die, die jetzt nach Österreich 

einwandern, die in den Herkunftsländern zu den Bot-

schaften gehen und zu uns nach Österreich kommen 

und unsere Gesellschaft bereichern wollen? Sind das 

die? Oder sind das Asylwerber? Oder sind es Asylanten, 

die halt irgendwie nach Österreich kommen, obwohl die 

Schengener Außengrenzen zu berücksichtigen und 

beachten gewesen wären. Es gäbe auch noch das Dub-

lin-Abkommen über das Asylwesen. Sind das die, die 

hier unterstützt und ausgebildet werden sollen, oder ist 

es die EU-Migration? Sind das unsere Leute aus den 

Mitgliedsländern, die hier basisausgebildet werden sol-

len? Und was ist die Basisausbildung? Da fangen wir 

einmal bei der Alphabetisierung an, dann kommt das 

Erlernen von Grundkompetenzen wie Lesen, Schreiben 

und Rechnen und wie man sich überhaupt mit Behörden 

unterhält und Ähnliches. Die andere Schiene ist dann 

das Nachholen des Pflichtschulabschlusses. Aha, was 

sind das jetzt für Leute? Wo kommen die her? Kommen 

die aus dem Ausland? Oder sind das Menschen, die hier 

Pflichtschulen besucht, es aber nicht zu Stande gebracht 

haben, dass sie den Hauptschulabschluss oder nach 

neun Jahren Pflichtschule einen Abschluss schaffen, mit 

dem sie sich vielleicht um eine Lehrstelle bewerben 

können? Wer sind die? Das Förderansuchen ist ein sehr 

großes Konvolut, es steht sehr viel drinnen. Auch in 

dieser Vereinbarung im Bundesgesetzblatt steht alles 

Mögliche drinnen, wer aller zuständig ist, wie das Geld 



Gemeinderat, 19. WP 20. Februar 2015 63. Sitzung / 45 

 

verschoben wird, et cetera. Aber wen es wirklich betrifft, 

steht nicht drinnen. Für das heurige Jahr ab Juli bis De-

zember wird ungefähr rund eine Million zur Verfügung 

gestellt. Im Bereich der Basisausbildung verdoppelt der 

Bund dann jeden Euro, den die Länder ausgeben. Da 

wird vom Bund noch einmal dazuinvestiert. So, und jetzt 

soll es Menschen geben, die nur deswegen ausgebildet 

werden, damit sie bessere Chancen am Arbeitsplatz 

haben, na super.  

Jetzt weiß ich beziehungsweise habe ich gehört, rund 

460 000 Leute sind arbeitslos und hoffentlich arbeitssu-

chend in Österreich. Und jetzt brauchen wir Leute, die zu 

uns kommen? Wie gesagt, es steht nicht da, woher sie 

wirklich kommen oder warum sie zu uns gekommen sind. 

Die werden jetzt mit Steuergeld über einen Steuertopf 

vorbereitet, wo sie noch nie etwas einbezahlt haben, 

damit sie mehr Chancen am Arbeitsmarkt haben, auf 

einem Arbeitsmarkt, der für 460 000 Leute sowieso keine 

Arbeit hat. Und da wird versucht, dass wir die Leute zu 

uns bringen und ausbilden? Das ist ein Vortäuschen von 

falschen Voraussetzungen. Man muss den Leuten sa-

gen: Passt‘s auf, wir sind in Österreich, wir haben nur 

83 000 km
2
 Bundesgebiet und es ist nicht für alle Platz. 

Wir können auch nicht alle ausbilden, damit sie densel-

ben guten Level haben. Denselben Level erreicht man 

derzeit speziell in den Wiener Schulklassen, wo nämlich 

das Bildungsniveau drastisch sinkt, nämlich auf das 

Niveau, wo Leute, wo Kinder, die quereingeschult wer-

den, den Lernstoff nicht so mitbekommen. Ein österrei-

chisches inländisches Kind hat keine Chance, ganz 

normal, so wie es früher üblich war, Lesen, Schreiben 

und Rechnen zu lernen und dann mit einer halbwegs 

vernünftigen Ausbildung in den Arbeitsmarkt zu gehen.  

Diese Subvention, diese Förderung ist bis 2017 vor-

gesehen und es werden 2 Millionen EUR pro Jahr dafür 

ausgegeben. Gut, okay, und jetzt versucht man, diese 

Menschen einzubürgern, zu integrieren, ihnen diese 

Kompetenzen Sprechen, Lesen, Schreiben, Rechnen, 

wie immer, zu vermitteln. Wenn jemand den Kurs ab-

bricht, gibt es keine Konsequenzen. Es kostet die Mig-

ranten auch nichts und sie erfahren keine Konsequen-

zen, wenn sie ihre Bildungsmaßnahmen abbrechen. Das 

steht alles da drinnen und ist daher nachzulesen. Das ist 

keine Spekulation von mir, sondern es steht schwarz auf 

weiß in dieser Vereinbarung.  

Wer sich speziell im heurigen Jahr den Terrorismus 

in Europa anschaut, sieht, dass man jetzt beginnt, kri-

tisch über Integration und Integrationsmaßnahmen zu 

sprechen. Und komisch, sogar die, die immer alles be-

fürwortet haben, fangen jetzt schön langsam an, bei den 

diversen Diskussionssendungen zu sagen: Ja, da hat es 

Versäumnisse gegeben, da haben wir was falsch ge-

macht, da gehört was optimiert. Wenn ich mir jetzt an-

schaue, da sind Vereine, wo wir den Subventionen nicht 

zustimmen, die es seit den 80er Jahren, 90er Jahren 

gibt. Also seit 20, 30 Jahren hat es nicht funktioniert. Es 

wird aber hier kein Reset gemacht und einmal geschaut: 

Brauchen wir die überhaupt? Sind die Vereine noch 

zielführend? Haben sie sich bewährt? Sie haben sich 

nicht bewährt, sonst hätten wir heute die Ängste und die 

Zustände nicht und vor allem nicht diese Beschwerden, 

die es mit der zugewanderten Bevölkerung gibt. Wer hier 

nicht die Realität erkennen möchte, soll bitte mit dem 

Steuergeld nicht so fahrlässig umgehen! Wir versuchen, 

das hier klar und deutlich zum Ausdruck zu bringen und 

werden natürlich dem Akt nicht zustimmen. (Beifall bei 

der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Als 

Nächste zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Akcay.  

GRin Safak Akcay (Sozialdemokratische Fraktion 

des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehr-

ter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatte-

rin! Meine Damen und Herren! 

Ja, das sind Menschen, die Folter und Kriegstrauma-

tisierungen erlitten haben und ein Recht auf medizini-

sche und psychotherapeutische Betreuung haben, unab-

hängig von ihrer finanziellen Situation, ihrem Versiche-

rungs- und Rechtsschutzstatus. Sie haben das Recht auf 

Unterstützung. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber die kriegt 

jeder Österreicher!) Genau, und es soll auch so sein. 

(GR Mag Wolfgang Jung: Wozu brauche ich dann einen 

zusätzlichen Verein?) Das sind Vereine, die auch die 

Angebote für Beratung, Kurse und Bildungsangebote für 

die Migrantinnen machen. Und diese Vereine betreiben 

eine Frauenberatungs- und Frauenservicestelle, ein 

Kurszentrum sowie seit 2013 eine Notwohnung für von 

Zwangsheirat bedrohte und betroffene Mädchen und 

junge Frauen aus ganz Österreich. Es braucht nun mal 

eine umfassende Aufklärung und Beratung, um dieses 

Tabuthema endlich aufzubrechen. Auch da kehren wir 

diesen Menschen nicht den Rücken und helfen und 

unterstützen sie dabei.  

Bezüglich Job-TransFair möchte ich sagen, das ist 

ein Kompetenzzentrum für ältere Migrantinnen und die 

haben vielleicht nicht das Recht, unterstützt zu werden? 

Sie haben auch Steuern gezahlt (Aufregung bei GR 

Armin Blind.), ja, ja, auch Arbeiterkammer, sicher. In-

tegration braucht politische Verantwortung so wie wir das 

auch in Wien wahrnehmen. Tun wir das nicht, verspielen 

wir unsere Zukunft. Wir dürfen den Menschen nicht die 

kalte Schulter zeigen, sie nicht wie Menschen zweiter 

Klasse behandeln und sie alleine lassen. Wir sind dafür 

verantwortlich, die Stabilisierung der Lebenssituation und 

die soziale Integration der Menschen zu fördern. Und, 

meine Damen und Herren, soziale Gerechtigkeit für alle 

Menschen ist die Grundlage einer stabilen Demokratie! 

Danke schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich dan-

ke sehr. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die De-

batte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat das 

Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Anica Matzka-Dojder: Ja, 

vielen Dank, Herr Vorsitzender. Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! 

Ich möchte noch einmal ein paar Sätze zur Klarheit 

dieser Subvention an Job-TransFair dazusagen. TERRA 

als ein Kompetenzzentrum für ältere Menschen mit Mig-

rationshintergrund gibt es schon seit 2005. Dieser Verein 

oder diese Beratungsstelle ist aus einem EU-geförderten 

Projekt entstanden und da hat man im Rahmen dieser 
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Auseinandersetzung gesehen, dass für Menschen, die 

hier schon 30 Jahre arbeiten, leben und hier … (GR Mag 

Wolfgang Jung: Nicht Deutsch gelernt haben!) Lassen 

Sie mich bitte ausreden! Vielleicht verschaff‘ ich Ihnen 

ein bisschen Klarheit in dieser Sache. Ja, diese Men-

schen haben hier oft 30 Jahre gearbeitet und gelebt und 

beim Erreichen des Pensionsalters beziehungsweise bei 

einer Arbeitslosigkeit kurz vor dem Erreichen des Pensi-

onsalters ergeben sich sehr, sehr komplexe Fragen, die 

geklärt werden müssen, weil die Leute oft schon in ihren 

Herkunftsländern Versicherungsmonate gehabt haben 

und dieser Umgang mit den Behörden und das Zusam-

menführen ihrer Rechte sind halt nun mal eine sehr 

komplizierte Materie. Ich kenne unglaublich viele hier 

geborene Menschen, die Deutsch als Muttersprache 

haben und trotzdem in dieser Phase eine Betreuung 

brauchen. Also erlauben Sie mir, das hier dazuzusagen.  

TERRA ist seit September 2014 an das Job-

TransFair angedockt, weil sich hier Kooperationen immer 

mehr im Rahmen von Arbeitsmarktfragen aufgemacht 

haben. Diese Kooperation und die Erfahrung und die 

Experten aus den Beratungszentren TERRA und Job-

TransFair und auch diese Kofinanzierung vom Arbeits-

marktservice sind eine sehr wichtige Maßnahme für 

Menschen, die hier 30 Jahre Steuern gezahlt haben. 

Wenn Sie, Herr Jung, sagen: „unsere Gelder“, so sind 

das auch ihre Steuergelder, die sie hier in den Topf ein-

gezahlt haben. (GR Mag Wolfgang Jung: AMS! WAFF!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Danke für 

die Diskussion und ich bitte Sie um Zustimmung. (Beifall 

bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich dan-

ke sehr.  

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt 

durchführen. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde 

nicht gestellt. Ich ersuche jene Damen und Herren des 

Gemeinderats, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung 

erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

mit den Stimmen der GRÜNEN, SPÖ und ÖVP mehr-

stimmig angenommen.  

Wir kommen nun zur Abstimmung über Postnummer 

3. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht 

gestellt. Ich ersuche jene Damen und Herren, die der 

Postnummer 3 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, SPÖ, ÖVP, mehrstim-

mig angenommen.  

Ich ersuche nun jene Damen und Herren des Ge-

meinderats, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung 

erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, 

SPÖ, ÖVP, mehrstimmig angenommen. 

Zuletzt kommen wir zur Abstimmung über die Post-

nummer 5. Ich ersuche jene Damen und Herren des 

Gemeinderats, die der Postnummer 5 ihre Zustimmung 

erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dasselbe 

Abstimmungsverhältnis, GRÜNE, SPÖ, ÖVP, mehrstim-

mig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 8 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an 

den Verein Forum Wien Arena. Ich ersuche die Bericht-

erstatterin, Frau GRin Mag Tanja Wehsely, die Verhand-

lung einzuleiten.  

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ich 

bitte um Zustimmung.  

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich er-

öffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kops. 

Ich erteile es ihm. 

GR Dietrich Kops (Klub der Wiener Freiheitlichen): 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr 

geehrte Damen und Herren! 

Ganz kurz nur: Worum geht es bei der Postnummer 

8? Hier geht es wieder einmal um eine Subvention für 

den Links-linken Verein Forum Wien Arena. Ich glaube, 

jeder kennt die Arena. Sie liegt am Rande des 3. Wiener 

Gemeindebezirks, ein Schandfleck, der regelmäßig un-

gut in den Medien auffällt, ungut mit negativen Schlag-

zeilen. Es kommt dort regelmäßig zu Polizeieinsätzen, es 

wird dort regelmäßig die Sperrstunde überschritten und 

immer wieder hört man, dass das Forum Wien Arena 

behördliche Anmeldungen für Veranstaltungen umgeht 

und absichtlich geringere Besucheranzahlen angibt. 

Aufrufe zu Hass und Gewalt sind dort keine Seltenheit. 

Erst neulich, meine Damen und Herren, hat ein Pseudo-

musiker, höchstwahrscheinlich um der rot-grünen Stadt-

regierung zu gefallen, unseren Obmann HC Strache 

primitivst beschimpft. Das lehnen wir aufs Entschiedens-

te ab! (Beifall bei der FPÖ.)  

Meine Damen und Herren, da hört man natürlich von 

der rot-grünen Stadtregierung keine Distanzierung (Hei-

terkeit bei GR Mag Rüdiger Maresch.), keine empörten 

Aufschreie, nein, genau das Gegenteil passiert. Was 

passiert? (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Genau das Gegenteil passiert. Diese Gestalt, die unse-

ren Obmann beschimpft hat, bekommt noch als Dank 

einen Job beim ORF und darf jetzt auch noch die öster-

reichischen Kandidaten beim Song Contest coachen! 

Und der Verein Arena, was macht der? Er bietet solchen 

Leuten eine Plattform, meine Damen und Herren! (Amtsf 

StR Christian Oxonitsch: Ach so!) Des Weiteren kommt 

es dort regelmäßig zu Drogenmissbrauch. Dort wird 

offen für Rauschgift geworben und die Missachtung des 

Rechtsstaats ist auch keine Seltenheit in der Arena.  

Meine Damen und Herren von Rot und Grün, Sie 

verschwenden Steuergeld! (Weitere Aufregung bei GR 

Mag Rüdiger Maresch.) Sie verschwenden Steuergeld 

und, meine Damen und Herren von Rot und Grün, aus 

diesen Gründen können wir diesem Antrag sicher nicht 

zustimmen! Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich dan-

ke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau 

Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen!  

Das stimmt und es ist eh gut, dass alle die Wiener 

Arena kennen, weil, wie Sie alle wissen, führt dieser 

Verein auf dem Gelände des ehemaligen Inlands-

schlachthofs St Marx seit 1977 eines der ältesten auto-

nomen Veranstaltungs- und Kommunikationszentren. Es 

ist gut, dass wir nach wie vor das Forum Arena Wien 
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unterstützen. Warum ist es besonders gut? Weil wir dort 

auch Spielefeste durchführen können, Kinovorführungen, 

Kindertage. Sie haben offensichtlich den Akt nicht gele-

sen, weil wir eine gute Kooperation mit dem Kultur- und 

Sportverein der Wiener Berufsschulen haben, um dort 

auch unser Soundproject durchführen zu können, und 

weil es natürlich im Betrieb selbst auch Kooperationen 

mit AMS und BWAZ gibt - ich weiß nicht, ob Sie diese 

Abkürzungen kennen -, um auch auf Mitarbeiterebene 

sozusagen integrativ wirken zu können. Es ist natürlich 

bezeichnend, dass jemand, über den man denkt, dass er 

lesbisch oder schwul ist, das als Beschimpfung und 

Verleumdung und als ich weiß nicht, als was bezeichnet, 

also zumindest glaubt, wenn man den Verdacht hat, es 

könnte wer schwul sein, dass das was Böses oder eine 

Beschimpfung ist. Und ansonsten, was den Künstler 

betrifft, der dort aufgetreten ist, er ist ein ganz herausra-

gender Künstler, ein Österreicher mit persischen Wur-

zeln, der sehr aufrecht zu unserer Stadt steht: Nazar, Sie 

kennen ihn alle. Also ich glaube, es ist es wert, sich sein 

Video anzuschauen. Jeder kann es auf YouTube sehen 

und sich die Brandrede eines wirklich tollen und in sehr 

positivem Sinne patriotischen Österreichers und Wieners 

anhören und sich das als Vorbild nehmen. Sie sind Ex-

perten darin, dass man eh nicht das gesagt hat, sondern 

„Hump“ oder „Dump“. Ich bitte um Zustimmung. (Beifall 

bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich dan-

ke sehr.  

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder 

Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. Ich ersuche 

jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem 

Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand 

zu erheben. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ, GRÜ-

NEN und ÖVP mehrstimmig angenommen. 

Wir sind damit am Ende der Tagesordnung und 

kommen deutlich früher als um 16 Uhr zum Dringlichen 

Antrag.  

Wir kommen nun zu dem Verlangen (Lautes Ple-

num.), dass der von den GRen Mag Gudenus, Mag 

Jung, Univ-Prof Dr Eisenstein, Mag Dr Wansch einge-

brachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringli-

che Antrag - ich ersuche um etwas Ruhe, bitte - betref-

fend Auflösung des Wiener Gemeinderats und Neuwah-

len der Mitglieder des Gemeinderats und der Bezirksver-

tretung gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verle-

sen und hier auch mündlich begründet werde. Auf die 

Verlesung wurde vom Antragsteller verzichtet. Für die 

nun folgende Begründung des Verlangens auf Dringliche 

Behandlung dieses Antrags sieht die Geschäftsordnung 

gemäß § 38 Abs 3 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung des Verlangens erteile ich Herrn GR 

Mag Gudenus das Wort. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener 

Freiheitlichen): Danke. Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  

Ein Dringlicher Antrag, den wir heute einbringen, ein 

Dringlicher Antrag auf Neuwahlen sobald wie möglich, 

und ich glaube, ein Dringlicher Antrag, der wirklich auch 

im wahrsten Sinne des Wortes dringlich für die Men-

schen dieser Stadt ist, weil die Menschen wollen endlich, 

dass die Karten neu gemischt werden. Die Menschen 

wollen, dass mit der rot-grünen Misswirtschaft Schluss 

gemacht wird, und die Menschen wollen von dieser rot-

grünen Stadtregierung befreit werden. Deswegen heute 

dieser Dringliche Antrag, meine sehr geehrten Damen 

und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)  

Ich nehme die Worte des Ersten Vorsitzenden 

Schuster sehr, sehr ernst. Er hat heute in der Sitzung 

eingangs ja gemahnt, dass wir jetzt in einem Wahljahr 

vor allem ein bissel auf die Wortwahl schauen sollten 

und die Emotionen etwas zurückfahren sollten. Das ist 

überhaupt keine Frage, auch wenn es oft schwer fällt. 

Jedem fällt es schwer, auch mir. Aber ich glaube, es 

reicht ein nüchterner Blick auf die Zahlen, Daten und 

Fakten der letzten Jahre im rot-grünen Wien. Es reicht 

ein nüchterner Blick, um einfach feststellen zu können, 

nämlich zwangsläufig feststellen zu können, dass diese 

rot-grüne Stadtregierung gescheitert ist. Sie ist geschei-

tert! Sie hat in allen Belangen versagt, und es reichen 

diese 20 Minuten gar nicht aus, um alle Bereiche aufzu-

zählen, wo versagt wurde, wo im Endeffekt nicht für die 

Wienerinnen und Wiener Politik gemacht wurde, sondern 

für die eigene Klientel oder für die eigenen Freunde. Da 

reichen leider die 20 Minuten nicht aus.  

Erster Punkt, zum Beispiel Eigenwerbung, eigentlich 

ein Punkt, wo die SPÖ-Wien, mittlerweile mit den GRÜ-

NEN gemeinsam, eigentlich Weltmeister war, wo Millio-

nen, Abermillionen an Euro pro Jahr, nämlich fast 60 

Millionen plus wieder einige zig Millionen mehr bei den 

ausgelagerten Betrieben ausgegeben werden, um Wien 

so darzustellen, wie es vielleicht einige gerne hätten, 

aber wie es nicht ist. Die Eigenwerbung. Da werden 

Potemkin‘sche Dörfer gebaut, ja, die Smart City. Eine 

Smart City, was ist das? Was ist hier smart an der Politik 

der letzten Jahre? Oder: Wien wächst. Ja, Wien wächst 

an Einwohnern, aber die Probleme wachsen mit. Die 

Arbeitslosigkeit wächst mit, die Armut wächst auch mit 

und alles wächst mit, was auch hier weitere Probleme 

bringt, Integrationsproblematik und dergleichen. Oder 

diese Managerstudien, die immer herangezogen werden, 

wie die Mercer-Studie. Es gibt zig andere Studien, Kauf-

kraftqualität, Standortqualität und dergleichen, wo Wien 

hier jedes Jahr ein schlechteres Ranking beschieden 

wird. Oder: Wien ist seit Neuestem Menschrechtsstadt, 

das wurde hier beschlossen. Na no na net. Natürlich 

gelten die Menschenrechte auch in Wien und das seit 

vielen Jahrzehnten. 

Sogar in dem Punkt Eigenwerbung und Selbstver-

marktung sind Sie mittlerweile nicht mehr Weltmeister. 

Warum? Weil Ihnen die Menschen einfach nicht mehr 

glauben. Die Glaubwürdigkeit ist vorübergegangen. Die 

Menschen können es nicht mehr lesen, sie können es 

nicht mehr hören und sie können es nicht mehr sehen, 

wenn Sie dauernd davon reden, wie toll nicht die Verwal-

tung in der Stadt Wien funktioniert. Sie haben die 

Glaubwürdigkeit verspielt und auch deswegen ist dieser 

Neuwahlantrag heute mehr als gerechtfertigt! (Beifall bei 

der FPÖ.) 
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Am besten misst sich doch die Qualität der Stadtver-

waltung an dem, wie der Durchschnittswiener insgesamt 

das Ganze wahrnimmt und wie er sich fühlt. Ich glaube, 

da kann man nur mit einer Chronologie des Versagens 

beginnen, was alle politischen Bereiche hier in Wien 

betrifft.  

Thema Nummer 1: Integration. Ich möchte gar nicht 

davon sprechen, weil es ja jetzt kein Versagen der Stadt 

Wien per se ist, dass wir hier in Wien ein Abdullah-

Zentrum haben, Kooperationen mit einem salafistischen 

Staat, der die Menschenrechte mit Füßen tritt, ein Fei-

genblatt hier auf der Wiener Ringstraße. Kooperation mit 

einem Staat, wo hier eh nicht jeden Freitag geköpft wird 

laut der ehemalige Justizministerin Bandion-Ortner. Das 

ist eine Schande für Wien! Ich weiß schon, das war kein 

Beschluss der Wiener Stadtregierung. Aber es ist schon 

auch sehr, sehr merkwürdig, dass gerade Wien anschei-

nend so attraktiv für solche Standorte ist, dass gerade 

das rot-grüne Wien so attraktiv für so ein salafistisches 

Zentrum ist. Das lässt wieder nur darauf schließen, dass 

eben Wien in den letzten Jahren zur Drehscheibe und 

zur Hauptstadt des Salafismus in der Europäischen 

Union geworden ist und sich eben mit so einem Standort 

in Wien das Abdullah-Zentrum hier besonders wohl und 

unbehelligt fühlt. Das lässt schon sehr tief blicken, meine 

sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)  

Oder allein dass hier unbehelligt Koranverteilungen 

von einer Organisation namens „Lies“ auf Wiens Straßen 

wie zum Beispiel auf der Mariahilfer Straße stattfinden, 

wo wir genau wissen, dass ganz, ganz große Salafisten, 

die mittlerweile auch schon im Heiligen Krieg unten 

kämpfen oder sich fotografieren lassen, zumindest hinter 

dieser Aktion „Lies“ stehen. Das darf hier in Wien statt-

finden! Da ist die Integration gescheitert, wenn hier Sa-

lafisten ihr Unwesen treiben können. Und wenn es da-

rum geht, solche Aktionen zu unterbinden, wo wir Frei-

heitliche Anträge eingebracht haben, na, wer hat dage-

gen gestimmt? Natürlich die rot-grüne Stadtregierung in 

Person ihrer Mandatare. Man sieht also, Sie wollen gar 

keine echte Integration. Sie wollen, dass sich die Paral-

lelgesellschaften in Wien weiter ausbreiten. Damit muss 

Schluss sein, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

(Beifall von der FPÖ.)  

Allein die Tatsache, dass sich in Wien auf Geheiß 

des türkischen Staates eine Imamschule im 11. Bezirk 

etablieren kann, wo die Bürger zu Recht enttäuscht sind, 

dass hier die rote Bezirksvorstehung, aber auch die rot-

grüne Stadtregierung kein Wort sagt, dass solche Ein-

richtungen in Wien nicht willkommen sind. Auch da ha-

ben Sie versagt, meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Und allein der Wildwuchs an salafistischen Kinder-

gärten oder Gebetshäusern in Wien spricht für sich. Es 

ist hier in Wien anscheinend eine Willkommenskultur 

vorhanden, ja, eine Willkommenskultur für genau dieje-

nigen, die wir nicht brauchen: Salafisten, Extremisten 

und Dschihadisten! Damit muss Schluss sein, meine 

sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sowas brauchen wir in Wien sicherlich nicht!  

Wenn es dann manche gibt, wie auch viele Studien 

sagen, zum Beispiel unter den Imamen, da gibt es Ima-

me, mehr als die Hälfte, die die Scharia über die öster-

reichische Verfassung oder österreichische Rechtsord-

nung stellen wollen. Das hat doch bitte in einem Rechts-

staat wie Österreich nichts verloren! Die Scharia hat hier 

in Österreich nichts verloren! Sie hat in Wien nichts ver-

loren! Sie hat in Europa nichts verloren! Anscheinend ist 

unter einer rot-grünen Stadtregierung in den letzten 

Jahren auf Grund der misslungenen Integrationspolitik 

ein Klima geschaffen worden, dass anscheinend Zuwan-

derer glauben, die Scharia ist super, die wollen wir hier 

gleich über die österreichische Rechtsordnung stellen! 

Die Scharia hat hier nichts verloren! Das müssen wir 

unmissverständlich jedem sagen, der zu uns nach Öster-

reich und nach Wien kommt. Jeder, der sich integrieren 

will, der die deutsche Sprache lernt, der auch die Le-

bensgewohnheiten hier annehmen will, ist willkommen, 

wenn er auch Leistung bringt. Aber die Scharia und 

Dschihadisten, denen müssen wir sagen: Dort ist die 

Türe, zieht von mir aus in euren Heiligen Krieg und lasst 

uns damit in Ruhe! (Beifall bei der FPÖ.)  

Da hat der Islamexperte Aslan gesagt, ich zitiere: 

„Nirgendwo in der Welt haben die Salafisten so viele 

Kindergärten wie in Wien. Wir wissen nicht, was inhalt-

lich dort passiert.“ Oder der Herr Ali Ordubadi, der Integ-

rationsbeauftragte des AMS Wien, der bestätigt, dass 

eine Beschäftigung als Hilfskraft immer noch das Haupt-

ziel von Muslimen ist beziehungsweise junge türkische 

Frauen ihre Heirat als höchstes Ziel sehen. Thema 

Zwangsheirat zum Beispiel. Da frage ich: Hat die Integra-

tion in Wien funktioniert, wenn allein das Thema 

Zwangsheirat ein Thema in der mitteleuropäischen 

Hauptstadt Wien sein kann? Sind das nicht Tendenzen, 

die eigentlich in längst vergangenen Zeiten stattgefunden 

haben.  

Das ist das Versagen der roten und rot-grünen Stadt-

regierung, meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie 

haben beim Thema Integration versagt, aber Sie haben 

auch beim Thema Sozialpolitik versagt. Über 150 000 

Arbeitslose in Wien! Fast 400 000 Armutsbetroffene in 

Wien! Da stellt sich die Frage: Ist Wien wirklich die sozia-

le Stadt, die sie immer vorgibt zu sein? Oder ist für Sie 

Sozialpolitik anscheinend nur die Tatsache, immer mehr 

Menschen als Mindestsicherungsempfänger zu versor-

gen? Das kann es ja wohl nicht sein, die Menschen 

gezielt in Armut zu treiben! Das kann es ja wohl nicht 

sein, die Gebührenschraube immer mehr in die Höhe zu 

drehen, dass die Menschen in die Armutsfalle geraten! 

Das ist Ihre gescheiterte Sozialpolitik, meine sehr geehr-

ten Damen und Herren, und damit muss Schluss sein! 

(Beifall bei der FPÖ.)  

Es muss wieder klar sein, dass Leistung belohnt wird 

und dass natürlich Menschen, die in Armut geraten, nicht 

fallen gelassen werden. Aber dass es prinzipiell eine 

Industrie für Mindestsicherungsempfänger gibt, aber 

auch für Grundversorgungsempfänger und der Wiener 

Gebührenzahler und der österreichische Steuerzahler 

dafür aufkommen müssen, damit muss Schluss sein. 

Und es muss auch Schluss damit sein, dass wir in Wien 

mittlerweile eine steigende Arbeitslosenzahl jeden Mo-

nat, nämlich Monat für Monat mehr, erleben, wo wir 
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mittlerweile auch über 150 000 Arbeitslose in Wien ha-

ben und wir auch Zahlen vom Arbeitsmarktservice zuge-

spielt bekommen haben, dass, wenn man genau darauf 

schaut, die Hälfte der Arbeitslosen in Wien Migrations-

hintergrund hat! Die Hälfte der Arbeitslosen hat Migrati-

onshintergrund! Das ist einmal die tolle Integrationspolitik 

und Sozialpolitik und Arbeitsmarktpolitik der rot-grünen 

Stadtregierung! Jeder Dritte ohne Arbeit ist Ausländer, 

hat nicht die österreichische Staatsbürgerschaft. Das 

sind die nackten Zahlen, meine sehr geehrten Damen 

und Herren!  

Wenn wir als Freiheitliche schon vor vielen Jahren 

davor gewarnt haben, dass ein Verdrängungswettbewerb 

stattfindet, dass Österreicher vom Arbeitsmarkt verdrängt 

werden, vor allem in Wien und in Ostösterreich, aber 

auch Neo-Österreicher auf Grund der Arbeitsmarktöff-

nung verdrängt werden, da haben Sie immer gesagt: 

Das ist Hysterie, das ist Panikmache, das stimmt über-

haupt nicht. In den letzten Jahren wurden mindestens 

12 000 Wienerinnen und Wiener vom Arbeitsmarkt ver-

drängt, 12 000 Wienerinnen und Wiener, die verdrängt 

wurden! Na ja, da braucht man sich ja nicht zu wundern, 

dass die Arbeitslosigkeit steigt. Die Beschäftigung steigt 

auch. Warum steigt sie? Weil das Beschäftigungswachs-

tum vor allem den Ausländern zu Gute kommt, nämlich 

ein Beschäftigungsplus von 6 Prozent bei Zuwanderern 

und ein Beschäftigungsminus von 0,5 Prozent bei Öster-

reichern! Das ist Ihre Politik! Ihre Wähler werden vom 

Arbeitsmarkt verdrängt. Aber es sind nicht nur Ihre Wäh-

ler, weil egal, ob Sie unserem Neuwahlantrag zustimmen 

oder auch nicht, es wird heuer gewählt, egal, ob im Juni 

oder im Oktober gewählt wird. Die Rechnung macht der 

Wähler, meine sehr geehrten Damen und Herren! Und 

diese Wahl wird ganz, ganz klar ein Offenbarungseid 

werden, was die Österreicher und Österreicherinnen mit 

Ihrer Politik am Hut haben. Sie werden Ihnen in Scharen 

davonlaufen, meine sehr geehrten Damen und Herren 

von den Roten! Sie wissen selbst ganz genau, dass die 

40 Prozent nur noch eine utopische Marke für die SPÖ 

sein wird. 40 Prozent, das ist mittlerweile ja eine uner-

reichbare Marke für Sie. Sie sind in den Umfragen weit 

unter die 40 Prozent gefallen. Das wissen Sie, das wis-

sen Sie ganz genau! Aber Sie machen anscheinend 

überhaupt keine Anstrengungen, Ihre Politik zu ändern. 

Wo bleibt die Politik für Wien? Wo bleibt die Politik für die 

Wienerinnen und Wiener? Wo bleibt sie? 

Ich meine, ich verstehe auch den Herrn Bürgermeis-

ter nicht, wenn er sagt, er weiß zwar den Wahltermin, er 

will ihn aber nicht sagen. Ich meine, so eine Aussage 

passt doch eher zu einer Faschingssitzung, aber doch 

bitte nicht zu einer seriösen Politik für die Wienerinnen 

und Wiener! Er weiß den Wahltermin, aber er will ihn 

nicht sagen. Das ist doch vollkommen fehl am Platz! 

Sagen Sie uns doch endlich, wann gewählt wird! Machen 

wir Neuwahlen so schnell wie möglich! Schaffen wir klare 

Verhältnisse! Geben Sie den Wienerinnen und Wienern 

die Möglichkeit, die Stimme und das Wort zu ergreifen 

und endlich einen Schlussstrich unter diese rot-grüne 

Stadtregierung zu ziehen, die die letzten vier Jahre 

nichts zustande gebracht hat! Danke. (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich er-

öffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer 

der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Zur Be-

sprechung des Dringlichen Antrags hat sich Herr StR 

DDr Schock zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wo-

bei ich darauf aufmerksam mache, dass die Redezeit mit 

20 Minuten begrenzt ist. Ausgenommen von dieser Re-

dezeitbegrenzung sind der Bürgermeister und die zu-

ständigen amtsführenden Stadträte. 

StR DDr Eduard Schock: Ja, sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir haben heute einen Neuwahlantrag eingebracht, 

um es Ihnen ein bisschen leichter zu machen und um 

dieses Trauerspiel zu beenden, wie Sie versuchen, den 

Schwarzen Peter nur mehr hin und her zu schieben, sich 

gegenseitig auszutricksen und dabei glauben, der Wäh-

ler merkt es nicht. Sie versuchen ja in Wahrheit nur 

mehr, den besten Punkt für den Absprung aus der Koali-

tion zu schaffen. Eine Regierung gibt es in Wahrheit 

nicht mehr und in dieser Stadt geht überhaupt nichts 

mehr weiter. Ich meine daher, ersparen Sie uns dieses 

Trauerspiel! Hören Sie auch auf, Ihren Wählern was 

vorzumachen und machen Sie den Weg frei für Neuwah-

len, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)  

Aber ganz kurz zwei ganz aktuelle Gründe: Die StRin 

Brauner, das Desaster, und das Desaster der StRin 

Wehsely. Zur Finanzstadträtin. Da gibt es einen brandak-

tuellen Bericht des Rechnungshofs, der all unsere Kritik 

bestätigt. Wenn Sie schon uns nicht glauben, wir haben 

den Rechnungshof als Beweis. Der Rechnungshof kriti-

siert die sprunghafte Erhöhung der Finanzschuld und 

sagt wörtlich: „Eine Konsolidierungsstrategie zur Reduk-

tion der Schuldenquote lag in Wien nicht vor.“ Lag nicht 

vor? „Eine tragfähige Mittelfristplanung konnte ebenfalls 

nicht vorgelegt werden.“ Meine Damen und Herren, 

genau das Gleiche haben wir immer kritisiert. Wenn Sie 

schon uns nicht glauben, dann glauben Sie wenigstens 

dem Rechnungshof. Und zuletzt ja auch noch die Eska-

lation mit der Fremdwährungsspekulation. Da hat uns die 

Finanzstadträtin, und Sie können sich alle daran erin-

nern, in der Vergangenheit ja immer vorgerechnet, was 

für ein toller Gewinn der Schweizer Franken nicht für uns 

alle ist. Und dann haben wir, Sie können sich alle erin-

nern, in der letzten Sitzung eine Dringliche Anfrage dazu 

eingebracht und haben genau gefragt: Wie schaut es 

nach den aktuellen Verlusten jetzt aus, wie schaut es 

denn mit dieser Gesamtrechnung aus? Und was war die 

Antwort der Frau Stadträtin? Gar keine. Sie hat diese 

Frage nicht beantwortet. Sie will uns das in Wahrheit 

verschweigen. Das ist die Transparenz der StRin Brau-

ner, die sich immer so groß rühmt! Sie will uns ver-

schweigen, dass sie mit ihrer Spekulation insgesamt ja 

bereits gewaltig im Minus ist. Sie will uns das alles ver-

schweigen und sie will das alles vertuschen. Und, meine 

Damen und Herren, eine Stadträtin, die eine Dringliche 

Anfrage nicht beantwortet, die das Informationsrecht 

dieses Hauses mit Füßen tritt, eine Stadträtin, die uns 

nicht die Wahrheit sagt, die ist in Wahrheit für diese 
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Stadt ja untragbar! Wir sagen daher: Beenden wir dieses 

Trauerspiel, das Desaster der Frau Brauner, und ma-

chen Sie den Weg frei für Neuwahlen, meine Damen und 

Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und das zweite ganz aktuelle Desaster, die StRin 

Wehsely. Da stellt sich die Gesundheitsstadträtin vor 

wenigen Tagen hin und verkündet stolz einen tollen 

Erfolg, eine völlige Umkrempelung des Systems in den 

Spitälern, eine Jahrhunderteinigung mit den Ärzten, und 

so weiter, und verschweigt uns dabei aber, das muss 

man sich vorstellen, dass sie einen riesigen Kahlschlag 

vor hat, einen Kahlschlag im Gesundheitswesen in den 

Spitälern. Wir haben ja schon in der Budgetdebatte da-

rauf aufmerksam gemacht, dass im KAV 300 Dienstpos-

ten eingespart werden sollen. Damals hat es geheißen: 

Ein Hirngespinst der Freiheitlichen, eh klar, ein Blödsinn. 

Jetzt wissen wir es. Jetzt wissen wir es schwarz auf 

weiß: 382 Ärztestellen sind es, die die Frau Wehsely 

streichen will. Aber in ganz Österreich gibt es mehr Ärz-

te, zusätzliche Planstellen. Bei uns will man kürzen? 

Was heißt das für die Patienten? Einschränkungen, im 

AKH eine Halbierung der Operationen. Und die Primar-

ärzte sagen, und ich zitiere das wörtlich: „Mit diesen 

Plänen der Frau Wehsely ist es unmöglich, die Leis-

tungserbringung aufrechtzuerhalten.“ 

Und die Ärztegewerkschaft geht noch weiter. Die Ärz-

tegewerkschaft sagt, dieses System läuft auf eine Ge-

fährdung der Wienerinnen und Wiener hinaus. Auf eine 

Gefährdung der Wiener - das sagen nicht wir Freiheitli-

che, das sagt die Ärztegewerkschaft. Jetzt frage ich 

mich: Wie weit sind wir denn gekommen? Es war das 

doch wenigstens viele Jahrzehnte ein gemeinsames 

Anliegen in diesem Haus, ein Konsens, dass alle Wiene-

rinnen und Wiener das gleiche Recht auf bestmögliche 

Versorgung haben, unabhängig von ihrem Einkommen. 

Jetzt frage ich Sie: Was sagt der Bürgermeister dazu, 

wenn er dazu gefragt wird, zur Zwei-Klassen-Medizin, 

die auf uns zukommt? Der Herr Bgm Häupl sagt, wir 

setzen das um. Er sagt ganz einfach, wir setzen das um. 

Gleichzeitig, und das schlägt dem Fass ja fast den Bo-

den aus, wohnt der Generaldirektor des KAV in einer 

Sozialwohnung. Der Generaldirektor! 20 000 EUR im 

Monat sind ihm nicht genug. Wenn man ein Freunderl 

vom Herrn Häupl ist, dann bekommt man als Generaldi-

rektor eine Sozialwohnung noch dazu, auch wenn man 

verantwortlich für einen Kahlschlag, für den Eingang in 

die Zwei-Klassen-Medizin ist. Allein das ist ja schon 

genug Grund für den Antrag. Stimmen Sie Neuwahlen 

zu, meine Damen und Herren! Machen Sie den Weg frei! 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Der dritte Grund, und das muss ja auch einmal the-

matisiert werden, ist ja genau diese Freunderlwirtschaft, 

die grassierende Freunderlwirtschaft in dieser Stadt, 

etwa beim Skylink. Wir können uns alle noch erinnern: 

Was macht die SPÖ beim Desaster Skylink? Sie ver-

schiebt die Anteile einfach weg von der Stadt hin zur 

Wien Holding mit dem einzigen Zweck, den Gemeinderat 

auszuschalten und uns Informationen vorzuenthalten. 

Jetzt frage ich Sie: Schauen wir mal auf den Flughafen. 

Hat sich dort irgendetwas Positives geändert? Da gibt es 

ja auch einen aktuellen Rechnungshofbericht und der 

zeigt auf, schwarz auf weiß, am Flughafen gibt es nach 

wie vor einen roten Privilegienstadl. Es hat sich über-

haupt nichts geändert am Flughafen. Die SPÖ hat aus 

dem Skandal überhaupt nichts gelernt und hat dort einen 

roten Bezirksrat aus der Leopoldstadt zum Direktor ge-

macht, einen braven Parteiapparatschik. Und dem seine 

erste Idee ist: Bonuszahlungen, er will Bonuszahlungen! 

In einer Zeit, wo Bonuszahlungen international ins Gere-

de kommen und abgebaut werden, sagt der rote Flugha-

fendirektor, er will Bonuszahlungen! 

Andere Beispiele: die Wien Holding, die Gesiba. Da 

werden laut Kontrollamt Geschäftsführerposten ohne 

Ausschreibung einfach so an rote Freunderln vergeben. 

Wenn man ein Freunderl vom Herrn Häupl ist, hat man 

ausgesorgt, 20 000 EUR Monatsgage, 30 000 EUR 

Monatsgage, kein Problem. Und Rot-Grün denkt ja über-

haupt nicht daran, sich an das Gesetz zu halten. Das ist 

Rot-Grün: Rechtswidrige Postenvergabe in der Wien 

Holding, bei der Gesiba, illegal, unverschämte rote 

Freunderlwirtschaft. Na, und alles egal, wir haben ge-

meinsam mit den GRÜNEN die Mehrheit, Hauptsache, 

unsere roten Freunderln sind versorgt. Auch das ist 

Grund genug für Neuwahlen, meine Damen und Herren!  

Aber wenn man sich bisher die Frage gestellt hat, 

womit die GRÜNEN eigentlich eingekauft worden sind, 

dass sie diese rote Pfründewirtschaft, von der sie bis 

jetzt ja selbst nichts gehabt haben, dass sie das alles in 

der Koalition einfach zudecken? Was haben die GRÜ-

NEN von der SPÖ erhalten, dass sie dermaßen umfal-

len, meine Damen und Herren, etwa beim Wahlrecht? 

Wenn man sich früher diese Frage gestellt hat, dann ist 

das ja jetzt in den letzten Monaten und Jahren beantwor-

tet worden. Wir wissen es jetzt: 170 000 EUR Supergage 

für die Frau Pilz, 200 000 EUR für das Büro vom Van der 

Bellen, 450 000 EUR für grüne Kultur, Günstlinge für die 

Kulturschickeria, und 1,5 Millionen EUR für die Fahr-

radagentur. Ja, was heißt da Fahrradagentur? Das hat 

sich in Wirklichkeit ja zu einer grünen Jobfabrik gemau-

sert, wo es grüne Pfründeposten gibt, wo 70 EUR Stun-

denlohn bezahlt wird. Wo der Durchschnittsösterreicher, 

meine Damen und Herren von den GRÜNEN, nur 11 

EUR verdient, schanzen Sie sich dort Stundenlöhne von 

70 EUR zu! Insgesamt macht das in dieser Legislaturpe-

riode für die GRÜNEN pro Jahr 2,4 Millionen EUR für 

Green Jobs aus. Jetzt wissen wir es! 2,4 Millionen EUR, 

das ist der politische Preis der GRÜNEN. 2,4 Millionen 

EUR, um das Geld sind die GRÜNEN in Wien zu kaufen! 

Ich meine daher, lassen wir endlich die zu Wort kommen, 

die das bezahlen müssen, die Steuerzahler und die 

Wähler, und stimmen Sie unserem Neuwahlantrag zu, 

meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und schließlich noch der gigantische Wahlschwindel, 

den die Koalition jetzt vor hat, den Sie da beabsichtigen. 

Da kann sich Rot-Grün über einen Hauptpunkt im Koali-

tionsabkommen nicht einigen, nämlich beim neuen Wahl-

recht, weil die GRÜNEN ja damals diesen berühmten 

Notariatsakt unterschrieben haben, weil die Frau Vassil-

akou persönlich damals diesen Notariatsakt unterschrie-

ben hat, dass sie eben in einer Koalition mit der SPÖ für 
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ein gerechtes Wahlrecht eintreten wird. Und was kommt 

heraus? Die GRÜNEN brauchen es ja überhaupt nicht, 

dass das beschlossen wird, weil dann die SPÖ ja zwei 

Mandate verliert, mindestens zwei Mandate, und weil 

sich dann Rot-Grün nach der Wahl ja gar nicht mehr 

ausgeht, meine Damen und Herren! Zwei Mandate weni-

ger heißt, wahrscheinlich keine Mehrheit nach der Wahl 

für Rot-Grün. Und weil diese rot-grüne Koalition für nach 

der Wahl ja bereits ausgemachte Sache ist, beschließt 

man jetzt einen gigantischen Wahlschwindel, der Sie das 

Gesicht wahren lassen soll. Da dürfen die GRÜNEN zu 

ihrer Gesichtswahrung, und wir sind ja alle schon ge-

spannt auf den nächsten Landtag, im nächsten Landtag 

einen solchen Antrag einbringen. Das toleriert der Herr 

Häupl großzügig, mit dem Segen des Herrn Häupl, weil 

eine rot-grüne Koalition für nach der Wahl ja schon aus-

gemacht ist, um auch das Gesicht wahren zu können 

(Heiterkeit bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Das ist der 

Wahltrick, den ihr vor habt: Die GRÜNEN dürfen diesen 

Antrag einbringen von Häupls Gnaden, um ihren Mitglie-

dern, den grünen Freunden, den grünen Wählern vor-

gaukeln zu können: Wir sind hart gegen die SPÖ, wir 

können uns durchsetzen, wir GRÜNE. Ja aber, meine 

Damen und Herren von den GRÜNEN, aber auch von 

der SPÖ, glaubt ihr denn wirklich, dass Ihnen das bei 

den Wählerinnen und Wählern durchgeht? Für wie 

dumm müsst ihr denn eure eigenen Wähler eigentlich 

halten? Das ist ja nichts anderes als ein gigantischer 

Wahlschwindel, meine Damen und Herren von den 

GRÜNEN! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von GR 

Mag Rüdiger Maresch.)  

In Wahrheit denkt die SPÖ ja gar nicht daran und das 

wissen Sie auch, Herr Maresch. In Wahrheit denkt die 

SPÖ und denken auch die GRÜNEN ja nicht einmal im 

Traum daran, dass dieser Antrag im März-Landtag dann 

wirklich beschlossen werden kann. Niemand von der 

Koalition denkt im Traum ernsthaft daran. Es soll die rot-

grüne Inszenierung (Aufregung bei GR Mag Rüdiger 

Maresch.) im März-Landtag dann so ausschauen, dass 

nämlich plötzlich der Herr Landtagspräsident ins Spiel 

kommt, der Herr Prof Kopietz, ein sozialistisches Urge-

stein, der dann ganz unabhängig die Zulässigkeit prüfen 

wird, ob dieser grüne Antrag ja überhaupt zulässig sein 

kann, meine Damen und Herren. Und es ist dieses Gut-

achten des Herrn Kopietz, des Verfassungsdienstes, 

aber auch des Externen natürlich, ganz schwer vorher-

zusagen und sich vorzustellen. (Aufregung bei den 

GRÜNEN.) Das wird dann ergeben: So ein Pech für die 

GRÜNEN, der Antrag ist ja leider gar nicht zulässig! Ja, 

so ein Pech, meine Damen und Herren! Wenn Sie glau-

ben, dass Ihnen diese Inszenierung durchgeht, dass 

dieses abgekartete Spiel von Ihren grünen und roten 

Wähler nicht durchschaut wird, wenn Sie glauben, dass 

Sie Ihre eigenen Wähler für so blöd verkaufen können, 

dann werden Ihnen die Wählerinnen und Wähler einen 

Strich durch die Rechnung machen, Herr Maresch! (Bei-

fall bei der FPÖ. – GR Mag Rüdiger Maresch: Ja genau!) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Als 

Nächster zum Wort gemeldet ist der nichtamtsführende 

StR Mag Juratschka. (Zwischenruf.) Juraczka, gut. Da-

ran soll es nicht scheitern. 

StR Mag Manfred Juraczka: Bevor wir jetzt in eine 

allzu lange Diskussion über die Aussprache meines 

Namens eintreten, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, sehr geehrter Herr Vorsitzender: Man könnte 

sehr lange darüber diskutieren, warum einem Neuwahl-

antrag auf jeden Fall zuzustimmen ist. Eine wahre Suada 

an Begründungen täte sich auf. Ich möchte es trotzdem 

relativ kurz machen.  

Ich glaube, eine der wirklich guten Begründungen ist 

schon, wenn man sich in den letzten Tagen die Bilanz, 

die selbsterstellte Bilanz der Frau Vizebürgermeisterin so 

einmal durch den Kopf gehen lässt. Vielleicht wurde sie 

von der APA verkürzt zitiert. Vier Punkte wurden von der 

Landesversammlung dort genannt, die sie als große 

Meilensteine genannt hat und weshalb es unbedingt 

dieses rot-grüne Wien braucht. Ich mache es in aller 

Kürze: Parkraumbewirtschaftung, wir kennen die Prob-

lematik. Lustigerweise war damals bei der Parkraumbe-

wirtschaftung, und jetzt muss ich aufpassen, dass ich 

mich nicht in die Nesseln setze, aber ich sage einmal, 

eine politische oder eine politisierende Rechtsprechung 

im Rathaus ja noch kein Problem. Da hat sich der Herr 

Maresch noch den Bauch gehalten vor Lachen, als die 

Rechtsexperten plötzlich gemeint haben, nein, nein, die 

Frage ist nicht zulässig, 150 000 Unterschriften, weg 

damit. Jetzt könnte es sein, dass er merkt: Halt aus, ist 

schon komisch, wie man manchmal mit der Geschäfts-

ordnung umgeht, schauen wir. Tatsache ist aber, dass 

diese Parkraumbewirtschaftung definitiv kein Ruhmes-

blatt für diese Stadtregierung ist, wir wissen es, sie hat 

keinerlei Lenkungseffekt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweites Thema: Mariahilfer Straße. Okay, da haben 

wir zwar eine Befragung gehabt. Ich frage mich nur, 

wann die Ergebnisse der Befragung umgesetzt werden. 

„Es warad wegen der Querungen“, könnte man in Anleh-

nung an einen aktuellen Wahlslogan sagen.  

Dritter Punkt: 365-EUR-Jahreskarte. Das wurde heu-

te schon hinlänglich diskutiert. Auch hier, nur auch von 

meiner Seite: Es ist natürlich erfreulich, wenn man hier 

Tarife senkt. Wenn man aber permanent verschweigt, 

dass die Stadt Wien 730 Millionen EUR zuschießen 

muss, damit die Wiener Linien den Betrieb aufrechterhal-

ten können, dann ist leider auch das relativ schnell als 

Schmäh enttarnt.  

Und der vierte Punkt der Erfolgsbilanz, vor allem von 

Seiten der GRÜNEN, und der ist mir besonders wichtig: 

Das Deserteursdenkmal. Meine lieben Kollegen von der 

Grünen Fraktion, dort haben wir mitgestimmt. Und es ist, 

und das ist mir ganz, ganz wichtig zu sagen, eine große 

historische Lüge, wenn man den Widerstand nur der 

politischen Linken überlässt. Es waren sehr viele (Beifall 

bei der ÖVP.) katholische Christlich-soziale, die in der 

NS-Zeit hier auch im Widerstand waren. Das sind Dinge, 

die können Sie nicht gut verneinen. (Aufregung bei GR 

Mag Rüdiger Maresch.) 

Der Rest ist eigentlich Schweigen oder der Rest ist 

Streit, müsste man wohl besser sagen. Da wird nicht nur 

über das Wahlrecht gestritten. Darauf möchte ich heute 
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gar nicht eingehen, weil wir dazu in den nächsten Wo-

chen noch genügend Gelegenheit haben werden. Aber 

ich muss schon schmunzeln, wenn ich den Ausspruch 

vom Bgm Häupl aus dem Jahr 2010 Revue passieren 

lasse: „Ich streite lieber mit den GRÜNEN über eine 

Straße als mit der ÖVP über die Bildung.“ Nun, den Streit 

über die Straße durfte er haben. Insofern haben sich 

seine Wünsche erfüllt. Aber wenn die GRÜNEN jetzt 

nach fünf Jahren Regierungsbeteiligung plakatieren 

„Baustelle Bildung“, na ja, was die großen Weiterentwick-

lungen von Rot-Grün hier auf dieser Ebene waren, bleibt 

wohl für die Opposition, aber auch für den Bürger und 

die Bürgerin in dieser Stadt im Verborgenen. (Beifall bei 

der ÖVP.)  

Meine Damen und Herren, um es jetzt wirklich kurz 

zu machen, ich lasse nur die Schlagzeilen der letzten 

Tage in diversen Medien Revue passieren (Heiterkeit bei 

GR Mag Rüdiger Maresch.): „SP-Bezirksvorsteher kon-

tern Vassilakou“ – „Kurier“: „Vassilakou: die SPÖ be-

schädigt ihre Glaubwürdigkeit“ – „Presse“: „SPÖ-

Bezirkschefs machen gegen Vassilakou mobil“ – ORF: 

„Nach Wiener Neustadt auch Wien? Kommt Blau-Grün?“ 

– „Vienna online“: „Die rot-grüne Koalition endet im 

Streit.“ – „profil“: „Grüne versuchen, Scheitern als Erfolg 

zu verkaufen“ – „Standard“: Meine Damen und Herren, 

sind wir uns doch einig: Rien ne va plus, in dieser rot-

grünen Stadtregierung geht nichts mehr! Das zeigt ja 

nicht zuletzt diese hauchdünne Tagesordnung der heuti-

gen Gemeinderatssitzung! (Beifall bei der ÖVP. – GR 

Mag Rüdiger Maresch: Wie ist es denn mit den ÖBB?)  

Ich sage Ihnen ganz offen, meine Damen und Herren 

- Herr Maresch, Sie können sich jederzeit zu Wort mel-

den. Ansonsten machen wir es wie bei Ihnen in der 

Schule: Zuhören, bitte still sein, ansonsten schicken wir 

Sie noch zum Herrn Direktor! (Beifall bei der ÖVP. – 

Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Meine Damen und Herren, wir können uns acht Mo-

nate Stillstand nicht leisten! Wir haben, und das wurde 

heute auch schon angesprochen, 16,3 Prozent Arbeits-

losigkeit, das ist ein Riesenthema in dieser Stadt. Da gibt 

es … (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo ist das? – GR Dr 

Kurt Stürzenbecher: Wo ist das?) Im Dezember waren es 

mit den Menschen in Schulungen 16,3 Prozent, Kollege 

Stürzenbecher! Das kann man jederzeit nachlesen. Mit 

den Schulungsteilnehmern, wohlgemerkt! (Beifall bei der 

ÖVP.) Ich habe noch nie einen Vorschlag der GRÜNEN, 

immerhin Juniorpartner in der Stadtregierung, in diesen 

fünf Jahren erlebt, wie man den Arbeitsmarkt in den Griff 

bekommen will. Erschreckend, kann ich nur sagen! (Bei-

fall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Und was 

haben wir von der ÖVP gehört?)  

Wir haben 60 Prozent der österreichischen Mindest-

sicherungsbezieher hier in Wien. Wir haben … Ja, ich 

bin gerne bereit, auch auf diesen Zwischenruf einzuge-

hen, wir haben einen Postenschacher. Es nennt sich nur 

nicht mehr Postenschacher, es nennt sich Beauftragten-

flut, was dem Ganzen einen intellektuellen Anstrich gibt, 

aber ähnlich erbärmlich bleibt wie jeder hundsgemeine 

Postenschacher. (Beifall bei der ÖVP.) Wir haben eine 

Schuldenexplosion. Wir haben ein Fremdwährungsthe-

ma, wo der Kollege Margulies, heute Vorsitzführung, 

tunlichst nicht weiß, wie er en bloc damit umgehen soll, 

weil er natürlich weiß, dass Exit-Szenarien völlig ver-

passt wurden und man hier jetzt ein Problem hat, dem 

man nicht so schnell Herr werden kann. Wir haben nach 

wie vor beispielsweise völlige Intransparenz bei den 

ausgelagerten Bereichen. Und da stellen Sie sich heute 

her, machen so eine Bilanz und erklären uns noch, wa-

rum eigentlich alles so weitergehen muss wie bisher, 

meine sehr geehrten Damen und Herren?  

Rot-Grün können, wollen wir uns im Interesse der 

Wiener nicht leisten. Darum werden wir heute dem Neu-

wahlantrag zustimmen. Danke schön. (Beifall bei ÖVP, 

FPÖ und von GR Dr Wolfgang Aigner.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Als 

Nächster zum Wort gemeldet ist GR Klubobmann Ellen-

sohn. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Lie-

ber Vorsitzender! Sehr geehrte Kollegen, Kolleginnen! 

Heute hat mich zu diesem Neuwahlantrag in der 

Früh, am Vormittag der ORF gefragt, ob wir den ernst 

nehmen oder nicht. Und ich habe kurz aufpassen müs-

sen, dass ich nicht lache, weil es etwas schwierig ist, 

Anträge der FPÖ überhaupt ernst zu nehmen. Also habe 

ich mich zusammengerissen (Heiterkeit bei den GRÜ-

NEN.) und höflich gesagt, nein, ich nehme es natürlich 

nicht ernst, sondern das ist halt das Geplänkel, das wir 

immer da haben vor jeder Wahl, vor jeder Wahl in Wien, 

und vor jeder Wahl bundesweit und wahrscheinlich auch 

in den anderen Landtagen, aber das habe ich nicht re-

cherchiert, gibt‘s ungefähr ab einem Jahr vor Ablauf der 

Legislaturperiode das Schreien nach Neuwahlen. Ich 

kenne das, weil wir das in der Opposition auch gemacht 

haben. Also ist es einfach „business as usual“. Ich kün-

dige heute an, wenn die nächste Koalition 15 bis 20 läuft, 

egal, wer die Koalition macht und egal, wer in Opposition 

ist, die Opposition wird spätestens 2019 sagen, die brin-

gen nichts mehr zusammen und man muss neu wählen. 

Das kannst du alles nachlesen und abschreiben, so weit, 

so langweilig. Dann sucht man halt und schaut, was sind 

denn die Begründungen?  

Jetzt gehe ich auf ein paar Kleinigkeiten trotzdem ein, 

weil ich das zumindest amüsant finde. Da wird gleich auf 

Seite 1, so viele sind es ja nicht, auf der ersten Seite 

steht irgendwas mit Wahlrecht. Da steht drinnen: Es geht 

sich jetzt wahrscheinlich nimmer aus, wenn wir früher 

wählen. Und deswegen machen wir jetzt einen Neuwahl-

antrag, damit wir früher wählen, damit es sich dann nicht 

ausgeht. Das ist nicht zu Ende überlegt, glaube ich (GR 

Mag Dietbert Kowarik: Ich erkläre es Ihnen!), weil entwe-

der meinen Sie es eh nicht ernst und wollten das nie. 

Das ist eh der Verdacht, den wir haben (GR Mag Diet-

bert Kowarik: Ich erkläre es Ihnen, Herr Kollege! Ich 

versuche es!), aber es ist nicht schlüssig. Das macht 

aber nichts, weil wenn man sich jedes Mal herstellen und 

aufzeigen würde, wo ein Antrag nicht schlüssig ist, wird 

man ja auch nicht fertig. Dann müsste man ja jedes Mal 

ausschließlich das machen. Interessant finde ich schon 

immer die Skandalliste, weil kein U-Ausschuss, keine U-

Kommission, nichts, fünf Jahre lang, das hat es früher 
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gegeben, das gibt es jetzt nicht. Das müssen Sie wissen, 

warum das Minderheitenrecht - hätten Sie machen kön-

nen, hat offensichtlich nichts gegeben. Danke, gutes 

Zeugnis für Rot-Grün. Aber die Aufzählung, wer es auf 

Seite 2 gelesen hat, ist nicht schlecht.  

Wir müssen zum Beispiel neu wählen wegen dem 

Prater-Vorplatz. Ja eh, hat uns auch nicht gefallen, ist 

aber schon sehr lange her, nämlich in der letzten Perio-

de. Jetzt müssen wir also jetzt neu wählen, weil in der 

vorigen Periode - da müssten wir ja in Kärnten ununter-

brochen sagen, weil irgendwann die Blauen dort geräu-

bert haben, wir müssten dort jeden Monat wählen. Das 

kann man aber auch nicht machen. (Beifall bei GRÜNEN 

und SPÖ.) Ja es geht sich ja nicht aus.  

Dann steht drinnen, warte, das Nächste ist Skylink. 

Ist auch nicht diese Legislaturperiode, haben‘s nichts 

gefunden. AVZ, das ist nicht einmal die letzte Periode, 

sondern das ist viel früher (Aufregung bei GR Mag Dr 

Alfred Wansch.), nicht einmal die Hälfte von uns ist da 

gewesen, wo das aktuell war. Das scheint wirklich wahn-

sinnig schlimm gewesen zu sein. Ich muss immer wieder 

lachen, das ist ja das, was mir immer gefällt, wenn der 

Herr Jung rauskommt, um die GRÜNEN anzugreifen, 

und Skandale. Und dann sagt er immer zu uns, wenn wir 

weiter so über die Skandale der FPÖ reden, dann wird er 

uns welche von der SPÖ erzählen, was er dann auch 

nicht tut. Aber von uns hat er gar keine (GR Mag Wolf-

gang Jung: Schauen Sie, es nützt nichts!), von uns hat er 

gar keine.  

Dann regen Sie sich auf, es gibt Einnahmen in der 

Stadt Wien, es gibt Einnahmen aus Falschparken und es 

gibt Einnahmen für abgeschleppte Fahrzeuge. Sollen wir 

das kostenlos machen oder was? Also wenn Leute ir-

gendwo parken und dann kommt die Feuerwehr nicht 

hinaus, dann wird es abgeschleppt und dann kostet das 

etwas - das soll nichts kosten? Also Falschparken ist frei, 

irgendwo das Auto hinstellen, wo es abgeschleppt wer-

den muss. Das macht man ja nur, wenn sie wirklich nur 

blöd stehen, das macht man ja nicht, wenn einer verges-

sen hat, den Parkschein auszufüllen, da soll er nicht 

abgeschleppt werden. Auch komisch.  

Also abgesehen davon, dass ich nicht dafür bin, dass 

man dem Antrag zustimmt, weil wir nicht den Wahltermin 

festlegen, wie er Ihnen passt, sondern weil das die SPÖ 

und die GRÜNEN miteinander ausmachen, ist er inhalt-

lich ja bissel schwierig zu verfolgen.  

Die Cross Border Leasing, hat es denn in dieser Le-

gislaturperiode neue gegeben oder wurden welche auf-

gelassen? Ach so, es sind welche aufgelassen worden, 

es hat keine neuen gegeben! Das ist ein Grund für Neu-

wahlen! Das ist ein Kabarettprogramm für die Gebrüder 

Muppet. Daraus können Sie echt was machen, daraus 

kann man echt was machen.  

Und die ÖVP verstehe ich ja, warum sie nicht dafür 

ist, weil sie das von sich kennen. 2001, diejenigen, die 

länger dabei sind oder das nachgelesen haben, da war 

es nämlich auch genau gleich. Die Wahlen waren für 

Oktober vorgesehen (Zwischenruf von GR Mag Dr Alfred 

Wansch.) - Moment, das habe ich ja schon eingangs 

gesagt -, für den Herbst, nämlich genauso wie jetzt, 

Oktober 2001, wenn ich es richtig im Kopf habe. Ab 2000 

im Dezember ist es losgegangen: Das ist nichts und es 

muss aufhören. Da hat damals allerdings der Herr Görg 

mit dem Herrn Marboe gestritten, wer die Nummer 1 in 

der ÖVP wird, aber wurscht, das war ein Nebenteil. Der 

Bürgermeister, auch damals schon der Bgm Häupl, hat 

Anfang Dezember gesagt: Ich will aber keine Neuwahlen 

und das machen wir nicht. Dann ist das eine Weile hin 

und her gegangen, und dann war mit der Begründung, 

weil die Opposition, die GRÜNEN und die Freiheitlichen, 

gesagt haben, man soll das machen und weil der Koaliti-

onspartner, die ÖVP, irgendwelche Unebenheiten drin-

nen hatte, deswegen machen wir es doch vorher, und 

dann war es im März. Die Frage ist immer, wer von wem 

eigentlich welches Geschäft macht und das eigentlich 

will.  

Aber ich sage ja, wir kennen das, und deswegen inte-

ressiert es auch nicht wahnsinnig viele. Das ist einfach 

wirklich Politik, Politik, wie wir es gewohnt sind. Die Op-

position muss einen Neuwahlantrag stellen und die Re-

gierung, sogar wenn wir den gleichen Termin im Kopf 

hätten, muss ihn ablehnen und wird dann einen Termin 

ausmachen. Das werden wir alles noch sehen. Der Bür-

germeister … (Zwischenrufe von den GRen Mag Dietbert 

Kowarik und Mag Dr Alfred Wansch.) Ganz im Gegenteil, 

mein Gott, wenn er alle Zeitungen liest, nicht nur die 

eigene. Ihr dürft nicht nur den, ich weiß nicht, „Süddeut-

schen Boten“, oder wie heißt das, den „Eckartboten“ 

lesen. Ihr müsst andere Zeitungen lesen. (Aufregung bei 

der FPÖ.) Der Herr Bürgermeister hat schon angekün-

digt, dass er sich mit uns zusammensetzt (Große Aufre-

gung bei der FPÖ.) und wir nächste Woche unter ande-

rem über den Wahltermin sprechen und den festlegen 

werden. Das ist doch alles wunderbar, alles wunderbar.  

Und zum Wahlrecht nur noch ein Satz: Wir werden ja 

sehen, wie sich das weiterentwickelt, das habe ich schon 

mitbekommen. Und ob dann wirklich 40 Leute von Ihnen 

da sind, das weiß ich nicht, das sage ich gern in jedes 

Mikrofon: Weder in meinem privaten Bereich noch in 

meinem beruflichen, also in meinem politischen, möchte 

ich mich von 40 Mandataren/Mandatarinnen der ÖVP 

und der FPÖ abhängig machen. Das mache ich auch 

nicht. Und zusammenarbeiten tue ich mit der SPÖ und 

den GRÜNEN. Wir arbeiten gemeinsam, Rot-Grün, jetzt 

haben wir wieder eine lange Erfolgsliste. Aber auch das 

gehört heute nur zum Spiel dazu, das lassen wir auch 

aus. (GR Mag Wolfgang Jung: Das wird halt nimmer 

reichen!) Nein, ich nehme den Antrag nicht ernst, son-

dern ich nehme ihn als das, was es ist. Das müssen Sie 

machen. Ich habe Verständnis dafür und helfe Ihnen 

trotzdem und stimme dagegen. (GR Mag Wolfgang Jung: 

Das wird halt nimmer reichen!) Danke. (Beifall bei den 

GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich dan-

ke. Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (Klubungebundener Manda-

tar): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und 

Herren! 

Es ist ja schon sehr erfreulich, dass der Kollege El-

lensohn für uns Verständnis aufbringt. Das ist ja fast 
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schon der erste Weg, ein erster Schritt auf dem langen 

Weg zur Besserung. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Sie wer-

den vielleicht nach der nächsten Wahl Gelegenheit ha-

ben, dann die Sache wieder aus der Oppositionsrolle zu 

verfolgen, weil Sie offenkundig völlig ausgeblendet ha-

ben, dass für die SPÖ jede Koalition bestenfalls ein 

historischer Betriebsunfall ist, ein Irrtum der Wähler, der 

bestenfalls möglichst rasch wieder korrigiert werden soll. 

Deswegen gewöhnen Sie sich nicht allzu rasch und allzu 

intensiv an die Macht oder an die geliehene Macht oder 

an die Ohnmacht, die Ihnen anders vorkommt, sondern 

versuchen Sie ein bisschen auch das, was Sie ja früher 

hier betrieben haben: Die Oppositionsarbeit und die 

Oppositionsrechte nicht ganz auszublenden.  

Meine Damen und Herren! Ich bin eigentlich jemand, 

der dafür ist, dass man rechtliche Regelungen auch so 

nimmt, wie sie sind, und dass man Perioden, wenn es 

keine ganz zwingenden und dringenden Gründe gibt, 

einfach normal auslaufen lässt. Ich darf daran erinnern, 

dass man die Bundesverfassung geändert hat und ge-

sagt hat, wir müssen die Periode von vier auf fünf Jahre 

ausdehnen, damit man endlich was umsetzen kann, 

reformieren kann. Reformen brauchen Zeit. Also wenn 

man sich den Zustand auch auf Bundesebene anschaut, 

wie wenig da weitergeht und wie wenig gemacht wird, 

dann sieht man schon, dass diese Argumente vielfach 

auch nur vorgeschoben sind. Also grundsätzlich halte ich 

viel davon, Perioden einfach so zu nehmen, wie sie sind, 

und dann ergeben sich die Termine ganz von selber.  

Das ist aber dann schon das Eigenartige, wenn man 

das nämlich so machen würde, dann bräuchte es ja 

keine Wahldebatten zu geben, dann braucht der Bür-

germeister auch kein Geheimnis zu machen und sagen, 

ich weiß es, aber ich sag‘s nicht, sondern dann heißt es 

einfach: Der Termin ergibt sich auf Grund der Bestim-

mungen der Gemeindewahlordnung. Und dann ist das 

der 4. Oktober und dann brauchen wir gar nicht drüber 

zu diskutieren. So offenkundig haben ja auch Sie ent-

sprechende Überlegungen. Ich darf Ihnen nur mitgeben: 

Alle taktischen Dinge, die man sich da vorstellt und alle 

Planspiele, die man macht, sind in der Schnelllebigkeit 

der heutigen Zeit sehr rasch auch wieder über den Hau-

fen geworfen. Wir wissen nicht, wie es mit der EU und 

mit dem Euro weitergeht, was sich in der Ukraine, und so 

weiter abspielt. Also es kann sein, dass sehr viele strate-

gische Überlegungen auf einmal wieder ganz anders 

ausschauen. Deswegen ist es eigentlich schade, wenn 

man sich allzu lang damit aufhält. Das müssen Sie schon 

auch auf Ihre Kappe nehmen. Im Endeffekt sind es ja die 

Regierung, die den Wahltermin zum Gegenstand macht 

und der Bürgermeister, der die Debatte nicht beendet, 

sondern durch seine mehr als ungeschickte Äußerung 

eigentlich befeuert hat, weil wenn es (Beifall bei der 

FPÖ.) keine Terminvorziehung gibt, dann bräuchte man 

ja nicht so ein Geheimnis machen. Aber offenkundig 

gehört das auch zum Ritual, dass solche demokratischen 

Dinge auf einer SPÖ-Klausur sozusagen bekannt gege-

ben werden und dann erst allen anderen. Und da werden 

Sie wahrscheinlich genauso zu denen zählen, die das 

aus den Medien erfahren. Aber das müssen Sie sich 

dann mit Ihrem Noch-Koalitionspartner ausmachen.  

Warum es aber, glaube ich, doch wichtig ist, diesem 

Trauerspiel ein Ende zu bereiten, ergibt sich einerseits 

aus der wirklich dramatischen Lage, die wir in Europa, in 

Österreich im Besonderen und auch in Wien sehen, und 

die Bilanz, die Sie vorgelegt haben, ist rein an den objek-

tiven Zahlen und Daten und Fakten wirklich so, dass es 

besser ist, eher früher als später zu wählen.  

Meine Damen und Herren, Sie versuchen, aus dem 

Jahr 2015 Wien zur einzigen Partymeile, zur Partyzone 

zu machen und ich glaube, das ist eigentlich unange-

bracht. Den Menschen ist nicht nach Feiern und nach 

Partymachen zumute. Es geht um Existenzängste. Wir 

steigen aus der Champions-League immer weiter ab. Wir 

spielen bestenfalls noch in der UEFA-League, wenn Sie 

mir diesen Vergleich mit dem Fußball gestatten. Auch 

dort ist der Erfolg nicht garantiert. Es schaut bei Weitem 

nicht so rosig aus, wie Sie glauben. Den Menschen ist 

nicht nach Feiern zumute, auch wenn Sie meinen, nur 

mit ein paar Song Contesten, mit noch größeren Eislauf-

plätzen, mit Türmen, und mit ganz Wien als Hüpfburg 

und Partyzone, das wird Ihnen nicht zum Erfolg reichen. 

Das trifft auch nicht die Problematik, vor der die Men-

schen stehen. Sie sollten eigentlich alle Ihre Verantwor-

tung und alle Ihre Kapazitäten darauf verwenden, um 

dafür zu sorgen, dass wir nicht noch weiter absteigen! 

(Beifall bei der FPÖ und von GRin Ing Isabella Leeb.)  

Das geht dann auch weiter: Alles muss eine Flanier-

zone werden. Das ist auch so ein Symbol. Es ist nur 

mehr flanieren, wir tun nur mehr flanieren. Es wird nicht 

mehr gearbeitet, es wird flaniert. Ich sage Ihnen, eine 

Straße ist auch für Verkehr, ist auch für Arbeit da und 

nicht nur zum Flanieren! Auch das ist so diese Schein-

welt, die Sie auch in der Pädagogik haben: Alles ist ku-

schel und alles ist nett und lieb, und so weiter. Die Reali-

tät ist eine ganz andere: Der Wettbewerb wird immer 

härter und ich sage Ihnen, ich habe Angst davor, wenn 

drei Viertel der Bevölkerung so viel Zeit nur zum Herum-

flanieren haben. Mir ist es lieber, die Leute hetzen in die 

Arbeit und arbeiten was, als sie hängen nur herum. Es 

wird Ihnen die Flaniererei noch auf den Kopf fallen, mei-

ne Damen und Herren! Auch deswegen … (Beifall bei 

der FPÖ.) 

Früher hat man gesagt: „Dem Ingenieur ist nichts zu 

schwör.“ Heute heißt es dann: „Dem Flaneur ist nichts zu 

schwör.“ Aber das Flanieren ist nur dann angenehm, 

wenn es der Kontrast zur Arbeit, zur Leistungserbrin-

gung, und so weiter ist. Und selbst das, was Sie verteilen 

wollen, das müssen erst andere erwirtschaften, und 

diesen Gedanken blenden Sie auch aus! Genauso wie 

eine Steuerreform in erster Linie offenkundig für Men-

schen gemacht werden sollen, die eh keine Steuern 

zahlen. Also man kann schon darüber diskutieren, wenn 

man jene, die wenig haben, auch entlastet. Aber ehrlich 

gesagt, wenn es bei der Steuerreform eh nur darum 

geht, die kalte Progression, also die permanente Steuer-

erhöhung ein bisschen auszugleichen, dann rede ich 

lieber über die Steuersenkung derer, die Steuern zahlen, 

bevor ich über Negativ- und sonstige Bonuszahlungen 
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für Leute, die eh keine Steuern zahlen, diskutiere. Auch 

das zeigt im Endeffekt ja, dass bei Ihnen die ganzen 

Gewichtungen da total verrutscht sind. Es gibt auch nicht 

einmal eine Verkehrsdebatte ohne Klassenkampf und 

der Mittelstand ist offenkundig auch schon ein Kampfbe-

griff. Aber im Endeffekt, die Mitte zahlt genau die Steu-

ern, um die Leistungen zu verteilen, die Sie eben an alle 

Möglichen auch verteilen wollen. Also die Lage ist wirk-

lich dramatisch. Es schaut wirklich nicht gut aus. Wir 

haben es mit einer Regierung zu tun, die ist offenkundig 

wirklich ein Theater. Das sieht man ja letztendlich, Sie 

haben die Rollen aufgeteilt. Den GRÜNEN war das 

Wahlrecht nicht allzu wichtig, weil sonst hätte man schon 

längst eine Entscheidung herbeiführen können. So 

schwierig ist es ja nicht, wo man jahrelang über irgend-

welche Faktoren und Verzerrer diskutieren muss. Ent-

weder einigt man sich, dann macht man es, oder man 

sagt halt, man einigt sich nicht. Da muss man sich halt 

letztendlich überlegen, wie man weiter verfährt. Aber ich 

darf Ihnen schon eines sagen: Wenn das ein ernsthaftes 

Zerwürfnis wäre, überlegen Sie gerade, was wäre gewe-

sen, wenn die GRÜNEN bei einer der vielen unnötigen 

Werbekampagnen Nein gesagt hätten? So schnell hätten 

Sie gar nicht zu schauen brauchen, dass Ihnen die Ro-

ten den Stecker rausziehen. Und jetzt sollen wir Ihnen 

glauben, dass bei einem Wahlrecht man jetzt einfach 

noch ein paar Monate „weiterregiert“, wenn man sich da 

im Landtag überstimmt und es letztendlich da zu einer 

Mandatsverschiebung kommt. Also das glaubt Ihnen 

wirklich niemand! Wenn es ein wirklich ernsthaftes Zer-

würfnis wäre, müssten Sie Schluss machen und sagen, 

wir sind am Ende angelangt, eine Koalition ist ja keine 

Dauerbeziehung, es ist ja nur eine politische Lebensab-

schnittspartnerschaft und der Abschnitt ist sowieso so 

gut wie aus. Oder es ist eben ein Schmäh. Es dürfte ein 

Schmäh sein. Wir sind schon sehr gespannt, wie das 

Ganze formal ablaufen wird. Aber so richtig ernst zu 

nehmen ist es nicht und dafür sind die Zeiten zu ernst, 

dass man sich eigentlich mit solchen Spaßetteln, zuerst 

„Wann ist der Termin? Wissen wir‘s schon? Dürfen wir‘s 

wissen? Dürfen wir’s sagen? Wem wird‘s g‘sagt?“, be-

schäftigt. Besser ist es, diese Episode zu beenden. Las-

sen Sie dem Souverän das Wort und dann werden die 

Karten ohnehin neu gemischt! Daher bin ich auch dafür, 

dass man diesem Antrag zustimmt. (Beifall bei der FPÖ 

und von GRin Ing Isabella Leeb.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Als 

Nächster zum Wort gemeldet ist GR Dr Stürzenbecher.  

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische 

Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! 

Es ist natürlich das gute Recht der Opposition, Dring-

liche Anträge einzubringen, Neuwahlanträge einzubrin-

gen. Der Klubobmann Ellensohn hat ausgeführt, dass 

das Rituale sind, die üblich sind, die niemandem weh 

tun, die auch nicht wirklich was bringen. Ich meine, wenn 

ich Opposition wäre, würde ich eher hergehen und ir-

gendeine zündende Idee, die ich dann hätte, sozusagen 

in einer Dringlichen vorstellen (Heiterkeit bei der ÖVP.), 

um dann vielleicht etwas an die Öffentlichkeit zu bringen. 

Aber das schaffen Sie ja nicht, Sie ja noch überhaupt 

nicht, Frau Korosec! Sie haben in Ihrem ganzen politi-

schen Leben noch keine zündende Idee gehabt und 

insofern (Große Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) ist das 

etwas, was … Aber jetzt zu dieser … (Weitere große 

Aufregung bei der ÖVP.) Ja, sie hat ja vorher auch … 

Beim Austeilen war sie auch stark. Da muss man auch 

beim Entgegennehmen von Erwiderungen stark sein. 

Insofern glaube ich, dass auch diese Dringliche Anfrage 

wirklich nichts Neues bringen konnte.  

Es ist noch Folgendes interessant, Herr Klubobmann 

Gudenus: Warum haben Sie das hier eigentlich mit einer 

Dringlichen Anfrage an den Bürgermeister gemacht? 

Wenn man … (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Antrag! 

Antrag!) Dringlicher Antrag, den Dringlicher Antrag an 

den Bürgermeister. Der Bürgermeister kann von sich 

selbst aus den Gemeinderat auflösen, ohne dass es 

einen Antrag gibt. Der Gemeinderat kann, wurscht, wer 

den Antrag stellt, sich selber auflösen. Warum brauchen 

Sie dann einen Dringlichen Antrag an den Bürgermeis-

ter? Ich glaube, das ist auch von der Vorgangsweise her 

nicht wirklich durchdacht (Aufregung bei GR Mag Wolf-

gang Jung.), und schon deshalb ist das ein ziemlicher 

Rohrkrepierer, Ihr Dringlicher Antrag! Das einmal zum 

einen. (Heiterkeit bei GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.) 

Es ist natürlich auch so, dass, wenn man sich den 

Dringlichen Antrag durchliest, und ich habe ihn wirklich 

von vorne bis hinten durchgelesen, dass hier in Inhalt, 

Stil, Diktion und Stoßrichtung eine Vorgangsweise ge-

wählt wurde, dass man sagen muss, eigentlich erkennt 

man da nicht, dass mit der Stadt, von der da die Rede 

ist, die Stadt Wien gemeint ist. Auch wenn Sie die Mer-

cer-Studie nicht ernst nehmen wollen, ist Faktum, dass 

das eine international sehr renommierte Studie ist, wo 

über (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Sehr, sehr 

ernst!) 200 Großstädte der Welt geprüft werden, ur-

sprünglich dahin gehend (Aufregung bei GR Mag Wolf-

gang Jung.), ob sie für internationale Manager gute Le-

bensbedingungen bieten, wo aber die Kriterien … (GR 

Mag Johann Gudenus, MAIS: Ja Penthausbewohner! 

Penthaus!) Hören Sie einmal zu, Sie wissen es ja nicht! 

(GR Mag Wolfgang Jung: Ja ja, Penthaus!) Wo auch 

soziale Sicherheit drinnen ist, weil das nämlich (GR Mag 

Wolfgang Jung: Ja!) wichtig ist, wie es bei uns geht. (GR 

Mag Johann Gudenus, MAIS: Üben Sie Selbstkritik?) Es 

gibt drinnen durchaus Kriterien, ob Grünflächen da sind, 

ob man insgesamt sicher lebt, ob man durch alle Bezirke 

einer Stadt gehen kann, was man von allen Millionen-

städten nur noch in Wien kann, und trotzdem auch zu 

jeder Tages- und Nachtzeit sicher ist. Deshalb sind wir 

eben stolz darauf, dass wir nach der Internationalen 

Mercer-Studie auf dem 1. Platz sind. (Heiterkeit bei GR 

Mag Wolfgang Jung. – Beifall bei der SPÖ.)  

Wenn man Ihren Dringlichen Antrag durchliest, dann 

könnte man ja glauben, wir sind nach dieser Mercer-

Studie irgendwo zwischen N‘Dschamena und Bagdad. 

Das sind nämlich die beiden, die letzter sind (Heiterkeit 

bei GR Dipl-Ing Rudi Schicker.), wobei Bagdad, weil ich 

gerade den Omar sehe, der dort geboren ist, nichts dafür 
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kann und schon gar nicht die Bevölkerung von Bagdad. 

Die sind an letzter Stelle, weil dort durch einen völker-

rechtswidrigen Angriffskrieg fürchterliche Verhältnisse 

und Folgeverhältnisse geschaffen wurden. Da können 

die Menschen in Bagdad nichts dafür. Aber wir können 

was dafür, dass wir in der Stadt sind, wo die höchste 

Lebensqualität ist, auch wenn es Probleme gibt, die wir 

aber lösen.  

Und so gesehen muss ich jetzt wirklich, wenn ich da 

Ihren Antrag durchgehe: „Breite Bevölkerungsschichten 

drohen zu verarmen, die wirtschaftliche Entwicklung ist 

desaströs“(GR Mag Wolfgang Jung: Ja, so ist es! Höchs-

te Arbeitslosigkeit!), und „Massive Unternehmensabwan-

derungen“, wir haben Unternehmenszuwanderungen! 

(Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) Wir haben 

Unternehmen, die sich bei uns niederlassen, wesentlich 

mehr als dass ab und zu jemand weggeht. Das müssen 

Sie zur Kenntnis nehmen, dass die Wirtschaft in Wien 

durchaus positiv ist und dass wir auch bei den Unter-

nehmen eindeutig Zuwanderung haben, was ja wirklich 

sehr wichtig ist!  

Was haben Sie noch? „Heizkostenzuschuss wurde 

ersatzlos gestrichen.“ Stimmt nicht. Es wurde das Gieß-

kannensystem durch eine Hilfe, die bei denen ankommt, 

die es wirklich brauchen und denen das wirklich was hilft, 

ersetzt.  

Dann das Vierte, überhaupt das Stärkste, da steht: 

„Mordende und Terror ausübende Dschihadisten lassen 

sich in den städtischen Krankenhäusern wieder zusam-

menflicken, um danach wieder in den Heiligen Krieg zu 

ziehen.“ Also das ist wirklich ein starkes Stück! Wenn 

das so ist, da werde ich jetzt ernst, das ist nicht lustig, 

wenn Sie dort Mörder kennen oder wissen, dort sind 

Mörder oder Terroristen, dann ist es Ihre Aufgabe (GR 

Mag Johann Gudenus, MAIS: Ihre Aufgabe! Das ist Ihre 

Aufgabe!), die Staatsanwaltschaft und die Polizei zu 

verständigen (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Ja, das 

ist Ihre Aufgabe! Ihre Aufgabe! Das ist ungeheuerlich!) 

und nicht da zu polemisieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Das ist ja ungeheuerlich! Wenn Sie das wirklich ken-

nen, dann zeigen Sie das auf! Das ist wirklich ein starkes 

Stück! (GR Mag Wolfgang Jung: Die SPÖ zu kritisieren, 

ist furchtbar!) 

Ich meine, zum 5. Punkt, dass es keinen sozialen 

Wohnbau in Wien gäbe, das kann man bei 20 Minuten 

nicht mit einem Artikel darstellen von der „Frankfurter 

Allgemeinen Zeitung“, von der „Neuen Zürcher Zeitung“, 

von der Internationalen Mietervereinigung, wo überall 

gesagt wird, der soziale Wohnbau, wie er in Wien betrie-

ben wird, ist vorbildhaft. Leider machen das andere 

Großstädte, beispielsweise in Deutschland, nicht. Was 

sagt die FPÖ? In Wien gibt es keinen sozialen Wohnbau! 

- Das ist so weit von der Realität entfernt, dass man sich 

wirklich fragt, wie das sein kann.  

Herr Klubobmann Gudenus, sehr höflich ist es nicht, 

dass Sie da Zeitung lesen, während der Redner der 

Regierungspartei spricht. Das muss ich schon auch 

sagen. (GR Dipl-Ing Rudi Schicker: Zeitung schnell weg-

legen!) 

Ich überlege manchmal, wie es bei der FPÖ sein 

kann, dass man so weit von der Realität weg ist. Da ist 

mir ein Film von Akira Kurosawa eingefallen, der 

„Rashomon“ geheißen hat. Dort geht es darum, dass die 

gleiche Rahmenhandlung von vier Teilnehmern voll-

kommen verschieden gesehen wird. Die psychologische 

Bedeutung des Films liegt darin, dass er vorführt, wie 

unterschiedliche Interessenlagen, Motive die Wahrneh-

mung einer Situation maßgeblich beeinflussen. (GR Mag 

Wolfgang Jung: Ja, richtig!) Das sehe ich bei Ihnen auch. 

Sie haben da eine kognitive Verzerrung und eine selekti-

ve Wahrnehmung. (GR Mag Wolfgang Jung: Wir werden 

sehen, wie es die Wähler sehen!) Das bedeutet, dass 

Sie einfach durch die Interessenlage und Motive, die Sie 

haben, nämlich möglichst viel Wirbel zu machen, mög-

lichst viel Chaos zu bringen, möglichst viele Leute ge-

geneinander aufzubringen, dann vielleicht auf Grund 

dieser insgesamt aufgepeitschten Atmosphäre, die 

Mehrheit bekommen wollen. Aber bei 15 Wahlen in der 

Zweiten Republik für den Wiener Gemeinderat und Land-

tag haben Sie nicht die Mehrheit bekommen. Sie werden 

sie bei der nächsten, bei der 16. nicht bekommen und 

bei der 17. auch nicht! Das kann Ihnen ins Stammbuch 

geschrieben werden! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. - 

GR Mag Jung: Und wenn sie nicht gestorben sind, dann 

wählen sie noch heute!)  

Ich könnte jetzt natürlich hergehen und alle Leistun-

gen der Stadtregierung anführen und würde weit über die 

Zeit hinauskommen. (GR Mag Wolfgang Jung: Fangen 

wir bei der AVZ an!) Ich meine, das ist aber heute nicht 

die Dringliche. Sie wollen heute Neuwahlen durchsetzen. 

Ich sage, wir haben noch genug zu tun. Eine Bestim-

mung in einem Paragraphen des Wahlrechts, wo wir mit 

den GRÜNEN unterschiedlicher Auffassung sind, heißt 

nicht, dass wir nicht weiter gut zusammenarbeiten, dass 

wir nicht noch einiges vor haben. Das heißt auch über-

haupt nicht, dass nicht außerordentlich viel Positives in 

diesen vier Jahren geleistet worden ist und dass wir 

weiterhin Grundlagen dafür legen, dass es weiter auf-

wärts geht.  

Nur als ein Beispiel, weil ich nicht viel bringen kann, 

Wien verbuchte wieder einen Tourismusrekord. Ich neh-

me an, dass die Touristen nicht in Städte fahren, die 

irgendwie darniederliegen, wie das in Ihrer Dringlichen 

dargestellt ist, sondern es sind die Nächtigungen im 

letzten Jahr um 6,3 Prozent auf 13 Millionen gestiegen. 

Als ich in den Gemeinderat gekommen bin, waren es 

noch 9 Millionen internationale Gäste, habe ich damals 

gehört. Das ist, glaube ich, schon eine Leistung, die 

immerhin von der ÖVP und ihrem Klubobmann aner-

kannt wird. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: So ist es!) Be-

sonders aus den USA, aus Italien, aus Großbritannien, 

aus der Schweiz, aus Frankreich, aus Spanien, aus 

Südkorea, aus China, aus Brasilien kommen mehr Gäs-

te. Leider nicht aus Russland. Ich hoffe, dass sich hier 

auch die Verhältnisse wieder bessern werden. Es tut mir 

leid, dass 15 Prozent weniger Russen kommen, aber wir 

kennen die Ursachen. Diese liegen nicht an der Stadt 

oder der Stadtpolitik, sondern an internationalen Gege-

benheiten. Ich hoffe, dass diese sich wieder bessern 



Gemeinderat, 19. WP 20. Februar 2015 63. Sitzung / 57 

 

werden. Trotzdem ist es beeindruckend, dass wir insge-

samt 6,3 Prozent Steigerung an Nächtigungen haben. 

Das ist wieder etwas, worauf wir durchaus stolz sein 

können. 

Weiters bringe ich vielleicht nur einige Beispiele, 

dass wir um 4 Prozent mehr investiert haben als im Vor-

jahr oder dass wir 22 neue Ganztagsschulen errichtet 

haben und 10 weitere gerade gebaut werden oder dass 

wir mit der Universität Wien 190 000 Studierende haben, 

die dort ausgebildet werden und mit Abstand die größte 

Universitätsstadt Zentraleuropas sind oder, was vielleicht 

noch mehr hervorgestrichen werden sollte, dass das 

neue Krankenhaus in Floridsdorf das modernste Spital 

Österreichs für 46 000 stationäre Patientinnen und Pati-

enten und 250 000 ambulante Behandlungen jährlich 

sein wird oder dass wir die Integration und das Zusam-

menleben in der Stadt so gestalten, dass es fruchtbrin-

gend ist und dass wir, verschiedene Kulturen, doch fried-

lich zusammenleben und dass wir nicht die Konflikte wie 

beispielsweise in den Vororten von Paris haben - das ist 

auch eine Folge der sozialdemokratischen beziehungs-

weise rot-grünen Politik - oder dass wir 15 Millionen 

Quadratmeter neue Grünflächen haben oder - schon 

erwähnt - dass wir natürlich 7 000 neue erschwingliche 

Wohneinheiten pro Jahr gefördert und an die Bewohner 

übergeben haben, und das sind mehr als 130 Wohnun-

gen pro Woche. Ich könnte jetzt noch weiter die Leis-

tungsbilanz darlegen, um darzustellen, wie viel in dieser 

Periode geschehen ist, aber es ist die Zeit schon ziem-

lich aufgebraucht. 

Deshalb sage ich Ihnen, das Allerwichtigste, möchte 

ich schon noch hervorheben, ist natürlich für die Stadt 

Wien, dass wir die Daseinsvorsorge, die öffentlichen 

Dienstleistungen weiterhin in unserer eigenen Hand 

haben, dass wir das Wasser nicht privatisiert haben, 

dass wir den sozialen Wohnbau haben, dass wir den 

öffentlichen Nahverkehr in unserem Eigentum haben, 

dass wir Müllabfuhr, Strom, Gas, Fernwärme, Bäder, 

Bestattung als Stadt selber gestalten können, weil es uns 

gehört, weil wir nicht in den 90er Jahren und dem ersten 

Teil der 2000er Jahre hergegangen sind, wie leider sehr 

viele andere Städte in Europa, und dem neoliberalen 

Wahn verfallen wären und alles privatisiert hätten. Ge-

nau das haben wir damals nicht gemacht und sind des-

halb von Ihnen nicht höflich angesprochen worden, um 

das jetzt sozusagen höflich auszudrücken, sondern sind, 

ich würde sogar sagen, auch beschimpft worden. Aber 

es war der richtige Weg. Wir haben das hohe öffentliche 

Eigentum an städtischen Einrichtungen behalten und 

können deshalb als Stadt weitergestalten. Als eine der 

wenigen Millionenstädte haben wir es selber in der Hand, 

weiterhin Gestaltungsspielraum zu haben.  

Diesen Gestaltungsspielraum nützen wir im Interesse 

der Wienerinnen und Wiener und werden wir weiter 

nützen. Wir werden weiterhin darauf schauen, dass Wien 

für seine Menschen die Stadt ist, wo die Lebensqualität 

steigt. Wir wissen, dass wir auch Probleme haben, aber 

diese lösen wir mit Energie und mit Intelligenz. Wir ha-

ben Visionen für die Zukunft. Wir haben Vorstellungen 

für die Zukunft, wie ein wachsendes Wien im 21. Jahr-

hundert dastehen muss. Das ist das Wichtige!  

Ihr Dringlicher Antrag ist ein Rohrkrepierer! - Danke 

schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Bevor 

ich dem Kollegen Juraczka das Wort zu einer tatsächli-

chen Berichtigung erteile, möchte ich mir noch erlauben, 

den ehemaligen ÖVP-Gemeinderat Fuchs auf der Gale-

rie zu begrüßen. (Allgemeiner Beifall.) - Kollege Ju-

raczka, drei Minuten bitte. 

StR Mag Manfred Juraczka: Herr Vorsitzender! 

Ganz kurz nur zur Behauptung des Kollegen Stür-

zenbecher, beim Wirtschaftsstandort ist alles in Ordnung, 

es werden permanent Unternehmen angesiedelt, kaum 

welche siedeln ab. Ich berichtige mit nackten Fakten und 

Zahlen. In den letzten 20 Jahren, praktischerweise ge-

nau die Amtszeit des Herrn Bürgermeisters, sind in Wien 

netto, und davon wissen wir jetzt nicht genau, wie viele 

Teilzeitarbeitsplätze und wie viele Vollzeitarbeitsplätze 

es sind, 7 000 Arbeitsplätze mehr geschaffen worden. 

Wir haben 2014 7 000 Arbeitsplätze mehr als 1994. 

Beispielsweise sind in Oberösterreich im gleichen Zeit-

raum 108 000 Arbeitsplätze geschaffen worden, öster-

reichweit in diesem Zeitraum 400 000. Wenn Sie meinen, 

es sei alles in Ordnung, ist das Ihre Sicht der Dinge. Die 

nackten Zahlen sprechen eine andere Sprache, meine 

Damen und Herren!  

Herr Kollege Stürzenbecher, ob Sie Kollegen wie die 

Kollegin Korosec hier auch persönlich diffamieren, bleibt 

Ihnen überlassen. Ich sage Ihnen nur, eine Rede, wie die 

jetzt von Ihnen gehaltene, ist nicht dazu angetan, Ihnen 

den Spitznamen „innovatives Feuerwerk der Sozialde-

mokratie“ zu geben! - Vielen herzlichen Dank. (Beifall bei 

der ÖVP und von GR Dr Wolfgang Aigner.) 

Vorsitzender GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich er-

laube mir den kurzen Hinweis, dass das Ende keine 

tatsächliche Berichtigung war. Ich ersuche, das in Hin-

kunft zu unterlassen.  

Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Dr Ulm, 20 

Minuten. Ich erteile es ihm. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: 

Das innovative Feuerwerk der ÖVP! - GR Dipl-Ing Rudi 

Schicker: Hoffentlich verpufft es nicht!) 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-

stadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! 

Es ist nie gut, wenn die Erwartungshaltung am An-

fang allzu hoch hinaufgeschraubt wird. (StR Mag Manf-

red Juraczka: Du schaffst es!)  

Herr Kollege Stürzenbecher, Sie haben sich schon 

sehr bemühen müssen, um die Leistungen dieser Koali-

tionsregierung darzustellen und vor allem, dass diese 

Koalitionsregierung nach wie vor Leistungen erbringt und 

nach wie vor nachhaltig für die Wiener arbeitet. Denn 

man kann das sehr leicht widerlegen, indem man sich 

nur ansieht, was dieser Gemeinderat in der heutigen 

Sitzung für eine Tagesordnung hat und welche Ge-

schäftsstücke heute zu beschließen sind. Ich bin schon 

eine Zeit lang in diesem Gemeinderat, aber eine Tages-

ordnung, die aus einem einzigen Blatt besteht und wo es 

nur drei Geschäftsstücke gibt, zu denen es Wortmeldun-



Gemeinderat, 19. WP 20. Februar 2015 63. Sitzung / 58 

 

gen und eine Diskussion gibt, habe ich noch nicht gese-

hen. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und von GR Dr Wolfgang 

Aigner. - GR Godwin Schuster: Weil der Rest einstimmig 

ist!) 

Es gibt keinen besseren, evidenteren Nachweis als 

dafür. (GR Godwin Schuster: Das ist ein super Zeichen 

und genau das Gegenteil, was Sie behaupten!) - Das ist 

natürlich eine sehr nette Idee, eine sehr innovative Idee 

der Umdeutung! Ich kenne auch die ganze Tagesord-

nung. (GR Godwin Schuster: Ich auch!) Ich kenne sie 

auch ohne Wortmeldungen. Diese ist auch extrem knapp 

ausgefallen. (Beifall bei der ÖVP sowie von StR David 

Lasar und GR Dr Wolfgang Aigner.) 

Aber das Problem der SPÖ-Redner sind vielleicht 

auch die Aussagen des eigenen Landesparteisekretärs. 

Diese dokumentieren auch das, was wir sagen, dass in 

dieser Stadtregierung nichts mehr geht, dass man wech-

selseitig nicht mehr miteinander kann, dass die SPÖ 

erklärt, sie würde die Verkehrspolitik viel besser als die 

GRÜNEN und die Frau Vizebürgermeisterin machen. Da 

kann ich der SPÖ nicht einmal widersprechen! (Beifall 

bei der ÖVP sowie von GR Dr Wolfgang Aigner, GR Mag 

Dietbert Kowarik und GR Mag Dr Alfred Wansch.)  

Es ist allerdings nicht üblich in einer funktionierenden 

Koalitionsregierung, dass man so miteinander umgeht. 

Es geht nicht mehr um die Sacharbeit. Schauen Sie sich 

die „Presse“ von heute an, eine ganze Seite, wo es nur 

noch um die Befindlichkeiten geht, die es zwischen Rot 

und Grün gibt. Da ist auch interessant, dass die Frau 

Vizebürgermeisterin der SPÖ ausrichtet, dass diese ihre 

Glaubwürdigkeit beschädigt, wobei ich in dem Zusam-

menhang für mich feststellen muss, die GRÜNEN be-

schädigen ihre Glaubwürdigkeit in Sachen Wahlrecht um 

einiges mehr als die SPÖ, denn es stimmt wirklich, der 

Bürgermeister hat einen solchen Notariatsakt nicht un-

terschrieben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir werden 

sehen, was wir haben werden!) Wenn es jetzt nicht zu 

diesem Wahlrecht kommt, wovon man ausgehen muss, 

dann beschädigen die GRÜNEN elementar ihre Glaub-

würdigkeit! (Beifall bei ÖVP, FPÖ und von GR Dr Wolf-

gang Aigner.)  

Leider Gottes ist es wirklich so, dass wir eine un-

glaubliche Abgabenlawine in dieser Stadt haben, dass 

wir in dieser Stadt einen Schuldenstand haben, wie wir 

ihn noch nie hatten, dass wir Jahr für Jahr 84 Millionen 

EUR nur an Schuldendienst aufbringen müssen, dass wir 

eine Währungsspekulation im Franken haben, die uns 

von einem Tag auf den anderen 300 Millionen EUR mehr 

Schulden gebracht hat und dass es ausreichend Skan-

dale gibt. Der Herr Klubobmann Ellensohn ist jetzt nicht 

im Raum. (GR David Ellensohn, im Saal vorne seitlich 

sitzend: Doch! Hier!) Er hat gemeint, die Skandale betref-

fen alle nur die SPÖ und nur die Zeit von davor. - Keine 

Rede davon. Es gibt genügend Bau- und Flächenwid-

mungsskandale, vom Semmelweis-Areal angefangen bis 

zum Stadthallenbad und ausreichend Geldverschwen-

dung, die wir in dieser Periode feststellen mussten. Von 

der SPÖ kennen wir es ja und überrascht es uns nicht so 

wahnsinnig, nur durch den Eintritt der GRÜNEN in die 

Stadtregierung hat die Geldverschwendung leider Gottes 

noch zugenommen. Ich verweise nur auf die grüne „Wi-

enwoche“, 453 000 EUR, auf die vielfachen Beauftrag-

ten, auf den Lückenschluss Ring-Radweg, 400 000 EUR 

für ein paar Meter Radweg, Fußgängerkongress Walk21, 

1,2 Millionen EUR Kosten, Materialschlacht Mariahilfer 

Straße, 1,6 Millionen EUR oder 32 EUR pro informiertem 

Wiener.  

Worum es wirklich geht, und das ist das Herzstück 

der Politik, und da ist das ganz große Versagen und da 

bräuchten wir eine Änderung, ist natürlich die Wirt-

schaftspolitik. Alles hängt an der Wirtschaftspolitik. Da 

hat sich natürlich mit dem Eintritt der GRÜNEN über-

haupt nichts geändert, im Gegenteil, es ist noch schlech-

ter geworden. Anstatt die Voraussetzungen für eine 

funktionierende Wirtschaft zu schaffen, anstatt die richti-

gen Rahmenbedingungen zu machen, glauben Sie, Sie 

müssen selber wirtschaften. Das funktioniert nachweis-

lich schon durch viele Jahre nicht und insbesondere in 

dieser Periode nicht. (GRin Ing Isabella Leeb: Das ist ein 

Drama!) Der Kollege Stürzenbecher ist so stolz auf seine 

300 gemeindeeigenen Firmen. - Herr Kollege, lesen Sie 

keine Kontrollamtsberichte? Lesen Sie nicht, was der 

Stadtrechnungshof sagt? (Beifall bei ÖVP, FPÖ und von 

GR Dr Wolfgang Aigner.) 

Sie wirtschaften nicht sparsam, wirtschaftlich und 

zweckmäßig. Da wird uns ein Skandal nach dem ande-

ren aufgedeckt. Da gibt es auch keine klare Struktur. Da 

wurschtelt man irgendwie dahin. Da gibt es keine Tren-

nung und Neuaufstellung in Daseinsvorsorge, Zuschuss-

betriebe und gewinnorientierte Betriebe, wie wir das 

schon die längste Zeit verlangen.  

Da gibt es Skandale wie beim Media Quarter Marx, 

den die Wirtschaftsagentur zu verantworten hat. Da hat 

sich die Stadt Wien mit einem kasachischen Oligarchen 

eingelassen und Millionen Euro verloren. Das ist noch 

nicht so lange her. Das wissen wir erst seit relativ kurzer 

Zeit.  

Und seit sehr kurzer Zeit wissen wir auch, was bei 

TownTown passiert ist, unvorstellbar, wieder ein soge-

nanntes PPP-Modell, um Ihre Vorstellungen von Wirt-

schaft durchzusetzen! Es schaut so aus, dass man einen 

privaten Partner sucht, der die Anteile von einem priva-

ten Partner aufkauft und den Kaufpreis mit 5 Millionen 

EUR selbst finanziert. Diese 5 Millionen EUR hat man bis 

jetzt zur Gänze abschreiben können, wie uns der Stadt-

rechnungshof versichert hat. Es werden noch mehr wer-

den, weil wir die ganzen 9 Millionen EUR für den privaten 

Partner finanziert haben, damit er eigener Partner der 

Stadt Wien werden kann. Es ist absurd!  

Das geht so weiter bei den Wiener Linien mit Dienst-

wagenchaos, mit Geothermiebohrungen Aspern, Wiener 

Linien, wir haben die Kontrollberichte zur Autobus-

Zentralwerkstätte, und, und, und.  

Leider Gottes Geldverschwendung und Skandale 

mehr als genug in dieser Periode. Die Ursache liegt 

einfach in einer falschen Wirtschaftspolitik, in einer Wirt-

schaftsordnungspolitik und in einer Strukturpolitik, die es 

nicht geschafft hat, das Abwandern von Betrieben ins 

Umland zu verhindern, die es nicht geschafft hat, dass 

die Sachgütererzeugung in Wien dramatisch zurückgeht. 
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Wir haben nach wie vor die leerstehenden Geschäftslo-

kale und die verwaisten Auslagen, das, was wir hier nicht 

haben wollen, ganz einfach, weil es die gesetzlichen und 

die strukturellen Rahmenbedingungen nicht schaffen.  

Natürlich könnten wir etwas mit einer guten Konjunk-

turpolitik und mit einer guten Steuerpolitik machen. Doch 

Steuerpolitik ist bei Ihnen eine einseitige Angelegenheit. 

Steuerpolitik heißt bei Ihnen ausschließlich, Steuern und 

Abgaben zu erhöhen, anstatt zu senken. Da lobe ich mir 

den Finanzminister Schelling, der bereit ist, hier etwas zu 

verändern. Er sagt auch, dass es im Jahr 2016 wieder 

ein strukturelles Nulldefizit geben soll.  

Ihre Antwort auf Ihre Wirtschaftspolitik ist, dass Sie 

sagen, Austeritätspolitik ist entsetzlich, ganz falsch, 

dürfen Sie auf keinen Fall machen. Sie glauben tatsäch-

lich, Sie müssen immer mehr Geld einnehmen und im-

mer mehr Geld ausgeben. Es funktioniert nur nicht! (Bei-

fall bei der ÖVP und von GR Dr Wolfgang Aigner.)  

Sie können keinen Staatshaushalt einnahmenseitig 

sanieren, weil wenn dieses Fass Löcher hat und man zu 

viel ausgibt, können Sie oben gar nicht so viel hineinlee-

ren, dass unten nicht wieder alles herausrinnt. Sie wer-

den es einfach nicht schaffen, zu einem ausgeglichenen 

Haushalt zu kommen, weil Sie leider Gottes nicht wirt-

schaften.  

Austeritätspolitik, die Sie so brandmarken und mit der 

Sie nichts zu tun haben wollen, heißt überhaupt nichts 

anderes, als dass man eine staatliche Haushaltspolitik 

anstrebt, die einen ausgeglichen Staatshaushalt über 

den Konjunkturzyklus ohne Neuverschuldung schafft.  

Mit Ihrer Wirtschaftspolitik ist zu befürchten, dass wir 

weiterhin beim Wirtschaftswachstum Schlusslicht und bei 

den Arbeitslosenzahlen ganz an der Spitze sind. Dazu 

kommt, dass Sie die Bürger schikanieren, die Autofahrer 

ganz oben, die Fußgänger gehören auch dazu. 

Dazu kommt, dass Sie in Sachen Demokratie mehr 

als nur Defizite haben. Das gilt nicht nur für die repräsen-

tative Demokratie, wo Sie ein reformiertes Wahlrecht, 

wie vereinbart, nicht zustande bringen. Das gilt vor allem 

für die direkte Demokratie. Das ist vor allem natürlich ein 

Armutszeugnis für die GRÜNEN. Die GRÜNEN sind 

einmal für Bürgerbeteiligung und für direkte Demokratie 

gestanden. Das Gegenteil ist heute der Fall. Wir konnten 

sehen, 150 000 Unterschriften für eine Volksbefragung 

zu den Kurzparkzonen waren Ihnen egal. Sie haben 

diese einfach nicht gemacht. Dafür haben Sie immerhin 

eine Befragung zur Mariahilfer Straße gemacht, aber da 

wiederum nicht nach dem Wiener Volksbefragungsge-

setz, sondern nach Ihren eigenen Regelungen, wie Sie 

es sich vorstellen. Am liebsten befragen Sie nur Dinge, 

wo nichts passieren kann. Welche Farbe soll die U-Bahn 

haben? Lila oder pink? Welche Farbe sollen die Radwe-

ge haben? Rot oder grün? Dies ist die Art und Weise. 

wie Sie die Bürger an der Macht teilhaben lassen wollen. 

Denn in Machtfragen kennen Sie überhaupt nichts, 

diese wollen Sie um jeden Preis behalten! (Beifall bei der 

ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster 

zum Wort gemeldet hat sich GR Mag Kowarik. Ich erteile 

es ihm. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheit-

lichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen 

und Herren!  

So oder so, ob jetzt unserem Beschluss- und Resolu-

tionsantrag zugestimmt wird oder nicht, neigen wir uns 

dem Ende dieser Legislaturperiode zu. Es geht zu Ende, 

und es geht nicht nur mit der Legislaturperiode zu Ende, 

sondern es geht auch mit der Koalition zu Ende. Wir 

haben das schon von mehreren anderen Rednern ge-

hört. Diese Feststellung treffen nicht nur die Oppositi-

onsparteien, diese Feststellung treffen auch diverse 

Medien, die sicherlich nicht im Ruf stehen, freiheitlich zu 

sein. Ich komme dann später noch darauf zurück und 

werde Ihnen ein bisschen etwas vorlesen.  

Wie schaut es aus? Es ist nichts Neues, dass die 

SPÖ in Wirklichkeit leider Gottes, oder was heißt, leider 

Gottes, es ist halt so, schon seit langer Zeit keine Gestal-

tungskraft und auch keinen Gestaltungswillen mehr hat. 

Es wird krampfhaft versucht, mit Smart Cities oder sons-

tigen Blasen irgendwie darzustellen, wie innovativ man 

sein will oder wie innovativ man ist. Wirklich gelingen tut 

es nicht und das kriegen auch die Leute mit. Es wird wie 

immer versucht, sich mit Millionen eine gute Meinung bei 

diversen Medien zu erkaufen. Auch das, glaube ich, 

durchschaut inzwischen schon jeder. 

Man spürt auch direkt die Angst der SPÖ vor dem 

Machtverlust. Wir wissen alle nicht, wie die Wahl aus-

geht. Jeder wird sich seinen Teil dazu denken, wie sie 

ausgeht. Aber das kriegt man schon mit und das kriegen 

nicht nur wir mit. Im Gegensatz dazu haben die GRÜ-

NEN Gestaltungswillen, das muss man ihnen zugeste-

hen, und versuchen, das Minderheitenprogramm in ih-

rem Sinne durchzupeitschen. Wir haben das bei der 

Mariahilfer Straße oder sonst wo gesehen. Dort wird 

eben krampfhaft und teilweise erfolgreich versucht, mit 

Hilfe der SPÖ nur das durchzusetzen, was der eigenen 

Wählerklientel passt oder was ihm gefallen könnte und 

alles andere ist wurscht.  

Wirklich viel hat sich in Wien und auch in der Politik 

in Wien nicht geändert, seitdem die Grünen in der Regie-

rung sind. Vielleicht ganz interessant ist - ich habe es 

vorhin schon angesprochen - das „profil“. Ich lese es 

nicht so oft, aber in diesem Fall hat es mich eigentlich 

interessiert. In der aktuellen Ausgabe schreibt eine Frau 

Rosemarie Schwaiger: „Wien: die rot-grüne Koalition 

endet im Streit.“ Ich zitiere nur auszugsweise: „Von Ver-

kehrsfragen einmal abgesehen, änderte die Regierungs-

beteiligung der Grünen überraschend wenig an der Poli-

tik in Wien. Wer geglaubt hatte, dass ein paar semide-

mokratische Gepflogenheiten im Rathaus mit der neuen 

Partnerschaft vorbei sein müssten, wurde enttäuscht. Die 

Stadt pulvert etwa nach wie vor unanständig hohe Sum-

men in das Marketing, also letztlich auch in PR für die 

SPÖ.“ - Da hat sich leider Gottes wirklich nicht viel geän-

dert. 

Wenn man nachvollzieht, was alles geschehen ist, 

Stichwort „Vergabe Bohmann-Verlag“, war diese vor ein 

paar Jahren noch ein dubioser Millionen-Deal für die 

GRÜNEN, inzwischen ist sie lupenrein. Es ist halt so, wie 

es ist. Es wird hingenommen. Es wird auch zu allem Ja 
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und Amen gesagt, zu allen Anfütterungsversuchen der 

SPÖ.  

Wenn man sich das Budget für den PID anschaut, 

haben auch dort die GRÜNEN nichts zusammenge-

bracht, ganz im Gegenteil. Es ist ganz interessant, das 

ist sogar gestiegen. Ich glaube, irgendwo hat sich die 

Frau Vizebürgermeisterin dazu hinreißen lassen, das 

sind nur Umbuchungen, also das ist in Wirklichkeit eh 

gleich geblieben. Es ist schon gleich ein Wahnsinn, hät-

ten Sie vor ein paar Jahren auch noch gesagt, wenn man 

es sich im Konkreten an den einzelnen Posten anschaut. 

Information und Öffentlichkeitsarbeit im Budget, Leis-

tungsentgelte für Direktinformation, das ist das Interes-

sante, wo direkt hineingebuttert wird, im Rechnungsab-

schluss 2013 abgeschlossen mit 13,272 Millionen EUR, 

Voranschlag für 2014 9,827 Millionen EUR und jetzt 

haben wir, also nicht ich, aber das Haus beschlossen, 

Voranschlag für 2015 19,964 Millionen EUR. Sie haben 

mitgestimmt, ich gratuliere! 

Soviel dazu, zur Änderung der politischen Kultur. Viel 

hat sich nicht geändert.  

Auch sonstigen Begehren der SPÖ haben Sie nicht 

widerstehen können, hochinformative Sujets und Insera-

te: „Ich hätte so gern 250 EUR Taschengeld im Monat.“, 

sagt der liebe Daniel. Er hat im November 2004 Zeit, sich 

anzumelden bei „wienwillswissen.at“. Das ist auch eine 

besondere Farce! Sie haben mitgestimmt. Wie viel hat es 

gekostet? 2 Millionen EUR zusätzlich noch zum Budget.  

Wir beschließen ständig Sonderbudgets zu dem ei-

gentlichen Budget, das wir eh schon haben.  

Wo haben sich dann Rot und Grün halt abgetauscht? 

Die einen haben eine BürgerInnenumfrage bekommen, 

die nicht nur nach Ansicht der Opposition, sondern auch 

nach Ansicht namhafter Verfassungsjuristen rechtswidrig 

war. Auch dafür haben sich die GRÜNEN hergegeben. 

(GR Mag Rüdiger Maresch: Welcher Verfassungsjuris-

ten?) - Prof Mayer zum Beispiel. Es gibt mehrere. (GR 

Mag Rüdiger Maresch: Das glaube ich nicht!) - Schauen 

Sie nach! Ich zeige es Ihnen gerne. Ich komme nachher 

zu Ihnen und zeige es Ihnen. Ich habe mit ihm auch 

diesbezüglich gesprochen, also ich weiß, was er gesagt 

hat. Insbesondere ist auch die Heranziehung der Melde-

daten rechtlich nicht in Ordnung. Das hat sich vielleicht 

noch nicht bis zu den GRÜNEN herumgesprochen.  

Was hat die SPÖ dafür machen dürfen? Die Volksbe-

fragung mit No-na-Fragen. Wir haben es auch heute 

schon gehört, man hat zwar abstimmen lassen, aber 

noch immer nicht umgesetzt und hat sogar eine Ohrfeige 

hinsichtlich der Olympia-Frage bekommen. Das ist also 

grandios danebengegangen. Man hat es halt trotzdem 

gemacht, um Werbebudget zu verwenden.  

Wie sehr in Wirklichkeit die SPÖ auch schon darnie-

derliegt, zeigt auch ein Schreiben des Herrn Bürgermeis-

ters und seines neuen Landesgeschäftsführers an alle 

Mitglieder, wo man sich sogar dazu hinreißen lassen 

muss, die griechische SYRIZA zu bejubeln. Also, so weit 

sind wir schon! (GR Mag Wolfgang Jung: Die ist aber 

wenigstens erfolgreich!) - Genau! Da will man halt 

krampfhaft draufspringen. Man vergisst in dem Zusam-

menhang, dass die PASOK-Partei in Griechenland gran-

dios verloren hat und die Linkspopulisten, sage ich ein-

mal freundlich, gewonnen haben. Er reißt sich hin zu der 

Aussage: „Und auch die jüngste Wahl in Griechenland - 

mit 149 von 300 Mandaten hat das Linksbündnis SY-

RIZA die absolute Mehrheit nur um 2 Mandate verpasst - 

bestärkt uns darin, mit linker fortschrittlicher und solidari-

scher Politik können wir die Menschen für uns gewin-

nen.“ - Meine Damen und Herren, wenn das solidarisch 

ist, was die griechische SYRIZA aufführt, dann verstehe 

ich die Welt nicht mehr! (Beifall bei FPÖ, ÖVP und von 

GR Dr Wolfgang Aigner.) 

Das ist vielleicht das krampfhafte Festhalten, eigene 

Interessen umzusetzen. Solidarisch ist es sicher nicht, 

wenn man Verträge nicht einhält! 

Ich verstehe auch, dass es Ihnen gefällt, wenn man 

mit rund 36 Prozent der Wählerstimmen fast 50 Prozent 

der Mandate bekommt. Das erleben wir auch in Wien, 

dass Ihnen das sehr gut gefällt. (GR Dr Kurt Stürzenbe-

cher: Schön wäre es!) - Schön wäre das nicht, Herr Kol-

lege! In Wirklichkeit das als fortschrittliche und solidari-

sche Politik darzustellen und sich krampfhaft auch noch 

auf den Erfolg setzen zu wollen, da sieht man schon, wie 

sehr Sie am Boden liegen! (GR Ernst Woller: Wir sitzen 

ganz gut!) - Sie sitzen ganz gut, gratuliere! 

Gehen wir weiter, es ist in Wirklichkeit auch dieses 

Auseinanderleben von SPÖ und GRÜNEN nichts Neues. 

- Der Herr Klubobmann Schicker spaziert vor mir hin und 

her. (GR Dipl-Ing Rudi Schicker: Irritiert Sie das?) - Nein, 

ist in Ordnung! Ich wollte nur gerade auf Sie Bezug neh-

men, Herr Kollege. Stören tut es mich nicht. Es war 

schon im Jahr 2013, Sie werden es selber wissen, wo 

Sie sich gegenseitig, Sie speziell mit dem Kollegen 

Chorherr, Freundlichkeiten über den „Standard“ ausrich-

ten haben lassen, wo der Chorherr sagt: „Nachdem 

Schicker nur zum wiederholten Male mit unqualifizierter 

und falscher Kritik an der Vizebürgermeisterin auffällt, ist 

der Punkt erreicht, an dem man ihm klar machen muss, 

so geht es nicht.“ 

Und was ist die Retourkutsche? Da darf der Herr Kol-

lege Schicker dann selber im „Standard“ schreiben. Er 

schreibt von untergriffigen Äußerungen, attestiert dem 

Herrn Chorherr Hypernervosität und richtet ihm aus: „Es 

reicht!“ - Ja, Herr Kollege, es reicht! Da haben Sie recht. 

Darum haben wir auch diesen Antrag gestellt. (GR Mag 

Christoph Chorherr: Wann war das eigentlich?) - Das 

war schon 2013. 

Es ging aber weiter, Herr Kollege. Was hat die SPÖ-

GRÜNE-Koalition durchgebracht? Sie behaupten, dass 

Sie weiß Gott was umgesetzt haben. Ich reduziere ein-

mal auf den Bereich, für den ich mich halbwegs zustän-

dig fühle, nämlich was die Demokratiepolitik betrifft. Da 

haben Sie selber auch ein Regierungsübereinkommen 

gemacht. Da kann man das durchaus nachlesen. Das 

Gute vorab, Frau Kollegin, wir haben einen Stadtrech-

nungshof bekommen. Das haben wir zusammen ge-

schafft, würde ich sagen. Dazu hat die Opposition ein 

gutes Stück beigetragen, dass es dann tatsächlich das 

geworden ist, was es ist. Das haben wir alle geschafft, 

Kompliment. (Beifall bei FPÖ, ÖVP und von GR Dr Wol-

fang Aigner.)  
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Das war es dann aber auch schon, meine Damen 

und Herren von den GRÜNEN und von der SPÖ, speziell 

von den GRÜNEN, wo man meinen könnte, das wäre Ihr 

Thema gewesen.  

Also, was haben wir da alles stehen?  

Wahlrechtsreform, Ziel ist ein modernes Verhältnis-

wahlrecht. - Schauen wir einmal, würde ich sagen.  

Die Briefwahl muss das direkte und geheime Wahl-

recht sicherstellen sowie Manipulationen und Missbrauch 

ausschließen. - Schauen wir einmal, was Sie dann wirk-

lich einbringen. Wie man hört, wird nur die Achttagesfrist 

abgeschafft und der Rest fällt unter den Tisch. (GR Dr 

Kurt Stürzenbecher: Was ist der Rest?) - Da gibt es 

einiges, aber darüber können wir dann in der Landtags-

sitzung stundenlang reden. Da habe ich nämlich mehr 

Zeit, Herr Kollege. Dort habe ich keine Redezeitbe-

schränkung. Das mache ich gerne. Darauf können Sie 

sich verlassen. (GR Ernst Woller: Das ist eine Drohung!) 

- Das ist eine Drohung? Wie man es nimmt, Herr Kolle-

ge!  

Was haben wir noch geschrieben? Es soll eine Ar-

beitsgruppe Wahlrechtsreform geben, im Jahr 2010 wird 

sie konstituiert, legistische Umsetzung bis längstens 

Ende 2012. - Ist sich knapp nicht ausgegangen. Wir 

haben sie noch immer nicht.  

Was soll noch geändert werden? Volksbefragungen 

sollen häufiger eingesetzt werden und auch in Bezirken 

oder Grätzeln möglich werden. BürgerInnenversamm-

lungen, Beteiligungsmodelle auf Bezirks- und Grätzel-

ebene sollen leicht initiierbar und gefördert werden. Ver-

bessertes Anfrage- und Antragsrecht. Ausgegliederte 

Teile der Gemeindeverwaltung sollen einer ausreichen-

den Kontrolle durch den Wiener Gemeinderat unterwor-

fen sein. - Nichts. Evaluierung der Instrumente Untersu-

chungskommission und Untersuchungsausschüsse, und 

so weiter, und so fort. Dafür haben Sie es zusammenge-

bracht, meine Damen und Herren der Koalition, bei der 

Umsetzung des Verwaltungsgerichtsgesetzes ein verfas-

sungswidriges Gesetz zu produzieren. Das haben Sie 

zusammengebracht. Das war dann alles.  

Wenn man sich jetzt konkret anschaut, beim Wahl-

recht ist es auch so. Wir haben das schon öfters gehört 

und Sie werden es wahrscheinlich auch noch öfters 

hören. Da war die Vorstellung auch nicht gerade hervor-

ragend. Das haben wir auch immer wieder gehört. Zuerst 

haben wir im August 2014 beim Ö1-Morgenjournal-

Interview vom Kollegen Schicker gehört, es gibt einen 

Kompromiss. Hatte eine Halbwertszeit von, ich glaube, 

ein paar Stunden. Dann haben die GRÜNEN Nein ge-

sagt. Dann haben wir immer wieder gehört, wann denn 

endlich die Umsetzung der Wahlrechtsreform kommen 

soll. Wurde natürlich nie eingehalten. Am 5. Februar, 

glaube ich, hat die Frau VBgmin Vassilakou die Einigung 

bekannt gegeben. Hat nicht einmal eine Halbwertszeit 

von ein paar Minuten gehabt. Also, sofort Gegenargu-

mente von der SPÖ, stimmt alles nicht, alles anders. Die 

SPÖ war dann beleidigt, weil man in die Öffentlichkeit 

gegangen ist. Der Herr Bürgermeister war „not amused“. 

Die Frau Vassilakou hat ein Ultimatum ohne Konsequen-

zen gesetzt oder hat uns zumindest die Konsequenzen, 

die sie ans Ultimatum setzt, nicht mitgeteilt. Sie hat ein 

Ultimatum gesetzt. (GR Mag Wolfgang Jung: Szenen 

einer Ehe!) Das hat aber den Häupl wieder kaltgelassen. 

Und am 12.2. hat man eingesehen, man ist gescheitert. 

Das ist die traurige Bilanz der Umsetzung des Wahlrech-

tes. Was sich da alles gegenseitig ausgerichtet wurde, 

waren nicht nur Freundlichkeiten. Wir haben heute auch 

schon gehört, inzwischen sind die SPÖ-Bezirksvorsteher 

auch nicht mehr ganz erfreut. Das ist auch nicht seit 

gestern. Das wissen wir auch schon länger, dass sie 

auch nicht alles goutieren, was von grüner Seite kommt, 

und so weiter und so fort.  

Was teilen uns jetzt die SPÖ - ganz lustig - und die 

GRÜNEN - darauf komme ich auch noch zurück - mit? 

„Wiener Wahlrecht - Einigung in den meisten Punkten.“ - 

Na, bitte sehr! Ich kann mich gar nicht an alles erinnern, 

worüber wir in den Runden diskutiert haben, wo wir dar-

über gesprochen haben. „So wird die Briefwahlnachfrist 

abgeschafft und die vom Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte kritisierte Bestimmung zum Wahlrecht 

für Strafgefangene reformiert.“ - Das müssen wir ma-

chen. Das ist jetzt noch keine Leistung. Da schreibt man: 

„Einigung in weiteren wichtigen Fragen.“ - Da einigt man 

sich dann in lauter wichtigen Fragen, die nur leider der 

Landesgesetzgeber halt nicht umsetzen kann. Das ist 

eine tolle Einigung! In Wirklichkeit haben Sie nicht viel 

zusammengebracht! 

Was schreiben die GRÜNEN? „So erreichen wir ein 

faires Wahlrecht für Wien.“ - Schön langsam kommt man 

darauf, dass man doch etwas tun muss. „Wie kann ich 

dabei helfen?“, sagt man den Usern im Internet. „Ja, hilf 

uns dabei, dass der Landtag ein faires Wahlrecht be-

schließt. Auch wenn du ÖVP, SPÖ oder FPÖ wählst, 

richte deinen Vertretern aus, dass du eine faire Stimme 

haben willst.“ - Also, unseren Vertretern brauchen Sie es 

nicht mehr auszurichten. Wir wissen, was wir wollen. 

Interessant noch die GRÜNEN, die dann bekannt geben 

- wann war das? - 16.2., ist noch gar nicht so lange her: 

„Wiener Wahlrecht, Grüne tüfteln am wasserdichten 

Antrag: ‚Wir schauen uns das ganz genau an.‘ betont 

eine Sprecherin der Grünen.“ - Dazu kann man nur sa-

gen, früh kommen Sie darauf. Jetzt haben wir fast schon 

fünf Jahre seit der letzten Wahl und man kommt darauf, 

dass man sich das ganz genau anschaut. Wir werden 

sehen, wie genau Sie es sich wirklich anschauen und 

was wir dann umsetzen.  

Ich habe schon gesagt, wir laden alle Parteien ein, 

uns dabei zu unterstützen, dieses Wahlrecht oder diese 

Bestimmung, diese notariell beglaubigte Vereinbarung, 

aber kein Notariatsakt, aber ist ja egal, umzusetzen. Wir 

werden das unsrige dazu tun. Wir werden beobachten 

und nicht nur wir. Ich glaube, da wird es bei der entspre-

chenden Sitzung hier oben ein bisschen voller sein. Wir 

werden alles nachverfolgen, was da passiert.  

Den Höhepunkt setzt wie immer unser lieber Herr 

Bürgermeister, der zwischenzeitig wieder Anwandlun-

gen, also landesfürstliche Allmachtsphantasien, hat (GR 

Mag Wolfgang Jung: Feudal!) - oder feudal. Das „profil“ 

hat es so ähnlich geschrieben. Ich zitiere es jetzt nicht. 

Ich suche das jetzt nicht heraus. Wir kennen das, da wird 
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nicht bestellt oder schon bestellt oder nicht abberufen. 

Das kennen wir zur Genüge. Der Verfassungsgerichtshof 

wird sich damit befassen oder hat sich schon damit be-

fasst, ich weiß es gar nicht. Das Neue ist, der Wiener 

Wahltermin steht fest, er sagt ihn aber noch nicht. Wir 

haben es heute schon öfters gehört. Ich meine, nicht 

böse sein, das ist ein Scherz, ein schlechter! Dann hat er 

das konkretisiert. Zuerst bespricht er es mit seinen 

Freunden, dann mit den GRÜNEN - sind also keine 

Freunde mehr - und dann lässt er sich dazu herab, viel-

leicht der breiten Öffentlichkeit zu sagen, wann er ge-

denkt, zu wählen. Es soll sich jeder selber einen Reim 

daraus machen. In Wirklichkeit sieht man, es geht nicht 

mehr viel weiter. Nicht einmal darauf kann man sich 

einigen.  

Übrig bleiben Baustellen. Der Kollege Ulm vor mir hat 

Ihnen schon alles angeführt. Ich führe es gerne noch 

einmal an, habe aber nur noch drei Minuten, darum kann 

ich das leider Gottes nicht mehr machen. Es gibt schon 

genug Skandale, auch in diesem Jahr. Das Stadthallen-

bad wurde schon gesagt. Oder erst unlängst, die Prä-

mienzahlung im Wien-Holding-Konzern ist meines Erach-

tens nach auch nicht ganz fein. Bauskandal Pensionis-

tenhaus Atzgersdorf, und so weiter, und so fort.  

Meine Damen und Herren, ich kann mich nur dem 

anschließen, was die Oppositionsredner schon gesagt 

haben. Machen wir dem Trauerspiel ein Ende, stimmen 

Sie unserem Antrag zu! Wie hat schon der Herr Bürger-

meister gesagt: „Es warad wegen der Wahl.“ - Danke 

schön. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster 

zum Wort gemeldet hat sich GR Mag Jung. Ich erteile es 

ihm. (GR Mag Wolfgang Jung begibt sich mit einem 

Schild zum Rednerpult.) 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! (GR 

Dr Kurt Stürzenbecher: Was ist das für ein Schild?) - Sie 

kriegen es noch rechtzeitig zu sehen.  

Es ist schon interessant, was SMS alles können. Ich 

war auf der Rednerliste. Kaum habe ich mich streichen 

lassen, der Herr Vorsitzende schaut auf sein Handy und 

plötzlich ist der Klubobmann Schicker hinten nachgemel-

det und vorne gestrichen. Ist kein Problem. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): 

Kollege Jung, bevor Sie Märchen erzählen, muss ich Sie 

unterbrechen. Das stimmt überhaupt nicht. (GR Mag 

Wolfgang Jung: Nein!) Sie wissen, wenn man heute mit 

dem Handy etwas macht, kann man es nachvollziehen. 

Wenn ich Sie jetzt als Märchenonkel bezeichnen würde, 

müsste ich mir einen Ordnungsruf geben. Daher mache 

ich es nicht. Aber so tut man es nicht.  

GR Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): So tut man es 

nicht. Ich stimme Ihnen zu, Herr Vorsitzender.  

Ich möchte auf den Kollegen Stürzenbecher einge-

hen: Wenn ich ihm so zuhöre, dann fällt mir eine andere 

Rede ein, die vor zirka 20 Jahren in einem anderen Land 

gehalten wurde. Das war reinstes Funktionärsdeutsch. 

„Den Sozialismus in seinem Lauf hält weder Ochs noch 

Esel auf.“, hat der Mann gesagt. Aber ein Jahr später 

war er weg vom Fenster.  

Ich bringe jetzt einige der Punkte, die Sie da ange-

führt haben, Herr Kollege Stürzenbecher: Sie haben 

gesagt, wer über den Islamismus und über solche Ange-

legenheiten und Verbrecher Bescheid weiß, muss das 

sofort melden. Das ist klar. Aber Sie wissen ganz genau, 

dass es sie gibt.  

Sie haben nachher die „FAZ“ als Zeugen für Ihre 

Worte angeführt. - Die „FAZ“ hat vor ungefähr drei Wo-

chen unter dem Titel „Wiener Blut“ eine halbe Seite über 

islamistische Kriminelle, die in Österreich und in Wien ein 

Zentrum haben, geschrieben, Herr Kollege. Das können 

Sie nicht bestreiten und mit Ihrer Politik haben Sie das 

gefördert! 

Den sozialistischen Wohnbau haben Sie gepriesen. - 

Sie haben wahrscheinlich den Direktor Janßen mit sei-

nen zwei Wohnungen gemeint, nehme ich an, Herr Kol-

lege. Glauben Sie nicht, dass die Wiener das nicht mit-

kriegen! 

Sie haben gesagt, es ist unglaublich, da die Wahlpe-

riode zu verkürzen. - Wer hat denn vor nicht allzu langer 

Zeit davon gesprochen? Knapp zwei Wochen, glaube 

ich, ist es her, dass der Herr Bürgermeister in einem 

Interview gesagt hat, es ist immer so, wenn eine Regie-

rungsperiode zu Ende geht, fangen die Partner an zu 

motschgern, früher war es die ÖVP, jetzt sind es die 

GRÜNEN und man könnte das Motschgern ja beenden. 

Das war eine Idee Ihres Herrn Bürgermeisters, Herr 

Kollege Stürzenbecher! Aber Sie sind ja Weltmeister im 

Verdrehen! 

Sie haben uns eine tolle Liste mit der Mercer-Studie 

gebracht. - Sie wissen aber ganz genau, dass das nicht 

vom Arbeiter in Meidling, sondern vielleicht von der Frau 

Ederer als Person, die abgefragt wurde, gemacht wurde. 

Ich lese Ihnen ein paar andere Daten aus einer Studie 

der EU-Kommission vor: Zufriedenheit der Bürger mit 

ihrer Stadt. 83 Städte wurden abgefragt. Integration, die 

Wiener auf Platz 72. Mieten auf Platz 62, Herr Kollege 

Stürzenbecher. Lärmpegel und Lärmbelästigung auf 

Platz 34. Zufrieden mit der Stadtverwaltung waren nur 22 

Prozent der Wiener. Fragen Sie die Wiener! Fragen Sie 

nicht die Bosse ausländischer Industriefirmen, Herr Kol-

lege! Das ist Ihr Realitätssinn, der weit weg von der 

Wirklichkeit ist! Das kann man Ihnen sagen, Herr Kolle-

ge.  

Dann einige recht bedenkliche Aussprüche, die gera-

de im letzten „Standard“ der Herr Bürgermeister von sich 

gegeben hat. Da sagt er nämlich, er will lieber gegen die 

Massen recht behalten, als mit den Massen zu irren. - 

Die Massen wählen. Will er lieber gegen die Wähler 

recht behalten? Ist er gescheiter als die Wähler? Das ist 

schon eine sehr bedenkliche und auch recht überhebli-

che Ausdrucksweise, die hier an den Tag gelegt wird, 

Herr Kollege! Das ist nicht das, was die Wiener wollen, 

das kann ich Ihnen sagen! 

Der Herr Bürgermeister hat auch etwas anderes ge-

sagt. Der Herr Ellensohn ist noch da. (GR Dr Kurt Stür-

zenbecher: Das hat er nicht gesagt!) - Das hat er gesagt! 

Das können Sie nachlesen, Herr Kollege! Schlagen Sie 

den „Standard“ auf! Das ist keine Erfindung von mir! - 

Die GRÜNEN, hat er gesagt, haben ein Kommunikati-



Gemeinderat, 19. WP 20. Februar 2015 63. Sitzung / 63 

 

onsproblem, verstehen nicht richtig, wie es ausschaut mit 

den Neuwahlen und mit den Wahlgesetzen. Jetzt frage 

ich, Herr Kollege Ellensohn: Könnten Sie vielleicht das 

Kommunikationsproblem aufklären? Wer versteht jetzt 

nicht richtig, Sie oder der Bürgermeister? Wenn Sie sich 

trauen, kommen Sie heraus und machen Sie das! Das ist 

die Realität! 

Jetzt komme ich zum eigentlichen Thema, nämlich 

zur Frage der Neuwahl. „Ein Bild sagt oft mehr als tau-

send Worte.“, ein altes Sprichwort. Karikaturen sagen oft 

sehr viel. Ich bin kein großer Fan des Herrn Pammes-

berger, aber mit seiner Karikatur hier, mit dieser (Der 

Redner zeigt das von ihm zum Rednerpult mitgenomme-

ne Schild, auf dem sich eine Karikatur mit dem Titel „Der 

steinerne Burgamasta“ befindet.), hat er im wahrsten 

Sinn des Wortes den Nagel auf den Kopf getroffen. Es 

zeigt den Herrn Bürgermeister. (GR Dr Kurt Stürzenbe-

cher: Das ist das erste Mal!) - Nein, nicht das erste Mal. 

Die Frau Glawischnig hat mir neulich auch ganz gut bei 

dem Bild gefallen, als sie verfolgt wurde. - Diese Karika-

tur zeigt den Herrn Bürgermeister abgehoben auf einem 

Sockel und unter ihm stehen die Bürger und sagen: „Er 

spricht nicht mehr zu uns …“ – „Ich waas es, oba i sag's 

net!“ - Er spricht nicht zu den Bürgern. Und er spricht 

schon gar nicht zu uns hier im Rathaus, denn er lässt 

sich nur noch hie und da zum Bejubeln sehen oder wenn 

er gar nicht anders kann, weil ihn die Geschäftsordnung 

dazu zwingt. Sonst ist er in diesem Haus, wo er doch 

immer behauptet, der Hausherr zu sein, nicht mehr zu 

sehen, meine Damen und Herren. Er traut sich nicht 

mehr herein! Das ist die Realität! So wie die Frau Vassil-

akou, die heute auch nicht da ist! (Beifall bei der FPÖ 

und von GR Dr Wolfgang Aigner. - GR Dr Kurt Stürzen-

becher: Bei Ihnen sind auch ein paar nicht da!)  

Die Verantwortlichen drücken sich vor der Verantwor-

tung! Das ist die Realität, meine Damen und Herren! 

Diese Sprüche vom Herrn Bürgermeister kommen in 

der Bevölkerung nur mäßig an. Sie lesen wahrscheinlich 

auch die Mails. Sie lesen wahrscheinlich auch die Twit-

ter-Botschaften und die Kommentare auf den Internetsei-

ten der Zeitungen. Das haben die Parteimanager mitt-

lerweile auch mitgekriegt, dass das beim Volk nicht so 

gut ankommt. Ein bisschen zurückgerudert hat er schon, 

der Herr Bürgermeister. Er hat gesagt: „Lassen Sie mir 

doch die kleinen Inszenierungen.“ Also, er soll von mir 

aus weiterinszenieren. Jetzt sollte er am besten wirklich 

Neuwahlen inszenieren. Denn bei dem, was er da ge-

macht hat, stimme ich ausnahmsweise einem Häupl-

Spruch zu, der in diesem Fall auf ihn zutrifft: „Wahlen 

sind immer Zeiten fokussierten Unsinns.“ Das ist wirklich 

fokussierter Unsinn, was hier gesagt wurde, meine Da-

men und Herren! 

Aber auch die grüne Koalitionspartnerin zeigt massi-

ve Zeichen von Realitätsverlust, meine Damen und Her-

ren. Beim Parteitag hat sie doch glatt gesagt: „Wenn 

Schwarz und Blau ihr Wort halten, wird unser Antrag im 

Landtag eine eindeutige Mehrheit finden.“ - Wer ist denn 

derjenige, der daran erinnern werden soll, dass das Wort 

zu halten ist, meine Damen und Herren? Wer denn?  

Der Herr Ellensohn hat gesagt, was eine sagt, ist 

nicht für alle bindend. Jetzt kriegt er wieder die roten 

Backen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es kommt zu-

rück, Herr Kollege, was man einmal gesagt hat! Das ist 

nicht mehr ungeschehen zu machen! Das ist die Realität! 

Ich verstehe, dass es Ihnen unangenehm ist, aber es 

muss gesagt sein, dass Sie hier gekniffen haben. Jetzt 

müssen Sie halt wieder zurück. Warum? Weil Ihr Wahl-

parteitag vor der Tür war, weil Sie wiedergewählt werden 

wollten. Sie haben bei der ganzen Geschichte eh mehr 

als die Frau Vassilakou gekriegt. Aber die ganze Stadt 

weiß, wie es wirklich läuft, nicht so, wie die Frau Vassila-

kou an diesem Parteitag gesagt hat: „Die ganze Stadt 

weiß es, Grün kann was.“ – „Yes you can!“, könnte man 

mit dem amerikanischen Präsidenten sagen.  

Dann wurde auch getwittert: „You'll never walk alone, 

Mary!“ - Sie soll walken! Sie soll gehen und sie soll so 

viel wie möglich bei der nächsten Wahl mitnehmen, aber 

nicht Wähler, sondern von den Leuten, die hier sitzen! 

Das kann ich Ihnen auch sagen, meine Damen und 

Herren!  

Sie werden Schwierigkeiten kriegen, auch wenn Sie 

bis jetzt nicht zu Unrecht geglaubt haben, ein bisschen 

etwas, von der SPÖ natürlich, dazuzugewinnen. Jetzt 

kriegen Sie eine Konkurrenz, weil jetzt kommen die wah-

ren GRÜNEN gemeinsam mit Wien Anders, die Ihnen 

auch das eine oder andere Prozent abzwicken werden. 

Es wird für die alte Koalition schwer werden, überhaupt 

noch eine Zweierkoalition zusammenzubringen. Viel-

leicht müssen Sie dann wirklich Wien Anders auch noch 

hineinnehmen. Dann wird es erst lustig werden, was Sie 

hier aufführen werden, meine Damen und Herren! Das 

kann ich Ihnen sagen! 

Dann der Klubobmann Schicker, der berühmt für sei-

ne Pressedienste im besten Parteichinesisch ist. Zwei-

einhalb Seiten hat er unter einer falschen Überschrift 

hinausgeschickt, weil wir haben hier keine Dringliche 

Anfrage, sondern wir haben einen Dringlichen Antrag. 

Aber das ist das Wenigste. Das, was er hintennach 

schreibt, ist höchstens zur Selbstberuhigung gedacht, so 

wie seine nervösen Spaziergänge hier im Vordergrund 

dieses Saales. Herr Kollege, ich wäre es auch! Aber 

schauen Sie einmal, was von dem Pressedienst draußen 

gebracht wurde. Sie werden in der Beziehung nicht mehr 

ernst genommen! Sie werden trotz 50 Millionen EUR 

Werbeausgaben nicht mehr ernst genommen, Herr Kol-

lege Schicker! Das ist die Realität! (GR Dipl-Ing Rudi 

Schicker: Das behaupten gerade Sie!)  

Dann werfen Sie uns Arbeitsverweigerung vor. Wir 

haben es heute schon einmal vom Kollegen Ulm gehört. 

Er hat mir das zu Recht vorweggenommen. Schauen Sie 

sich diese jämmerlichen Tagesordnungen an! Sie brin-

gen nichts mehr zusammen! Es kommt nichts mehr in 

die Ausschüsse außer Förderungen. Es kommt auch 

nichts mehr in dieses Haus. Beispiel Europaausschuss: 

Was tun wir denn seit einem dreiviertel Jahr? Absagen 

oder Tagesordnungen mit zwei Punkten. Sie haben 

großartig das Rederecht der Europaabgeordneten in 

diesem Haus verkauft. Nichts ist heuer, wie ich schon im 

Oktober gesagt habe, weil Ihnen das Thema Europa 
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unangenehm ist, Herr Kollege, weil Sie selber sehen, 

was alles schiefläuft. Es wird Ihnen, wenn es in Grie-

chenland so weitergeht, noch viel unangenehmer sein. 

So gesehen sollten wir eigentlich auf die Herbstwahlen 

warten, weil Ihnen dann noch mehr auf den Kopf fallen 

wird, meine Damen und Herren! Das ist einfach die Rea-

lität! 

Wie schaut es aus? Der Herr Bürgermeister, wie ge-

sagt, ist nicht da. Vielleicht räumt er schon seinen 

Schreibtisch auf, wenn er die 37-Prozent-Klippe mit 

seinem Schiff nicht mehr überqueren kann und sagt 

dann: „Ich habe es verhaut. Ich gehe.“ Das ist sehr im 

Bereich des Möglichen. Das wissen Sie selber, wenn Sie 

Ihre eigenen internen Umfragen anschauen. „Der Lotse 

geht zwar jetzt noch nicht von Bord“, wie es so schön in 

diesem berühmten Spruch und in dieser berühmten 

Karikatur heißt. Das war allerdings der Bismarck, ein 

bisschen ein anderer Mann als der Herr Häupl. Er geht 

zwar nicht von Bord, aber sein Schiff, die Queen Mary, 

schlingert bereits ganz gewaltig! Das kann ich Ihnen 

sagen und das wissen Sie selber genau!  

Ein Teil seiner Mann-/Frauschaft meutert, so hört 

man, besonders der griechische Teil der Besatzung. 

Aber auch bei der Stammcrew haben Sie Probleme, wie 

man hört, wenn man ein bisschen in das Ganze hinein-

hört. Einige der Offiziere suchen sich bereits feste Plätze 

an Land oder in Häfen, wie im Flughafen zum Beispiel. 

Oder nicht nur der Zahlmeister oder die Zahlmeisterin 

wirft begehrliche Blicke hinaus, auch der Bordarzt oder 

die Bordärztin und andere, wie man hört, und schauen 

sich draußen um sicherere Plätze um. 

Es sind auch schon ein paar von den unteren Leuten 

beim Gerangel um die Plätze in den Rettungsbooten 

über Bord gegangen, meine Damen und Herren. Diese 

Plätze, vor allem die letzten Plätze, die keine so großen 

Chancen mehr haben, dürften mitentscheidend dafür 

sein, wie der Wahltermin angesetzt wird. Warum? Da 

gibt es eine Gruppe, die sagt: „Je länger wir bleiben, 

umso schlechter wird es, also gehen wir schneller wäh-

len.“ Dann gibt es die zweite Gruppe, die sagt: „Ich habe 

eh keine Chance mehr, aber ein halbes Jahr oder 7, 8 

Monate noch kassieren, ist auch nicht schlecht, also 

warten wir lieber zu.“ Dazu die Problematik der oberös-

terreichischen und der steirischen Wahlen und einiges 

andere mehr. Wir werden sehen, welche der beiden 

Gruppen in Wien gewinnen wird. Ich habe doch das 

Gefühl, dass wir früher wählen gehen werden, weil Sie 

es mit diesem Gerangel einfach nicht mehr aushalten.  

Die Sprüche des Bürgermeisters in seiner Verzweif-

lung, zum Beispiel das Abqualifizieren seines Kollegen 

Voves, der nach langer Zeit endlich erkennt, wie es wirk-

lich läuft, oder auch des burgenländischen Landes-

hauptmanns, die auch die Wahlen vor sich haben, wo er 

dem Kollegen Voves ausrichten lässt, er soll zur PEGIDA 

gehen, zeigen, wie es in der SPÖ ausschaut. Jetzt ist er 

übrigens interessanterweise auch gegen Vermögens-

steuern. Also, er versucht, in alle Richtungen zu rudern 

und herumzuschlagen. Aber es wird ihm nicht mehr 

reichen, meine Damen und Herren. Warum? Den Wähler 

interessieren Arbeitsplätze und nicht die Unterstützung 

von randalierenden Demonstranten. Die Wähler wollen 

Ruhe und Ordnung in den Gemeindebauten und keine 

Multikulti-Experimente. Die Wähler wollen Sicherheit in 

den Öffis und auf den Straßen und Plätzen und nicht 

steigende Kriminalität. Die Wähler wollen ordentliche 

Schulen für ihre Kinder und nicht einen hohen Prozent-

satz an Schülern, die keinen Grundschulabschluss 

schaffen, weil der Deutschunterricht mangelhaft ist. Und 

die Wiener und Wienerinnen wollen vor allem, und dafür 

sind wir eigentlich gewählt, dass wir ihre Interessen und 

die Interessen der autochthonen Bevölkerung in diesem 

Land vertreten, in den Mittelpunkt unserer Arbeit stellen 

und keine Märchenstunden aus der Mercer-Studie hören, 

Herr Kollege Stürzenbecher! Smart-City-Bluffs und diese 

ganzen Sachen interessieren die Bürger weniger. Sie 

wollen eine sichere und lebenswerte Stadt, in der sie 

sich auch in Zukunft daheim fühlen können und in der 

ihre Enkel eine Zukunft haben.  

Bgm Lueger, den Sie angegriffen haben, hat immer-

hin ein Denkmal, mit Recht, wenn es auch einige unter 

Ihnen schiefstellen wollten. Ob man dem Bgm Häupl 

jemals ein Denkmal bauen wird, wage ich zu bezweifeln! 

(Beifall bei der FPÖ und von GR Dr Wolfgang Aigner.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Kollege Jung, 

wenn Sie eine Kommunikationsmöglichkeit hätten, hätten 

Sie erfahren können, dass ich bei der letzten Präsidial-

sitzung die Klubdirektoren gebeten habe, für die Ge-

meinderatssitzung im April Vorbereitungen zu treffen, 

dass die EU-Abgeordneten in diesem Haus wieder spre-

chen werden. Alles, was Sie sonst behauptet haben, hat 

den Wahrheitsgehalt wie das andere. (GR Mag Wolfgang 

Jung: Ich habe in der letzten Sitzung danach gefragt! 

Das war vorige Woche und da war noch nichts bekannt!) 

Möglicherweise haben Sie schon voriges Jahr im Sep-

tember gefragt. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, das erste 

Mal!)  

Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR 

Dipl-Ing Schicker und ich erteile es ihm. (GR Mag Dr 

Alfred Wansch: Überraschung! Überraschung!) 

GR Dipl-Ing Rudi Schicker (Sozialdemokratische 

Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe nachgedacht, ich habe eigentlich noch nie 

an einem Freitag nach dem Aschermittwoch eine derarti-

ge Büttenrede gehört, wie Sie der Herr Jung gerade 

geliefert hat. Es ist etwas Neues. Insofern bin ich dank-

bar dafür, dass die Freiheitlichen einen Dringlichen An-

trag eingebracht haben. 

Es hat mir auch die Gelegenheit gegeben, zu testen, 

ob denn die Freiheitlichen, zumindest einer von Ihnen, 

auch den Text lesen, den man aussendet. Tatsächlich ist 

der Herr Kollege Jung des Lesens mächtig und hat fest-

gestellt, dass ich Dringliche Anfrage statt Dringlichen 

Antrag geschrieben habe. Ich habe mir nämlich nicht 

vorstellen können, dass man einen Antrag an den Bür-

germeister in einer Angelegenheit stellt, wo der Gemein-

derat eh selber entscheidungsfähig ist. Warum stellt man 

einen Antrag an den Bürgermeister, wenn man eigentlich 

selber entscheiden kann? Ganz offensichtlich sind die 

Freiheitlichen eh draufgekommen, weil Sie dann einen 
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zusätzlichen Antrag auf sofortige Auflösung eingebracht 

haben, ohne dass man den Herrn Bürgermeister ein-

schaltet.  

Herr Kollege Jung, ich verstehe vollkommen, dass 

der Stadtsenat hier nicht anwesend ist, weil im Grunde 

geht es um die Auflösung des Gemeinderates und nicht 

um die Auflösung des Stadtsenates. Wenn sich der 

Stadtsenat auflösen will, dann wird er das schon alleine 

machen. Aber wenn wir uns als Gemeinderat auflösen 

wollen, dann ist das schon unsere eigene Angelegenheit, 

noch dazu, wo wir das Recht dazu haben (GR Mag Diet-

bert Kowarik: Dann stellen Sie einen Antrag!) und Sie 

offensichtlich auch das eine oder andere in der Ge-

schäftsordnung gelesen und verstanden haben. Bei 

vielen Anträgen glaube ich nicht, dass das der Fall ist, 

aber in dem Fall scheint doch ein weiteres Lesen den 

Lernerfolg erbracht zu haben.  

Sehr geehrte Damen und Herren, leider hat mir der 

Kollege Ellensohn das schon weggenommen. Im Grunde 

ist es wie jedes Mal. Eine Legislaturperiode neigt sich 

dem Ende zu und dann kommen die lustigen Anträge, 

wo man dann feststellen muss, dass die Opposition 

arbeitsmüde ist. (GR Mag Wolfgang Jung: Der Bürger-

meister sollte sich die Koalitionsfrage stellen!) Da wird 

man sehr arbeitsmüde, wenn man nichtamtsführende 

Funktionen hat. Wenn man sozusagen im Stadtsenat 

sitzt und dort nichts zu tun hat, wird man schlicht müde. 

Das ist sonnenklar. Daher ist für mich auch sonnenklar, 

dass Sie diesen Zustand schnell beenden wollen. Viel-

leicht ist Ihnen fad geworden, aber ich glaube eher, Sie 

sind arbeitsmüde.  

Herr Kollege Jung, ich habe Ihnen nicht Arbeitsver-

weigerung vorgeworfen. Wenn eine Partei nichts arbei-

tet, dann kann man ihr nicht Arbeitsverweigerung vorwer-

fen! Das funktioniert nicht! (Beifall bei der SPÖ.)  

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben heute 

das fünfjährliche Schauspiel der Opposition. Es wird 

dargestellt, dass alles schlecht ist, alles kaputt ist, alles 

nicht funktioniert und die Stadt kaputt gemacht wird.  

Herr Kollege Juraczka, Sie haben uns vorgerechnet 

über 20 Jahresperioden. Ich weiß schon, es gibt auch 

Langzeitökonomie, aber bleiben wir einmal bei dem, was 

in dem wirtschaftlich nicht besonders erfolgreichen Jahr 

2014 der Fall war. Da war zum Beispiel der Anstieg der 

unselbstständig Beschäftigten in Wien um 0,6 Prozent, in 

Österreich um 0,6 Prozent. Also, wir sind genau im öster-

reichischen Schnitt gelegen, und das bei einer Situation, 

wo Wien für 260 000 Einpendler Arbeit zur Verfügung 

stellt und daher nicht nur die Wienerinnen und Wiener, 

sondern auch viele Burgenländer, viele Niederösterrei-

cher nach Wien kommen und hier Arbeit finden, qualifi-

zierte Arbeit in der Regel, höchstqualifizierte Arbeit sehr 

oft.  

Ich habe schon vernommen, wie Sie gelacht haben, 

weil der Kollege Stürzenbecher wiederum, wie Sie mei-

nen, darauf hingewiesen hat, dass Wien in vielen inter-

nationalen Rankings hervorragend vorkommt. (GR Mag 

Wolfgang Jung: Bei einem hat er nur gesagt!) Wenn Sie 

zum Beispiel bei Mercer, und das hat er erwähnt, fünf 

Mal ununterbrochen zum Weltmeister erklärt werden, so 

wäre, wäre das ein Sportler, er dann ein österreichischer 

Nationalheld. Was ist Wien für die FPÖ? Für die FPÖ ist 

Wien schlecht, ist unter jeder Kritik, und für die ÖVP 

offensichtlich auch, wie wir das heute gehört haben. Sehr 

geehrte Damen und Herren, wenn Sie wirklich andere 

Rankings brauchen, um es beurteilen zu können, dann 

sage ich Ihnen auch, dass das UN-Habitat im „City Pros-

perity Index“ Wien auf Platz 1 gesetzt hat. Wenn Sie 

noch etwas brauchen, gibt es auch „Best Cities For Y-

oung People To Live In“ 2013, in list25.com wiederzufin-

den, Platz 1 für Wien. Im „Global Liveability Ranking“ 

2014 Platz 2 für Wien.  

Das Smart-Cities-Ranking, das Sie hier versucht ha-

ben, lächerlich zu machen, weil Sie meinen, Smart Cities 

seien nur etwas Lustiges, hat nicht etwas mit smarten 

Autos zu tun, hat nicht etwas mit smarten Uhren zu tun, 

sondern es hat mit intelligenter Stadtpolitik zu tun. Ich 

kann Ihnen dann einmal eine Broschüre des SPÖ-Klubs 

geben. Darin ist das genau aufgelistet. Vielleicht können 

Sie das auch lesen. Dass Sie des Lesens mächtig sind, 

haben wir heute ja feststellen können. Im Smart-Cities-

Ranking sind wir auf Platz 3. Da können wir uns verbes-

sern. Da ist einiges zu leisten. Genau deswegen gibt es 

die Smart-City-Strategie in unserer Stadt. (GR Mag Dr 

Alfred Wansch: Und was hat das gekostet?) 

Wenn Sie uns, nämlich beide Parteien, hier immer 

wieder unterstellen, dass die Gebührenlawine in Wien 

derartig arg sei und dass durch die Abgabenlawine je-

denfalls alle Menschen in dieser Stadt verarmen, sehr 

geehrte Damen und Herren, was übersehen Sie da al-

les? 

Sehr geehrte Damen und Herren, was übersehen Sie 

da alles? 

Sie übersehen zum Beispiel, dass es in Wien, näm-

lich rund um das Jahr, den Ganztageskindergarten zum 

Nulltarif gibt. Das sind Einsparungen für die Familien, die 

sich gewaschen haben! Wenn Sie das nicht anerkennen, 

dann negieren Sie schlicht und einfach, dass damit junge 

Familien, die finanziell meistens sowieso nicht besonders 

gut dastehen, weil sie erst am Beginn der Karriere sind, 

weil sie die Kinder großziehen müssen, von der Stadt 

massiv entlastet wurden - und zwar nahezu 365 Tage im 

Jahr! Da gibt es nur ganz, ganz wenige Schließtage.  

In Vorarlberg, wo die ÖVP regiert, in Vorarlberg, wo 

die Freiheitlichen lange Zeit an der Regierung waren, 

sind es neun Wochen an Schließtagen. Das ist schlechte 

Politik, wenn man die Kinder neun Wochen den Eltern 

überlässt, und die sollen schauen, wie sie das machen, 

wenn die Eltern gerade einmal fünf Wochen Urlaubsan-

spruch haben. Das ist schlechte Politik! (Beifall bei der 

SPÖ.)  

Da ist in Wien die Situation grundlegend anders. Das 

ist auch notwendig, denn wenn wir wollen, dass alle 

Intelligenz dieser Stadt, dass alles Wissen dieser Stadt, 

dass jeder Mensch sich einbringen kann, beruflich erfolg-

reich sein kann, dann brauchen wir das! Ansonsten ist 

die Hälfte dieser Bevölkerung ausgeschlossen von politi-

scher und auch wirtschaftlicher Aktivität. Genau dafür 

und zielgenau gibt es deswegen den Gratiskindergarten 

in Wien.  
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Eine zweite Sache, die Sie ganz geflissentlich ver-

schweigen, ist: Es gibt in Wien für die Wiener Linien, für 

24 Stunden Betrieb an 365 Tagen im Jahr, die Netzkarte 

um 365 EUR im Jahr. Eine Vergünstigung um 84 EUR 

damals, bei der Einführung – 84 EUR Vergünstigung! 

Das hat damals noch immer eine stärkere Einsparung für 

die Familien erbracht, als das bisschen Adaptieren beim 

Wassertarif gekostet hat. (GR Mag Wolfgang Jung: 39 

Prozent sind ein bisschen ...) 

Weil Sie immer den Wassertarif anführen: Gehen Sie 

einmal in ein Kaffeehaus! Nehmen Sie gleich das Land-

tmann vis-à-vis: Dort zahlen Sie zwischen 2 und 3 EUR 

für ein Glas Wasser. Für ein Glas Wasser, wo er mehre-

re Hektoliter um diese 3 EUR aus der Leitung bekommt! 

Das ist der Unterschied.  

Dort können Sie einmal nachfragen, wie das mit 

Preisen ist (GR Mag Dietbert Kowarik: Die Konsumen-

ten ...), dass die ungerechtfertigt sind, weil die Geste-

hungspreise so niedrig sind. Wenn Sie aber sagen, dass 

wir das erhöht hätten, und geflissentlich die Verbesse-

rungen, die Verbilligungen, die bei Wiener Tarifen einge-

führt wurden, außer Acht lassen, dann ist das eine fal-

sche Darstellung der Realitäten in dieser Stadt! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir können auch 

viele, viele Punkte aus Ihrer Liste herausholen, aber 

einen kann ich Ihnen schlicht und einfach nicht ersparen. 

Sie haben es heute schon von vielen Rednern gehört, 

auch in der Fragestunde. Aber wenn Sie darauf hinwei-

sen, dass Wien so intransparent ist, dass der Schulden-

stand unbekannt ist und alles verschleiert wird, sehr 

geehrte Damen und Herren, so empfehle ich Ihnen Fol-

gendes: Da gibt es diesen roten Ordner, der heißt 

„Rechnungsabschluss der Stadt Wien“. Sie können es 

auch elektronisch dort nachsehen. Gehen Sie auf die 

Seite 285, dort werden Sie für das Jahr 2013 den dort 

befindlichen Finanzschuldenbericht sehen. Dort ist - ich 

gebe zu, in nicht reißerischer, sondern sachlicher Dar-

stellung - die Finanzschuldensituation für die tatsächlich 

interessierten Leserinnen beziehungsweise ebensolchen 

Leser aufbereitet.  

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist transparent 

in Wien! Und es war transparent, bevor in Kärnten und in 

Salzburg oder wo auch immer, in welchem Bundesland 

immer aufgedeckt wurde, dass es dort intransparent ist 

oder gar nicht aufgezeigt wird. (GR Mag Dr Alfred 

Wansch: Wo ist das ...) Seite 285, Herr Wansch, schla-

gen Sie es auf! Sie sind, habe ich gehört, der Elektronik 

auch kundig, aber wenn nicht, dann werde ich Ihnen eine 

Kopie dieser Seite zukommen lassen. Dann können Sie 

es sich einmal durchlesen, und dann werden Sie drauf-

kommen, dass das stimmt, was ich sage. (Beifall bei der 

SPÖ. - Zwischenruf von GR Mag Dr Alfred Wansch.)  

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch wenn Sie be-

haupten, dass die Integrationspolitik in Wien derart ver-

fehlt ist, dass gar nichts mehr funktioniert und alles nur 

schlecht ist, und dabei anführen, dass es in Wien nur 

mehr salafistische Kindergärten gibt - oder in einer ver-

gleichbar merkwürdigen Formulierung war das gebracht -

, dann sei Ihnen Folgendes ins Stammbuch geschrieben: 

Kinderbetreuungseinrichtungen werden von Vereinen 

betrieben, diese Vereine werden genau analysiert. Es 

gibt unangemeldete jährliche Qualitätskontrollen, egal, 

ob das wirtschaftliche Unternehmen sind, ob das Vereine 

mit ideologischem Hintergrund oder religiösem Hinter-

grund sind, egal, ob katholisch, evangelisch, jüdisch oder 

islamisch. Alle werden kontrolliert, und zwar unangemel-

det.  

Salafistische Kindergärten: So, wie es der Herr Aslan 

beschreibt, ist er die Liste der hunderten, die es in Wien 

angeblich gibt, bisher noch schuldig - weil es sie gar 

nicht gibt! (Zwischenruf von GRin Ing Isabella Leeb.) Das 

soll der Herr Aslan einmal auf den Tisch legen, dann 

können wir darüber reden, was er eigentlich meint. Das 

sind ganz sicher nicht Kindergärten in diesem Ausmaß, 

denn das ist gar nicht möglich. (GR Armin Blind: Was 

jetzt - nicht oder nicht in diesem Ausmaß?) 

Wenn man jetzt auch noch davon spricht, dass wir 

insgesamt in dieser Stadt keine Integrationspolitik haben, 

dann ist auch das falsch. (GR Mag Wolfgang Jung: Nicht 

keine, sondern keine erfolgreiche! Das ist ein Unter-

schied!) Und dass wir zu spät auf die Radikalisierung in 

manchen schmalen Segmenten der Zuwanderer reagiert 

hätten - da kann man nur sagen: Sie haben offensichtlich 

verpasst, dass es seit dem vergangenen Frühjahr, näm-

lich seit schon fast einem Jahr, ein Netzwerk für Deradi-

kalisierung und Prävention in Wien gibt, wo der Stadt-

schulrat, wo die Polizei, wo die Abteilungen der Kinder- 

und Jugendwohlfahrt und auch der außerschulischen 

Jugendbetreuung sowie die Kindergärten zusammenge-

fasst sind, wo ein sehr massives, intensives Programm 

der Schulung und der Verbesserung des Informations-

standes, der Verbesserung der Skills, die die Menschen 

in diesen Berufen haben, gebracht wird, damit sie mit 

solchen Situationen besser umgehen können.  

Es geht ja um Prävention und nicht darum, dass man 

irgendwelche Sprüche loslässt, wo man dann behauptet 

- so wie Sie im Dringlichen Antrag in der Begründung -, 

dass wir Salafisten ihre Kriegswunden pflegen, damit sie 

nachher wieder wen totschießen können. Das - und da 

hat Herr Stürzenbecher vollkommen recht - ist men-

schenverachtend, was Sie schreiben!  

Sie sind vereidigt als Gemeinderat dieser Stadt, ver-

eidigt auf die Republik und auf die Stadt. Dann haben 

Sie die Verpflichtung, wenn Sie von so etwas wissen, 

das auch strafrechtlich ahndbar zu machen und anzuzei-

gen. Tun Sie das, wenn Sie das wissen, tun Sie das! 

(Beifall bei der SPÖ.) 

Dann gibt es einen weiteren Bereich, der immer wie-

der von Ihnen angeführt wird. Da merkt man dann, für 

welche Bevölkerungsgruppe, für welche Menschen denn 

eigentlich Ihr Herz schlägt: ganz sicher nicht für die 

Schwachen, ganz sicher nicht für die, die durch Schick-

salsschläge in der Gesellschaft Schwierigkeiten haben, 

und ganz sicher nicht für jene, die nicht aus Eigenem, 

sondern aus unternehmerischen Entscheidungen auf 

einmal arbeitslos sind. (Zwischenruf von GR Mag Wolf-

gang Jung.) 

Wenn die Mindestsicherung nicht bestünde, dann 

hätten wir in Wien eine ganz andere Situation! Ich darf 

hier nur zitieren, was Martin Schenk von der Diakonie zur 
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Gestaltung der sozialen Absicherung der Menschen in 

Österreich und speziell in Wien gesagt hat. Er hat ge-

sagt, dass es gelungen ist - trotz der Krisensituation, in 

der wir seit Herbst 2008 leben -, dass die soziale Absi-

cherung der Menschen gegeben ist, dass sie nicht ins 

Bodenlose fallen, dass sie eben nicht, so wie Sie das 

vermutlich gerne hätten, als Entrechtete herumrennen 

und dann vielleicht einmal als die Verbrecher gebrand-

markt werden könnten, die sie werden müssen, wenn 

man ihnen das Leben nicht einigermaßen sichert.  

Es sind in Summe nicht einmal 14 000 Personen, die 

im Jahr 2014 als Vollbezieher der Mindestsicherung in 

Wien gelebt haben. 14 000 Personen, und alle anderen 

waren zum Beispiel Frauen, die unter geringfügiger Be-

schäftigung oder Kurzzeitbeschäftigung arbeiten muss-

ten, weil sie keinen anderen Job bekommen haben. 

Genau gegen diese wenden Sie sich, wenn Sie immer 

die Mindestsicherung angreifen! Wir als Sozialdemokra-

ten sichern für diese Menschen jedenfalls die Existenz 

und helfen ihnen, dass sie auch tatsächlich zu Rande 

kommen können, wieder Fuß fassen können und für die 

Zukunft neue Hoffnung schöpfen können. (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.) 

Wenn Sie hier auch behaupten, dass wir in Wien kei-

nen sozialen Wohnbau mehr haben: Na ja, ich weiß 

nicht, was Sie darunter verstehen - jedenfalls nicht das, 

was die Menschen unter sozialem Wohnbau verstehen. 

Den gibt es nämlich in Wien: Es sind allein im Jahr 2014 

20 000 Menschen in geförderte Neubauwohnungen 

eingezogen. 7 273 sind im vergangenen Jahr fertigge-

stellt worden. Wenn Sie dazu sagen, das ist nichts, so 

weiß ich nicht, was für Sie dann etwas wäre. (GR Mag 

Dietbert Kowarik: ... Gemeindebau, Herr Kollege!) 

7 273 Wohnungen sind jedenfalls ein Fördervolumen 

von 640 Millionen EUR im Jahr. So viel gibt die Stadt 

Wien wirklich aus, zum Unterschied von anderen Bun-

desländern, die das lieber in den Güterwegebau oder in 

die Finanzierung von irgendwelchen Finanzgespinsten 

stecken oder den Banken schon längst zediert hatten.  

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch wenn Sie kri-

tisieren, dass wir Öffentlichkeitsarbeit machen (Heiterkeit 

bei GR Mag Wolfgang Jung.): Ich kann Ihnen nur sagen, 

ich habe eines der ganz großen Projekte als Stadtrat 

mitbegleitet, nämlich den Neubau des Wiener Haupt-

bahnhofes. Wenn wir beim Neubau des Wiener Haupt-

bahnhofes keine zusätzliche Informationstätigkeit ge-

macht hätten, dann hätte es in Wien so ausgeschaut wie 

in Stuttgart: Krawalle, Besetzungen, Verschiebungen, 

Verzögerungen, Kostensteigerungen ins Unendliche.  

Was war bei uns? Die Bürgerinnen und Bürger waren 

informiert, sie waren eingebunden. (StR Mag Manfred 

Juraczka: Wer hat die Kampagne organisiert?) Und das 

Projekt ist genau so abgerechnet worden, wie es abzu-

rechnen war, nämlich genau im Finanzrahmen. So macht 

man Stadt, so baut man Infrastruktur in einer Stadt, und 

dafür braucht man Geld für Informationspolitik! (Beifall 

bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich komme damit 

zum Schluss. Ich finde es etwas merkwürdig, wenn man 

hergeht und einen Dringlichen Antrag dort an den Bür-

germeister richtet, wo man selber handlungsfähig wäre. 

Wenn man dann auch noch zusätzlich zeigt, dass man 

ohnehin weiß, wie es geht, dann hat der Bürgermeister 

recht, wenn er dieser Veranstaltung schlicht und einfach 

nicht beiwohnt. (GR Mag Wolfgang Jung: Wann war er 

denn da in letzter Zeit?) Denn Sie haben ja die Möglich-

keit, diese Lösungen selber zu treffen.  

Ich kann Ihnen eines sagen: Die Erfahrungen, die 

Österreich mit der Regierungsbeteiligung der FPÖ ge-

macht hat - da ist nichts besser geworden! Es würde 

auch in Wien nichts besser werden, wenn die FPÖ an 

der Regierung wäre.  

Liebe amtsmüde Kollegen von der FPÖ! Die Wiener 

Regierung wird weiterarbeiten. Die SPÖ wird selbstver-

ständlich ihre Aufgaben weiter erfüllen, genauso wie das 

die GRÜNEN-Kollegen machen werden. Und dem Neu-

wahlantrag werden wir selbstverständlich nicht zustim-

men! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum zweiten Mal 

zum Wort gemeldet hat sich GR Mag Jung. (Oh!-Rufe 

bei der SPÖ.) Seine Restredezeit beträgt sieben Minu-

ten. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Danke, so lang wird es nicht dauern.  

Nach dieser gefährlichen Drohung des Klubobmanns 

der SPÖ - Sie werden so weitermachen wie bisher für 

die Wiener - ein paar Richtigstellungen. (GR Dipl-Ing 

Rudi Schicker: Soll ich jetzt einen Ordnungsruf verlan-

gen?) Was ist? (GR Dipl-Ing Rudi Schicker: Sie werfen 

mir gefährliche Drohung vor?) Na, verlangen Sie ihn, 

bitte schön! (GR Heinz Hufnagl: Im Austeilen ... - Weitere 

Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): 

Kollege Jung! 

Wissen Sie, jemand, der im Glashaus sitzt, soll nicht 

mit Steinen werfen. Sie fordern mich regelmäßig auf, 

genau derartige Hinweise zu ahnden.  

Ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf. (Beifall bei der 

SPÖ.) 

GR Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): Danke. - Herr 

Vorsitzender, es geht aber schon um eines bei der Ge-

schichte (GR Kurt Wagner: Das ist ein Stichwort ...): Mit 

der Zeit versuchen Sie, jegliche Diskussion mit politi-

schen Begriffen - und die „gefährliche Drohung“ ist ein 

durchaus gängiger Begriff - zu verpönen! (GR Mag Dr 

Alfred Wansch: ... Meinungs- und Redefreiheit!) Von mir 

aus, es stört mich weiter nicht. Herr Kollege Schicker, 

Sie haben in der Früh einen Ordnungsruf gekriegt, ich 

kriege jetzt einen. Die Geschichte hat sich.  

Aber ich komme jetzt zu den Fakten. (GR Kurt Wag-

ner: ... wie im Kindergarten!) Sie haben gesagt: „Na, das 

bisschen an Erhöhungen, das wir eingeführt haben.“ und 

das Wasser als Beispiel genommen. 39 Prozent Tarifer-

höhung sind bei Ihrer sozialen SPÖ „ein bisschen“ Erhö-

hung? (GR Dipl-Ing Rudi Schicker: Was ist das in Euro?) 

Na, danke schön, wenn das „ein bisschen“ Erhöhung ist, 

Herr Kollege! (GR Dipl-Ing Rudi Schicker: Sagen Sie das 

in Euro pro Kubikmeter!)  

Bitte? (GR Dipl-Ing Rudi Schicker: Das wissen Sie 

nicht einmal! - GR Heinz Hufnagl: In 15 Jahren ...) Ich 
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rede von 39 Prozent, um die Sie erhöhen! Das geht ja 

nicht nur beim Wasser, das geht bei allen möglichen 

Tarifen. Der Kollege Schock stellt Ihnen vielleicht seine 

Broschüre zur Verfügung, dann können Sie nachlesen, 

wo Sie überall erhöht haben! 

Sie können darüber nicht hinwegreden - genau so, 

wie Sie bei den Frankenkrediten mit dem Rollieren uns 

einreden wollen, dass das nichts kostet. (Heiterkeit bei 

GR Dipl-Ing Rudi Schicker.) Bankgebühren kosten 

nichts, Herr Kollege, und die ganzen Geschichten - hö-

ren Sie doch auf! Die Wiener glauben Ihnen das schon 

längst nicht mehr.  

Aber gehen wir weiter. Tschetschenen, die Sie ange-

sprochen haben, Terroristen - lesen Sie den Artikel in der 

Frankfurter Zeitung: Wien als europäisches Zentrum des 

Tschetschenen-Terrors! Herr Kollege, Sie wollen es nicht 

sehen, Sie gehen jetzt wieder weg. Sie laufen vor der 

Realität davon, wie Sie draußen auch weglaufen. (Zwi-

schenrufe bei SPÖ und FPÖ.)  

Aber Ihnen laufen die Bürger weg! Fragen Sie Ihre 

eigenen Funktionäre, die von Wohnung zu Wohnung 

gehen müssen: Da bekommen Sie andere Kommentare. 

Aber Sie werden es ja sehen, spätestens, sage ich, 

spätestens im Oktober, Herr Kollege! 

Wenn Sie sagen, sie haben uns nicht Arbeitsverwei-

gerung vorgeworfen, dann lese ich aus Ihrem eigenen 

Pressedienst vor: „Nicht nur, dass der FPÖ nach vierein-

halb Jahren die Luft ausgeht und sie Neuwahlen ausru-

fen möchte, was an Arbeitsverweigerung grenzt“ - Sie 

kennen ja Ihre eigenen Pressedienste nicht! 

Wahrscheinlich hätten Sie sonst auch nicht die fal-

sche Überschrift gewählt, denn wir haben heute keine 

Dringliche Anfrage, sondern wir haben einen Dringlichen 

Antrag. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ja, das ist 

schon ein bisschen ein Unterschied, denn dann hätte 

wenigstens der Bürgermeister allerdings da sein müs-

sen. Das ist das Faktum.  

Im Übrigen: Wir sehen uns ohnehin demnächst im 

Landtag wieder, wo wir die gleiche Thematik diskutieren 

werden. Dann wird es spannend, wie sich die GRÜNEN 

winden und drehen! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf 

von GRin Birgit Hebein.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. (Beifall bei der SPÖ.) Die De-

batte über die Besprechung des Dringlichen Antrags ist 

somit beendet. (Unruhe im Saal.) Bitte, es dauert nur 

noch eine halbe Minute. 

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung 

dem Herrn Bürgermeister zu.  

Eingebracht wurde ein Beschlussantrag der FPÖ, 

ausführlich referiert. Die sofortige Abstimmung wurde 

verlangt. Wer diesem Beschlussantrag die Zustimmung 

gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die 

Minderheit, der Antrag ist abgelehnt. 

Die Gemeinderatssitzung ist geschlossen.  

Schönen Abend! 

 

 

 

(Schluss um 16.17 Uhr.)

 

 


